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1 Einleitung 

Rüstungspolitik umfasst sämtliche staatlichen Entscheidungen und Maßnahmen, die der 

Beschaffung von materiellen und immateriellen Mitteln zu militärischen Zwecken 

dienen.1 Zentrales Merkmal solcher Mittel, die auch als Rüstungsgüter (oder 

Verteidigungsgüter) bezeichnet werden, ist, dass der Staat als Inhaber des 

Gewaltmonopols diese für die Bereitstellung des öffentlichen Gutes2 äußere Sicherheit

benötigt bzw. hierfür als erforderlich erachtet.3 Die angesprochenen staatlichen 

Entscheidungen und Maßnahmen zur Beschaffung von Rüstungsgütern betreffen 

einerseits Gebiete der militärischen Bedarfsplanung und der Gestaltung entsprechender 

Erwerbsvorgänge, d.h. Fragen bezüglich der Fähigkeitsanforderungen, der 

Anschaffungszeit und -menge, der Wahl der Vertragspartner/Lieferanten sowie Aspekte 

der Vertragsgestaltung. Andererseits betreffen diese Entscheidungen und Maßnahmen 

aber auch die Strukturierung und Stellung der zur Beschaffung von Rüstungsgütern 

erforderlichen industriellen Kapazitäten4, d.h. Fragen bezüglich des staatlichen 

1 Vgl. Rudolf, P., Rüstungspolitik, 2002, S. 826. Materiellen und immateriellen Mitteln zu militärischen 
Zwecken ist gemein, dass sie für den Einsatz bei militärischen Operationen oder zu deren Unterstützung 
geeignet sind. Unter materiellen Mitteln sind hier in einem engeren Sinne Waffensysteme, wie 
Kampfpanzer, Kampfflugzeuge oder Kriegsschiffe, Handfeuerwaffen aber auch nicht-letale Wirkmittel, 
wie Blendgranaten oder Nebeltöpfe, sowie militärische Führungs- und Aufklärungssysteme zu verstehen. 
In einem weiteren Sinne sind hierunter aber auch Mittel zu verstehen, die sich sowohl für zivile als auch 
militärische Verwendungen eignen, wie beispielsweise Transportfahrzeuge, handelsübliche 
Telekommunikationsanlagen bis hin zu Kraftstoffen. Entsprechend können sich immaterielle Mittel im 
hiesigen Kontext beispielsweise als Dienstleistungen im Bereich der militärischen Forschung und 
Entwicklung oder der Wartung und Instandhaltung militärischer Ausrüstungsgegenstände darstellen. Vgl. 
Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Demand, 2010, S. 49. 
2 (Reine) öffentliche Güter werden im Allgemeinen dadurch definiert, dass es nicht möglich (bzw. 
wünschenswert) ist, ein Individuum vom Konsum dieser Güter auszuschließen (Versagen bzw. 
Nichtanwendbarkeit des Marktausschlussprinzips) und dass die Inanspruchnahme solcher Güter durch ein 
Individuum die Konsummöglichkeiten weiterer Individuen nicht beeinträchtigt (Nichtrivalität im 
Konsum). Vgl. ausführlich hierzu z.B. Stiglitz, E., Finanzwissenschaft, 1989, S. 114-137; auch Baßeler, 
U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 44-46. 
3 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Framework, 2010, S. 25; auch Glismann, H. H./Horn, E.-
J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 4. 
4 Mit diesen industriellen Kapazitäten sind hier Unternehmen angesprochen, die (u.a.) Rüstungsgüter 
anbieten. Solche Unternehmen werden regelmäßig als Rüstungsunternehmen bezeichnet, deren 
Gesamtheit mit einem regionalen oder bündnispolitischen Bezug zur Rüstungsindustrie oder auch zur 
rüstungs(technologischen und)-industriellen Basis (RTIB) zusammengefasst wird (z.B. die deutsche oder
französische Rüstungsindustrie, die rüstungsindustrielle Basis der EU oder der NATO). Nicht zuletzt 
aufgrund der breiten Güterpalette, die durch staatliche Rüstungsagenturen beschafft werden (von Waffen 
und Munition bis hin zu Möbelstücken) oder der Tatsache, dass Rüstungsagenturen nur in seltenen Fällen 
die einzigen Kunden für Unternehmen sind, ist eine abschließende und allgemeingültige Definition der 
Begriffe Rüstungsunternehmen und Rüstungsindustrie (sowie sprachlicher Abwandlungen hiervon wie 
beispielsweise wehrtechnische Industrie, Verteidigungsgüterindustrie oder Landrüstungsindustrie) 
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Einflusses auf einheimische Unternehmen, etwa durch staatliche Beihilfen, 

Beteiligungsformen oder den bevorzugten Einkauf bei inländischen Anbietern. Die 

Behandlung der zuletzt genannten Fragestellungen wird dem Bereich der 

Rüstungsindustriepolitik zugeschrieben, die als Teilbereich der Rüstungspolitik 

betrachtet werden kann.5

Traditionell bildet die Rüstungspolitik einen ausschließlich nationalstaatlich 

organisierten Bereich. Auch innerhalb der Europäischen Union (EU) hat das 

Autonomiestreben der Mitgliedstaaten in diesem politischen Feld bislang verhindert, 

eine entsprechende Souveränitätsübertragung auf europäische Institutionen zuzulassen. 

Diese traditionelle Einstufung kann auch zur Erklärung dafür dienen, weshalb die 

rüstungspolitische Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten nicht mit der hohen 

Geschwindigkeit des europäischen Integrationsprozesses mithalten konnte.6 Vor dem 

Hintergrund, dass die Mitgliedstaaten grundsätzlich ihre eigene Rüstungspolitik in 

abgeschotteten Heimatmärkten betreiben, wird häufig von einer Fragmentierung oder 

Zersplitterung der europäischen Rüstungs- bzw. Verteidigungswirtschaft gesprochen.7

Rechtliche Rückendeckung erfährt diese vorrangig nationale Orientierung durch Artikel 

346 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)8, der es den 

Mitgliedstaaten erlaubt, europarechtliche Vorgaben außer Acht zu lassen, sofern sie bei 

Maßnahmen, welche die Produktion oder den Handel von �Waffen, Munition und 

Kriegsmaterial� betreffen, wesentliche Sicherheitsinteressen beeinträchtigt sehen.9

schwierig. Vgl. zu dieser Definitionsproblematik ausführlich z.B. Dunne, J. P., Defense Industrial Base, 
1995, S. 402-406 m.w.N.; auch Hartley, K., Procurement, 2007, S. 1141-1144 m.w.N. 
5 Vgl. Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 168, 173; auch Hall, P./Markowski, St./Wylie, 
R., Government, 2010, S. 162 f. 
6 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 180. 
7 Vgl. Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 214 f.; auch Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 2005, S. 58; auch 
Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 38. 
8 Der heutige Artikel 346 AEUV wurde 1957 ursprünglich als Artikel 223 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV) formuliert. Durch den Vertrag von Maastricht wurde 
der EWGV 1992 zwischenzeitlich in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) 
umbenannt. Im Zuge der Revision von Amsterdam erfuhr diese Norm 1997 geringfügige redaktionelle 
Änderungen und wurde im Rahmen der Neunummerierung des EGV zu dessen Artikel 296. Mit dem 
Inkrafttreten des Reformvertrages von Lissabon im Dezember 2009 wurde Artikel 296 EGV zu Artikel 
346 AEUV. Vgl. zum historischen Hintergrund des Artikels 346 AEUV u.a. Kerber, M. C., 
Rüstungsbeschaffung, 2002, S. 32; auch Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 2005, S. 58; auch Dembinski, 
M./Schumacher, B., Schranken, 2005, S. 9; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 127; auch
Busch, B., EU-Wettbewerbspolitik, 2010, S. 19. 
9 S. Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV. Vgl. hierzu z.B. Rohde, J., Europa, 2004, S. 17 f. Eine nähere 
Betrachtung dieser primärrechtlichen Norm erfolgt an späterer Stelle in Abschnitt 3.2.1 mit einem 
besonderen Bezug zu dem europäischen Vergaberecht. 
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1.1 Problemabriss bezüglich der Ineffizienz nationaler Abschottung 

Nach Ende des weltweit ideologisch und machtpolitisch geführten Ost-West-Konfliktes 

infolge der Selbstauflösung der Sowjetunion am 21. Dezember 199110 wurde die 

nationale rüstungspolitische Abschottung der EU-Mitgliedstaaten zunehmend 

unwirtschaftlicher:11

Zunächst kam es in der ersten Hälfte der 1990er Jahre europaweit zu einem deutlichen 

Rückgang der staatlichen Nachfrage nach Rüstungsgütern, der im Wesentlichen auf 

zwei Ursachen zurückzuführen ist. Erstens fand mit Zusammenbruch des Warschauer 

Paktes der Rüstungswettlauf zwischen den beiden großen politischen Blöcken ein Ende. 

Schnell etablierte sich in der öffentlichen Diskussion die Ansicht, dass die grundlegend 

geänderten sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen künftig deutlich geringere 

militärische Kapazitäten als bisher erforderten. Das Einfahren einer Friedensdividende, 

d.h. die Realisierung finanzieller Einsparungen durch eine Reduktion der 

Rüstungsausgaben und der Streitkräfteumfänge zugunsten friedlicher Zwecke, 

entwickelte sich zu einem politischen Schlagwort.12 Zweitens führte in Europa bis 1999 

auch der politische Wille zur Bildung einer Währungsunion dazu, dass ein erheblicher 

Teil der bisher für militärische Zwecke gebundenen Ressourcen nun zum Abbau 

öffentlicher Haushaltsdefizite genutzt werden musste. Hierzu zwangen die 

Konvergenzkriterien der Europäischen Währungsunion (EWU; auch Maastrichter 

Konvergenzkriterien genannt), insbesondere die Defizit- und Schuldenstandskriterien, 

welche für die meisten Länder ab Mitte der 1990er Jahre nur unter großen 

Anstrengungen einzuhalten waren.13

Darstellung 1 veranschaulicht für den Zeitraum von 1988 bis 2009 die Entwicklung der 

Militärausgaben in Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts (BIP) der EU-

Mitgliedstaaten Deutschland, Frankreich, Italien, Schweden, Spanien und des 

Vereinigten Königreiches, welche nach Einschätzung der Europäischen Kommission 

10 Vgl. Wilzewski, J., Ost-West-Konflikt, 2002, S. 604. 
11 Vgl. Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 216; auch Rohde, J., Europa, 2004, S. 19. 
12 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 69; auch Küchle, H., Rüstungsindustrie, 2001, S. 15; 
auch Nohlen, D., Friedensdividende, 2002, S. 249. 
13 Vgl. Küchle, H., Rüstungsindustrie, 2001, S. 15. Vgl. ausführlich zu den Maastrichter 
Konvergenzkriterien Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., Integration, 2006, S. 536-544; auch Thieme, H. 
J./Michler, A., Währungspolitik, 1998, S. 786-789. 
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die sechs größten Waffen produzierenden Länder der Europäischen Union bilden.14

Dieser Indikator (Militärausgaben in Prozent des nationalen BIP) wird regelmäßig 

herangezogen, um den Anteil der für militärische Zwecke vorgesehenen bzw. 

gebundenen Ressourcen einer Volkswirtschaft zu beziffern; er kann so als 

Vergleichskriterium für den politischen Stellenwert der Verteidigung bzw. der äußeren 

Sicherheit zwischen Nationen sowie gegenüber alternativen Verwendungsmöglichkeiten 

der eingesetzten Mittel innerhalb einer Volkswirtschaft dienen (wie beispielsweise für 

den Auf- bzw. Ausbau von öffentlichen Bildungseinrichtungen oder im Bereich des 

Umweltschutzes).15 Dem Begriff der Militärausgaben (auch Verteidigungsausgaben

genannt) in Darstellung 1 liegt eine einheitliche, wenn auch weit gefasste Definition des 

Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) zugrunde. 16

14 Die Kommission untermauert diese Einschätzung mit der Feststellung, dass auf diese Länder 85 % der 
Verteidigungsausgaben sowie 90 % der Verteidigungsgüterindustrie innerhalb der Europäischen Union 
entfallen. Vgl. Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 2. Allerdings werden die Begriffe 
Verteidigungsausgaben und Verteidigungsgüterindustrie hier nicht erläutert; vgl. zu den generellen 
Definitionsproblemen dieser Begriffe die Anmerkungen in Fußnote 4 auf S. 1 f. sowie in Fußnote 16 auf 
dieser Seite. Eine Tabelle, welche die der Darstellung 1 zugrunde liegenden Werte enthält, ist in Anhang I 
dieser Arbeit (Darstellung A1) abgedruckt. 
15 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 36. Der Anteil der für militärische Zwecke 
vorgesehenen bzw. gebundenen Ressourcen einer Volkswirtschaft wird in der englischsprachigen 
Literatur häufig auch als defence burden (engl., Verteidigungslast) oder military burden (engl., 
militärische Last) einer Volkswirtschaft bezeichnet. Vgl. hierzu Perlo-Freeman, S. u.a., Data, 2010, S. 
209; auch Küchle, H., Security, 2006, S. 11. 
16 Militär- bzw. Verteidigungsausgaben umfassen gemäß dieser Definition laufende Ausgaben der 
nationalen Streitkräfte, Verteidigungsministerien und sonstigen an Verteidigungsprojekten beteiligten 
Behörden, paramilitärischen Kräften, sofern diese für Militäroperationen ausgebildet und ausgestattet 
sind, sowie Ausgaben im Rahmen militärischer Raumfahrtaktivitäten für folgende Zwecke: militärisches 
und ziviles Personal (inklusive Ruhegehälter) sowie soziale Dienstleistungen für dieses Personal, Betrieb 
und Instandhaltung, Beschaffung, militärische Forschung und Entwicklung und militärische 
Unterstützungsleistungen für andere Nationen. Nicht erfasst von dieser Definition werden Ausgaben für 
abgeschlossene militärische Aktivitäten, wie beispielsweise Leistungen zugunsten Kriegsveteranen oder 
Abrüstungsaktivitäten. Vgl. Perlo-Freeman, S. u.a., Data, 2010, S. 209 f. Die statistische Erhebung von 
Daten bezüglich Militär- bzw. Verteidigungsausgaben und somit deren Zuverlässigkeit, Gültigkeit und 
Vergleichbarkeit sind mit einer Reihe von Problemen verbunden, da u.a. Regierungen oder sonstige 
amtliche Stellen jeweils ihre eigenen zugrunde liegenden Definitionen formulieren können. Vgl. hierzu 
ausführlich Brzoska, M., Expenditures, 1995, S. 46-65; auch Perlo-Freeman, S. u.a., Data, 2010, S. 210; 
auch Küchle, H., Security, 2006, S. 11. 
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a Die Werte für Italien beinhalten Ausgaben für den Zivil-/Bevölkerungsschutz, die etwa 4,5 % der 
jährlichen Militärausgaben ausmachen. 

b Die Werte für Italien der Jahre 2007 bis 2009 sowie die Werte für Schweden der Jahre 1989 bis 
1991 beruhen auf Schätzungen des Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI). 

Quelle: SIPRI Military Expenditure Database (http://milexdata.sipri.org, 13.04.2011). 
Darst. 1: Militärausgaben in Prozent des jeweiligen BIP der sechs größten Waffen produzierenden  

EU-Mitgliedstaaten von 1988 bis 2009 

Innerhalb der ersten zehn Jahre nach Ende des Ost-West-Konflikts sanken die 

Militärausgaben in westeuropäischen Ländern von 1991 bis 2000 real um 

durchschnittlich 15 %.17 Obwohl sich der europaweite Abwärtstrend bei den 

Militärausgaben nach der ersten Hälfte der 1990er Jahre deutlich verlangsamte und 

manche Länder ihre Militärausgaben infolge der Balkankriege und der Terroranschläge 

17 Vgl. Sköns, E. u.a., Arms, 2001, S. 242. Diese Aussage bezieht sich auf die Militärausgaben folgender 
westeuropäischer Länder: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 
Island, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Republik Malta, Republik 
Zypern, Schweden, Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich. Vgl. Sköns, E. u.a., Expenditure, 2001, S. 
270. 



6

vom 11. September 2001 wieder erhöhten, wurde ein Niveau vergleichbar mit dem zu 

Ende des Kalten Krieges bis heute bei Weitem nicht wieder erreicht.18

Als zunehmend unwirtschaftlich erwies sich die nationale rüstungspolitische 

Abschottung der EU-Mitgliedstaaten unter anderem dadurch, dass die europaweit 

sinkenden Militärausgaben von steigenden Entwicklungskosten militärischer (Groß-) 

Waffensysteme begleitet wurden. Der technologische Imperativ, d.h. das stetige Streben 

nach technischer Überlegenheit bei militärischen Operationen, bedingt, dass moderne 

Waffen(systeme) durch eine zunehmende technische Komplexität gekennzeichnet 

sind.19 Mit der Zunahme des Komplexitätsgrades moderner Systeme ging auch eine 

reale Steigerung der entsprechenden Forschungs- und Entwicklungskosten einher.20

Zahlreiche Analysen zu Kostentrends bei Rüstungsgütern haben gezeigt, dass innerhalb 

nahezu jeder Waffensystemkategorie nachfolgende Typengenerationen stets mit 

höheren realen Stückkosten verbunden waren. Beispielsweise stiegen alleine im 

Zeitraum von 1990 bis 1996 die realen Stückkosten für Kampfflugzeuge, U-Boote, 

Fregatten, Kampfhubschrauber und Artilleriesysteme um durchschnittlich ca. 10 % pro 

Jahr.21 Dieser Anstieg der Stückkosten und somit auch der Beschaffungspreise 

(europäischer) Rüstungsprodukte ist jedoch nur zum Teil auf den gestiegenen 

Komplexitätsgrad und die damit real gestiegenen Forschungs- und Entwicklungskosten 

neuer Ausrüstungsgenerationen zurückzuführen. Die Bedarfsdeckung ihrer Streitkräfte 

erfolgte im Rahmen der traditionellen rüstungspolitischen Abschottung in alleiniger 

Zuständigkeit der jeweiligen EU-Mitgliedstaaten. Vor dem Hintergrund der gesunkenen 

Militärausgaben und den daraus resultierenden Truppenreduzierungen sank auch der 

Bedarf an neuer Ausrüstung. Die geringere nationale Nachfrage bewirkte wiederum, 

dass neue militärische Systeme in deutlich kleineren Serien mit einer entsprechend 

18 Vgl. Küchle, H., Rüstungsindustrie, 2001, S. 15; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 216; auch 
Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 38. 
19 Vgl. Gansler, J. S., Affording, 1989, S. 144 f.; auch Kirkpatrick, D., Consequences, 2004, S. 260 f.; 
auch Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Demand, 2010, S. 52 f. 
20 Vgl. Hartley, K., Procurement, 2007, S. 1149; auch Kirkpatrick, D., Industrial Strategy, 2008, S. 296. 
21 Vgl. Kirkpatrick, D., Consequences, 2004, S. 261; auch Hartley, K., Equipment, 1998, S. 155 m.w.N.; 
auch Kirkpatrick, D., Implications, 1997, S. 10 m.w.N.; auch Pugh, Ph. G., Nexus, 1993, S. 181.  
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höheren Belastung an Forschungs- und Entwicklungskosten pro Stück22 produziert 

wurden.23

Eine zentrale Folge der fragmentierten europäischen Verteidigungswirtschaft bzw. der 

nationalen rüstungspolitischen Abschottung ist, dass in Europa zahlreiche 

unterschiedliche Waffensysteme für die gleichen militärischen Zwecke entwickelt und 

beschafft werden. Im Jahre 2005 gab es in Europa in zwölf Waffensystemkategorien 

insgesamt 89 Parallelentwicklungen bzw. laufende Beschaffungsprogramme; in den 

Vereinigten Staaten von Amerika (USA) zum Vergleich hingegen nur 27 in den 

gleichen Kategorien.24 So existierten zu diesem Zeitpunkt beispielsweise elf 

unterschiedliche europäische Beschaffungsprogramme für Fregatten, vier für 

Kampfpanzer und 16 für Schützenpanzer. Ihnen gegenüber stehen ein Fregatten-, ein 

Kampfpanzer- und drei Schützenpanzerprogramme in den USA.25

Abgesehen von den damit verbundenen militärischen Schwierigkeiten im 

Zusammenhang mit der technischen Interoperabilität europäischer Streitkräfte bei 

multinationalen Operationen26 verdeutlichen diese zahlreichen Parallelentwicklungen 

die zunehmende Ineffizienz der europäischen Beschaffungspraxis bei Rüstungsgütern in 

zweifacher Hinsicht:  

- Zum einen standen europäische Anbieter, obwohl sie sich mit vergleichbaren 

Rüstungsprogrammen befassten, nicht bzw. nur partiell in Konkurrenz zueinander, so 

dass Preisreduzierungen aufgrund fehlender wettbewerblicher Marktstrukturen

unterblieben. Da neue Rüstungsgüter regelmäßig auf der Grundlage rein nationaler 

Fähigkeitsanforderungen entwickelt bzw. beschafft wurden, erwies es sich für 

europäische Systemanbieter als nahezu unmöglich, entsprechende Märkte mit den 

22 Forschungs- und Entwicklungskosten bilden fixe, d.h. von der Produktionsmenge unabhängige Kosten. 
Sofern infolge eines niedrigeren Stückzahlbedarfs die Produktionsmenge sinkt, erhöht sich der Anteil der 
fixen Forschungs- und Entwicklungskosten pro Stück; die Folge ist (unterhalb des Betriebsoptimums 
bzw. Durchschnittskostenminimums) ein Anstieg der durchschnittlichen totalen Kosten (Stückkosten) c.p. 
Vgl. z.B. Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 161-163. 
23 Vgl. Rohde, J., Europa, 2004, S. 18; auch Glismann, H. H./Horn, E.-J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 
1993, S. 21; auch Hartley, K., Procurement, 2007, S. 1149. 
24 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 82; auch Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 18 
m.w.N. Auf den Themenkomplex der zahlreichen Parallelentwicklungen in Europa wird in Abschnitt 4.2 
näher eingegangen. 
25 Vgl. Küchle, H., Security, 2006, S. 26 f. m.w.N.; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 133 m.w.N. 
26 Vgl. hierzu auch die Anmerkungen in Abschnitt 4.2, S. 169 f. m.w.N. 
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bereits für einzelne Staaten individuell entwickelten Produkten auch in anderen 

Ländern zu betreten.27

- Zum anderen führt das mit den Parallelentwicklungen zum Ausdruck kommende 

Unterlassen einer umfassenden militärischen Bedarfsharmonisierung der 

europäischen Staaten dazu, dass mit der nationalen Abschottung im Bereich der 

Rüstungspolitik Kostensenkungspotenziale in Form mengenbedingter 

Rationalisierungseffekte nicht ausgeschöpft werden können.28

Zwischen den Jahren 1996 und 2006 erfolgte in Europa die Indienststellung von drei 

unterschiedlichen (Mehrzweck-)Kampfflugzeugen. Frankreich ließ unter der 

Federführung seines einheimischen Herstellers Dassault Aviation das System Rafale

entwickeln; Schweden beschaffte bei seinem ebenfalls einheimischen Hersteller 

Saab den Gripen; im Rahmen einer multinationalen Rüstungskooperation arbeiteten 

Deutschland, Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich bei der Beschaffung des 

Eurofighter Typhoon29 zusammen. Ursprünglich sahen die Auftragsbücher die 

Bestellungen von 294 Rafale, 204 Gripen und 620 Eurofighter Typhoon vor. Die 

Vereinigten Staaten von Amerika konzentrieren sich dagegen derzeit auf die 

Beschaffung eines einzigen neuen Kampfflugzeuges, den Joint Strike Fighter. Unter 

ihrer Projektleitung ist eine Bedarfsharmonisierung mit zehn weiteren Nationen 

gelungen, so dass von diesem Waffensystem voraussichtlich etwa 3100 Stück 

hergestellt werden. Die kumulierten Forschungs- und Entwicklungskosten der drei 

europäischen Kampfflugzeuge betragen etwa 29,93 Mrd. Euro (Eurofighter Typhoon

27 Vgl. Enders, Th./Rohde, J., Rüstungsmarkt, 2002, S. 283; auch Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., 
Demand, 2010, S. 53. An dieser Situation hat sich bis heute wenig geändert. Selbst wenn bereits in 
anderen Ländern entwickelte Rüstungsgüter den eigenen nationalen Fähigkeitsanforderungen 
entsprechen, besteht nach wie vor die Tendenz, neue militärische Ausrüstung bei einheimischen 
Anbietern zu beschaffen. Vgl. zu den zugrunde liegenden industriepolitischen Motiven die Ausführungen 
in Abschnitt 3.1.2. 
28 Vgl. Küchle, H., Rüstungsindustrie, 2001, S. 22; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 214. Mit diesen 
mengenbedingten Rationalisierungseffekten sind hier in erster Linie Größenvorteile und Lerneffekte bei 
der Produktion angesprochen. Auf diese mikroökonomischen Konzepte sowie deren Relevanz bei der 
Produktion von Rüstungsgütern wird in den Abschnitten 2.1.1 und 2.1.2 vertieft eingegangen. 
29 Für die Entwicklung und Produktion des Eurofighter Typhoon wurde eigens das Unternehmen 
Eurofighter Jagdflugzeug GmbH gegründet, dessen Besitz sich entsprechend der industriellen 
Arbeitsanteile an diesem Projekt auf das britische Unternehmen BAe (33 %), die deutsche DASA (33 %), 
die italienische Alenia Aeronautica (21 %) und die spanische CASA (13 %) aufteilte. Vgl. Sandler, 
T./Hartley, K., NATO, 1999, 144-146. DASA und CASA fusionierten im Jahre 2000 zusammen mit der 
französischen Aérospatiale-Matra zur European Aeronautic Defence and Space Company (EADS). Vgl. 
Hartley, K./Sandler, T., Defence Firm, 2003, S. 366. Die ökonomische Betrachtung der internationalen 
Rüstungskooperation bildet den Schwerpunkt des folgenden Kapitels 2. 
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ca. 19,48 Mrd. Euro, Gripen ca. 1,84 Mrd. Euro und Rafale ca. 8,61 Mrd. Euro), die 

des Joint Strike Fighter hingegen schätzungsweise 31 Mrd. Euro.30

Die beispielhafte Nennung dieser Beschaffungsprogramme verdeutlicht mit den 

unterschiedlich großen Stückzahlanforderungen den bereits oben geschilderten 

Sachverhalt, dass aus nationaler Sicht in Europa infolge der Truppenreduzierungen 

neue militärische Ausrüstungsgegenstände in verhältnismäßig geringem Umfang 

benötigt und somit auch in relativ kleinen Serien mit entsprechend hohen 

Forschungs- und Entwicklungskosten pro Stück31 produziert werden.  

1.2 Gegenstand der Analyse und Vorgehensweise 

Die Fragmentierung der europäischen Verteidigungswirtschaft, welche sich in den 

zahlreichen Parallelentwicklungen von Waffensystemen für gleiche militärische 

Zwecke widerspiegelt, begründet, weshalb die Analyse einer zusammenhängenden bzw. 

gemeinsamen europäischen Rüstungspolitik ausgeschlossen oder sogar unmöglich ist � 

sie existiert nicht. Der gewählte Titel dieser Arbeit ist daher als Andeutung auf die oben 

beschriebene vorrangig nationale Orientierung der EU-Mitgliedstaaten in diesem 

politischen Feld zu verstehen. Ebenso wird bereits im Titel der Arbeit, aber auch mit 

dem eingangs unternommenen Definitionsversuch deutlich, dass hier keine umfassende 

ökonomische Betrachtung der Rüstungspolitik in Europa erfolgen kann. So bleiben 

beispielsweise staatliche Entscheidungen und Maßnahmen hinsichtlich der Ausfuhr von 

Rüstungsgütern, die in den Teilbereich der Rüstungsexportkontrollpolitik fallen und 

ohne Zweifel eine eigenständige Analyse rechtfertigen, weitestgehend unberücksichtigt. 

Den Schwerpunkt dieser Arbeit bestimmen die im unmittelbar voranstehenden 

Problemabriss aufgezeigten Handlungszwänge für europäische Staaten bei der 

30 Vgl. Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 19; auch Hartley, K., Industries, 2003, S. 369. An der 
Beschaffung des Joint Strike Fighter (unter der Typenbezeichnung des Herstellers Lockheed Martin 
Aeronautics auch als F-35 Lightning II bekannt) beteiligen sich neben Australien, Israel, Kanada, 
Norwegen, der Republik Singapur und der Türkei auch die EU-Mitgliedstaaten Dänemark, Italien, die 
Niederlande und das Vereinigte Königreich. Vgl. Hoyle, G., Joint Strike Fighter, 2010, S. 1 f.; auch 
Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Demand, 2010, S. 62 f.; auch Hartley, K., Offsets, 2004, S. 122-134. 
31 Bei diesem Beispiel betragen die (fixen) Forschungs- und Entwicklungskosten der europäischen 
Kampfflugzeuge im Durchschnitt ca. 26,77 Mio. Euro pro Stück, die des Joint Strike Fighter ca. 10 Mio. 
Euro pro Stück. 
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materiellen Ausstattung ihrer Streitkräfte. Die Ausführungen sollen einen Beitrag zu der 

zentralen Frage liefern, nach welchen Regeln eine dem Status quo gegenüber aus 

fiskalischer (einzelwirtschaftlicher) und gesamtwirtschaftlicher Sicht effizientere 

staatliche Beschaffung von Rüstungsgütern in der Europäischen Union zu erfolgen 

hätte. 

Der hier entwickelte Beitrag stützt sich dabei auf die nähere Betrachtung zweier 

rüstungspolitischer Alternativen, die bereits seit mehreren Jahrzehnten ansatzweise von 

den europäischen Staaten in der Absicht verfolgt werden, die sich verschärfende 

Problematik aus sinkenden Militärausgaben einerseits und steigenden 

Ausrüstungskosten anderseits zu bewältigen. Die erste der angesprochenen 

rüstungspolitischen Alternativen zur nationalen Abschottung bildet die internationale 

Rüstungskooperation; sie ist Gegenstand des zweiten Kapitels. Der Beschaffung von 

Verteidigungsgütern im Rahmen eines grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs als 

zweite der hier betrachteten Alternativen ist das dritte Kapitel gewidmet. 

Die Untersuchung beider Instrumente erfolgt jeweils in drei großen Schritten, deren 

Teilschritte an geeigneten Stellen näher erläutert werden. Einer theoretischen 

Betrachtung ihrer ökonomischen Vorzüge gegenüber der nationalen rüstungspolitischen 

Abschottung im ersten Schritt folgen im zweiten Schritt jeweils Ausführungen zu 

Hindernissen, die ihrer konsequenten praktischen Umsetzung entgegenstehen bzw. -

wirken. Der dritte Schritt stellt sich jeweils in der kritischen Bewertung unternommener 

Versuche dar, die im zweiten Schritt diskutierten Hindernisse zu beseitigen. 

Der geäußerten Kritik nehmen sich im Hinblick auf die oben genannte zentrale 

Fragestellung die Ausführungen im vierten Kapitel an. Anhand von 

Änderungsvorschlägen des bestehenden europäischen Vergaberechts wird hier ein 

Szenario diskutiert, das zum einen die theoretischen Vorzüge der beiden zuvor 

betrachteten rüstungspolitischen Instrumente vereint und zum anderen die 

institutionellen und organisatorischen Rahmenbedingungen für ihre konsequente 

praktische Umsetzung schafft. Eine Zusammenfassung der Kernaussagen sowie 

abschließende Bemerkungen bilden den letzten Gliederungspunkt dieser Arbeit. 
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2 Europäische Ad-hoc-Kooperationen 

Die internationale Rüstungskooperation, d.h. die Zusammenarbeit bei der Entwicklung 

und Produktion neuer Waffensysteme zwischen zwei oder mehreren Staaten, bietet 

gegenüber der nationalen Entwicklung und Produktion in abgeschotteten 

Heimatmärkten (zumindest theoretisch) erhebliche Kostensenkungspotenziale. Die 

teilnehmenden Staaten können hierbei sowohl die Kosten als auch die Risiken der 

Forschung und Entwicklung sowie der Produktion untereinander aufteilen und 

mengenbedingte Rationalisierungseffekte infolge größerer Produktionsserien erzielen. 

Im Ergebnis sollten die Kooperationspartner so neue Rüstungsgüter zu günstigeren 

Konditionen erwerben können. Aus militärischer Sicht lassen sich durch 

Rüstungskooperationen auch Schwierigkeiten der technischen Interoperabilität der 

beteiligten Streitkräfte vermeiden, da diese mit identischem Material ausgestattet 

werden.32

Die Chance zur finanziellen Entlastung bei der Ausstattung ihrer Streitkräfte durch 

Kooperation wurde auch von europäischen Ländern erkannt. Zwar wurde diese 

Beschaffungsvariante nicht zum Regelfall, dennoch kam es in der Vergangenheit bei 

einigen Rüstungsprojekten zu einer innereuropäischen Zusammenarbeit. Neben wenigen 

Land- und Marinesystemen lag der Schwerpunkt der gemeinsamen Beschaffung bisher 

bei Luftfahrtprojekten, d.h. bei Flugzeugen, Hubschraubern oder Raketen.33 Die Tabelle 

in der folgenden Darstellung 2 listet prominente Beispiele für innereuropäische 

Rüstungskooperationsprojekte der letzten zwei Jahrzehnte auf. Neben der 

Projektbezeichnung in der ersten Spalte werden jeweils auch die entsprechenden 

(Waffen-)Systemkategorien sowie die daran beteiligten Staaten angegeben: 

32 Vgl. Hartley, K./Martin, St., Evaluating, 1993, S. 196 f. m.w.N.; auch Hartley, K., Policy, 2006, S. 486. 
Vgl. zum Themenkomplex der Interoperabilität europäischer Streitkräfte auch die Anmerkungen in 
Abschnitt 4.2, S. 169 f. m.w.N. 
33 Vgl. Hartley, K., Perspective, 2011, S. 168; auch Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 145. 
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Projektbezeichnung (Waffen-)Systemkategorie Beteiligte Staaten 

A400M militärisches Transportflugzeug 
Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Luxemburg, Spanien, Türkei*, 
Vereinigtes Königreich 

Brevel Aufklärungsdrohne Deutschland, Frankreich 

COBRA Artillerieaufklärungssystem Deutschland, Frankreich, Vereinigtes 
Königreich 

EH101 Merlin mittlerer militärischer 
Transporthubschrauber Italien, Vereinigtes Königreich 

Eurofighter Typhoon Mehrzweckkampfflugzeug Deutschland, Italien, Spanien, 
Vereinigtes Königreich 

GTK Boxer (Mehrzweck-)Transportpanzer Deutschland, Vereinigtes Königreich 

Horizon Common New 
Generation Frigate Fregatte Frankreich, Italien, Vereinigtes 

Königreich 

Meteor Luft-Luft-Rakete 
Deutschland, Frankreich, Italien, 
Spanien, Schweden, Vereinigtes 
Königreich 

NH90 mittlerer militärischer 
Transporthubschrauber 

Deutschland, Frankreich, Italien, 
Niederlande, Portugal 

Storm Shadow Langstrecken-Luft-Boden-Rakete Frankreich, Italien, Vereinigtes 
Königreich 

Tiger Kampfhubschrauber Deutschland, Frankreich, Spanien 

TRIGAT Panzerabwehrrakete Deutschland, Frankreich, Vereinigtes 
Königreich 

* Die Türkei ist als einziger der hier aufgeführten Staaten kein EU-Mitgliedstaat.  
Quelle: In Anlehnung an Kenny, B., Integration, 2006, S. 488. 

Darst. 2: Beispiele für innereuropäische Rüstungskooperationsprojekte von 1990 bis heute  

Ein charakteristisches Merkmal der innereuropäischen Rüstungskooperation war bisher 

in erster Linie ein Einzelprojekt bezogener Ansatz, d.h. für die Entwicklung und 

Produktion34 eines neuen (Waffen-)Systems wurde in den meisten Fällen auf bi- oder 

multinationaler Ebene jeweils eine neue vertragliche Zusammenarbeit vereinbart, so 

34 Im Gegensatz zu der in Europa üblichen Zusammenarbeit sowohl bei der Entwicklung als auch bei der 
Produktion neuer Rüstungsgüter beschränkt sich die Rüstungskooperation unter US-amerikanischer 
Federführung regelmäßig auf den Bereich der Produktion, d.h., Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
im Hinblick auf neu zu beschaffendes militärisches Material werden dort hauptsächlich von US-
amerikanischen Unternehmen durchgeführt. Die Zusammenarbeit bei der Produktion mit anderen Staaten 
erfolgt dann beispielsweise in der Form von Lizenzproduktion. Vgl. ausführlich zu den Unterschieden der 
in Europa und den Vereinigten Staaten von Amerika üblichen Modellen der Rüstungskooperation z.B. 
Hartley, K., Collaboration, 2008, S. 308; auch Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 238 f. 
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dass die Kooperationspartner von Projekt zu Projekt wechselten. Im Zusammenhang mit 

diesem klassischen Einzelprojekt bezogenen Kooperationsansatz wird daher auch von 

sogenannten Ad-hoc-Kooperationen gesprochen.35

Im folgenden Abschnitt 2.1 erfolgt zunächst eine Betrachtung der ökonomischen Logik 

der internationalen Rüstungskooperation. Anhand eines einfachen Modells werden die 

theoretisch möglichen Kostensenkungspotenziale bei (idealer) internationaler 

Rüstungskooperation zwischen zwei (identischen) Teilnehmern illustriert. Diesen 

theoretisch gehaltenen Ausführungen folgt dann im Abschnitt 2.2 eine Betrachtung 

typischer Probleme bei bisherigen innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten, 

die wiederkehrend zu einem Abweichen von den Ergebnissen des zuvor betrachteten 

idealen Modells geführt haben.  

35 Vgl. Rohde, J., Europa, 2004, S. 19; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 42. 
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2.1 Ökonomie der internationalen Rüstungskooperation 

Die Befürworter der internationalen Rüstungskooperation argumentieren regelmäßig 

mit den bereits angesprochenen Kostensenkungspotenzialen durch die Aufteilung der 

Forschungs- und Entwicklungskosten neuer militärischer Ausrüstung zwischen den 

beteiligten Staaten sowie durch die mögliche Realisierung mengenbedingter 

Rationalisierungseffekte infolge größerer Produktionsserien.36 Unter mengenbedingten 

Rationalisierungseffekten sind in diesem Kontext in erster Linie Größenvorteile und 

Lerneffekte bei der Produktion zu verstehen. Diese beiden mikroökonomischen 

Konzepte sowie deren Relevanz bei der Produktion von Rüstungsgütern sind 

Gegenstand der folgenden Unterabschnitte.  

2.1.1 Größenvorteile 

Allgemein liegen Größenvorteile (economies of scale, engl.) bei der Produktion dann 

vor, wenn die Produktionskosten bei einer wachsenden Betriebsgröße unterproportional 

zur Produktionsmenge ansteigen, d.h., wenn die (kurzfristigen) durchschnittlichen 

totalen Kosten (DTK; auch Stückkosten genannt) der Produktion bei einer Ausdehnung 

der Betriebsgröße sinken. Größenvorteile erlauben es daher relativ großen Anbietern, 

ihre Produkte zu niedrigeren Stückkosten herzustellen und zu vermarkten als 

vergleichsweise kleine Anbieter.37

Grafisch lassen sich Größenvorteile anhand einer degressiv fallend verlaufenden 

langfristigen Durchschnittskostenkurve (LDK-Kurve) veranschaulichen, was im 

Folgenden detaillierter betrachtet werden soll. Da bei einer langfristigen Betrachtung

alle Kosten variabel sind, kann die lange Kostenperiode auch als derjenige Zeitraum 

definiert werden, in der auch die Wahl der Betriebsgröße (d.h. der 

Produktionsstättengröße) und somit des Einsatzes der bei kurzfristiger Betrachtung 

36 Vgl. Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 234; auch Matthews, R., Collaboration, 1992, S. 52; 
auch Keohane, D., Armaments, 2002, S. 21; auch Campbell, K., Cooperation, 1990, S. 43; auch Draper, 
A. G., Collaboration, 1990, S. 1 m.w.N.; auch Moravcsik, A., Allies, 1993, S. 128. 
37 Vgl. Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 199; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., 
Mikroökonomie, 2003, S. 330; auch Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 97. 
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konstanten Produktionsfaktoren eine Variable im Rahmen der unternehmerischen 

Entscheidungen bildet. Anders formuliert bedeutet dies, dass die langfristige 

unternehmerische Entscheidung bezüglich der Betriebsgröße die kurzfristigen 

Produktionskosten determiniert. Sobald die Entscheidung über die Betriebsgröße 

gefallen ist, sind daher auch die Fixkosten, d.h. die von der Produktionsmenge 

unabhängigen Kosten, festgelegt, da das Unternehmen in der kurzen Frist das in der 

Produktion eingesetzte Kapital (Investitionen) nicht variieren kann.38

Die folgende Darstellung 3 zeigt die Stückkostenkurven, d.h. die Kurven der 

kurzfristigen durchschnittlichen totalen Kosten (DTK-Kurven), von drei unterschiedlich 

großen Betrieben (Produktionsstätten) A, B und C. 

Quelle: In Anlehnung an Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 185. 
Darst. 3: Kurz- und langfristige Durchschnittskosten 

Da sich die Betriebsgröße an der Produktionsmenge (auch Ausbringungsmenge, x) im 

Minimum der jeweiligen Stückkostenkurve (sogenanntes Betriebsoptimum) messen 

lässt, repräsentiert hier die Stückkostenkurve DTKA den kleinsten und DTKC den 

größten Betrieb. DTKB repräsentiert entsprechend einen Betrieb mittlerer Größe. 

Aus der Darstellung geht hervor, dass bei der Produktionsmenge x1 der gegenüber 

Betrieb A größere Betrieb B den Vorteil hat, diese Menge zu niedrigen Stückkosten 

38 Vgl. Perloff, J. M., Microeconomics, 2008, S. 230; auch Woll, A., Volkswirtschaftslehre, 2000, S. 183; 
auch Herdzina, K., Wettbewerbspolitik, 1999, S. 40 f. 
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produzieren zu können; hier liegen die Stückkosten des Betriebes B (DTKB
x1) unterhalb 

der Stückkosten des Betriebes A (DTKA
x1). 

Weiter geht aus Darstellung 3 hervor, dass die Stückkostenkurven der drei 

unterschiedlich großen Betriebe die langfristige Durchschnittskostenkurve (LDK-

Kurve) jeweils in einem Punkt berühren (hier durch graue Tangentialpunkte 

angedeutet).39 Wird diese Betrachtung theoretisch analog auf eine unendliche Anzahl 

alternativer Betriebsgrößen erweitert, so bildet die durch Verbindung der 

entsprechenden Tangentialpunkte entstandene LDK-Kurve die Umhüllende zu allen 

kurzfristigen DTK-Kurven.  

Besitzt die LDK-Kurve wie hier einen u-förmigen Verlauf, so weist sie in ihrem 

degressiv fallenden Abschnitt bis zu dem langfristigen Durchschnittskostenminimum 

(hier Tangentialpunkt der DTKB-Kurve und der LDK-Kurve) Größenvorteile auf, d.h. 

eine Ausdehnung der Betriebsgröße geht bis zu diesem Punkt mit sinkenden 

Stückkosten einher. Im langfristigen Durchschnittkostenminimum liegt die sogenannte 

minimale optimale Betriebsgröße (MOB)40, d.h. diejenige Betriebsgröße, bei der die 

geringsten Stückkosten realisiert werden (hier repräsentiert durch DTKB). Bei einer 

weiteren Ausdehnung der Betriebsgröße über die MOB hinaus entstehen allerdings 

Größennachteile, d.h. eine weitere Betriebsgrößenausdehnung ist dann mit steigenden 

Stückkosten verbunden.41 Zahlreiche empirische Untersuchungen zur Lage der MOB 

haben gezeigt, dass diese Branchentendenzen aufweist, d.h. ihre Lage ist von 

Industriezweig zu Industriezweig unterschiedlich. Des Weiteren kann die jeweilige 

branchenspezifische Lage auch durch Änderungen in der Produktionstechnik beeinflusst 

werden.42 Als eine mögliche Ursache für den Anstieg der LDK-Kurve nach 

Überschreiten der MOB kann u.a. das Auftreten sogenannter X-Ineffizienzen angeführt 

39 Vgl. zur grafischen bzw. geometrischen Herleitung der Tangentialpunkte der DTK-Kurven und der 
LDK-Kurve z.B. Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 184 f. 
40 Die minimale optimale Betriebsgröße wird in der Literatur auch als mindestoptimale Betriebsgröße
oder als Betriebsgrößenoptimum bezeichnet. Vgl. z.B. Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 86; auch 
Woll, A., Volkswirtschaftslehre, 2000, S. 183. 
41 Vgl. Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., Mikroökonomie, 2003, S. 330-333; auch Perloff, J. M., 
Microeconomics, 2008, S. 230-232. 
42 Vgl. Herdzina, K., Wettbewerbspolitik, 1999, S. 43 m.w.N; auch Woll, A., Volkswirtschaftslehre, 2000, 
S. 183. Zu häufig zitierten empirischen Untersuchungen gehören in diesem Zusammenhang vor allem 
Bain, J. S., Concentration, 1954; auch Scherer, F. M. u.a., Comparisons, 1975; auch Monopolkommission, 
Unternehmensgrößen, 1986. 
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werden.43 Der von Leibenstein geprägte Begriff der X-Effizienz44 (auch interne Effizienz 

genannt) bezieht sich vorwiegend auf den Einfluss der Motivation des Personals auf die 

unternehmensinterne Wertschöpfung. Dementsprechend kann die X-Ineffizienz als die 

durch nachlassende Motivation des Personals entstandene Differenz zwischen den 

tatsächlichen und den theoretisch geringsten bzw. notwendigen Produktionskosten 

verstanden werden. So können beispielsweise eine mangelnde Sorgfalt angesichts 

sinkenden Wettbewerbsdrucks oder Demotivation infolge einer zunehmenden 

Bürokratisierung bei wachsender Unternehmensgröße zu einem Anstieg der 

Stückkosten (DTK) führen.45

Die Ursachen für die Existenz von Größenvorteilen sind facettenreich.46 Zunächst 

lassen sich grundsätzlich reale von pekuniären Größenvorteilen unterscheiden. 

Pekuniäre Größenvorteile, die auch als monetäre Größenvorteile bezeichnet werden, 

liegen dann vor, wenn ein wachsendes Unternehmen in den Genuss niedrigerer Preise 

für die benötigten Produktionsfaktoren gelangt als kleinere Unternehmen und deshalb 

zu niedrigeren Stückkosten produzieren kann. Größenvorteile dieser Art sind daher in 

der Regel auf eine marktmächtige Position des betrachteten Unternehmens 

zurückzuführen, die beispielsweise geringere Finanzierungskosten in Form niedrigerer 

Zinsen (aufgrund einer gestärkten Verhandlungsposition gegenüber Banken bezüglich 

der Fremdkapitalkonditionen) oder das Zahlen geringerer Löhne/Gehälter (aufgrund 

einer Nachfragemacht auf dem Arbeitsmarkt oder Firmenprestige) ermöglicht.  

Zentrales Definitionselement pekuniärer Größenvorteile ist demnach, dass hier lediglich 

ein Transfer bzw. eine Umverteilung von Renten von den Produktionsfaktorlieferanten 

zu dem betreffenden großen Unternehmen vorliegt; gesellschaftliche Kostenersparnisse 

treten nicht auf. 

43 Eine ausführliche Betrachtung möglicher Ursachen für den Anstieg der LDK-Kurve ab der MOB bzw. 
für das Auftreten von Größennachteilen bieten u.a. Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 102-
111. 
44 Vgl. grundlegend zur Begriffsbestimmung der X-Effizienz (bzw. X-Ineffizienz) Leibenstein, H., 
Efficiency, 1966, S. 406 f. 
45 Vgl. Picot, A./Dietl, H./Franck, E., Organisation, 2008, S. 36; auch Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 
2005, S. 89, 96 f.; auch Kerber, W., Wettbewerbspolitik, 2003, S. 337; auch Budzinski, O./Kerber, W., 
Globalisierung, 2003, S. 46. 
46 Eine detaillierte Übersicht zu den möglichen Ursachen für Größenvorteile bietet Koutsoyiannis, A., 
Microeconomics, 1979, S. 126-137 (stark zusammengefasst bei Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 
87-89). 
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Das Entstehen gesellschaftlicher Kostenersparnisse, d.h. die Einsparung 

volkswirtschaftlicher Ressourcen, bildet demgegenüber das zentrale Definitionselement 

realer Größenvorteile.47

Im Bereich der Rüstungsgüterproduktion wird die Möglichkeit zur Realisierung von 

realen Größenvorteilen insbesondere mit ihrer außerordentlichen Kapitalintensität 

begründet.48 Die Produktion dieser Güter erfolgt in der Regel unter der Nutzung von 

Technologien, welche erhebliche Investitionen in Sachkapital voraussetzen. Augenfällig 

ist dies vornehmlich bei der Produktion von (Groß-)Waffensystemen wie Kriegsschiffen 

(z.B. Schiffswerften), Kampfflugzeugen (z.B. Turbinentestanlagen) oder gepanzerten 

Fahrzeugen (z.B. Montagestraßen für Kampfpanzer). Kapitalintensiv ist die Produktion 

solcher Güter nicht nur im Hinblick auf den Einsatz bzw. Bestand von Sachkapital, 

sondern auch hinsichtlich des Einsatzes von Humankapital, wobei sich Letzteres zum 

einen auf eine überdurchschnittlich hohe Beschäftigung hochqualifizierter Ingenieure 

und Wissenschaftler und zum anderen auf den Umfang bereits geleisteter Forschungs- 

und Entwicklungsarbeiten bezieht.49 Die Kostenstruktur der Produktion derartiger 

Rüstungsgüter ist daher regelmäßig von einem entsprechend hohen Fixkostenanteil 

geprägt. Bei einer Ausdehnung des Produktionsvolumens können diese Fixkosten auf 

eine höhere Stückzahl verteilt und somit zunehmend sinkende Fixkosten je produzierter 

47 Vgl. Borrmann, J./Finsinger, J., Regulierung, 1999, S. 103; auch Koutsoyiannis, A., Microeconomics, 
1979, S. 126-128. 
48 Als weitere mögliche, jedoch für den Bereich der Rüstungsgüterproduktion nicht in erster Linie 
relevante Ursachen für reale Größenvorteile werden u.a. konstruktionstechnische Beziehungen und 
Spezialisierungsvorteile aus der Arbeitsteilung genannt. Vgl. z.B. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., 
Supply, 2010, S. 92. Mit den konstruktionstechnischen Beziehungen ist hier die sogenannte Zwei-Drittel-
Regel in Bezug auf zylindrische Produktionskapazitäten (z.B. Hochöfen) angesprochen. Eine 
Vergrößerung solcher Produktionskapazitäten führt zu Kostenersparnissen, da eine Erhöhung des 
Materialaufwands in der zweiten Potenz bewirkt, dass deren Volumen in der dritten Potenz ansteigt, so 
dass die Fixkosten je produzierter Einheit sinken. Relevant dürfte diese Ursache für Größenvorteile im 
Bereich der Produktion von Rüstungsgütern insbesondere aufgrund des für diese Güter charakteristisch 
hohen Grad der Metallverarbeitung sein.  
Da spezialisierte Maschinen nicht in beliebig kleinen Kapazitäten bezogen und spezialisierte 
Arbeitskräfte nicht in beliebig kleinem zeitlichen Umfang beschäftigt werden können, kann eine 
Erhöhung der Arbeitsteiligkeit oft nur in größeren Betrieben realisiert werden. Daher bilden auch 
Spezialisierungsvorteile aus der Arbeitsteilung eine Ursache für mögliche Kostenersparnisse größerer 
Produktionsstätten. Vgl. zu diesen und weiteren Ursachen für Größenvorteile ausführlich 
Monopolkommission, Unternehmensgrößen, 1986, S. 232; auch Koutsoyiannis, A., Microeconomics, 
1979, S. 126-136; auch Peck, M. J./Scherer, F. M., Acquisition, 1962, S. 181-189; auch Baßeler, 
U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 199. 
49 Vgl. Glismann, H. H./Horn, E.-J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 20 f. 
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Einheit erzielt werden.50 Anders formuliert bedeutet dies, dass der Faktorverbrauch je 

produzierter Einheit mit einer Ausdehnung des Produktionsvolumens geringer wird51

mit dem Resultat niedrigerer Stückkosten.52

Hier wird der bereits mit Darstellung 3 beschriebene Zusammenhang verdeutlicht, dass 

die Ausschöpfung von Größenvorteilen neben der optimalen unternehmerischen 

Entscheidung bezüglich der Betriebsgröße53 auch eine hinreichend große 

Produktionsmenge voraussetzt. Hier setzt das ökonomische Kalkül der internationalen 

Rüstungskooperation (insbesondere in Europa) an:  

Wie bereits im vorangegangenen Abschnitt dargestellt, führten die in den 1990er Jahren 

einsetzenden umfangreichen Truppenreduzierungen dazu, dass neue militärische 

Ausrüstungsgegenstände nur noch in verhältnismäßig geringem Umfang benötigt 

wurden. Aufgrund der fragmentierten europäischen Verteidigungswirtschaft, d.h. der 

nationalen rüstungspolitischen Abschottung, ermöglicht die (alleinige) nationale 

Nachfrage vor allem bei Großwaffensystemen demzufolge nur relativ kleine 

Produktionsserien.54

Sofern der nationale Stückzahlbedarf neuer militärischer Ausrüstungsgegenstände zu 

gering ist, um Größenvorteile im erheblichen Umfang ausschöpfen zu können,55 bietet 

daher (u.a.) die internationale Rüstungskooperation eine Option zur Effizienzsteigerung 

50 Vgl. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Supply, 2010, S. 91-93; auch Scherer, F. M./Ross, D., 
Performance, 1990, S. 100; auch Koutsoyiannis, A., Microeconomics, 1979, S. 129; auch Budzinski, 
O./Kerber, W., Globalisierung, 2003, S. 43. 
51 Somit ist das Definitionsmerkmal realer Größenvorteile erfüllt. Vgl. oben, S. 18. 
52 Vgl. Siebert, H./Lorz, O., Außenwirtschaft, 2006, S. 78 f.; auch Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., 
Supply, 2010, S. 92. 
53 In der verteidigungsökonomischen Literatur herrscht die Ansicht, dass insbesondere in den NATO-
Staaten viele Rüstungsgüter produzierende Unternehmen mit den bereits bestehenden 
Produktionskapazitäten (Betriebsgrößen) in der Lage seien, bei einer Ausdehnung der Auftragsvolumina 
Größenvorteile zu realisieren. Begründet wird dies mit vorhandenen Überkapazitäten, d.h. mit nicht 
ausgelasteten Produktionsmitteln. Für die Existenz dieser Überkapazitäten werden dabei zwei wesentliche 
Ursachen angeführt. Zum einen seien sie in der Vergangenheit unter Einfluss der heimischen 
Regierungen aus strategischen Gründen entstanden, z.B. um einen schnellen Produktionsanstieg in 
Kriegszeiten zu ermöglichen. Zum anderen verhinderte eine zeitlich zu weit entzerrte öffentliche 
Beschaffung die kontinuierliche Vollauslastung. Vgl. Küchle, H., Rüstungsindustrie, 2001, S. 9; auch 
Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Supply, 2010, S. 103; auch Matthews, R., Collaboration, 1992, S. 60; 
auch Scherer, F. M., Process, 1964, S. 183. 
54 Vgl. oben, Abschnitt 1.1, S. 8 f. 
55 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 53; auch Matthews, R., Collaboration, 1992, S. 59; 
auch Rogerson, W. P., Incentive Models, 1995, S. 313. 
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bei der materiellen Ausstattung von Streitkräften.56 Der ökonomischen Logik folgend ist 

es sinnvoll, die gesamte Produktion des entsprechenden Rüstungsgutes auf einen der 

Kooperationspartner zu übertragen, sofern in einem Produktionszweig Größenvorteile 

existieren. Durch die sich dadurch ergebende Nachfragebündelung bzw. 

Bedarfsharmonisierung, d.h. die Zusammenlegung der nationalen 

Stückzahlanforderungen aller Kooperationspartner, soll das zur Realisierung von 

Größenvorteilen hinreichend große Produktionsvolumen erreicht werden.  

Die Befürworter der internationalen Rüstungskooperation betonen dabei die 

entlastenden Effekte für den Fiskus: Diese rüstungspolitische Option lasse öffentliche 

Mittel für alternative Verwendungen in den beteiligten Volkswirtschaften frei werden 

bzw. könne sie Anlass zu einer Senkung der Steuerbelastung bieten.57 Betont werden 

muss an dieser Stelle, dass bei dieser Argumentation von idealen Bedingungen 

ausgegangen wird. Insbesondere die europäischen Erfahrungen bei dieser 

Beschaffungsvariante von Rüstungsgütern zeigen, dass eine unsachgemäße 

institutionelle Ausgestaltung der Zusammenarbeit die theoretisch möglichen 

Kostensenkungen zunichte machen kann.58

Zumindest theoretisch lassen sich jedoch weitere Kostensenkungen realisieren, wenn 

sich die Rüstungszusammenarbeit an den Grundsätzen der internationalen 

Arbeitsteilung und Spezialisierung beruhend auf dem Prinzip der komparativen 

Vorteile59 orientiert.60 Dies ist dann der Fall, wenn die Entscheidung darüber, auf 

welchen Kooperationspartner die gesamte Produktion übertragen werden soll bzw. 

56 Eine weitere Option hierzu, auf die im weiteren Verlauf dieser Arbeit vertieft eingegangen wird, liefert 
eine (koordinierte) grenzüberschreitende Ausschreibung von Rüstungsprojekten. Vgl. hierzu die 
Ausführungen in den Kapiteln 3 und 4. 
57 Vgl. Matthews, R., Collaboration, 1992, S. 57. 
58 Die hier angesprochenen europäischen Erfahrungen mit der internationalen Rüstungskooperation bilden 
den Hauptgegenstand des Abschnittes 2.2. Ferner muss berücksichtigt werden, dass die internationale 
Rüstungskooperation in der hier beschriebenen Form mit der Bildung bzw. Stärkung von marktmächtigen 
Unternehmen und den damit verbundenen wohlfahrtsökonomischen Wirkungen verbunden sein kann. 
Selbst wenn die Beschaffung neuer Rüstungsgüter noch zu niedrigeren Preisen als bei nationaler 
Abschottung erfolgt, können Folgeaufträge (z.B. Ersatzteile, technische Nachrüstungen) von 
monopolistischer Preisbildung geprägt sein. Lebenszykluskosten können dann höher liegen als bei 
nationaler Orientierung. Vgl. Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 185 f. 
59 Vgl. zu diesem auf den englischen Ökonomen David Ricardo zurückgehenden Prinzip bzw. Theorem 
der komparativen (Kosten-)Vorteile ausführlich u.a. Samuelson, P. A./Nordhaus, W. D., 
Volkswirtschaftslehre, 1998, S. 778-787; auch Krugman, P. R./Obstfeld, M., Außenwirtschaft, 2009, S. 
57-85; auch (in seinen wesentlichen Elementen zusammengefasst) Kösters, W., Freihandel, 1992, S. 49 f. 
60 Vgl. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Government, 2010, S. 178 m.w.N. 
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welcher Kooperationspartner sich auf die Produktion des entsprechenden Rüstungsgutes 

spezialisieren soll, auf der Grundlage relativer Vorteile basiert. Mit anderen Worten: 

Hat einer der Kooperationspartner bei der Produktion des entsprechenden Gutes �einen 

besonders ausgeprägten absoluten Kostenvorsprung oder einen besonders geringen 

absoluten Kostennachteil gegenüber�61 den anderen Kooperationspartnern, so sollte 

dieser mit der Produktion betraut werden. Die folgende Darstellung 4 fasst diese 

theoretischen Kostensenkungspotenziale bzw. die theoretische Effizienzsteigerung 

durch die Realisierung von Größenvorteilen und durch internationale Arbeitsteilung und 

Spezialisierung zusammen:  

Quelle: In Anlehnung an Hartley, K., Defense Sector, 1995, S. 465. 
Darst. 4: Effizienzsteigerung durch Rüstungskooperation 

Der degressiv fallende Verlauf der beiden langfristigen Durchschnittskostenkurven 

(LDK-Kurven) in Darstellung 4 weist darauf hin, dass bei der Produktion des 

repräsentativen Rüstungsgutes x, welches sowohl die technischen als auch die 

taktischen Anforderungen zweier Länder (A und B) erfüllt, die Möglichkeit zur 

Ausschöpfung von Größenvorteilen besteht. Zunächst sei angenommen, dass beide 

Länder die Beschaffung dieses Rüstungsgutes im nationalen Alleingang verfolgen. In 

Land A, repräsentiert durch die LDKA-Kurve, wäre die Produktion der nationalen 

61 Klodt, H., Technologiepolitik, 1995, S. 58. 
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Stückzahlanforderung in Höhe von x2 mit Stückkosten in Höhe von DTKA1
x2

verbunden. In Land B, repräsentiert durch die LDKB-Kurve, könnte die Produktion der 

nationalen Stückzahlanforderung x1 hingegen zu Stückkosten in Höhe von DTKB1
x1

erfolgen. Sofern die nationalen Stückzahlanforderungen und dementsprechend auch die 

Produktionsvolumina größer wären, ließen sich in beiden Ländern Kostenersparnisse 

infolge von Größenvorteilen erzielen. 

Beschließen nun beide Länder, das Rüstungsgut x im Rahmen einer binationalen 

Rüstungskooperation zu beschaffen, so können durch die Zusammenlegung der 

jeweiligen nationalen Stückzahlanforderungen (Bedarfsharmonisierung bzw. 

Nachfragebündelung) zur Menge x1+x2 Größenvorteile unabhängig von der Wahl des 

produzierenden Landes ausgeschöpft werden.  

Wird dabei berücksichtigt, dass (beispielsweise aufgrund eines unterschiedlichen Stands 

der Technik) die langfristige Durchschnittskostenkurve des Landes B (LDKB-Kurve) 

über alle Produktionsvolumina hinweg niedriger verläuft als die des Landes A (LDKA-

Kurve), und wird daher die (gesamte) Produktion der Menge x1+x2 auf Land B 

übertragen, so erfolgt diese zu Stückkosten in Höhe von DTKB2
x1+x2 (wobei DTKB2

x1+x2

< DTKA1
x2 < DTKB1

x1). 

Durch die Spezialisierung im Rahmen der binationalen Rüstungskooperation resultieren 

daher Kostenersparnisse je Stück in Höhe von (DTKA1
x2 � DTKB2

x1+x2) für Land A und 

(DTKB1
x1 � DTKB2

x1+x2) für Land B. 

Hinzu kommen Kostenersparnisse infolge der Aufteilung der Forschungs- und 

Entwicklungskosten für Gut x zwischen den Kooperationspartnern, welche bei einer 

Beschaffung im nationalen Alleingang, d.h. bei Parallelentwicklung, von jedem Land in 

voller Höhe allein zu tragen wären.62

62 Vgl. Hartley, K., Perspective, 2011, S. 118 f.; auch Matthews, R., Collaboration, 1992, S. 58, 63. 
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2.1.2 Lerneffekte 

Mit den im vorangegangenen Abschnitt diskutierten Größenvorteilen wurde eine 

Ursache für niedrigere Stückkosten in Verbindung mit großen Produktionsvolumina 

erläutert. Sie wurden mit einem unterproportionalen Anstieg der Produktionskosten zur 

Produktionsmenge, d.h. durch das Auftreten zunehmend niedrigerer Stückkosten, bei 

einer wachsenden Betriebsgröße definiert.  

Größenvorteile bilden ein statisches Konzept; unberücksichtigt bleibt hierbei, dass die 

Höhe der Stückkosten nicht nur von der gegenwärtigen Produktionsmenge, sondern 

auch von der produzierten Menge in der Vergangenheit abhängt.63 In dynamischer 

Hinsicht können mengenbedingte Rationalisierungseffekte, d.h. niedrigere Stückkosten, 

bei der Produktion eines Gutes auch das Resultat der im Zeitverlauf zunehmenden 

Erfahrung sowohl der Arbeits- als auch der Führungskräfte eines Betriebes sein.64

Ex ante lässt sich eine optimale Abfolge der zahlreichen Arbeitsschritte insbesondere 

bei der Produktion technisch komplexer Güter nahezu unmöglich in allen Details 

bestimmen. Eine solche optimale Abfolge ergibt sich in der Regel erst durch die 

zunehmende praktische Erfahrung im Produktionsablauf, da hierbei die 

Geschicklichkeit der Arbeitskräfte bei den einzelnen Arbeitsschritten sowie das 

Organisationsvermögen der Betriebsleitung steigt. Des Weiteren kann im Zeitverlauf 

das zur Produktion benötigte Sachkapital für einen effizienteren Einsatz angepasst 

werden.65

Grafisch lässt sich dieser Erfahrungs- bzw. Lernprozess anhand sogenannter 

Lernkurven66 darstellen, welche den zur Produktion jeder Ausbringungseinheit 

benötigen Arbeitseinsatz (z.B. in Zeiteinheiten) in Beziehung zu der kumulierten 

Ausbringungsmenge setzen. Die folgende Darstellung 5 zeigt eine sogenannte 80-

63 Vgl. Arrow, K. J., Learning, 1962, S. 156 m.w.N.; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 120; auch 
Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 90. 
64 Vgl. Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., Mikroökonomie, 2003, S. 338. 
65 Vgl. Bletschacher, G./Klodt, H., Industriepolitik, 1991, S. 17; auch Matthews, R., Collaboration, 1992, 
S. 60; auch Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 199. 
66 Lernkurven werden der obigen Argumentation folgend alternativ auch als Erfahrungskurven
bezeichnet. Vgl. hierzu ausführlich u.a. Henderson, B. D., Erfahrungskurve, 1974, S. 20; auch Sandler, 
T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 124; auch Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 98 f.  
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Prozent-Lernkurve, wie sie beispielsweise in der zivilen Luftfahrtindustrie bei der 

Produktion von Passagierflugzeugen ermittelt wurde:67

Quelle: In Anlehnung an Hartley, K., Defence Policy, 1991, S. 100. 
Darst. 5: 80-Prozent-Lernkurve 

Allgemein verbirgt sich hinter einer 80-Prozent-Lernkurve, wie sie hier abgebildet ist, 

die Beziehung, dass sich bei jeder Verdopplung der kumulierten Ausbringungsmenge

der (durchschnittliche) Arbeitskräfteeinsatz pro Produktionseinheit um 20 % auf 80 % 

des zuvor benötigten Arbeitskräfteeinsatzes pro Produktionseinheit reduziert. Anders 

formuliert sinkt der benötigte Arbeitskräfteeinsatz bei der Produktion pro Stück jeweils 

um (etwa) 20 %, wenn sich die kumulierte Ausbringungsmenge, d.h. die Zahl der 

produzierten Einheiten, verdoppelt.68 Zur Verdeutlichung dieses Zusammenhangs soll 

die 80-Prozent-Lernkurve in Darstellung 5 genauer betrachtet werden: Hier werden zur 

Produktion der ersten Gütereinheit (z.B. des ersten Passagierflugzeugs eines neuen 

Typs) 1.000 Arbeitsstunden benötigt. Die Produktion einer zweiten Gütereinheit 

(Verdopplung der kumulierten Ausbringungsmenge) erfordert dann nur noch 80 % des 

zuvor benötigten Arbeitskräfteeinsatzes, d.h. 800 Arbeitsstunden (anstatt 1.000). Nach 

einer weiteren Verdopplung der kumulierten Ausbringungsmenge werden zur 

67 Vgl. Siebert, H./Lorz, O., Außenwirtschaft, 2006, S. 79 sowie ausführlich zur Bedeutung von 
Lernprozessen im Bereich des Flugzeugbaus Asher, H., Relationships, 1956; auch Bletschacher, G./Klodt, 
H., Industriepolitik, 1991, S. 17 f. 
68 Vgl. Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 199; auch Siebert, H./Lorz, O., 
Außenwirtschaft, 2006, S. 79. 
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Produktion der vierten Gütereinheit wiederum nur 80 % des vorherigen Arbeitseinsatzes 

benötigt, d.h. 640 Arbeitsstunden (80 % von 800). Zur Produktion der achten 

Produktionseinheit sind entsprechend nur noch 512 Arbeitsstunden (80 % von 640) 

notwendig. 

Das (prozentuale) Ausmaß, um das sich der benötigte Arbeitskräfteeinsatz bei jeder 

Verdopplung der kumulierten Produktionsmenge reduziert, wird als Lernrate bezeichnet 

(im obigen Beispiel der Darstellung 5 entspricht sie 20 %).69 Innerhalb der letzten 

zwanzig Jahre wurden zahlreiche empirische Untersuchungen zu Lernraten bei der 

Produktion von Rüstungsgütern bzw. derer Komponenten durchgeführt; ihre Ergebnisse 

werden in der Tabelle in Darstellung 6 zusammengefasst: 

 Rüstungsgut bzw. 
Rüstungsgüterkomponente 

durchschnittliche Lernraten 
(in %) 

 militärische (Kampf-)Flugzeuge 10-22  
 Flugzeugtriebwerke 6-15  
 (militärische) Hubschrauber 7-20  
 Raketen 5-10  
 Luftfahrtelektronik (Radar) 4-20  
 Elektronikbauteile 4-15  
 Kampfpanzer 8-20  
 Kriegsschiffe 25  
Quelle: In Anlehnung an Hartley, K., Policy, 2006, S. 482 m.w.N. 

Darst. 6: Lernraten bei der Produktion ausgewählter Rüstungsgüter bzw. Rüstungsgüterkomponenten  

Der benötigte Arbeitskräfteeinsatz je produzierter Einheit wirkt sich direkt auf die 

Produktionskosten aus; so geht ein sinkender Bedarf an Arbeitskräfteeinsatz pro 

Produktionseinheit mit sinkenden Stückkosten einher. Sofern sich Lernprozesse auf die 

Stückkosten der Produktion auswirken, d.h. zu einem negativen Zusammenhang 

zwischen der kumulierten Produktionsmenge und den Stückkosten führen, wird von 

69 Formal lässt sich die Beziehung hinter der Lernkurve in Darstellung 5 ausdrücken als xbay 2log)1(  , 
wobei y den Arbeitskräfteeinsatz (Arbeitsstunden) pro Produktionseinheit, a den für die erste 
Produktionseinheit benötigten Arbeitskräfteeinsatz bzw. die hierfür benötigten Arbeitsstunden, b die 
Lernrate und x die kumulierte Ausbringungsmenge (kumulierte Anzahl der Produktionseinheiten) 
beschreibt. 
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sogenannten Lerneffekten bzw. Erfahrungseffekten gesprochen.70 Die Höhe des 

Lerneffektes, d.h. der durch Lernprozesse induzierten Stückkostenreduzierung, wird 

durch den Anteil der Arbeitskosten an den gesamten Produktionskosten determiniert. Im 

Bereich der sachkapitalintensiven Rüstungsgüterproduktion71 beträgt dieser Anteil 

häufig nicht einmal die Hälfte. Bei der Produktion militärischer (Kampf-)Flugzeuge 

beträgt der Arbeitskostenanteil an den gesamten Produktionskosten beispielsweise 

zwischen 30 und 50 %, bei (militärischen) Hubschraubern etwa 30 %, bei Raketen, 

Elektronikbauteilen und Kampfpanzer variiert der Arbeitskostenanteil zwischen 27 und 

33 %.72

Beachtet werden muss, dass die Möglichkeit zur Realisierung mengenbedingter 

Rationalisierungseffekte in Form von Lerneffekten im Zeitverlauf sinkt, da eine 

andauernde Wiederholung der Produktionsabläufe mit zunehmend geringeren neuen 

Erfahrungen verbunden ist. Aus Darstellung 5 wird ersichtlich, dass Lernkurven 

abhängig von der Lernrate nach einem bestimmten Punkt abflachen, d.h. mögliche 

Lernprozesse bzw. Lerneffekte ab einem bestimmten Produktionsvolumen 

weitestgehend abgeschlossen bzw. ausgeschöpft sind. Typenbedingt liegt dieses 

Produktionsvolumen beispielsweise bei (militärischen) Flugzeugen zwischen 200 und 

700 Stück, bei (Kriegs-)Schiffen hingegen bereits zwischen vier und zwölf Stück.73

Allgemein lässt jedoch der Verlauf von Lernkurven darauf schließen, dass die 

Stückkosten der Produktion umso niedriger sind, je höher das Produktionsvolumen des 

Betriebes in der Vergangenheit war. Ein kleiner Betrieb, der pro Periode nur wenige 

Einheiten produziert, kann demnach Lerneffekte nur in einem sehr viel geringeren 

Umfang ausschöpfen als ein großer Betrieb, der pro Periode vergleichsweise viele 

Einheiten produziert.74

70 Vgl. Borrmann, J./Finsinger, J., Regulierung, 1999, S. 103; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., 
Mikroökonomie, 2003, S. 339. 
71 Vgl. zur charakteristisch hohen Sachkapitalintensität der Rüstungsgüterproduktion insbesondere bei 
(Groß-)Waffensystemen die Ausführungen oben in Abschnitt 2.1.1, S. 18 f. 
72 Vgl. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Supply, 2010, S. 93; auch Sandler, T./Hartley, K., Economics, 
1995, S. 125 m.w.N. 
73 Vgl. Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 90; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., 
Mikroökonomie, 2003, S. 343 m.w.N.; auch Bletschacher, G./Klodt, H., Industriepolitik, 1991, S. 18 
m.w.N.; auch Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 125 m.w.N. 
74 Vgl. Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 199. Vor diesem Hintergrund werden 
Lerneffekte häufig auch als dynamische Dimension von Größenvorteilen bzw. als dynamische 
Größenvorteile betrachtet. Der zentrale Unterschied zu den statischen Größenvorteilen im Sinne des 
Abschnittes 2.1.1 liegt in ihrer Irreversibilität, d.h. Lerneffekte bzw. die Einflüsse von Lernprozessen auf 
die Stückkosten der Produktion bleiben selbst bei einer zurückgehenden Produktionsmenge erhalten. Vgl. 
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Zur Hervorhebung der unterschiedlichen Wirkung von Größenvorteilen und 

Lerneffekten auf die Stückkosten der Produktion soll Darstellung 7 herangezogen 

werden: 

Quelle: In Anlehnung an Perloff, J. M., Microeconomics, 2008, S. 234. 
Darst. 7: Größenvorteile und Lerneffekte 

Hier stellt die LDK1-Kurve die langfristige Durchschnittkostenkurve der Produktion des 

Gutes x dar. Ihr degressiv fallender Verlauf deutet dabei auf die Möglichkeit zur 

Ausschöpfung von Größenvorteilen hin. Bei der ursprünglichen Betriebsgröße, die 

durch die Stückkostenkurve DTKA1 repräsentiert wird, ist die Produktion der Menge x1

mit Stückkosten in Höhe von DTKA1
x1 verbunden. Nach einer Ausdehnung der 

Betriebsgröße, die nun durch die Stückkostenkurve DTKB1 repräsentiert wird, kann die 

größere Menge x2 zu Stückkosten in Höhe von DTKB1
x2 produziert werden, wobei 

DTKB1
x2 < DTKA1

x1. Diese Änderung der Produktion (die grafisch einem Wechsel von 

Punkt A zu Punkt B entlang der LDK1-Kurve entspricht) führt demnach zu niedrigeren 

Stückkosten in der Folge von Größenvorteilen. 

Borrmann, J./Finsinger, J., Regulierung, 1999, S. 103; auch Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, 
S. 98; auch Koutsoyiannis, A., Microeconomics, 1979, S. 128; auch Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 
2005, S. 90. 
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Während der gegenwärtigen Periode durchläuft der Betrieb einen Lernprozess. Der 

resultierende Lerneffekt bewirkt grafisch eine Verschiebung der LDK1-Kurve nach 

unten auf LDK2 in der folgenden Periode mit dem Ergebnis, dass die Menge x2 nun zu 

Stückkosten in Höhe von DTKb2
x2 produziert werden kann, wobei DTKb2

x2 < DTKB1
x2. 

Wie bereits oben beschrieben wird die Höhe des Lerneffektes, d.h. grafisch das Ausmaß 

der Verschiebung der langfristigen Durchschnittskostenkurve nach unten, zum einen 

durch den Anteil der Arbeitskosten an den gesamten Produktionskosten und zum 

anderen durch das Produktionsvolumen der vergangenen Periode(n) determiniert. Je 

öfter der Produktionsablauf in der Vergangenheit wiederholt wurde, desto größer sind 

der Lernprozess und infolgedessen auch der Lerneffekt.75

75 Vgl. Perloff, J. M., Microeconomics, 2008, S. 234 f. ; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., 
Mikroökonomie, 2003, S. 340 f.; auch Stein, H.-G., Kostenführerschaft, 1988, S. 402 f. In Darstellung 7 
wird die in Fußnote 74 angesprochene Irreversibilität als zentrales Unterscheidungsmerkmal zwischen 
statischen Größenvorteilen und Lerneffekten deutlich: Selbst bei einer zurückgehenden 
Produktionsmenge bleiben die Stückkostenreduzierungen infolge von Lernprozessen erhalten; die 
langfristige Durchschnittskostenkurve verschiebt sich nicht wieder nach oben. 
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2.1.3 Das ideale Modell der internationalen Rüstungskooperation 

Bereits erläutert wurde, dass die internationale Rüstungskooperation insbesondere dann 

zu Kostensenkungen führen kann, wenn sie sich an den Grundsätzen der internationalen 

Arbeitsteilung und Spezialisierung gemäß dem Prinzip der komparativen Vorteile 

orientiert.76 Selbst dann, wenn keiner der beteiligten Kooperationspartner im 

Ausgangszustand komparative (oder absolute) Kostenvorteile77 gegenüber anderen 

Partnern bei der Produktion gemeinsam benötigter Rüstungsgüter aufweist, bietet die 

internationale Arbeitsteilung und Spezialisierung in Form rüstungspolitischer 

Zusammenarbeit gegenüber der nationalen Abschottung die Möglichkeit zu 

Kosteneinsparungen bei der materiellen Streitkräfteausstattung, da auf diese Weise 

mengenbedingte Rationalisierungseffekte ausgeschöpft werden können.  

Zur Illustration dieser potenziellen Einsparungen soll vor dem Hintergrund der 

theoretischen Ausführungen der beiden vorangegangenen Abschnitte hier ein fiktives 

numerisches Beispiel einer bilateralen Rüstungskooperation betrachtet werden.78 Bei 

diesem idealen Modell wird von absolut identischen Kooperationspartnern 

ausgegangen. Beide Nationen 

- planen die Beschaffung eines repräsentativen Rüstungsgutes (z.B. eines neuen 

Kampfflugzeugs) mit gleichen Stückzahlanforderungen, 

- haben hieran die gleichen technischen und taktischen Anforderungen, 

- unterscheiden sich weder in Produktionstechnik/bzw. �verfahren noch in der 

Ausstattung mit Produktionsfaktoren.  

76 Vgl. Abschnitt 2.1.1, S. 20-22. 
77 Die Vorteilhaftigkeit der internationalen Arbeitsteilung und Spezialisierung, d.h. des internationalen 
(Frei-)Handels, beruht im Allgemeinen auf unterschiedlichen Faktor-/Güterpreisen in einzelnen Ländern 
und somit auf unterschiedlichen Produktionskosten. Absolute Kostenvorteile bzw. absolute Preisvorteile 
bestehen, wenn ein Land A ein Gut x zu geringeren Produktionskosten und somit zu geringeren Preisen 
als ein Land B herstellen kann. Komparative (auch relative) Kostenvorteile bzw. komparative 
Preisvorteile bestehen hingegen, wenn ein Land A ein Gut x zu vergleichsweise geringeren 
Produktionskosten und somit zu relativ geringeren Preisen als ein Land B herstellen kann. In diesem Fall 
sind die Opportunitätskosten des Landes A bei der Produktion des Gutes x geringer als die des Landes B. 
Da der sich entwickelnde Wechselkurs bei internationalem Handel relative in absolute Preisvorteile 
umsetzt, ist internationaler Handel mit Vorteilen für beide Länder verbunden. Es resultiert ein 
Güterversorgungsniveau beider Länder, das oberhalb der Produktionsmöglichkeiten eines jeden Landes 
bei nationaler Abschottung (Autarkie) liegt. Vgl. hierzu ausführlich u.a. Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, 
B., Probleme, 2002, S. 521-529; auch Woll, A., Volkswirtschaftslehre, 2000, S. 627-632; stark 
zusammengefasst bei Welfens, P. J. J., Wirtschaftspolitik, 2008, 22. 
78 Das ökonomische Kalkül der internationalen Rüstungskooperation wird in seinen wesentlichen 
Elementen zusammengefasst bei Hartley, K./Martin, St., Political Economy, 1993, S. 172-179. 
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Die Tabelle in Darstellung 8 stellt die Projektkosten der Beschaffung des 

repräsentativen Rüstungsgutes, welche die jeweiligen Summen aus Forschungs- und 

Entwicklungskosten und Produktionskosten bilden, bei rein nationaler 

Projektverfolgung und bei binationaler Rüstungskooperation idealtypisch gegenüber: 

Forschungs- und 
Entwicklungskosten 

(Mio. Euro) 

Produktionskosten 
(Mio. Euro) 

Projektkosten 
(Mio. Euro) 

unabhängiges 
Projekt 

Anzahl zu 
beschaffender 

Systeme 
gesamt je 

 Nation Stückkosten gesamt je 
Nation gesamt je 

Nation 

Nation A 200 10.000 10.000 50 10.000 10.000 20.000 20.000 

Nation B 200 10.000 10.000 50 10.000 10.000 20.000 20.000 

Kooperation  
der Nationen 

A und B 
400 10.000 5.000 45 18.000 9.000 28.000 14.000 

Einsparungen infolge der 
Kooperation 10.000 5.000 5 2.000 1.000 12.000 6.000 

Quelle: In Anlehnung an Hartley, K., Industries, 2003, S. 357. 
Darst. 8: Ideales Modell der internationalen Rüstungskooperation 

Bis zu dem Erreichen der Serienproduktionsreife fallen für das betrachtete Rüstungsgut 

Forschungs- und Entwicklungskosten in Höhe von zehn Mrd. Euro an, die bei einer rein 

nationalen Projektverfolgung (z.B. durch die Beschaffung bei einem jeweils 

einheimischen Anbieter) in beiden Nationen A und B separat anfallen. Sofern sich beide 

Nationen für die Beschaffung des Rüstungsgutes im Rahmen einer binationalen 

Rüstungskooperation entscheiden und sich hierbei auf eine Kostenteilung zu gleichen 

Teilen einigen, unterbleibt eine Duplizierung der Forschungs- und 

Entwicklungsanstrengungen. Die entsprechenden Kosten in Höhe von zehn Mrd. Euro 

müssen von beiden Kooperationspartnern jeweils nur zur Hälfte getragen werden. 

Gegenüber der rein nationalen Projektverfolgung bietet demnach die 

Rüstungskooperation in diesem Beispiel Kostensenkungspotenziale für jede Nation in 

Höhe von fünf Mrd. Euro allein bei der Forschung und Entwicklung. 

Beide Nationen planen hier die Beschaffung von jeweils 200 Systemen/Stück des neuen 

Rüstungsgutes. Dessen Produktion ist bei rein nationaler Projektverfolgung mit 
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Stückkosten in Höhe von 50 Mio. Euro verbunden. Hier belaufen sich die gesamten 

Produktionskosten ebenfalls auf zehn Mrd. Euro je Nation.  

Die Nachfragebündelung im Rahmen der Rüstungskooperation bewirkt, dass sich die 

Produktionsmenge im hiesigen Beispiel von 200 auf 400 Stück verdoppelt. Das höhere 

Produktionsvolumen ermöglicht dem gemeinsam beauftragten Anbieter die 

Ausschöpfung von Größenvorteilen, so dass die Stückkosten bei der kooperativen 

Beschaffungsvariante um zehn Prozent von 50 Mio. Euro auf 45 Mio. Euro sinken. Die 

hier getroffene Annahme bezüglich der Stückkostenreduzierung infolge der größeren 

Produktionsmenge bezieht sich auf das Ergebnis einer Studie des britischen 

Rechnungshofes (National Audit Office, engl.) aus dem Jahre 2001. Die Evaluierung 

zahlreicher britischer Rüstungsprogramme habe hiernach gezeigt, dass bei einer 

Verdopplung der Produktionsmenge (wie in diesem Beispiel) Stückkostenreduzierungen 

bis zu zehn Prozent möglich seien.79 Auf jede Nation entfallen daher nur neun Mrd. 

Euro Produktionskosten, sofern sie das Rüstungsgut gemeinsam beschaffen, also eine 

Mrd. Euro weniger als bei national unabhängiger Beschaffung. 

In der Summe können daher beide Nationen hier im Rahmen einer Rüstungskooperation 

jeweils sechs Mrd. Euro Projektkosten einsparen.80

79 Vgl. NAO, Benefits, 2001, S. 17. Der Zusammenhang zwischen der Produktionsmenge und den 
Stückkosten wird hier auch anhand eines praktischen Beispiels der internationalen Rüstungskooperation 
erläutert: Als Deutschland im Jahre 1993 seine Stückzahlanforderung bei der zusammen mit Frankreich 
und dem Vereinigten Königreich durchgeführten Beschaffung des Artillerieaufklärungssystems COBRA 
von 28 auf fünf Stück reduzierte, erhöhten sich die Stückkosten hierbei um etwa 25 %. Ähnliche 
Beispiele liefert Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 41 m.w.N. 
80 In diesem fiktiven numerischen Beispiel realisieren somit beide Nationen im Rahmen einer bilateralen 
Rüstungskooperation gegenüber einer unilateralen Beschaffung jeweils Projektkostenersparnisse in Höhe 
von 30 Prozent. Bereits im Jahre 1986 schätzte Pugh für den Bereich der militärischen (Kampf-) 
Flugzeugproduktion, dass hier eine bilaterale Rüstungskooperation mit einer kombinierten 
Produktionsmenge von 300 Stück für jeden Partnerstaat mit Projektkostenersparnissen zwischen 10 und 
20 Prozent gegenüber einer rein nationalen Projektverfolgung verbunden sein könne. Vgl. Pugh, Ph. G., 
Seapower, 1986, S. 358; auch Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 236.  
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2.2 Unzulänglichkeiten der innereuropäischen Rüstungskooperationspraxis

Die Überschrift dieses Abschnittes deutet bereits an, dass die praktischen Erfahrungen, 

die im Laufe der Zeit bei der internationalen Rüstungskooperation in Europa gesammelt 

wurden, häufig von den Erwartungen im Sinne des idealen Modells der 

vorangegangenen Ausführungen abwichen. Bezüglich der Bewertung innereuropäischer 

Rüstungskooperationsprojekte finden sich in der Literatur mitunter überspitzte bzw. 

pauschalisierende Aussagen, nach denen die Rüstungszusammenarbeit die Situation 

gegenüber der nationalen rüstungspolitischen Abschottung der EU-Mitgliedstaaten81

sogar verschlechtert habe,82 sie in der Form ihrer institutionellen Ausgestaltung 

prinzipiell ineffizient sei83 oder sie in der Vergangenheit oftmals zu teureren und 

langsameren Ergebnissen geführt habe als vergleichbare unilaterale Rüstungsprojekte.84

Die Evaluierung von Rüstungskooperationsprojekten betrifft u.a. Fragestellungen 

hinsichtlich Kosteneinsparungen bei der Entwicklung und Produktion sowie des 

zeitlichen Verlaufs bis zur Einführung neuer Rüstungsgüter im Vergleich zu rein 

nationalen Projekten. Offizielle empirische Studien zu diesen Fragestellungen sind 

jedoch rar.85

Gemäß der bereits im vorangegangenen Abschnitt angesprochenen Studie des britischen 

Rechnungshofes aus dem Jahre 2001 wurden aus britischer Sicht seit 1980 im Rahmen 

von fünf Rüstungskooperationen86 zwar Einsparungen durch die Aufteilung von 

Entwicklungskosten zwischen den Kooperationspartnern erzielt; jedoch schienen dabei 

die gesamten Entwicklungskosten der Kooperationsprojekte in der Tendenz um 

mindestens ein Drittel höher zu liegen als entsprechende Schätzungen für nationale 

81 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 1.1. 
82 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 10. 
83 Vgl. Hartley, K., Future, 2003, S. 110. 
84 Vgl. Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 45 m.w.N. 
85 Vgl. Hartley, K., Policy, 2006, S. 487; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 168 f. 
86 Bei den betrachteten Rüstungskooperationen handelt es sich um folgende Projekte mit britischer 
Beteiligung: Eurofighter Typhoon (Mehrzweckkampfflugzeug) zusammen mit Deutschland, Italien und 
Spanien, Horizon New Generation Frigate (Fregatte) zusammen mit Frankreich und Italien, Tornado
(Mehrzweckkampfflugzeug) zusammen mit Deutschland und Italien, EH101 Merlin (mittlerer 
militärischer Transporthubschrauber) zusammen mit Italien und TRACER (gepanzertes Kampffahrzeug) 
zusammen mit den Vereinigten Staaten von Amerika. Vgl. NAO, Benefits, 2001, S. 16. 
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Alternativprojekte.87 Auch bei der Produktion blieben die erhofften Kostensenkungen 

im Rahmen kooperativ durchgeführter Rüstungsprojekte oftmals hinter den bei 

Projektbeginn zugrunde gelegten Erwartungen zurück.88 Neben den Anmerkungen zu 

den Entwicklungs- und Produktionskosten wird in dieser Studie ebenfalls erläutert, dass 

sich die Auslieferung von kooperativ beschafften Rüstungsgütern im Durchschnitt um 

etwa elf Monate mehr verzögerte als bei anderen nationalen (britischen) 

Rüstungsprojekten.89

Bewertungen innereuropäischer Rüstungskooperationsprojekte wie die des britischen 

Rechnungshofes, d.h. Bewertungen in Form eines Vergleichs mit nationalen 

Alternativprojekten, sind mit einer Reihe von Schwierigkeiten verbunden. Zunächst 

wird die Ableitung allgemeiner Gesetzmäßigkeiten bezüglich der Entwicklungs- und 

Produktionskosten sowie der Projektverzögerungen durch die verhältnismäßig geringe 

Anzahl bisher durchgeführter Kooperationsprojekte erschwert. Wie bereits oben 

angesprochen, erfolgt die Beschaffung neuer Rüstungsgüter in Europa nach wie vor 

hauptsächlich in den nationalen Heimatmärkten; Rüstungskooperationen bilden daher 

lediglich die Ausnahme von dieser Regelbeschaffungsvariante.90 Auch der stark 

heterogene Charakter der bisher durchgeführten Gemeinschaftsprojekte erschwert das 

Erkennen solcher Gesetzmäßigkeiten. Diese Heterogenität beruht auf dem ebenfalls 

87 Diese Aussage bezieht sich auf Kostenschätzungen des britischen Rechnungshofes zu Beginn der 
entsprechenden Rüstungskooperationsprojekte. Vgl. NAO, Benefits, 2001, S. 16 f. Vor dem Hintergrund 
der Abschätzung von Entwicklungskosten bei kooperativen Rüstungsprojekten wird in der Literatur 
häufig die sogenannte Quadratwurzel-Regel angesprochen. Nach dieser Regel lassen sich die 
Entwicklungskosten kooperativer Projekte näherungsweise durch die Multiplikation der gesamten 
Entwicklungskosten eines vergleichbaren unilateralen Rüstungsprojektes mit der Quadratwurzel aus der 
Anzahl der Kooperationspartner ermitteln. Beispielsweise beliefen sich die gesamten Entwicklungskosten 
eines Kooperationsprojektes mit vier Partnerstaaten nach dieser Regel etwa auf das Doppelte eines 
vergleichbaren nationalen Projektes. Vgl. zur Quadratwurzel-Regel z.B. Hartley, K., Collaboration, 2008, 
S. 309. 
88 Vgl. NAO, Benefits, 2001, S. 17. Angemerkt sei an dieser Stelle, dass bei der Rüstungskooperation, wie 
sie in Europa üblicherweise durchgeführt wird, in der Regel jeweils separate Verträge für die 
Entwicklung und die Produktion der entsprechenden Rüstungsgüter abgeschlossen werden. Vgl. Sandler, 
T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 147. 
89 Hierbei wurden insgesamt 36 Projekte betrachtet. Vgl. NAO, Benefits, 2001, S. 19 f.  
90 Vgl. die einleitenden Bemerkungen zu diesem Kapitel, S. 11 m.w.N.; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 120. Zwischen den Jahren 2006 und 2009 beschafften die EU-
Mitgliedstaaten (außer Dänemark) neue Rüstungsgüter durchschnittlich in ca. 76,5 % aller 
Beschaffungsvorgänge im Rahmen unilateraler Rüstungsprojekte, d.h. auf nationalen Heimatmärkten; der 
Anteil innereuropäischer Kooperationsprojekte (mit mindestens zwei Partnerstaaten aus der EU) betrug in 
diesem Zeitraum ca. 20,8 %; etwa 2,7 % aller Beschaffungsvorgänge wurden zusammen mit Staaten 
außerhalb der EU verfolgt. Vgl. EDA, Data, 2010, S. 1, 15, 25; ältere Werte liefert u.a. Küchle, H., 
Perspektiven, 2007, S. 72 f. m.w.N.  
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bereits angesprochenen Einzelprojekt bezogenen Ansatz, d.h. auf der Tatsache, dass 

europäische Rüstungskooperationen bisher in den meisten Fällen auf einer Ad-hoc-Basis

stattfanden.91 Die Vergleichbarkeit wird somit durch von Projekt zu Projekt wechselnde 

Kooperationspartner, jeweils unterschiedliche organisatorische Projektgestaltungen 

sowie unterschiedliche Projektgegenstände (z.B. Kampf- oder Transportflugzeuge, 

Raketen, Hubschrauber, Land- und Seesysteme) erschwert. 

Insbesondere der Vergleich von durchgeführten Kooperationsprojekten mit nationalen 

Alternativprojekten, die faktisch nicht verfolgt wurden, ist durch eine stark spekulative 

Komponente geprägt. Nicht ausgeschlossen werden kann hierbei, dass Bewertungen 

kooperativer Projekte von unterschiedlichen Interessengruppen zu unterschiedlichen 

Ergebnissen führen. Dieses Problem wird mit einer zunehmenden Anzahl von 

Kooperationspartnern verschärft, da sich dadurch auch die Anzahl unterschiedlicher 

budgetärer, militärischer, sicherheitspolitischer und nicht zuletzt industriepolitischer 

Interessen an einem Projekt erhöht.92

Abgesehen von dieser Bewertungsproblematik ist jedoch augenfällig, dass 

innereuropäische Rüstungskooperationen über ihre gesamte Laufzeit hinweg 

wiederkehrend mit �erheblichen Kostensteigerungen�93 und Verzögerungen bei der 

Auslieferung der auf diese Weise beschafften Rüstungsgüter an die Streitkräfte der 

beteiligten Partnerstaaten einhergehen.94 Die Tabelle in der folgenden Darstellung 9 

zeigt exemplarisch Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen bei vier der 

bereits erwähnten, jüngeren Rüstungsprojekten95 zwischen EU-Mitgliedstaaten seit 

Zeichnung der ursprünglichen Kooperationsverträge: 

91 Vgl. zu den Charakteristika der traditionell durchgeführten Ad-hoc-Kooperationen in Europa oben, S. 
12 f. 
92 Vgl. zur Bewertungsproblematik internationaler Rüstungskooperationsprojekte ausführlich Hartley, K., 
Perspective, 2011, S. 173 f.; auch Hartley, K., Policy, 2006, S. 487; auch Matthews, R., Collaboration, 
1992, S. 66; auch Taylor, T./Hayward, K., Base, 1989, S. 79 f.; auch Sandler, T./Hartley, K., Economics, 
1995, S. 236. 
93 BWV, Chancen, 2009, S. 38. 
94 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 10; auch Keohane, D., Armaments, 2002, S. 23. 
95 Vgl. Darstellung 2, S. 12. 
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Projektbezeichnung 
(Waffen-)Systemkategorie Beteiligte Staaten Kostensteigerung 

seit Projektbeginn 
Auslieferungs-
verzögerung 

A400M
militärisches Transportflugzeug

Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Luxemburg, 
Spanien, Türkei*, 
Vereinigtes Königreich 

ca. 23 % 73 Monate 

Eurofighter Typhoon
Mehrzweckkampfflugzeug

Deutschland, Italien, 
Spanien, Vereinigtes 
Königreich 

ca. 21 % 54 Monate 

Horizon Common New 
Generation Frigate
Fregatte

Frankreich, Italien, 
Vereinigtes Königreich+ ca. 20 % 60 Monate 

Tiger
Kampfhubschrauber Deutschland, Frankreich ca. 21 % > 48 Monate 

* Die Türkei ist als einziger der hier aufgeführten Staaten kein EU-Mitgliedstaat.  
+ Das Vereinigte Königreich erklärte im Jahre 1999 seinen Austritt aus diesem Projekt. 
Quellen: NAO, Report, 2010, S. 11; Keohane, D., Armaments, 2002, S. 23; Bundesrechnungshof, 

Bemerkungen, 2008, S. 24. 
Darst. 9: Beispiele für Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen  

bei innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten  

Für die charakteristischen Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen bei 

innereuropäischen Rüstungsprojekten96 werden in der Literatur mehrere Ursachen 

diskutiert, auf die im Folgenden näher eingegangen werden soll: 

Als Ursache für die beobachtbaren Kostensteigerungen bei innereuropäischen 

Rüstungskooperationsprojekten wird in erster Linie das ihnen zugrunde liegende 

Arbeitsteilungsprinzip des sogenannten Juste retour (franz., gerechte/angemessene 

Rückleitung; auch Fair return, engl., angemessene Beteiligung/Gegenleistung) 

angeführt. Gemäß diesem Juste-retour-Prinzip wird garantiert, dass die heimische 

Industrie jedes beteiligten Kooperationspartners einen Arbeitsanteil erhält, der dem 

jeweiligen nationalen Finanzierungsanteil des gesamten Kooperationsprojekts 

entsprechen muss. In der traditionellen Form seiner Anwendung wurden die 

96 Auch unilaterale Rüstungsprojekte weisen häufig Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen 
auf. Einige Beobachter bemerken jedoch, dass diese bei innereuropäischen Projekten tendenziell höher 
ausfallen. Vgl. u.a. Hartley, K., Perspective, 2011, S. 176 m.w.N.; auch Markowski, St./Wylie, R., 
Emergence, 2007, S. 45 m.w.N. Da der Schwerpunkt dieser Arbeit auf der Betrachtung der 
Rüstungspolitik auf europäischer Ebene liegt, soll hier auf eine Betrachtung deren Ursachen speziell auf 
der unilateralen Ebene verzichtet werden. Vgl. hierzu beispielsweise Lenz, U., Kostensteigerung, 1990; 
auch Klingen, B., Bündnispolitik, 2011, S. 40-45. 
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industriellen Arbeitspakete von Projekt zu Projekt sowohl bei der Entwicklung als auch 

bei der Produktion gesondert festgelegt.97 Neben der Vernachlässigung komparativer 

Vorteile98 bei der internationalen Arbeitsteilung und Spezialisierung hat die rigide 

Beachtung dieses Prinzips zur Folge, dass insbesondere bei der Produktion der 

kooperativ beschafften Rüstungsgüter die theoretisch möglichen mengenbedingten 

Rationalisierungseffekte nicht bzw. nur unzureichend ausgeschöpft werden können. 

Durch die künstliche Aufsplitterung der im Rahmen der Kooperation kombinierten 

Stückzahlanforderungen und somit kombinierten Produktionsmengen neuer Systeme 

auf mehrere Fertigungsstätten in den jeweiligen Partnerstaaten wird die Möglichkeit zur 

Erzielung von Größenvorteilen und Lerneffekten aufgegeben. Dies ist besonders dann 

der Fall, wenn identische Systemkomponenten in mehreren unterschiedlichen 

Produktionsstätten der beteiligten Partnerstaaten parallel gefertigt werden. Ein 

besonders signifikantes Beispiel für die Aufgabe mengenbedingter 

Rationalisierungseffekte infolge des Juste-retour-Prinzips liefert das Eurofighter 

Typhoon-Projekt. Hier wurde neben der Produktion der Systemkomponenten (wie z.B. 

luftfahrtelektronische Bauteile, Flugzeugrumpf und Triebwerk) selbst die Endmontage 

des Systems auf Fertigungsstätten in den vier Partnerstaaten aufgeteilt, wobei die 

Errichtung der Endmontagestätten jeweils zusätzliche Kosten in Höhe von 

schätzungsweise 150 Mio. Euro verursachte.99

Das Juste-retour-Prinzip ist des Weiteren mit einem wettbewerbshemmenden Effekt

verbunden, da den Industrien der Partnerstaaten durch diese strikt zu beachtende 

Regelung stets ein Arbeitspaket entsprechend der nationalen Finanzierungsanteile am 

Gemeinschaftsprojekt zugesichert wird. Da somit der Anreiz für Preiskämpfe zwischen 

europäischen Anbietern sinkt bzw. der gegenseitige Konkurrenzdruck gemildert wird, 

sind auch bei dieser Beschaffungsvariante Preisreduzierungen aufgrund fehlender 

wettbewerblicher Marktstrukturen nicht zu erwarten.100

97 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 11; auch Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 25; auch 
Rohde, J., Europa, 2004, S. 19; auch Keohane, D., Armaments, 2002, S. 22 f. Auf einen jüngeren 
Versuch, die Anwendung des Juste-retour-Prinzips von einem Einzelprojekt bezogenen Ansatz auf einen 
Projekt übergreifenden Ansatz zu transferieren, wird an späterer Stelle in Abschnitt 2.3.2 eingegangen. 
98 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.1.1, S. 20-22 sowie Abschnitt 2.1.3, S. 29 f. 
99 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 143; auch Hartley, K., Perspective, 2011, 
S. 176; auch NAO, Benefits, 2001, S. 17; auch Europäische Kommission, Herausforderungen, 1996, S. 9. 
100 Vgl. Taylor, T./Hayward, K., Base, 1989, S. 79 f.; auch Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 25. 
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Ferner wird berichtet, dass das Beharren am Juste-retour-Prinzip gelegentlich auch zu 

technischen Unzulänglichkeiten bei im Kooperationsrahmen beschafften 

Rüstungsgütern geführt habe, da manche Nationen gemäß diesem Prinzip auch 

industrielle Arbeitspakete in technischen Gebieten einforderten, in denen sie bis dahin 

über keinerlei Erfahrungen verfügten.101

Vor den genannten Hintergründen kamen einige Kommentatoren zu der 

Schlussfolgerung, dass die innereuropäische Rüstungskooperation auf der Basis des 

Juste-retour-Prinzips im Wesentlichen ein Instrument nationaler Industrie- und 

Technologiepolitik sei und hierbei die Förderung sogenannter nationaler Champions, 

d.h. die Förderung nationaler �Großunternehmen, von denen man hofft, dass sie bei 

hinreichender �Stärke� in der Lage sein sollten, in der �Weltliga� der �Global Players� 

[engl., Weltfirmen/globale Akteure] ganz vorne mitzuspielen�102, im Vordergrund 

stehe.103

Weiterhin werden sowohl Kostensteigerungen als auch Auslieferungsverzögerungen bei 

innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten in der Literatur häufig auf deren 

Überbürokratisierung im Sinne komplexer Entscheidungs- und Managementstrukturen

zurückgeführt.104 Auch in diesem Zusammenhang liefert das Eurofighter Typhoon-

Projekt ein besonders eindringliches Beispiel. Entscheidungen bei diesem Projekt 

wurden in ca. 50 Ausschüssen im Rahmen einer vierstufigen Verwaltungshierarchie 

getroffen, wobei alle Entscheidungen jeweils einstimmig zwischen den Vertretern der 

beteiligten Partnerstaaten beschlossen werden mussten.105 Solche und ähnlich komplexe 

101 Vgl. Keohane, D., Armaments, 2002, S. 23.  
102 Monopolkommission, Wettbewerbspolitik, 2005, S. 21. 
103 Entsprechend sei auch das von den EU-Mitgliedstaaten häufig vorgebrachte Argument der 
Versorgungssicherheit mit militärischen Gütern (vgl. hierzu ausführlich unten, Abschnitt 3.2.2, S. 114-
120) zur Rechtfertigung der Anwendung des Juste-retour-Prinzips primär auf nationale industrie- und 
technologiepolitische Interessen zurückzuführen. Vgl. Rohde, J., Verteidigungsagentur, 2007, S. 7; auch 
Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 25; auch Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 45; auch 
Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 83 m.w.N.; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 215 f. 
104 Vgl. u.a. Dembinski, M./Schumacher, B., Schranken, 2005, S. 13; auch Hartley, K., Policy, 2006, S. 
486; auch Rohde, J., Europa, 2004, S. 20. Auch diese komplexen Entscheidungs- und 
Managementstrukturen werden von manchen kritischen Beobachtern als das Ergebnis der vorrangigen 
Verfolgung von nationalen industrie- und technologiepolitischen Interessen bei Kooperationsprojekten 
interpretiert. Vgl. u.a. Hartley, K., Industries, 2003, S. 370; auch Kerber, M. C., Rüstungsbeschaffung, 
2002, S. 28.; auch Kenny, B., Integration, 2006, S. 484, 487 f. 
105 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 43 m.w.N.; auch NAO, Benefits, 2001, S. 34. Eine 
ökonomische Behandlung der sogenannten �Einstimmigkeitsregel� (nach der hier entschieden wurde) aus 
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Strukturen bei innereuropäischen Rüstungskooperationen tragen zu einem Anstieg ihrer 

Transaktionskosten und Verzögerungen bei.  

Unter Transaktionskosten sind, stark vereinfacht und auf den Kontext der 

internationalen Rüstungskooperation bezogen, solche Kosten zu verstehen, die den 

Kooperationspartnern aus den vertraglichen Beziehungen bezüglich des 

Gemeinschaftsprojekts erwachsen, d.h. Kosten der Vorbereitung, des Abschlusses, der 

Ausführung sowie der Kontrolle der Kooperationsverträge.106

Williamson unterscheidet bei den Transaktionskosten grundsätzlich ex-ante-

Transaktionskosten, die im Rahmen der Anbahnung, des Entwurfs, der notwendigen 

Verhandlungen und der Absicherung der vorgesehenen Vertragserfüllung vor dessen 

Abschluss anfallen, von ex-post-Transaktionkosten, d.h. nach Abschluss des Vertrages 

entstehenden Kosten.107

Verträge zur Beschaffung neuer Rüstungsgüter und somit auch internationale 

Rüstungskooperationsverträge bilden in der Regel unvollständige, sogenannte 

relationale Verträge.108 Charakteristisch für relationale Verträge ist, dass sie sich als 

langfristige Vereinbarungen mit Regelungslücken für künftige Ereignisse darstellen, um 

so bei Vertragsschluss bestehenden Unsicherheiten bzw. unvorhersehbaren 

Entwicklungen Rechnung tragen zu können.109 Da die zu beschaffenden Güter zunächst 

noch zu entwickeln sind, ist es ex ante nahezu unmöglich, alle Leistungen (und 

Gegenleistungen) zum Zeitpunkt der Vertragszeichnung vollständig festzulegen.110

Relevante Entscheidungen im Rahmen von internationalen 

Rüstungskooperationsverträgen betreffen unter anderem technische und militärische 

Spezifikationen, Beschaffungszeitpläne, Finanzierungen und in diesem Zusammenhang 

(im Hinblick auf das Juste-retour-Prinzip) auch die Aufteilung industrieller 

individueller Sicht liefern Buchanan, J. M./Tullock, G., Calculus, 1962, S. 63-96; zusammengefasst bei 
Kirsch, G., Ökonomie, 2004, S. 140-144. 
106 Vgl. grundlegend zum Begriff der Transaktionskosten sowie deren Bedeutung im Rahmen der Neuen 
Institutionenökonomik: Coase, R. H., Firm, 1937; auch Williamson, O. E., Institutionen, 1990, S. 21-26; 
zusammenfassend z.B. auch Richter, R./Furubotn, E. G., Institutionenökonomik, 2003, S. 53-85; auch 
Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 470-490.  
107 Vgl. Williamson, O. E., Institutionen, 1990. S. 22-24.; auch Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., 
Theorie, 1999, S. 475. 
108 Vgl. Bös, D./Lülfesmann, Chr., Contracting, 1996, S. 54; auch Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, 
S. 147. 
109 Vgl. Mühlenkamp, H., Transaktionskostenökonomik, 2006, S. 34; auch Richter, R./Furubotn, E. G., 
Institutionenökonomik, 2003, S. 589 f.; auch Picot, A./Dietl, H./Franck, E., Organisation, 2008, S. 17.; 
auch Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 125. 
110 Vgl. Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 454 f. 
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Arbeitspakete sowie die Projektsteuerung.111 Konkretisierungen zu diesen und weiteren 

Regelungsgegenständen sind meist erst im Zeitverlauf bzw. während der vertraglichen 

Zusammenarbeit möglich. Des Weiteren können unvorhersehbare Ereignisse bei 

solchen Projekten fallweise Ergänzungen und/oder Anpassungen der unvollständigen 

Kooperationsverträge erforderlich machen, wie z.B. das Hinzutreten neuer oder der 

Ausstieg ursprünglicher Kooperationspartner, notwendige technische Anpassungen an 

neue militärische Fähigkeitsanforderungen oder Ähnliches. Die im Zeitverlauf 

unumgänglich werdenden Vertragskonkretisierungen, -ergänzungen und/oder                   

-anpassungen bewirken dann einen Anstieg der ex-post-Transaktionskosten und somit 

Kostensteigerungen bei Rüstungskooperationsprojekten. Die bei solchen internationalen 

Projekten entstehenden ex-post-Transaktionskosten bzw. die zu erwartenden 

Kostensteigerungen sind dabei umso höher, je komplexer deren 

Entscheidungsstrukturen zur Kompromissbildung zwischen den jeweiligen nationalen 

Vertretern aus Politik, Militär und Industrie ausgestaltet sind. Letzteres gilt auch für die 

Projektverzögerungen.112

Im Zusammenhang mit Transaktionskosten wird als weitere Ursache für 

Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen bei innereuropäischen 

Rüstungskooperationsprojekten der bisher notwendige Aufwand für administrative 

Prozeduren bezüglich der Genehmigung und Überwachung des internationalen 

Transfers von Rüstungsgütern, deren Komponenten oder entsprechenden Technologien 

genannt.113 Durch eine strenge Kontrolle und Beschränkung der Ausfuhr und 

Verbreitung von Rüstungsgütern verfolgen nationale Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften in der Regel den Schutz der Menschenrechte sowie die 

Gewährleistung von Sicherheit, Stabilität und Frieden.114 Obwohl bereits seit Ende der 

1990er Jahre einzelne Mitglieder der Europäischen Union Initiativen zur 

Harmonisierung ihrer Ausfuhrpraxis bzw. zur Vereinfachung gegenseitiger 

111 Vgl. Hartley, K., Equipment, 1998, S. 161. 
112 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 83 f. 
113 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 58; auch Trybus, M., Integration, 2005, S. 253; auch Bertges, 
F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 89. 
114 S. RL 2009/43/EG, Erwägungsgrund 4. 
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Ausfuhrverfahren115 angingen, bestanden bis vor Kurzem formal 27 verschiedene 

Genehmigungssysteme für Rüstungsgüterausfuhren, die sich in ihren einzelnen 

Prozeduren116 und Fristen zum Teil erheblich unterschieden.117

Somit wurde auch mehr als fünf Jahrzehnte nach Beginn des europäischen 

Integrationsprozesses rechtlich nahezu nicht zwischen dem Transfer von 

Rüstungsgütern in andere EU-Mitgliedstaaten und deren Ausfuhr in Drittländer 

differenziert.118 Selbst dann, wenn Rüstungsgüter produzierende Unternehmen mit 

Niederlassungen in mehreren EU-Mitgliedstaaten Baugruppen zur weiteren Produktion 

in andere EU-Mitgliedstaaten verbringen mussten, waren Ausfuhrgenehmigungen des 

entsprechenden Landes erforderlich. Gleiches galt auch für den grenzüberschreitenden 

Transport von Vorleistungen, die zur Realisierung von innereuropäischen 

Rüstungskooperationsprojekten notwendig waren.119 Auch wenn Genehmigungsanträge 

bezüglich des innergemeinschaftlichen Transfers von Rüstungsgütern beinahe nie 

abgelehnt wurden,120 bezifferte eine Studie, die im Jahre 2005 im Auftrag der 

Europäischen Kommission durchgeführt wurde, die jährlich durch die Bearbeitung 

solcher Anträge verursachten direkten (Verwaltungs-)Kosten auf 238,9 Mio. Euro.121

Der aus den unterschiedlichen mitgliedstaatlichen Genehmigungssystemen resultierende 

115 Hierzu zählt beispielsweise das Übereinkommen von Farnborough (auch LoI-Rahmenübereinkommen 
genannt). Vgl. hierzu ausführlich Abschnitt 2.3.3; zu weiteren diesbezüglichen Initiativen z.B. Unisys, 
Transfers, 2005, S. 42-67. 
116 Notwendige Prozeduren zur Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung beinhalteten im Einzelfall 
beispielsweise die Beantragung, Erstellung oder den Nachweis von einzelnen Firmenzertifizierungen, 
Einfuhrgenehmigungen, Verbleibsnachweisen nach Einfuhr und/oder Endnutzernachweisen. Vgl. Trybus, 
M., Integration, 2005, S. 253. 
117 Vgl. Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 22; auch Europäische Kommission, Verbringung, 2007, S. 
2. 
118 Vgl. Europäische Kommission, Verbringung, 2007, S. 3; auch Europäische Kommission, 
Verteidigungspaket, 2011, S. 1 
119 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 89. 
120 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 118 m.w.N. 
121 Vgl. Unisys, Transfers, 2005, S. 7; anders Europäische Kommission, Verbringung, 2007, S. 3 f. 
m.w.N.: Hier werden die direkten Kosten, die aus dem Verwaltungsaufwand der Genehmigungsverfahren 
resultieren, mit 434 Mio. Euro beziffert. Ferner beliefen sich indirekte Kosten, die hier als 
Opportunitätskosten der Aufrechterhaltung innergemeinschaftlicher Verbringungshindernisse definiert, 
jedoch nicht näher konkretisiert werden, auf etwa 2,73 Mrd. Euro.  
Zur Verdeutlichung der Unverhältnismäßigkeit zwischen den formal notwendigen 
Genehmigungserfordernissen und dem tatsächlich notwendigen Kontrollbedarf hinsichtlich des 
innergemeinschaftlichen Transfers von Rüstungsgütern wird in der angesprochenen Unisys-Studie 
beispielhaft angemerkt, dass im Jahre 2003 lediglich 15 von insgesamt 12.627 Anträgen auf 
innergemeinschaftliche Transfers von Rüstungsgütern abgelehnt wurden. Vgl. Unisys, Transfers, 2005, S. 
7. Die abgelehnten Anträge betrafen den Transfer von Kleinwaffen in die Staaten Estland, Lettland und 
Litauen, die zu diesem Zeitpunkt erst kurz vor dem EU-Beitritt standen. Die Europäische Kommission 
führte die Ablehnungen auf unklare Standards in diesen Ländern zurück und bewertete sie als ein 
vorübergehendes Problem. Vgl. Europäische Kommission, Transfer, 2005, S. 2. 
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Verwaltungsaufwand bewirkte des Weiteren Verzögerungen �von bis zu mehreren 

Monaten�122. 

Einem entsprechenden Vorschlag der Europäischen Kommission vom 5. Dezember 

2007123 folgend wurde am 6. Mai 2009 die Richtlinie 2009/43/EG zur �Vereinfachung 

der Bedingungen für die innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern� 

verabschiedet.124 Diese Vereinfachung soll dabei keineswegs durch ein generelles 

Entfallen der Genehmigungspflicht des grenzüberschreitenden Transfers von 

Rüstungsgütern innerhalb der EU erreicht werden, sondern in erster Linie �durch ein 

strafferes System von Allgemein- und Globalgenehmigungen .., in dem die Erteilung 

von [bisher notwendigen] Einzelgenehmigungen die Ausnahme [darstellt]�125. 

Diese Richtlinie trat am 30. Juni 2009 in Kraft, musste bis zum 30. Juni 2011 von den 

Mitgliedstaaten in nationale Rechts- und Verwaltungsvorschriften umgesetzt werden, 

welche dann ab dem 30. Juni 2012 angewendet werden müssen.126

Der Effekt dieser noch recht jungen Richtlinie auf Kostensteigerungen und 

Verzögerungen bei innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten bleibt 

abzuwarten. 

Schließlich wird als Ursache für Kostensteigerungen bei innereuropäischen 

Rüstungskooperationsprojekten auch die über einen langen Zeitraum übliche Praxis 

diskutiert, Beschaffungsaufträge auf der Grundlage sogenannter cost-plus-Verträge zu 

vergeben.127 Diese Ursache für Kostensteigerungen ist jedoch nicht ausschließlich für 

militärische Beschaffungsprojekte im Rahmen internationaler Rüstungskooperationen 

122 Europäische Kommission, Verbringung, 2007, S. 2. 
123 Der hier angesprochene �Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Vereinfachung der Bedingungen für die innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern� 
(vgl. Europäische Kommission, Verbringung, 2007) bildet zusammen mit dem �Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit� 
(vgl. Europäische Kommission, Vorschlag, 2007) und der Mitteilung �Strategie für eine stärkere und 
wettbewerbsfähigere europäische Verteidigungsindustrie� (vgl. Europäische Kommission, Strategie, 
2007) das sogenannte �Defence Package� (engl., Verteidigungspaket), das die Europäische Kommission 
am 5. Dezember 2007 vorstellte. Vgl. Europäische Kommission, Verteidigungspaket, 2011 sowie die 
Ausführungen unten in Abschnitt 3.3, S. 124 f. 
124 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 118 f. m.w.N. 
125 Europäische Kommission, Verbringung, 2007, S. 2 
126 S. Art. 18 Abs. 1 und 19 RL 2009/43/EG. 
127 Vgl. Europäische Kommission, Herausforderungen, 1996, S. 9; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 43 f. m.w.N.; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 133. In der 
deutschsprachigen Literatur werden Verträge dieser Art sinngemäß auch als Kosten-Plus-Verträge
bezeichnet. Vgl. z.B. Meyer, D., Allianz, 1994, S. 17. 
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charakteristisch; sie betrifft ebenfalls unilaterale Projekte und soll aus diesem Grunde 

hier in gebotener Kürze betrachtet werden.128

Bei cost-plus-Verträgen handelt es sich um eine Abwandlung von sogenannten 

Selbstkostenerstattungsverträgen. Erfolgt die Beschaffung von Rüstungsgütern auf der 

Basis solcher Verträge, so bedeutet dies, dass der militärische (staatliche) Auftraggeber 

(im Folgenden allgemein als Rüstungsagentur129 bezeichnet) dem oder den 

entsprechenden Auftragnehmern (im Folgenden Lieferanten) vertraglich zugesichert 

sämtliche nachgewiesenen Kosten der Entwicklung und/oder Produktion des 

Rüstungsgutes erstattet.130 Bei cost-plus-Verträgen wird über die Erstattung sämtlicher 

128 Aspekte der Vertragsgestaltung wurden in der (verteidigungs-)ökonomischen Fachliteratur bereits 
ausgiebig behandelt. Als häufig zitierte, grundlegende und weiterführende Beiträge zum Themenkomplex 
der Vertragsgestaltung im öffentlichen Auftragswesen allgemein und bei militärischen Beschaffungen im 
Besonderen seien an dieser Stelle beispielsweise in chronologischer Reihenfolge genannt: Williamson, O. 
E., Defense Contracting, 1967; Loeb, M./Magat, W. A., Regulation, 1979; Baron, D. P./Myerson, R. B., 
Regulating, 1982; Laffont, J.-J./Tirole, J., Observation, 1986; Baron, D. P./Besanko, D., Monitoring, 
1987; McAfee, R. P./McMillan, J., Competition, 1987; Baron, D. P./Besanko, D., Performance, 1988; 
Rogerson, W. P., Regulation, 1989; Laffont, J.-J./Tirole, J., Incentives, 1993; Rogerson, W. P., 
Procurement, 1994; Rogerson, W. P., Incentive Models, 1995; De Fraja, G./Hartley, K., Procurement, 
1996. 
129 Als Rüstungsagenturen werden hier allgemein diejenigen öffentlichen Dienststellen angesprochen, 
denen die Aufgaben der materiellen Bedarfsermittlung und -deckung, d.h. der materiellen Ausrüstung, der 
nationalen Streitkräfte obliegt. Dabei bleibt unberücksichtigt, ob diese öffentlichen Dienststellen einen 
Bestandteil der nationalen Streitkräfte oder eigene nationale Behörden bilden. Vereinfacht ausgedrückt 
bilden Rüstungsagenturen die Nachfrageseite auf den Märkten für Rüstungsgüter; sie schließen Verträge 
mit (privaten oder staatlichen) Unternehmen zur Entwicklung, Produktion und Lieferung von 
Rüstungsgütern, welche die nationalen Streitkräfte für ihre Auftragserfüllung benötigen. In dem 
Vereinigten Königreich fallen diese Aufgaben beispielsweise in den Zuständigkeitsbereich der von den 
britischen Streitkräften organisatorisch losgelösten British Defence Procurement Agency (engl., Britische 
Rüstungsagentur). Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Framework, 2010, S. 27. In Frankreich
übernimmt diese Aufgaben die Direction Générale de l�Armement (franz., Generaldirektion für Rüstung) 
als Teil des französischen Verteidigungsministeriums. Vgl. Kerber, M. C., Rüstungsbeschaffung, 2002, S. 
30. In Deutschland obliegt die unmittelbare Sachbedarfsdeckung der Streitkräfte der 
Bundeswehrverwaltung. S. Art. 87b Abs. 1 GG. Innerhalb der Bundeswehrverwaltung existieren bisher 
im übertragenen Sinne zwei Rüstungsagenturen, das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung (BWB), 
welches zentral für die Leitung aller Rüstungsprojekte mit Ausnahme von Projekten in den Bereichen 
Informationsmanagement und Informationstechnik zuständig ist; für letztere ist das Bundesamt für 
Informationsmanagement und Informationstechnik der Bundeswehr (IT-AmtBw) verantwortlich. Vgl. 
BWB, Auftraggeber, 2010, S. 6-15. Im Zuge des gegenwärtigen Prozesses zur Neuausrichtung der 
Bundeswehr soll das bisherige Aufgabenspektrum des BWB und IT-AmtBw sowie nachgeordneter 
Dienststellen auf das neu aufzustellende Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr (BAAINBw) übertragen werden. Vgl. BMVg, Stationierung, 2011, S. 14; auch Löwenstein, 
St., Rüstung, 2011, S. 1.  
Bei internationalen Rüstungskooperationsprojekten zeichnen als Auftraggeber entweder alle 
Rüstungsagenturen der beteiligten Partnerstaaten oder es wird eine multinationale Rüstungsagentur mit 
eigener Rechtspersönlichkeit zur Abwicklung eines einzelnen oder mehrerer Projekte gebildet. Ein 
Beispiel für eine solche multinationale Rüstungsagentur bildet die Organisation Conjointe de 
Coopération en Matière d�Armement (OCCAR), auf die in Abschnitt 2.3.2 detaillierter eingegangen wird.  
130 Vgl. zur Definition von Selbstkostenerstattungsverträgen z.B. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., 
Interaction, 2010, S. 126. 
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im Rahmen der Entwicklung/Produktion entstehenden Kosten zusätzlich ein 

Gewinnzuschlag für die Lieferanten vereinbart. Dieser vertraglich fixierte 

Gewinnzuschlag kann sich entweder in Form eines festen Betrages oder als prozentualer 

Anteil aller tatsächlich entstandenen Kosten darstellen.131

Die dominierende Anwendung dieser Vertragsarten bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern in den meisten europäischen Staaten bis etwa zur Mitte der 1980er 

Jahre132 wird in erster Linie auf die Schwierigkeit einer detaillierten 

Leistungsbeschreibung in diesem Bereich zurückgeführt: Eine Auftragsvergabe im 

Rüstungsbereich unter Anwendung sogenannter Festpreisverträge, bei denen die 

Rüstungsagenturen bereits vor Projektbeginn mit den ausgewählten Lieferanten einen 

fixierten Auftragswert unabhängig von den entstehenden bzw. zu erwartenden Kosten 

veranschlagen,133 ist häufig nicht möglich bzw. unzweckmäßig. Wie bereits oben in 

diesem Abschnitt erläutert, ist es insbesondere bei der Beschaffung neuartiger (noch zu 

entwickelnder) Rüstungsgüter nahezu unmöglich, Verträge auf der Grundlage einer 

detaillierten Leistungsbeschreibung seitens der Rüstungsagenturen zu schließen. Welche 

Gestalt die zu erbringende Leistung letztendlich haben wird (beispielsweise hinsichtlich 

exakter technischer und militärischer Spezifikationen), ist hier in der Regel das Ergebnis 

eines zeitlich gestreckten Such- und Findungsprozesses.134 Da aufbauend auf vagen 

Leistungsbeschreibungen zu Projektbeginn eine genaue Kostenschätzung schwierig bis 

ausgeschlossen ist, werden Lieferanten von einem Angebot mit einer fixierten (und 

künftig nicht anpassbaren) Vergütung absehen.135 Durch die Wahl eines 

Selbstkostenerstattungsvertrages respektive cost-plus-Vertrages signalisiert die 

Rüstungsagentur, dass sie die aus zukünftigen Leistungsspezifierungen erwachsenden 

Mehrkosten tragen wird.136

131 Vgl. Europäische Kommission, Herausforderungen, 1996, S. 9; auch Kovacic, W. E., Extensions, 
1991, S. 222 f. 
132 Vgl. De Fraja, G./Hartley, K., Procurement, 1996, S. 76 f. 
133 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 126. 
134 Vgl. Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 454 f. 
135 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 129 f. 
136 Vgl. Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 410. Hier werden noch weitere mögliche Gründe 
für die Wahl von Selbstkostenerstattungsverträgen genannt, darunter unter anderem 
Geheimhaltungsbedürfnisse, eingeschränkte Lieferantenkreise oder spezielle Kunden-Lieferanten-
Beziehungen, wie sie beispielsweise in Deutschland durch den Betrieb entwicklungsbegleitender 
Dienststellen der Bundeswehr (sogenannte Wehrtechnische Dienststellen) für laufende Rüstungsprojekte 
bestehen. 
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Das grundlegende Problem bei solchen auf Kostenerstattung ausgerichteten Verträgen 

ist jedoch, dass sie bei den Lieferanten eine Minderung des Leistungsanreizes im 

Hinblick auf eine effiziente (Kosten sparende) Auftragserfüllung bewirken und daher 

häufig mit Kostensteigerungen während der Projektlaufzeit verbunden sind. Sofern der 

Gewinnzuschlag im Rahmen eines cost-plus-Vertrages als prozentualer Anteil der 

entstandenen Kosten vereinbart wurde, besteht seitens des Lieferanten nach 

Vertragsschluss sogar ein Anreiz, die Projektkosten in die Höhe zu treiben.137

Diese Erkenntnis verleitete, dem US-amerikanischen Beispiel folgend, auch in Europa 

immer mehr nationale Rüstungsagenturen dazu, Rüstungsbeschaffungen zunehmend auf 

der Basis sogenannter Anreizverträge vorzunehmen.138 Hierbei vereinbaren 

Rüstungsagenturen und Lieferanten für das anstehende Rüstungsprojekt Zielkosten

sowie Beteiligungsraten für Kostenvariationen. Gelingt es dem Lieferanten, unterhalb 

der vereinbarten Zielkosten zu bleiben, erhält er einen den Beteiligungsraten 

entsprechenden Gewinnzuschlag; überschreitet er die vereinbarten Zielkosten, so wird 

die Kostensteigerung entsprechend der vereinbarten Beteiligungsraten sowohl von der 

Rüstungsagentur als auch von dem Lieferanten getragen.139

Die auf der theoretischen Ebene stringente Trennung der angesprochenen Vertragsarten 

scheint in der Praxis der Rüstungsbeschaffung jedoch zu verwischen. So wird in den 

Medien immer wieder berichtet, dass Auftragnehmern auch nach mehreren Jahren der 

ursprünglichen Vertragszeichnung wiederkehrend Preiszugeständnisse eingeräumt 

werden. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Arbeit lieferte unter anderem das bereits 

an mehreren Stellen genannte innereuropäische Rüstungskooperationsprojekt zur 

Beschaffung des militärischen Transportflugzeuges A400M140 ein aktuelles Beispiel 

hierfür. Abgesehen von dessen langjährigen Vorbereitungen wurde der offizielle 

Vertrag zur Beschaffung von 180 Stück dieses Transportflugzeuges zwischen den 

beteiligten Partnernationen und dem Hersteller Airbus bereits im Jahre 2003 

geschlossen. Eine Besonderheit hierbei war, dass es als erstes innereuropäisches 

Rüstungskooperationsprojekt auf der Grundlage eines Festpreisvertrages (mit einem 

137 Vgl. Kovacic, W. E., Extensions, 1991, S. 222; auch Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 455. 
138 Diese Vertragsart wurde in den Vereinigten Staaten von Amerika bei Beschaffungen von 
Rüstungsgütern bereits ab den späten 1960er Jahren angewendet. Vgl. Kaufer, E., Waffenbeschaffung, 
1972, S. 460 m.w.N.; auch Kovacic, W. E., Extensions, 1991, S. 223. 
139 Vgl. Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 467; auch Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 
2010, S. 126. 
140 Vgl. zu näheren Informationen hierzu oben, Darstellungen 2 und 9. 
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ursprünglichen Auftragsvolumen von ca. 20 Mrd. Euro) abgeschlossen wurde. Die 

sukzessiven technischen und taktischen Anforderungsverfeinerungen an das neu zu 

beschaffende Transportflugzeug durch die Partnernationen führten fortwährend zu 

Kostensteigerungen, welche zwischenzeitlich die Fortführung des Projektes 

gefährdeten. Zuletzt musste die Beschaffungsgemeinschaft im April 2011 über die 

Verteilung von Zusatzkosten in Höhe von etwa 5,2 Mrd. Euro verhandeln.141

Wie das Beispiel des A400M zeigt, nehmen Beschaffungsverträge im Rüstungsbereich 

unabhängig von ihrer ursprünglichen Form im Laufe der Zeit nicht selten die 

Eigenschaften eines Selbstkostenerstattungsvertrages an. 

Der Rückzug bzw. die Auflösung eines Beschaffungsvertrages aufgrund von 

Kostensteigerungen bildet für die Rüstungsagentur mit fortgeschrittener Projektlaufzeit 

in der Regel keine Option, da oft bereits beträchtliche finanzielle Mittel in das Projekt 

geflossen sind, die sich aus Sicht des Staates bei der Bereitstellung des öffentlichen 

Gutes äußere Sicherheit als sunk costs (engl., versunkene Kosten), d.h. als irreversible 

Fixkosten, darstellen.142 Insbesondere wenn es um die Einhaltung des 

Beschaffungszeitplans dringender Rüstungsprojekte geht, werden Rüstungsagenturen 

(wenn auch widerwillig) bereit sein, schrittweise zusätzliche Kosten zu erstatten. Da die 

beauftragten Lieferanten häufig über die verstrichene Projektlaufzeit besonderes Know-

how bei der Entwicklung/Produktion des zu beschaffenden Rüstungsgutes gebildet 

haben, wird es aus zeitlichen und/oder finanziellen Gründen selten möglich sein, die 

Fortführung des Auftrages an einen alternativen Anbieter zu übertragen. Es besteht dann 

ein sogenannter lock-in-Effekt,143 da die Rüstungsagenturen auf die ursprünglichen 

Vertragspartner angewiesen bzw. an diese gebunden sind. Diese besondere 

Abhängigkeit birgt dann die Gefahr nachvertraglicher Erpressungsversuche 

(sogenanntes hold-up; engl., Raubüberfall144) seitens der Lieferanten, den zugrunde 

liegenden Vertrag nach ursprünglicher Zeichnung zu ihren Gunsten anzupassen.145

141 Vgl. Köhn, R., Hürden, 2010, S. 15; auch o.V., Militärtransporter, 2011, S. 17. 
142 Vgl. Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 455 m.w.N.; zum Begriff der sunk costs ausführlich 
Baumol, W. J./Panzar, J. C./Willig, R. D., Markets, 1982, S. 280-282. 
143 Vgl. zum lock-in-Effekt Williamson, O. E., Institutionen, 1990, S. 61. 
144 Vgl. zu diesem im Rahmen der Neuen Institutionenökonomik verwendeten Begriff des hold-up u.a. 
Richter, R./Furubotn, E. G., Institutionenökonomik, 2003, S. 589 m.w.N. 
145 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 132; auch Kaufer, E., Waffenbeschaffung, 
1972, S. 460; auch Göbel, E., Institutionenökonomik, 2004, S. 17; auch Mühlenkamp, H., 
Transaktionskostenökonomik, 2006, S. 34 f. 



46

Obwohl Kostensteigerungen bei innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten 

auch in der jüngeren Literatur auf die (auslaufende) Praxis der cost-plus-Verträge

zurückgeführt wird,146 zeigt die vorangegangene Diskussion, dass es sich hierbei nicht 

um eine Ursache mit speziellem Bezug auf kooperative Rüstungsprojekte handelt. Auch 

bei unilateralen Projekten besteht das grundsätzliche Problem einer unzureichenden 

Leistungsbeschreibung zu Beginn der Beschaffung mit den skizzierten möglichen 

Folgen. Immer wieder wird von nachträglichen Vertragsanpassungen bei 

Rüstungsprojekten in Form von Preiszugeständnissen an die Lieferanten berichtet und 

zwar unabhängig von der Anzahl der beteiligten Staaten und der zugrunde liegenden 

Vertragsstruktur. Keine der in der theoretischen Fachliteratur ausgiebig behandelten 

Vertragsarten scheint das Phänomen der Kostensteigerungen bei 

Rüstungsbeschaffungen gänzlich beseitigen zu können. 

Als Zwischenergebnis dieses Abschnittes lässt sich daher festhalten, dass die 

internationale Rüstungskooperation, wie sie traditionell im europäischen Raum 

praktiziert wurde, zu keiner signifikanten Effizienzsteigerung bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern gegenüber der nationalen rüstungspolitischen Abschottung der EU-

Mitgliedstaaten beitrug. Ursächlich hierfür waren in erster Linie die rigide Beachtung 

des Juste-retour-Prinzips, Überbürokratisierungen im Sinne komplexer Entscheidungs- 

und Managementstrukturen sowie die unterschiedlichen Regelungen bezüglich des 

internationalen Transfers von Rüstungsgütern und deren Komponenten.147

146 Vgl. z.B. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 43 f. m.w.N.; auch Hartley, K., Perspective, 
2011, S. 133. 
147 Vgl. Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 83; auch Dembinski, M./Schumacher, B., Schranken, 
2005, S. 13. 
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2.3 Europäische Versuche zur Intensivierung und Rationalisierung der    

      Rüstungszusammenarbeit seit Beginn der 1990er Jahre

Erste Bemühungen, die nationalen Rüstungspolitiken in Europa (sowie den Vereinigten 

Staaten von Amerika) zu koordinieren und zu harmonisieren, erfolgten bereits ab den 

1950er Jahren hauptsächlich unter der Federführung der beiden militärischen Bündnisse 

NATO (North Atlantic Treaty Organisation; engl., Nordatlantisches 

Verteidigungsbündnis) und WEU (Western European Union; engl., Westeuropäische 

Union).148

Bereits kurz nach ihrer Gründung im Jahre 1949 richtete die NATO ihr Armaments 

Committee (engl., Rüstungsausschuss) zur Harmonisierung der Rüstungsaktivitäten 

ihrer Mitgliedstaaten ein. 1966 wurde dieser Ausschuss durch die sogenannte CNAD

(Conference of National Armaments Directors; engl., Konferenz der nationalen 

Rüstungsdirektoren) ersetzt, in welcher bis heute mit einem komplexen 

organisatorischen Unterbau operative, wirtschaftliche und technische Fragestellungen 

bezüglich der Entwicklung und Beschaffung neuer Rüstungsgüter durch die 

Mitgliedstaaten der NATO diskutiert werden.149 Obwohl nicht offiziell in ihre 

Organisationsstruktur eingebunden, kann als weitere Plattform zur Förderung der 

Rüstungskooperation zwischen NATO-Mitgliedstaaten die sogenannte IEPG

(Independent European Programme Group; engl., Unabhängige Europäische 

Planungsgruppe) angeführt werden, die 1976 von den damaligen europäischen NATO-

Partnern (mit Ausnahme von Island) zu diesem Zwecke gegründet wurde.150

Innerhalb der WEU wurde im Jahre 1955 zur Koordinierung der mitgliedstaatlichen 

Rüstungspolitiken das sogenannte Standing Armament Committee (engl., Ständiger 

Rüstungsausschuss) gebildet. Da im Rahmen dieses Gremiums jedoch keine 

148 Eine Ausnahme bildet hierbei die Organisation Finabel, die sich keinem dieser militärischen 
Bündnisse direkt zuordnen lässt. Nach ihrer Gründung im Jahre 1953 durch Belgien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg und die Niederlande wurde unter ihrem Dach zunächst die Verbesserung der technischen 
Standardisierung der Landstreitkräfte ihrer Mitglieder verfolgt. Heute dient Finabel militärischen 
Vertretern von insgesamt 16 EU-Mitgliedstaaten als Konsultationsplattform für eine Reihe von 
Verteidigungsfragen, darunter auch Fragen bezüglich gemeinschaftlicher Beschaffungsprogramme. Vgl. 
Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 7 m.w.N. 
149 Vgl. Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 55, 61f.; zum Aufbau und Tätigkeitsbereich der CNAD
ausführlich auch NATO, Handbook, 2006, S. 124, 285 f. 
150 Vgl. Meier, E.-Chr./Nelte, K.-M./Huhn, W., Sicherheitspolitik, 2008, S. 493; auch unten, Abschnitt 
2.3.1. 
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nennenswerten Annäherungen der nationalen Politiken in diesem Feld erreicht werden 

konnten, wurde es 1989, d.h. 34 Jahre später, offiziell wieder aufgelöst.151

Trotz dieser frühen Versuche, gemeinsame Rüstungspolitiken innerhalb militärischer 

Bündnisse zu entwickeln, konnten diesbezüglich über fast vier Jahrzehnte nur wenige 

konkrete Ergebnisse erzielt werden.152 Klar strukturierte Konzepte zur Durchführung 

internationaler (d.h. transatlantischer oder innereuropäischer) 

Rüstungskooperationsprojekte wurden weder im Rahmen der NATO noch der WEU 

entwickelt. Kam es als Ausnahme von der Regel der rein nationalen Verfolgung von 

Rüstungsprojekten hierbei doch zu Kooperationen, so wurden diese insbesondere in 

Europa von den beteiligten Partnerstaaten auf der bereits an mehreren Stellen 

angesprochenen Ad-hoc-Basis angegangen, d.h. mit jeweils projektspezifischen 

Verträgen, Richtlinien und Verfahren, die auf das entsprechende Vorhaben 

zugeschnitten wurden.153 Angesichts der nach Ende des Ost-West-Konfliktes 

zunehmend unwirtschaftlicher werdenden nationalen rüstungspolitischen Abschottung 

der EU-Mitgliedstaaten154 und vor dem Hintergrund der im vorangegangenen Abschnitt 

diskutierten Unzulänglichkeiten der klassischen, Einzelprojekt orientierten 

Rüstungskooperationen in Europa (hervorgerufen durch das Beharren am Juste-retour-

Prinzip, charakteristische Überbürokratisierungen und unterschiedliche Regelungen 

bezüglich des internationalen Transfers von Rüstungsgütern) standen die 1990er Jahre 

im Zeichen der Revitalisierung rüstungspolitischer Zusammenarbeit in Europa, um ihre 

theoretischen Vorzüge155 künftig in der Praxis in einem höheren Maße ausschöpfen zu 

können.156 Zum Zwecke ihrer Intensivierung und Rationalisierung entstanden in dieser 

Zeit im Wesentlichen drei dauerhafte Foren bzw. Initiativen zur gemeinsamen 

Behandlung von Rüstungsfragen. Hierzu zählen die Wiederaufnahme der 

rüstungspolitischen Zusammenarbeit innerhalb der WEU, die Etablierung der OCCAR

151 Vgl. zur kritischen Betrachtung des Standing Armaments Committee u.a. Schlieper, A., Masterplan, 
2002, S. 270. 
152 Einen kommentierten Überblick über die hier skizzierten frühen Initiativen zur Harmonisierung und 
Koordinierung nationaler Rüstungspolitiken unter Federführung der NATO und der WEU der 1950er 
Jahre bis zum Beginn des 21. Jahrhunderts bietet u.a. Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 6-8 m.w.N. 
153 Vgl. Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 270. 
154 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 1.1. 
155 Vgl. zu den theoretischen Vorzügen der internationalen Rüstungskooperation gegenüber der nationalen 
rüstungspolitischen Abschottung die Ausführungen oben in Abschnitt 2.1. 
156 Vgl. Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 217; auch Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 55. 
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(Organisation Conjointe de Coopération en Matière d�Armement; franz., Gemeinsame 

Organisation für Rüstungskooperation) sowie der Abschluss des sogenannten LoI-

Rahmenübereinkommens.157 Gemeinsames Element dieser jüngeren Foren und 

Initiativen ist, dass sie außerhalb des politischen Rahmenwerkes der Europäischen 

Union errichtet bzw. verfolgt wurden.158 Sie werden mit den folgenden Ausführungen 

einer kritischen Betrachtung unterzogen. 

2.3.1 Rüstungspolitische Komponenten der WEU: WEAG und WEAO 

Nach der Auflösung ihres Standing Armament Committee im Jahre 1989159 vergingen 

zwei Jahre, bevor die Westeuropäische Union einen neuen Anlauf unternahm, die 

Rüstungszusammenarbeit ihrer Mitgliedstaaten zu fördern und effizienter zu gestalten. 

Parallel zu den Verhandlungen der späteren Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft

(EG) zu den Verträgen von Maastricht über die Politische Union und die Wirtschafts- 

und Währungsunion gab die WEU 1991 eine Erklärung ab, in der ihr Wille zur 

Schaffung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik innerhalb der EG, die mit 

derjenigen der NATO vereinbar sein sollte, bekundet wurde. Diese Erklärung 

beinhaltete auch die Forderung nach einer intensiveren Rüstungszusammenarbeit und 

die Aussicht auf die Bildung einer Europäischen Rüstungsagentur.160

Der erste Schritt für eine Neustrukturierung der rüstungspolitischen Kooperation 

innerhalb der WEU wurde im Dezember des Jahres 1992 unternommen, als sich die 

dreizehn Verteidigungsminister der bereits angesprochenen Independent European 

Programme Group161 im Rahmen des sogenannten Bonn Communiqué darauf 

157 Vgl. Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 169. 
158 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 20-26. 
159 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.3, S. 47 f. 
160 In einer zweiten zeitgleichen Erklärung lud die WEU weitere NATO-Staaten ein, zur Teilnahme an 
künftigen Aktivitäten assoziierte Mitglieder zu werden. Vgl. Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 271; auch 
Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 169 m.w.N.; beide Maastricht-Erklärungen der WEU 
vom 10. Dezember 1991 sind abgedruckt in Bloed, A./Wessel, R. A. (Hrsg.), Functions, 1994, S. 131-135. 
161 Die 1976 von den damaligen europäischen NATO-Partnern gegründete IEPG umfasste zu diesem 
Zeitpunkt folgende dreizehn Mitglieder: Belgien, Dänemark, Deutschland, die Niederlande, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Luxemburg, Norwegen, Portugal, Spanien, die Türkei sowie das Vereinigte 
Königreich. Bis zu dieser Verständigung diente die IEPG als loses rüstungspolitisches 
Konsultationsforum der nationalen Rüstungsexperten; sie übte lediglich Koordinierungsfunktionen aus 
und verfügte über keinerlei Entscheidungsbefugnisse. Vgl. zur IEPG ausführlich Schlieper, A., 
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verständigten, die bisherigen Aktivitäten dieses Forums in den Zuständigkeitsbereich 

der WEU zu übertragen. Hierbei wurden eine Reihe von Prinzipien für den 

Zuständigkeitstransfer vereinbart; hervorzuheben ist das Prinzip, nach dem alle 

bisherigen IEPG-Mitglieder auch bei künftigen Rüstungsforen innerhalb der WEU voll 

und gleichberechtigt mitwirken sollten.162 Etwa ein halbes Jahr später, im Mai 1993, 

wurden bei einem Zusammentreffen des WEU-Ministerrats in Rom die 

Übergangsprinzipien bestätigt sowie weitere organisatorische Aspekte hierfür 

vereinbart. Seit dieser Zusammenkunft, bei der die bisherigen Funktionen der IEPG im 

Zuge einer Umbenennung zur WEAG (Western European Armaments Group; engl., 

Westeuropäische Rüstungsgruppe) auf die WEU übertragen wurden, gab es innerhalb 

der WEU ein neues institutionelles Rahmenwerk für die Zusammenarbeit in 

Rüstungsangelegenheiten. Die WEAG wuchs im Jahre 2000 auf insgesamt 19 

Mitglieder an, nachdem ihre Verteidigungsminister auf einem Treffen in Marseille dem 

Beitritt von Finnland, Österreich, Polen, Schweden, der Tschechischen Republik und 

Ungarn zustimmten. Alle WEAG-Mitglieder waren über den gesamten Zeitraum ihres 

Fortbestehens mit gleichen Rechten und Pflichten versehen.163

Zur Intensivierung und Rationalisierung der Rüstungszusammenarbeit der WEAG-

Staaten formulierten ihre Verteidigungsminister folgende allgemeine Ziele, die durch 

die jeweiligen nationalen Rüstungsdirektoren verfolgt werden sollten: 

- den effizienteren Einsatz von Haushaltsmitteln bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern, u.a. durch eine intensivere Harmonisierung der nationalen 

militärischen Bedarfsforderungen, 

- die Öffnung der nationalen (abgeschotteten) Rüstungsgütermärkte für den 

grenzüberschreitenden Wettbewerb, 

- die Stärkung der europäischen rüstungstechnologischen und -industriellen 

Basis164 sowie 

Masterplan, 2002, S. 270; kritisch insbesondere auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 63 f. 
m.w.N. 
162 Vgl. zu den angesprochenen Prinzipen ausführlich u.a. WEAG, History, 2005, S. 1. 
163 Vgl. zur Entstehungsgeschichte der WEAG ausführlich Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 64; 
auch WEAG, History, 2005, S. 1; auch Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 271; auch Meier, E.-Chr./Nelte, 
K.-M./Huhn, W., Sicherheitspolitik, 2008, S. 493; auch Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 45. 
164 Vgl. zu dem Begriff der rüstungstechnologischen und -industriellen Basis (RTIB) oben, Fußnote 4. 
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- die Zusammenarbeit in dem Bereich der militärischen Forschung und 

Entwicklung.165

Die Verfolgung dieser Ziele erfolgte in drei Fachausschüssen, sogenannten Panels, die 

bereits als Arbeitsebene innerhalb der IEPG bestanden und im Rahmen der WEAG 

weiter ausgebaut wurden:166

Die Aufgabe des ersten Panels bestand hauptsächlich darin, die Harmonisierung der 

nationalen militärischen Bedarfsforderungen durch eine Förderung gemeinsamer 

Rüstungskooperationsprojekte zwischen den WEAG-Mitgliedstaaten voranzutreiben. 

Hierzu wurde ein jährlicher Vergleich der nationalen Pläne für Neubeschaffungen von 

Rüstungsgütern vorgenommen. Wurden hierbei Überschneidungen bei den nationalen 

Beschaffungsplänen identifiziert, sollten Arbeitsgruppen (bestehend aus Vertretern der 

entsprechenden Nationen) Machbarkeitsstudien als Grundlage für die gemeinsame 

Entwicklung und Produktion der zu beschaffenden Rüstungsgüter ausarbeiten. Diese 

Herangehensweise zur Harmonisierung der nationalen militärischen Bedarfsforderungen 

wurde in der Praxis jedoch häufig durch ein unzureichendes bzw. unpräzises 

Informationsangebot der Mitgliedstaaten bezüglich ihrer Beschaffungspläne sowie 

langwierige Koordinierungsprozesse innerhalb der Arbeitsgruppen vereitelt.167

Mit der Stärkung der europäischen Position im Bereich der rüstungsspezifischen 

Forschung und Entwicklung war das zweite Panel der WEAG beauftragt. Zu diesem 

Zwecke erarbeite, überwachte und koordinierte dieser Fachausschuss eine Reihe von 

Förderungsprogrammen. Auch Bemühungen bezüglich der Koordination von 

Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten mit anderen NATO-Gremien sowie der 

gemeinsamen Nutzung von mitgliedstaatlichen Forschungs- und Testeinrichtungen 

lagen in seinem Aufgabenbereich.168

165 Vgl. WEAG, History, 2005, S. 1. 
166 Vgl. zur Zielsetzung bzw. zum Aufgabenkatalog sowie zur Organisation der WEAG ausführlich 
Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 271-273; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 217. 
167 Vgl. WEAG, Equipment, 2005, S. 1; auch Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 20 f.; zur Kritik an der 
Arbeitsweise und den Ergebnissen des ersten Panels insbesondere auch Hayward, K., Process, 1997, S. 29 
f.; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 64 f. m.w.N. 
168 Vgl. Trybus, M., Procurement, 1999, S. 34; auch Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 273; zu den 
angesprochenen Förderungsprogrammen ausführlich WEAG, Cooperation, 2005, S. 1. 
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Im Zusammenhang mit dem Tätigkeitsfeld des zweiten Panels ist auch die Etablierung 

der WEAO (Western European Armaments Organisation; engl., Westeuropäische 

Rüstungsorganisation) anzusprechen, die im Wesentlichen zu einer Intensivierung der 

Zusammenarbeit bei der militärischen Forschung und Entwicklung innerhalb der WEU 

beigetragen hat. Ihre Gründung kann auf die Ergebnisse der sogenannten Ad Hoc Study 

Group (AHSG) zurückgeführt werden, die sich als spezielle Arbeitsgruppe innerhalb der 

WEAG bereits ab 1993 mit der Möglichkeit der Errichtung einer eigenständigen 

europäischen Rüstungsagentur beschäftigte.169 Fehlende fundamentale 

Rahmenbedingungen � wie europarechtliche Regelungen hinsichtlich gemeinsamer 

Rüstungsgütermärkte oder eine kohärente europäische Rüstungs- bzw. 

Verteidigungspolitik � ließen bis zur Mitte der 1990er Jahre eine europäische 

Rüstungsagentur unmöglich erscheinen. Eine zentrale europäische Steuerungsstelle für 

die militärische Forschung und Entwicklung wurde jedoch als enormer Schritt dorthin 

gesehen. So beschlossen die Verteidigungsminister der WEAG auf ihrem Gipfeltreffen 

in Ostende im November 1996 die WEAO zu diesem Zwecke zu errichten.170

Obwohl sich die WEAO gemäß ihrer Charta zu einer eigenständigen europäischen 

Rüstungsagentur hätte ausbauen lassen, ist sie bis zu ihrer Auflösung Ende August 

2006171 nicht über ihren Status als Forschungszelle hinausgewachsen. Wegen ihrer 

überlappenden Tätigkeitsfelder arbeitete sie eng mit dem zweiten Panel der WEAG 

zusammen. Als bedeutender Fortschritt bei der rüstungsspezifischen Forschungs- und 

Entwicklungszusammenarbeit wurde der WEAO zugeschrieben, dass sie im Gegensatz 

zur WEAG als Unterorganisation der WEU Rechtspersönlichkeit und somit die 

Fähigkeit besaß, Verträge zu schließen bzw. Aufträge zu vergeben. Die ursprüngliche 

Intention, die WEAO in eine eigenständige europäische Rüstungsagentur umzuwandeln, 

sobald es die rechtlichen, politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen zulassen 

sollten, konnte jedoch nie in die Realität umgesetzt werden.172

169 Bestrebungen der WEAG, eine solche Agentur im Rahmenwerk der WEU anzusiedeln, wurden im 
Jahre 2002 eingestellt. Vgl. Rohde, J., Europa, 2004, S. 19.  
170 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 21 f.; auch WEAO, Overview, 2003, S. 1. 
171 Vgl. WEAO, Facts, 2006, S. 1. 
172 Vgl. WEAO, Overview, 2003, S. 1; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 66 f.; auch 
Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 169 f.; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 217. 
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Das dritte Panel der WEAG widmete sich schließlich Fragestellungen bezüglich einer 

einheitlichen Verteidigungswirtschaftspolitik ihrer Mitglieder und in Zusammenarbeit 

mit den anderen Fachausschüssen und Arbeitsgruppen den Prozeduren bei der 

Realisierung von Rüstungskooperationsprojekten.173 Seine Hauptaufgabe bestand dabei 

in der Steuerung und Überwachung des sogenannten EDEM (European Defence 

Equipment Market; engl., Europäischer Markt für Rüstungsgüter), zu dessen Gründung 

sich die Verteidigungsminister der IEPG bereits Ende der 1980er Jahre mit ihrem 

Aktionsplan für die schrittweise Schaffung eines Europäischen Rüstungsmarktes

entschlossen hatten.174 Als Hauptprinzipien des EDEM galten sowohl ein 

grenzüberschreitender Vergabewettbewerb bei der Beschaffung neuer Rüstungsgüter als 

auch ein ungehinderter Technologietransfer zwischen den Mitgliedstaaten.175 Zu seiner 

Umsetzung wurden in dem sogenannten CPD (Coherent Policy Document; engl., 

kohärentes Positionspapier) im Anhang zu dem Kopenhagener Communiqué des WEU-

Ministerrates vom 16. November 1990 Regeln für die grenzüberschreitende bzw. (ab 

1993) WEAG-weite Vergabe von Rüstungsaufträgen formuliert. Durch das Aufstellen 

dieser Vergaberegeln im Rahmen eines politischen Positionspapiers kommt indirekt 

zum Ausdruck, dass ihnen ihre Urheber keine Rechtsqualität beimessen und sie auf 

juristisch unverbindlicher Basis belassen wollten.176 Da sich eine zentrale 

Rüstungsagentur, wie oben erläutert, aufgrund fehlender fundamentaler 

Rahmenbedingungen zu dieser Zeit nicht etablieren ließ, sahen die 

Vergabevereinbarungen vor, dass Rüstungsaufträge ab einem Wert von einer Mio. ECU 

von den nationalen Rüstungsagenturen (Beschaffungsbehörden) auch Anbietern aus 

anderen WEAG-Staaten zugänglich gemacht werden sollten. Neben seiner juristischen 

Unverbindlichkeit blieb das Vergaberegelwerk des CPD auch aufgrund seiner 

zahlreichen Ausnahmetatbestände in den meisten Fällen jedoch unangewendet. 

Insbesondere waren hiervon solche Beschaffungsvorgänge der WEAG-Staaten 

ausgenommen, die im Rahmen von bi- oder multinationalen 

Rüstungskooperationsprojekten unter Beachtung des Juste-retour-Prinzips verfolgt 

173 Vgl. Schlieper, A., Masterplan, 2002, S. 273 f. 
174 Vgl. Trybus, M., Procurement, 1999, S. 34 f.; ausführlich zur Etablierung des EDEM auch Trybus, M., 
Model, 1999, S. 119 f.; auch Arrowsmith, S., Procurement, 1996, S. 870; auch Kerber, M. C., 
Rüstungswirtschaft, 2005, S. 60. 
175 Vgl. WEAG, Procedures, 2005, S. 1. 
176 Vgl. Prieß, H.-J., Handbuch, 2001, S. 321; auch Trybus, M., Procurement, 1999, S. 31. 



54

wurden. Eine Abwendung von diesem Prinzip mit seinen oben skizzierten 

ökonomischen Konsequenzen177 wurde daher im Rahmen der rüstungspolitischen 

Bemühungen durch die WEU nicht unternommen; es wurde vielmehr verteidigt.178

In der Literatur werden den Bemühungen sowohl der WEAG als auch der WEAO im 

Hinblick auf eine Intensivierung und Rationalisierung der Rüstungszusammenarbeit 

ihrer Mitglieder zurückblickend lediglich magere Ergebnisse,179 �nur begrenzte 

Erfolge�180 oder auch fehlende �entscheidende Impulse�181 beigemessen. Begründet 

werden solche Bewertungen in erster Linie mit einem unzureichenden politischen 

Unterstützungswillen ihrer Mitglieder. Ihre Regelwerke besaßen keinen 

rechtsverbindlichen, sondern freiwilligen Charakter. Sämtliche Beschlüsse wurden 

gemäß dem oben genannten grundlegenden WEAG-Prinzip gefasst, nach dem alle 

Mitglieder voll und gleichberechtigt (d.h. unter Anwendung des 

Einstimmigkeitsprinzips) mitwirken sollten. Gemeinsame Aktivitäten stellten sich 

deshalb meist auf der Grundlage des kleinsten gemeinsamen Nenners dar.182 Das erste 

Panel litt unter schwachen (auf einen präzisen Informationsfluss angewiesenen) 

Strukturen und niedriger Mitwirkungsbereitschaft der Mitgliedstaaten. Das zweite Panel 

in Zusammenarbeit mit der WEAO als Forschungszelle konnte zumindest die 

militärische Forschungs- und Entwicklungszusammenarbeit vorantreiben. Die WEAO 

konnte entgegen der ursprünglichen Absicht ihrer Gründer jedoch nicht über den Status 

als Forschungszelle hinaus zu einer eigenständigen europäischen Rüstungsagentur 

ausgebaut werden. Sie diente ihren Mitgliedern auf Grund ihres juristischen Status 

(Rechtspersönlichkeit) hauptsächlich als vertragsschließende Zwischenstelle, ohne 

177 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.2, S. 35-37. 
178 Weitere Ausnahmetatbestände, welche ein Abweichen von dem WEAG-weiten Vergabewettbewerb 
gemäß dem CDP zuließen, bezogen sich u.a. auf Aufträge, welche die Beschaffung von Nuklearwaffen, 
Kriegsschiffen, chemischen Kampfstoffen oder kryptografischen Ausrüstungsgegenständen zum 
Gegenstand hatten oder aus Gründen der nationalen Sicherheit ausgeschlossen waren. Vgl. zu den 
Ausnahmetatbeständen ausführlich und kritisch Prieß, H.-J., Handbuch, 2001, S. 321 f.; auch Trybus, M., 
Procurement, 1999, S. 36; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 65 m.w.N. An dieser Stelle 
sei bereits angemerkt, dass die im Rahmen der WEU entwickelten Regeln zur grenzüberschreitenden 
Vergabe von Rüstungsgüteraufträgen den Regelungen des Verhaltenkodexes für das 
Rüstungsgüterbeschaffungswesen, der im Jahre 2005 von den Verteidigungsministern der 
zwischenzeitlich errichteten Europäischen Verteidigungsagentur verabschiedet wurde, sehr ähnlich sind. 
Vgl. hierzu ausführlich unten, Abschnitt 3.3.1.  
179 Vgl. Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 170 m.w.N. 
180 Rohde, J., Europa, 2004, S. 20; vgl. auch Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 66 m.w.N. 
181 Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 67. 
182 Vgl. Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 46; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 217 f. 
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selbst bei der Projektdurchführung bzw. -steuerung mitzuwirken. Auch die Tatsache, 

dass der Gesamtwert der über sie abgeschlossenen Verträge in der Summe lediglich 

etwa 2,5 % der gesamten militärischen Forschungs- und Entwicklungsaufträge aller 

WEAG-Staaten betrug, verdeutlicht ihr relativ geringes Gewicht bei dem Versuch, die 

nationalen Planungen und Beschlüsse der Mitgliedstaaten in diesem Bereich zu 

koordinieren. Die Bestrebungen des dritten Panels wurden durch fortdauernde 

Unstimmigkeiten über grundlegende Fragestellungen, wie die Anwendung des Juste-

retour-Prinzips, sowie den rechtlich unverbindlichen Rahmen zur Umsetzung der 

Vergaberegeln des CPD gehemmt.183

Das Ende der rüstungspolitischen Zusammenarbeit europäischer Staaten unter 

Federführung der WEU wurde besiegelt, als der Rat der Europäischen Union auf der 

Basis einer Gemeinsamen Aktion184 am 12. Juli 2004 die Europäische 

Verteidigungsagentur (European Defence Agency, engl.; EDA) gründete.185 In 

Anbetracht ihrer Errichtung und der in diesem Zuge verkündeten Absicht, hierbei 

bisherige Grundsätze und Tätigkeitsbereiche der WEAG und WEAO zu übernehmen 

bzw. umzusetzen,186 kannten die Verteidigungsminister der WEAG an, dass ihre 

künftige rüstungspolitische Zusammenarbeit innerhalb des politischen Rahmenwerkes 

der Europäischen Union stattfinden wird. Sie entschieden daher, die Aktivitäten der 

WEAG einzustellen. Die Auflösung der WEAG erfolgte schließlich am 23. Mai 2005; 

die WEAO stellte Ende August des Jahres 2006 ihre Arbeiten ein, nachdem beide 

Einrichtungen ihre relevanten Programme an die EDA übertragen hatten.187

183 Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 23; auch Trybus, M., Procurement, 1999, S. 19 f., 35; auch 
Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 2005, S. 60; auch Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 66. 
184 S. Art. 1, 33 GA 2004/551/GASP. 
185 Vgl. ausführlich zu Entstehungshintergrund, organisatorischem Aufbau, 
Aufgabenspektrum/Arbeitsbereiche und Finanzierung der Europäischen Verteidigungsagentur z.B. 
Rohde, J., Verteidigungsagentur, 2007; auch Baddenhausen, H./Hellriegel, Chr., Verteidigungsagentur, 
2005; auch Hermann, W., Verteidigungsagentur, 2005; auch Blanck, K., Sicherheitsarchitektur, 2005, S. 
243-248. Die ausführliche Betrachtung und kritische Würdigung ihres Verhaltenskodexes für das 
Rüstungsgüterbeschaffungswesen erfolgt an späterer Stelle in Abschnitt 3.3.1, S. 126-133. 
186 S. GA 2004/551/GASP, Erwägungsgrund 8.
187 Vgl. WEAG, Information, 2004, S. 2; auch WEAO, Facts, 2006, S. 1. Der entsprechende Beschluss 
seitens des Lenkungsausschusses der EDA zur Übernahme der relevanten Aktivitäten von WEAG und 
WEAO erfolgte am 22. April 2005. Vgl. EDA, Transfer, 2005, S. 85. 
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Die WEU selbst verkündete ihre Auflösung am 31. März 2010, nachdem ihre 

Funktionen seit dem EU-Gipfel in Köln 1999 und den Beschlüssen der EU in Nizza im 

Jahre 2000 zunehmend von dieser übernommen wurden.188

2.3.2 Etablierung der OCCAR 

Aufgrund des schleppenden Fortschritts bei den rüstungspolitischen Bemühungen von 

WEAG und WEAO beschlossen einige ihrer Mitglieder bereits ab der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre, parallel eine Intensivierung und Rationalisierung der internationalen 

bzw. innereuropäischen Rüstungskooperation im Rahmen kleinerer Kreise außerhalb 

der Westeuropäischen Union zu verfolgen.189 Eine erste Initiative zu diesem Zweck 

stellt die Etablierung der Gemeinsamen Organisation für Rüstungskooperation dar, die 

unter ihrem französischen Akronym OCCAR (Organisation Conjointe de Coopération 

en Matière d�Armement) Bekanntheit erreicht hat.190 Ihrer formalen Gründung in Form 

der Unterzeichnung eines entsprechenden Verwaltungsabkommens durch die 

Verteidigungsminister Deutschlands, Frankreichs, Italiens und des Vereinigten 

Königreiches am 12. Dezember 1996 gingen im Wesentlichen zwei Schritte voraus. 

Zunächst wurde bereits im Jahre 1993 von deutscher und französischer Seite die 

Absicht geäußert, zu einer Verbesserung ihrer bilateralen Zusammenarbeit auf diesem 

Gebiet gemeinsame Rüstungsstrukturen aufzubauen. 1995 wurden auf einem deutsch-

französischen Gipfeltreffen in Baden-Baden in einem zweiten Schritt grundlegende 

Prinzipien vereinbart, welche die Basis für die Arbeit des neuen Rüstungsforums bilden 

sollten.191 Nach weiteren zunächst bilateralen Verständigungen bezüglich ihrer 

188 Vgl. hierzu ausführlich u.a. Blasius, R., Bestattung, 2010, S. 10; auch Meier, E.-Chr./Nelte, K.-
M./Huhn, W., Sicherheitspolitik, 2008, S. 505. 
189 Vgl. Kenny, B., Integration, 2006, S. 489; auch Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 14; auch Bauer, S./Winks, 
R., Framework, 2001, S. 69; auch Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 170.  
190 Der Abschluss des sogenannten LoI-Rahmenübereinkommens bildet eine weitere Initiative; vgl. hierzu 
ausführlich die Ausführungen des folgenden Abschnitts 2.3.3.  
191 Diese grundlegenden Prinzipien, die auch als OCCAR-Prinzipien bezeichnet werden, umfassen (1.) die 
Priorität der Kostensenkung bei der Beschaffung von Rüstungsgütern, (2.) die langzeitorientierte 
Harmonisierung militärischer Standards und Bedarfsforderungen, inklusive einer gemeinsamen 
militärischen Technologiepolitik, (3.) den Erhalt einer wettbewerbsfähigen europäischen 
rüstungstechnologischen und -industriellen Basis, (4.) die Abschaffung des (Einzelprojekt bezogenen) 
Juste-retour-Prinzips und (5.) die grundsätzliche Offenheit der Organisation für weitere europäische 
Staaten. Vgl. Trybus, M., Model, 1999, S. 121. 
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administrativen Ausgestaltung beschlossen schließlich auch Italien und das Vereinigte 

Königreich, sich der OCCAR anzuschließen und das oben angesprochene quadrilaterale 

Verwaltungsabkommen zu ihrer formalen Gründung von 1996 zu unterschreiben. Die 

Zeichnung des korrespondierenden völkerrechtlichen Vertrages (sogenanntes OCCAR-

Übereinkommen), mit dem die OCCAR volle Rechtspersönlichkeit192 erhalten sollte, 

erfolgte am 9. September 1998 in Farnborough (Vereinigtes Königreich). Wie bereits 

schon zuvor die WEAO besitzt demnach auch die OCCAR die eigenständige Fähigkeit 

zum Abschluss von Verträgen bzw. zur Vergabe von Aufträgen. Das OCCAR-

Übereinkommen, welches u.a. die ihrer Arbeit zugrunde liegenden Regeln und 

Verfahren beinhaltet, trat am 28. Januar 2001 in Kraft, nachdem es zuletzt von Italien 

im Dezember 2000 ratifiziert wurde.193 Als weitere Mitglieder wurden seitdem Belgien 

im Mai 2003 und Spanien im Januar 2005 aufgenommen.194

Die Bandbreite des Tätigkeits- bzw. Aufgabenfeldes der gemeinsamen 

Rüstungsorganisation ergibt sich aus den Artikeln 7 und 8 des OCCAR-

Übereinkommens. Den Kern ihrer Arbeit bildet dabei das Management (d.h. die 

Koordinierung, Beaufsichtigung und Durchführung) derjenigen laufenden und 

bevorstehenden Rüstungskooperationsprojekte, die ihr von den Mitgliedstaaten 

übertragen wurden bzw. werden.195 Darüber hinaus kommen ihr neben �sonstige[n] 

gegebenenfalls von den Mitgliedstaaten übertragenen Funktionen [folgende 

Aufgabengebiete zu:  

- das] Management der ihr übertragenen [rein] nationalen Programme der 
Mitgliedstaaten; 

- [die] Erstellung gemeinsamer technischer Spezifikationen für die Entwicklung 
und Beschaffung von Ausrüstung, die gemeinsam festgelegt wurde; 

192 S. Art. 39 OCCAR-Übereinkommen. 
193 Vgl. Trybus, M., Integration, 2005, S. 224; auch Bekanntmachung über das Inkrafttreten des OCCAR-
Übereinkommens vom 5. April 2001, BGBl. II 2001, Nr. 14 vom 22. Mai 2001, S. 501. Ursprünglich war 
aus deutsch-französischer Sicht angedacht, OCCAR als Unterorganisation der WEU zu gründen; 
allerdings erwiesen sich die oben genannten OCCAR-Prinzipien für manche WEU-Mitglieder als 
unakzeptabel, so dass sie schließlich infolge der Ratifizierung des OCCAR-Abkommens ein von der 
WEU unabhängiges Rechtssubjekt wurde. Vgl. Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 14; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 68 m.w.N. 
194 Vgl. ausführlich zu den historischen und politischen Hintergründen der OCCAR-Etablierung 
Mawdsley, J., OCCAR, 2003, S. 98-102; auch OCCAR, Brochure, 2010, S. 4; auch Bauer, S./Winks, R., 
Framework, 2001, S. 69. 
195 S. Art. 7 und 8 lit. a OCCAR-Übereinkommen, vgl. auch Meier, E.-Chr./Nelte, K.-M./Huhn, W., 
Sicherheitspolitik, 2008, S. 349. 
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- [die] Koordinierung und Planung gemeinsamer Forschungstätigkeiten sowie, 
im Zusammenwirken mit den zuständigen Militärstäben, von Untersuchungen 
technischer Lösungsansätze zur Erfüllung künftiger operativer Erfordernisse; 

- [die] Koordinierung nationaler Entscheidungen betreffend die gemeinsame 
industrielle Basis und gemeinsame Technologien [und 

- die] Koordinierung sowohl von Kapitalanlagen als auch der Nutzung von 
Prüfeinrichtungen.�196

Bei einer Gegenüberstellung dieses Aufgabenspektrums mit den Tätigkeitsfeldern der 

einzelnen Panels der WEAG und der WEAO197 könnte auf den ersten Blick der 

Eindruck entstehen, dass ihre Gründungsmitglieder mit der OCCAR lediglich eine 

Parallelstruktur zur rüstungspolitischen Zusammenarbeit europäischer Staaten gebildet 

hätten. Allerdings brachten ihr organisatorischer Aufbau, ihre Regelungen und 

Verfahrensweisen einige Neuerungen mit sich, mit denen die Gründungsmitglieder der 

OCCAR die Chance auf Effizienzsteigerungen sowohl gegenüber der Zusammenarbeit 

auf der traditionellen Ad-hoc-Basis als auch gegenüber der Zusammenarbeit im Rahmen 

der Westeuropäischen Union verbunden sahen. 

Dies wird bereits durch die Tatsache deutlich, dass, obwohl die Organisation 

grundsätzlich dem Beitritt anderer europäischer Staaten offen gegenüber steht,198 die 

Aufnahme neuer Mitglieder bisher jedoch in der Praxis an die Voraussetzung der 

Teilnahme an mindestens einem OCCAR-Projekt geknüpft wurde.199 WEAG, WEAO 

oder frühere rüstungspolitische Foren sahen einen solchen projektgebunden Beitritt 

nicht vor. 

Auch die Modalität ihrer Abstimmungsverfahren unterscheidet die Arbeitsweise der 

OCCAR grundsätzlich von der Zusammenarbeit innerhalb der WEU oder im Rahmen 

traditioneller Ad-hoc-Projekte. Während bei den zuletzt genannten regelmäßig das 

Einstimmigkeitsprinzip zur Herbeiführung von Entscheidungen dient(e),200 sieht das 

OCCAR-Übereinkommen für wesentliche Bereiche ihrer Arbeit Beschlüsse mit 

196 Art. 8 OCCAR-Übereinkommen. 
197 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.3.1. 
198 S. Art. 53 OCCAR-Übereinkommen. 
199 So ermöglichte Belgien erst die Teilnahme am Projekt des militärischen Transportflugzeugs A400M
im Jahre 2003 den Beitritt zur OCCAR; die Aufnahme Spaniens im Jahre 2005 stand unter der 
Voraussetzung einer Beteiligung an dem Kampfhubschrauber-Projekt Tiger. Vgl. Unisys, Transfers, 
2005, S. 50; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 219. 
200 Vgl. die Ausführungen oben, in den Abschnitten 2.2 und 2.3.1. 
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verstärkter qualifizierter Mehrheit vor, wie etwa Änderungen von Vorschriften, die 

Aufnahme weiterer Mitglieder oder den Aufbau der Geschäftsführung. Die einfache 

Mehrheit genügt für Beschlüsse bezüglich des Einsatzes oder der Auflösung von 

Ausschüssen.201

Durch die an eine Projektteilnahme gebundene Aufnahme neuer Mitglieder und die 

grundsätzliche Abkehr von dem Einstimmigkeitsprinzip in wesentlichen Bereichen 

kommt zum Ausdruck, dass die Gründungsmitglieder der OCCAR den Erfolg von 

Rüstungskooperationsprojekten künftig nicht weiterhin von der Konsensbildung aller

Teilnehmer bzw. Mitglieder abhängig machen wollten,202 was zuvor regelmäßig zu 

Projektverzögerungen und einem Anstieg der Transaktionskosten führten.203

Die Möglichkeit zu einer Senkung der Transaktionskosten gegenüber bisherigen 

Formen der Zusammenarbeit bietet auch ein recht schlank gehaltener organisatorischer 

Aufbau der gemeinsamen Rüstungsorganisation.204 Insbesondere die weitgehend 

autonom arbeitenden Programmausschüsse, die jeweils als zentrale Managementeinheit 

für einzelne Rüstungsprojekte errichtet werden, verhindern administrative 

Mehrfachstrukturen.205 Die Leiter der jeweiligen Programmausschüsse besitzen für ihre 

jeweiligen Projekte die uneingeschränkte Handlungsvollmacht sowie die ungeteilte 

Verantwortlichkeit bezüglich der Wirtschaftlichkeit und Einhaltung der Zeitpläne. Für 

Auftragnehmer hat dies den Vorteil, dass sie lediglich mit einem projektspezifischen 

Ausschuss in Geschäftsbeziehungen bzw. Verhandlungen stehen und nicht wie bisher 

die unterschiedlichen Anforderungen mehrerer nationaler Projektgruppen koordinieren 

201 Die Regelungen zu den Beschlussverfahren sind in Anlage IV des OCCAR-Übereinkommens 
aufgeführt. 
202 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 74. 
203 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.2. 
204 Der Aufsichtsrat bildet innerhalb der OCCAR das höchste Entscheidungsgremium. Seine Befugnisse 
und Zuständigkeitsbereiche sind in Kapitel IV des OCCAR-Übereinkommens geregelt. Personell setzt er 
sich aus den Verteidigungsministern der Mitgliedstaaten zusammen, die sich häufig jedoch von Vertretern 
ihrer nationalen Beschaffungsbehörden bei den mindestens zweimal jährlich stattfindenden Konferenzen 
vertreten lassen. Die Geschäftsführung bildet das für die Umsetzung der Aufsichtsratsbeschlüsse ständige 
Exekutivorgan der OCCAR. S. Art. 19 OCCAR-Übereinkommen. Unter Aufsicht eines Direktors (derzeit 
Tim Rowntree) ist die Zentrale mit Sitz in Bonn zuständig für die Organisationsführung und -kontrolle 
sowie für unterstützende Dienstleistungen der Programmausschüsse, die das eigentliche Kerngeschäft 
(Management der einzelnen Projekte) durchführen. Vgl. ausführlich zu dem organisatorischen Aufbau der 
OCCAR Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 24; auch Keohane, D., Armaments, 2002, S. 24; auch OCCAR, 
Brochure, 2010, S. 7 f. 
205 Ein Extrembeispiel für ein Projekt mit administrativen Mehrfachstrukturen und den damit 
einhergehenden Wirkungen auf Transaktionskosten und Projektverzögerungen bietet das bereits oben in 
Abschnitt 2.2 betrachtete Eurofighter Typhoon-Projekt. 
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müssen. Eine weitere Neuerung in diesem Zusammenhang stellt die Tatsache dar, dass 

OCCAR über ein eigenes Regelwerk bezüglich der Vergabe von (Rüstungs-)Aufträgen 

verfügt.206 Anders als das im vorhergehenden Abschnitt besprochene Coherent Policy 

Document, das innerhalb der WEAG eine grenzüberschreitende Vergabe von 

Rüstungsaufträgen durch die nationalen Rüstungsagenturen der Mitgliedstaaten 

bewirken bzw. fördern sollte207, fußen die Vergaberegeln der OCCAR auf einer 

juristisch verbindlichen Basis. Bei der Realisierung neuer Kooperationsprojekte müssen 

demnach nicht die zum Teil erheblich unterschiedlichen nationalen Vergabesysteme der 

beteiligten Partnerstaaten vereint, sondern lediglich die für alle Aufträge einheitlichen 

OCCAR-Regelungen208 beachtet werden.209

Als wichtigste Neuerung im Zuge der OCCAR-Etablierung wird in der Literatur eine 

grundsätzlich neuartige Handhabung des Juste-retour-Prinzips bewertet.210 Der 

Beschaffungsgrundsatz des Artikels 25 des OCCAR-Übereinkommens sieht vor, dass 

die Vergabe von Aufträgen und somit auch die Vergabe von Aufträgen im 

Zusammenhang mit Rüstungskooperationsprojekten �grundsätzlich mehr auf der 

Grundlage der Wettbewerbsfähigkeit [d.h. sinngemäß der Wirtschaftlichkeit] der 

abgegebenen Angebote als nach den von den [Projekt-]Teilnehmern geleisteten 

finanziellen Beiträgen vergeben�211 werden sollen. Eine völlige Aufgabe des an die 

staatlichen Finanzierungsanteile gekoppelten industriellen Arbeitsteilungsprinzips bei 

gemeinsamen Rüstungsprojekten wird jedoch nicht angestrebt. Vielmehr sollen �die 

Mitgliedstaaten bei der Kooperation auf die rechnerische Bestimmung des 

industriebezogenen �juste retour� bei jedem Programm einzeln [verzichten und sich 

stattdessen bemühen], über mehrere Programme und Jahre hinweg insgesamt ein 

Gleichgewicht zu erzielen.�212 Das OCCAR-Regelwerk stellt demnach einen Versuch 

dar, die Anwendung des Juste-retour-Prinzips von dem traditionellen Einzelprojekt 

bezogenen Ansatz auf einen Projekt übergreifenden Ansatz zu transferieren. Die 

206 Beschaffungsgrundsätze sind Gegenstand des Kapitels VI des OCCAR-Übereinkommens. Angemerkt 
sei an dieser Stelle, dass Art. 28 OCCAR-Übereinkommen eine Vergabe von Rüstungsaufträgen zu 
Festpreisen anstrebt; vgl. hierzu die kritische Betrachtung oben, Abschnitt 2.2, S. 43-46. 
207 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.3.1, S. 53 f. 
208 S. Art. 23 Abs. 1 S. 2 OCCAR-Übereinkommen. 
209 Vgl. Keohane, D., Armaments, 2002, S. 24; auch Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 16 m.w.N. 
210 Vgl. u.a. Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 46; auch Rohde, J., Europa, 2004, S. 20. 
211 Art. 25 S. 1 OCCAR-Übereinkommen. 
212 Art. 5 S. 1 OCCAR-Übereinkommen. 
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Projektleitung des entsprechenden Programmausschusses kann demnach Auftragnehmer 

auf der Grundlage des wirtschaftlichsten Angebotes wählen, ohne dabei strikt Rücksicht 

auf eine angemessene Beteiligung der heimischen Industrien aus den beteiligten 

Mitgliedstaaten nehmen zu müssen. Allerdings muss bei einer gemeinsamen 

Betrachtung aller unter der Zuständigkeit von OCCAR durchgeführten 

Kooperationsprojekte ein Ausgleich der nationalen Finanzierungs- und industriellen 

Arbeitsanteilen erreicht werden.213

Bis zum Ende der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts boten sich der OCCAR jedoch 

wenige Möglichkeiten, Projekt übergreifende Effizienzsteigerungen zu erzielen. Den 

Hauptgrund hierfür dürfte die Tatsache bilden, dass die Rüstungsorganisation, obwohl 

sie gemäß dem ihrer Arbeit zugrunde liegenden multilateralen Übereinkommen für ein 

wesentlich breiteres Aufgabenspektrum ausgelegt ist, auch heute noch in erster Linie als 

bloße Managementbehörde bereits vordefinierter Rüstungskooperationsprojekte 

fungiert. Die Mehrheit der von ihr gegenwärtig verwalteten Projekte214 wurde an sie 

übertragen, nachdem die beteiligten Kooperationspartner bereits nach traditioneller Ad-

hoc-Manier über industrielle Arbeitsanteile oder zumindest über infrage kommende 

Anbieter entschieden hatten. Effizienzsteigerungen durch eine Projekt übergreifende

Umsetzung des Juste-retour-Prinzips setzen jedoch voraus, dass OCCAR in einem 

überschaubaren zeitlichen Zusammenhang mehrere Kooperationsprojekte von Beginn 

an, d.h. ohne vordefinierte Auflagen bezüglich der industriellen Arbeitsanteile, leitet.215

Die Aussicht darauf, dass sie in absehbarer Zeit mit weiteren neuen Projekten beauftragt 

wird, ist jedoch als gering einzustufen, da die bereits angesprochene Europäische 

Verteidigungsagentur (EDA)216 seit ihrer Gründung im Jahre 2004 den Fokus der 

rüstungspolitischen Zusammenarbeit in der Europäischen Union darstellt. Obwohl die 

213 Vor diesem Hintergrund wird auch von einem global juste retour, d.h. von einem alle Projekte 
umfassenden Prinzip der angemessenen Gegenleistung gesprochen. Vgl. Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 
218; auch Unisys, Transfers, 2005, S. 50 f. 
214 Ein Überblick über die gegenwärtigen von OCCAR verwalteten Projekte findet sich bei OCCAR, 
Brochure, 2010, S. 9-17. Hervorzuheben sind dabei die internationalen Rüstungskooperationen zur 
Beschaffung des militärischen Transportflugzeuges A400M sowie des (Mehrzweck-)Transportpanzers 
GTK Boxer, an denen sich auch die Türkei (A400M) bzw. die Niederlande (GTK Boxer) beteiligen, ohne 
selbst Mitglied der OCCAR zu sein. Die Beteiligung von Nichtmitgliedern ist gemäß Art. 38 OCCAR-
Übereinkommen grundsätzlich möglich. 
215 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 144; auch Rohde, J., Europa, 2004, S. 20; 
auch Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 25 m.w.N. 
216 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.1, S. 55 m.w.N.  
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Gemeinsame Aktion des Rates über die Einrichtung der EDA vorsieht, dass diese u.a. 

�enge Arbeitsbeziehungen [zur] ... Gemeinsamen Organisation für die 

Rüstungskooperation (OCCAR) ... entwickeln [sollte], um gegebenenfalls einschlägige 

Grundsätze und Praktiken zu übernehmen oder umzusetzen�217, besteht bis heute keine 

formale Verbindung zwischen beiden Organisationen.218 Erwähnt werden sollte an 

dieser Stelle der sich in einer sehr frühen Entwicklungsphase befindende Through Life 

Management Approach (engl., Ansatz einer Lebenszyklus begleitenden 

Bewirtschaftung) zwischen OCCAR und EDA. Hiermit wird angestrebt, die künftig 

unter Federführung der EDA vorbereiteten Rüstungskooperationsprojekte europäischer 

Staaten zur weiteren Entwicklung, Durchführung und für anschließend anfallende 

unterstützende Dienstleistungen (wie z.B. Wartung und Instandhaltung) an OCCAR zu 

übertragen.219 Da entsprechende, koordinierende Konferenzen hierzu noch stattfinden, 

bleibt abzuwarten, inwiefern dieser Ansatz sich in der Praxis umsetzen lässt und die 

erhofften Projekt übergreifenden Effizienzsteigerungen gemäß dem OCCAR-Konzept 

hervorbringen kann.  

2.3.3 Das LoI-Rahmenübereinkommen 

Bereits kurz vor der Unterzeichnung des OCCAR-Übereinkommens verfolgten 

Deutschland, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich einen weiteren Ansatz 

zur Rationalisierung und Intensivierung ihrer rüstungspolitischen Zusammenarbeit, an 

dem sich auch Schweden und Spanien beteiligten. Am 6. Juli 1998 trafen die 

Verteidigungsminister der sechs genannten Staaten eine Absichtserklärung über 

Maßnahmen zur Erleichterung der Umstrukturierung der europäischen 

Rüstungsindustrie (sogenannter Letter of Intent).220 Das Ziel dieser Absichtserklärung 

bestand in einer Harmonisierung vorhandener nationaler Regelungen in Bereichen, die 

für die internationale Rüstungskooperation von entscheidender Bedeutung sind.221 Der 

217 GA 2004/551/GASP, Erwägungsgrund 8. 
218 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 75, 248. 
219 Vgl. OCCAR, Through Life Management, 2011, S. 1. 
220 S. LoI-Rahmenübereinkommen, Präambel. 
221 Vgl. Schmitt, B., Integration, 2000, S. 60; auch Küchle, H., Neustrukturierung, 2005, S. 21; auch 
Keohane, D., Armaments, 2002, S. 16. 
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Letter of Intent (LoI) stellte zum Zeitpunkt seiner Unterzeichnung demnach neben der 

Etablierung der OCCAR eine zweite Initiative dar, die gemeinsame Behandlung 

rüstungsbezogener Fragestellungen im Rahmen eines kleineren Kreises europäischer 

Staaten außerhalb der Westeuropäischen Union voranzutreiben.222

In den folgenden zwei Jahren waren sechs spezialisierte Arbeitsgruppen damit 

beschäftigt, Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung bei der Rüstungszusammenarbeit zu 

identifizieren.223 Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen spiegelten im Wesentlichen die 

späteren Regelungsbereiche des sogenannten Rahmenübereinkommens über 

Maßnahmen zur Erleichterung der Umstrukturierung und der Tätigkeit der 

Europäischen Rüstungsindustrie (im Folgenden LoI-Rahmenübereinkommen224) wider, 

das von den oben angeführten Staaten am 27. Juli 2000 geschlossen wurde.225

Bevor die relevanten Aspekte des LoI-Rahmenübereinkommens hinsichtlich der 

internationalen Rüstungskooperation zwischen den Vertragsparteien näher betrachtet 

werden, soll das zentrale Unterscheidungsmerkmal gegenüber früheren Bemühungen 

zur rüstungspolitischen Zusammenarbeit europäischer Staaten kurz hervorgehoben 

werden: 

Während die Intensivierung und Rationalisierung der internationalen 

Rüstungskooperation in den bisher betrachteten europäischen Foren ausschließlich auf 

der Nachfrageseite von Rüstungsgütermärkten verfolgt wurde, d.h. auf der Seite 

europäischer Staaten als Bedarfsträger von (neuen) Rüstungsgütern, adressiert das LoI-

222 Vgl. Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 170. 
223 Vgl. für eine detaillierte Betrachtung der Tätigkeitsgebiete sowie der (Zwischen-)Ergebnisse dieser 
Arbeitsgruppen, die sich jeweils aus Vertretern der beteiligten Staaten zusammensetzten, ausführlich 
Mörth, U., Cooperation, 2003, S. 110-116.  
224 Da dieses Übereinkommen wie bereits zuvor schon das OCCAR-Übereinkommen (vgl. oben, 
Abschnitt 2.3.2, S. 57) im britischen Farnborough unterzeichnet wurde, wird es in der Literatur auch als 
Farnborough Agreement (engl., Farnborough Übereinkommen) bezeichnet. 
225 Vgl. Georgopoulos, A., Policy, 2007, S. 212; auch Unisys, Transfers, 2005, S. 51. Im Gegensatz zur 
Absichtserklärung (LoI) des 6. Juli 1998 bildet das LoI-Rahmenübereinkommen einen verbindlichen 
völkerrechtlichen Vertrag. Nachdem Deutschland als zweite Vertragspartei nach dem Vereinigten 
Königreich die Ratifizierung abgeschlossen hatte, trat es im Jahre 2001 in Kraft. Die Ratifizierung der 
letzten Vertragspartei, Italien, erfolgte im Juli 2003. Vgl. Brzoska, M./Küchle, H., 
Gestaltungsmöglichkeiten, 2002, S. 16; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 219; auch Mörth, U., 
Cooperation, 2003, S. 117. Grundsätzlich steht das LoI-Rahmenübereinkommen auch dem Beitritt 
weiterer europäischer Staaten offen gegenüber. Während Mitgliedstaaten der Europäischen Union einen 
Beitritt beantragen können, bedarf ein Nichtmitglied der Europäischen Union einer Einladung hierzu. In 
beiden Fällen erfordert die Aufnahme eine einstimmige Genehmigung der etablierten Vertragsparteien. S. 
Art. 56 Abs. 1 LoI-Rahmenübereinkommen; vgl. auch Rohde, J., Europa, 2004, S. 20. 
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Rahmenübereinkommen auch die Angebotsseite226 dieser Märkte. Seine Regelungen 

verfolgen dazu vornehmlich den Abbau bisheriger formaler Schranken sowohl bei der 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen unterschiedlicher nationaler Herkunft im 

Rahmen gemeinsamer Rüstungsprojekte als auch die Zusammenarbeit zwischen 

Produktionsstätten transnationaler Unternehmen, d.h. zwischen 

Unternehmensniederlassungen in unterschiedlichen Vertragsstaaten.227

Zur Förderung und Rationalisierung der grenzüberschreitenden Kooperation umfasst 

das LoI-Rahmenübereinkommen insgesamt sechs Regelungsbereiche228:  

Der erste Regelungsbereich bezieht sich auf den Aspekt der Versorgungssicherheit bei 

militärischen Gütern. Das nationale Bedürfnis nach einem lückenlosen Nachschub mit 

militärischen Gütern dient regelmäßig zu einer Rechtfertigung der vorrangigen 

Beschaffung solcher Güter bei einheimischen Unternehmen. Zumindest vordergründig 

wird dabei angeführt, dass nur einheimische Anbieter der eigenen Gesetzgebung 

unterlägen und mit ihrer Beauftragung eine Abhängigkeit gegenüber Dritten in diesem 

für die äußere Sicherheit eines Staates wichtigen Bereich vermieden werden solle.229

Eine Abkehr von der nationalen Abschottung zugunsten einer grenzüberschreitenden 

Beschaffung von Rüstungsgütern und somit auch einer intensiveren 

Rüstungskooperation der LoI-Staaten wird durch die vertragliche Zusicherung einer 

grenzüberschreitenden Versorgungssicherheit zwischen den Vertragsparteien verfolgt.  

226 Offensichtlich schließen einige Kommentatoren aus dem vollen Wortlaut des LoI-
Rahmenübereinkommens (Rahmenübereinkommen über Maßnahmen zur Erleichterung der 
Umstrukturierung und der Tätigkeit der Europäischen Rüstungsindustrie), dass es sich hierbei um eine 
Initiative handele, die sich ausschließlich auf die Angebotsseite von Rüstungsgütermärkten konzentriere. 
Vgl. u.a. Salmon, T. C./Shepherd, A. J., Army, 2003, S. 191; auch Enders, Th./Rohde, J., Rüstungsmarkt, 
2002, S. 286; auch Hartley, K., Policy, 2006, S. 475. Diese Auffassung wird hier nicht vertreten. Aus den 
folgenden Ausführungen zu den einzelnen Regelungsbereichen des Übereinkommens wird ersichtlich, 
dass durchaus auch die Kooperation zwischen den nationalen Bedarfsträgern gefördert werden soll. 
227 Vgl. Brzoska, M., Agreement, 2003, S. 73.  
228 Da die Regelungen des LoI-Rahmenübereinkommens größtenteils recht allgemein formuliert sind, 
wurden für fünf der sechs Regelungsbereiche sogenannte Implementing Agreements (engl., 
Durchführungsvereinbarungen) verfasst, welche die Art und Weise der Vertragsumsetzung konkretisieren 
sollen. Lediglich für den Regelungsbereich Sicherheit geheimhaltungsbedürftiger Informationen (s. Teil 4 
LoI-Rahmenübereinkommen) existiert keine solche Durchführungsvereinbarung, da hier die Regelungen 
als hinlänglich detailliert betrachtet werden. Vgl. Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 26. 
229 Vgl. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Government, 2010, S. 164; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 79; auch Europäische Kommission, Strategie, 2007, S. 4. Eine kritische 
Betrachtung des Arguments der Versorgungssicherheit zur Rechtfertigung der vorrangigen Beschaffung 
von Rüstungsgütern bei einheimischen Anbietern erfolgt an späterer Stelle in Abschnitt 3.2.2, S. 114-120. 



65

Um etwaigen Bedenken hinsichtlich (unsicherer) ausländischer Bezugsquellen für 

Rüstungsgüter entgegenzuwirken, enthält das Übereinkommen daher die Verpflichtung 

der Vertragsparteien �die Versorgung der anderen Vertragsparteien mit Wehrmaterial 

und rüstungsbezogenen Dienstleistungen, die in ihrem Hoheitsgebiet hergestellt, 

zusammengebaut bzw. unterstützt wurden, nicht [zu] behindern.�230 Auch mit der 

Einräumung eines Versorgungsvorranges mit Rüstungsgütern für eine Vertragspartei in 

Notfällen, Krisensituationen oder bewaffneten Konflikten231 (gegebenenfalls auch in 

Form der Belieferung aus eigenen nationalen Reserven232) soll derartigen Bedenken 

begegnet werden.  

Eine intensivere rüstungspolitische Zusammenarbeit der Vertragsparteien ist auch 

Gegenstand der beiden Regelungsbereiche bezüglich der verteidigungsbezogenen 

Forschung und Technologie233 sowie der Harmonisierung militärischer 

Bedarfsforderungen234. Die Förderung bzw. Erleichterung gemeinsamer 

Forschungsaktivitäten soll beispielsweise durch einen gegenseitigen 

Informationsaustausch über laufende und geplante nationale Forschungs- und 

Technologieprogramme erzielt werden.235 Auch eine frühestmögliche Abstimmung 

militärischer Bedarfsforderungen als wesentliche Voraussetzung für internationale 

Rüstungskooperationen wurde von den Vertragsparteien vereinbart.236

Da einerseits der Ratifizierungsprozess des Übereinkommens letztlich erst im Jahre 

2003 von allen LoI-Staaten abgeschlossen wurde und andererseits die Themenfelder der 

verteidigungsbezogenen Forschung und Technologie sowie der Harmonisierung 

militärischer Bedarfsforderungen seit 2004 in das Aufgabenspektrum der noch näher zu 

betrachtenden Europäischen Verteidigungsagentur237 fallen, blieben diese beiden 

Regelungsbereiche des Rahmenübereinkommens jedoch faktisch unangewendet.238

230 Art. 6 Abs. 1 LoI-Rahmenübereinkommen. 
231 S. Art. 10 Abs. 2 LoI-Rahmenübereinkommen. 
232 S. Art. 11 Abs. 1 LoI-Rahmenübereinkommen. 
233 S. Teil 5 LoI-Rahmenübereinkommen. 
234 S. Teil 7 LoI-Rahmenübereinkommen. 
235 S. Art. 28, 29 LoI-Rahmenübereinkommen; vgl. auch Brzoska, M., Agreement, 2003, S. 82. 
236 S. Art. 47 LoI-Rahmenübereinkommen; vgl. auch Unisys, Transfers, 2005, S. 53. 
237 Vgl. zur näheren Betrachtung der Europäischen Verteidigungsagentur (EDA) im Zusammenhang mit 
ihrem Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen unten, Abschnitt 3.3.1. 
238 Vgl. Rohde, J., Verteidigungsagentur, 2007, S. 8; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 
85. 
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Von praktischer Relevanz waren bzw. sind hingegen die verbleibenden drei 

Regelungsbereiche. Sie zielen vornehmlich auf die Rationalisierung der 

Zusammenarbeit zwischen Rüstungsgüter produzierenden Unternehmen ab, die in 

unterschiedlichen LoI-Staaten ansässig sind. 

Der Regelungsbereich zu Weitergabe- und Exportverfahren239 verfolgt eine 

Rationalisierung unternehmerischer Kooperation, indem die Vorschriften für den 

Transfer von Rüstungsgütern im Rahmen zwischenstaatlicher Kooperationsprojekte der 

Vertragsparteien vereinfacht werden.240 Bereits in Abschnitt 2.2 wurde erläutert, dass 

der administrative Aufwand im Zusammenhang mit zum Teil erheblich 

unterschiedlichen nationalen Genehmigungssystemen für Rüstungsgüterausfuhren eine 

nicht unwesentliche Ursache für Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen 

bei innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten darstellte. Gesonderte nationale 

Ausfuhrgenehmigungen waren selbst dann erforderlich, wenn Vorleistungen zur 

Realisierung innereuropäischer Rüstungskooperationsprojekte grenzüberschreitend 

zwischen den Kooperationspartnern transportiert werden mussten.241 Das 

Rahmenübereinkommen sieht für solche Transfers von Rüstungsgütern bzw. deren 

Komponenten, die im Zusammenhang mit Rüstungskooperationsprojekten innerhalb der 

LoI-Gemeinschaft durchgeführt werden müssen, sogenannte umfassende 

Projektgenehmigungen vor.242 Durch diese projektspezifischen Globalgenehmigungen 

entfällt der administrative Aufwand des Einholens individueller nationaler 

Ausfuhrgenehmigungen im Rahmen von Rüstungskooperationsprojekten zwischen LoI-

Staaten.243

Es ist durchaus vorstellbar, dass dieser Ansatz des Rahmenübereinkommens der bereits 

oben angesprochenen Richtlinie 2009/43/EG zur �Vereinfachung der Bedingungen für 

die innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern� vom 6. Mai 2009 als 

Vorbild diente.244

239 S. Teil 3 LoI-Rahmenübereinkommen. 
240 Vgl. Küchle, H., Globalisierung, 2003, S. 19. 
241 Vgl. oben, S. 39-41. 
242 S. Art. 12 LoI-Rahmenübereinkommen. 
243 Vgl. Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 71. 
244 Vgl. Abschnitt 2.2, S. 41. 
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Weitere Ansätze zur Rationalisierung der unternehmerischen Kooperation enthält der 

Regelungsbereich zur Sicherheit geheimhaltungsbedürftiger Informationen245. Hier 

werden weitere administrative Hürden bei internationalen Rüstungsprojekten reduziert, 

indem unter anderem die in einem LoI-Staat erfolgten Sicherheitsüberprüfungen von 

Personal im Hinblick auf den Umgang mit geheimhaltungsbedürftigen Informationen 

auch durch die anderen Vertragsparteien anerkannt werden.246 So ist es beispielsweise 

nicht länger notwendig, dass ein Ingenieur, der an einem multinationalen 

Rüstungskooperationsprojekt zwischen mehreren LoI-Staaten mitwirkt, 

Sicherheitsüberprüfungen der entsprechenden Behörden aller beteiligten Staaten 

durchlaufen muss. Auch für Mitarbeiter von Unternehmen mit Niederlassungen in 

mehreren LoI-Staaten entfällt die Notwendigkeit, über mehrere nationale 

Sicherheitsüberprüfungsbescheinigungen zu verfügen.247

Der Regelungsbereich zur Behandlung technischer Informationen248 befasst sich 

schließlich mit der Handhabung geistiger Eigentumsrechte (sogenannter Intellectual 

Property Rights, engl.; IPR), welche zeitlich begrenzte Exklusivrechte zur Vermarktung 

technischer bzw. technologischer Informationen darstellen.249 Die Zusammenarbeit 

zwischen europäischen Unternehmen wurde in der Vergangenheit gelegentlich dadurch 

erschwert, dass sich manche europäische Staaten bzw. Regierungen die 

Eigentumsrechte an technischen Informationen aus vorangegangenen nationalen 

Rüstungsprojekten vorbehielten.  

Das Rahmenübereinkommen strebt daher die Schaffung eines einheitlichen Rahmens 

zum Umgang mit geistigen Eigentumsrechten an, indem diese Rechte fortan 

ausschließlich bei den Unternehmen als Urheber solcher Informationen liegen sollen.250

Obwohl mit dem LoI-Rahmenübereinkommen in Abgrenzung zu den zuvor diskutierten 

Initiativen erstmals ein Versuch zur Harmonisierung nationaler rüstungspolitscher 

Rechtsvorschriften unternommen wurde, kann ein wesentlicher Fortschritt bei der 

245 S. Teil 4 LoI-Rahmenübereinkommen. 
246 S. Art. 21 Abs. 4 LoI-Rahmenübereinkommen; vgl. auch Brzoska, M., Agreement, 2003, S. 81. 
247 Vgl. zur Situation vor Abschluss des LoI-Rahmenübereinkommens z.B. Schmitt, B., Integration, 2000, 
S. 63 f. 
248 S. Teil 6 LoI-Rahmenübereinkommen. 
249 Vgl. Picot, A./Dietl, H./Franck, E., Organisation, 2008, S. 419 m.w.N. 
250 S. Art. 38 LoI-Rahmenübereinkommen; vgl. hierzu auch Schmitt, B., Armaments, 2003, S. 27. 
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Intensivierung und Rationalisierung der innereuropäischen Rüstungskooperation auch 

hier nicht attestiert werden.  

Die in der Literatur geübte Kritik bezieht sich hauptsächlich auf den eingeschränkten 

Adressaten- bzw. Teilnehmerkreis des Übereinkommens, der bis heute nicht über die 

sechs zeichnenden Staaten der ursprünglichen Absichtserklärung von 1998 hinaus 

angewachsen ist.251 Ferner wird kritisiert, dass bereits die Strategiewahl des 

Harmonisierungsversuchs mit �traditionellen Schwächen europäischer 

Rüstungskooperation�252 einhergehe. Anstatt eine tiefgreifende Neugestaltung eines für 

alle Parteien einheitlichen Aktionsradius innerhalb der oben beschriebenen 

Regelungsbereiche anzustreben, entschieden sich die Gründungstaaten dafür, ihre 

bestehenden nationalen Vorschriften hierzu in einem Annäherungsprozess miteinander 

kompatibel zu machen. Dieser schrittweise und zeitintensive Prozess, der inzwischen 

mit über 30 begleitenden Durchführungsvereinbarungen zum Ausdruck kommt, habe in 

vielen Fällen zu �komplex[en], vage[n] und nicht ausreichend verbindlich[en]�253

(Zwischen-)Ergebnissen geführt, die weite Auslegungsspielräume zuließen. Bei den 

zahlreichen zwischenstaatlichen Verhandlungen entstehe darüber hinaus oft der 

Eindruck, dass nicht die Realisierung einer gemeinsamen Rüstungspolitik im 

Vordergrund stehe, sondern die Vereinfachung des technischen Geschäftsbetriebs 

transnationaler Unternehmen in den LoI-Staaten.254

Festzuhalten bleibt hier, dass auch mit dieser Initiative somit bislang keine permanente 

Struktur255 bzw. kein einheitliches rechtliches Rahmenwerk zur umfassenden 

Überwachung und Koordinierung der rüstungspolitischen Zusammenarbeit aller EU-

Mitgliedstaaten etabliert werden konnte. 

251 Eine grundsätzlich mögliche Ausdehnung der LoI-Gemeinde über die sechs Gründerstaaten hinaus 
wird insbesondere aufgrund divergierender politisch-ideologischer Ansichten bezüglich der Weitergabe- 
und Exportverfahren für Rüstungsgüter gegenüber Drittländern als unwahrscheinlich eingestuft. Vgl. 
Unisys, Transfers, 2005, S. 56 f.; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 85. 
252 Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 219. 
253 Unisys, Transfers, 2005, S. 55; vgl. zur Kritik an der Arbeitsmethode bzw. den Arbeitsergebnissen 
auch Witney, N., Policy, 2008, S. 6. 
254 Vgl. Rohde, J., Europa, 2004, S. 20; auch Keohane, D., Armaments, 2002, S. 16 f.; auch Bertges, F., 
Verteidigungsmarkt, 2009, S. 72; zusammenfassend auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 
85-87. 
255 Vgl. Georgopoulos, A., Policy, 2007, S. 212. 
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2.3.4 Zwischenfazit 

Eine zusammenfassende kritische Betrachtung der Ausführungen in den unmittelbar 

voranstehenden drei Abschnitten gestattet das Urteil, dass auch die Bemühungen in 

Form der Etablierung der WEAG/WEAO und OCCAR sowie des Abschlusses des LoI-

Rahmenübereinkommens es (bislang) nicht vermochten, die zuvor in Abschnitt 2.2 

dargelegten Unzulänglichkeiten der innereuropäischen Rüstungskooperationspraxis in 

einem nennenswerten Maße zu beseitigen. Durchaus wurden bei den diskutierten 

europäischen Versuchen zur Intensivierung und Rationalisierung der 

Rüstungszusammenarbeit seit Beginn der 1990er Jahre zentrale Probleme in den Blick 

genommen, die bei vorangegangenen Kooperationsprojekten nach traditioneller Ad-

hoc-Manier regelmäßig zu Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen 

führten. So wurde beispielsweise mit einem straffen organisatorischen Aufbau und der 

Einführung neuer Abstimmungsmodalitäten innerhalb der OCCAR das Problem hoher 

bzw. steigender Transaktionskosten256 infolge von Überbürokratisierungen versucht zu 

lindern. Administrative Mehrfachstrukturen sollen hier durch die Einrichtung 

weitgehend autonom arbeitender Programmausschüsse verhindert werden; für 

wesentliche Arbeitsbereiche der gesamten Organisation wurde darüber hinaus eine 

Abkehr von dem Einstimmigkeitsprinzip zur Herbeiführung von Entscheidungen 

getroffen.257 Dem Problem des mitunter enormen Verwaltungsaufwandes im 

Zusammenhang mit unterschiedlichen nationalen Genehmigungssystemen für 

Rüstungsgüterausfuhren bzw. -transfers,258 die ihrerseits als ursächlich für 

Kostensteigerungen und Auslieferungsverzögerungen bei traditionellen 

Kooperationsprojekten betrachtet wurden, versuchte zum Beispiel die LoI-

Staatengemeinde mit der Einführung projektspezifischer Globalgenehmigungen bei 

gemeinsamen Rüstungsvorhaben zu begegnen.259

Die theoretisch möglichen Kostensenkungen260 im Sinne niedrigerer 

Beschaffungspreise bei der materiellen Ausrüstung europäischer Streitkräfte konnten 

256 Vgl. oben, Abschnitt 2.2, S. 37-39. 
257 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.2, S. 58-59. 
258 Vgl. oben, Abschnitt 2.2, S. 39-41. 
259 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.3, S. 66. 
260 Vgl. zu den theoretischen Kostensenkungspotenzialen der internationalen Rüstungskooperation oben, 
Abschnitt 2.1. 
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jedoch auch im Rahmen dieser Foren bzw. Initiativen nicht oder nicht in dem erhofften 

Umfang erzielt werden.261 Eine wesentliche Ursache hierfür dürfte die Tatsache 

darstellen, dass weder die Regelwerke der WEAG/WEAO sowie der OCCAR noch die 

Bestimmungen des LoI-Rahmenübereinkommens eine völlige Aufgabe des Juste-

retour-Prinzips vorsahen bzw. vorsehen. Mit dem OCCAR-Übereinkommen wurde 

zwar ein Versuch unternommen, die Handhabung dieses an nationale 

Finanzierungsanteile gekoppelten Arbeitsteilungsmodells bei Kooperationsprojekten 

von dem traditionellen Einzelprojekt bezogenen zu einem Projekt übergreifenden 

Ansatz zu transferieren262; die Effizienz mindernden Wirkungen dieses Prinzips 

(insbesondere in der Form vernachlässigter komparativer Vorteile und der Aufgabe 

mengenbedingter Rationalisierungseffekte) bleiben jedoch grundsätzlich erhalten.263 Als 

weitere Ursache für ausbleibende signifikante Effizienzsteigerungen kann die fehlende 

Abstimmung zwischen unterschiedlichen Initiatoren und Adressatenkreisen der 

rüstungspolitischen Foren/Initiativen genannt werden. Wie bereits angesprochen, 

wurden die betrachteten Versuche zur Intensivierung und Rationalisierung der 

Rüstungszusammenarbeit in Europa in der Absicht unternommen, spezifische 

Probleme, die innerhalb vorangegangener Kooperationsbemühungen hervortraten, zu 

lösen. Dieser schrittweise und unkoordinierte Prozess führte zu sich teilweise 

überlappenden Mitgliedschaften in multilateralen Gremien, deren Zielsetzungen und 

Funktionen sich wiederum zum Teil überschneiden, im besten Falle ergänzen, aber auch 

in Konflikt mit rüstungs(industrie)politischen Interessen anderer europäischer Staaten 

außerhalb dieser Foren stehen können.264 Eine zusammenhängende, die gesamte 

Europäische Union umfassende Organisationsstruktur mit einer Gesamtstrategie und 

einheitlichen Prinzipien bezüglich gemeinsamer Rüstungsaktivitäten konnte somit nicht 

aufgebaut werden.265

261 Vgl. zu dieser Einschätzung auch Schmitt, B., Integration, 2000, S. 59 f.; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 120 m.w.N. 
262 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.2, S. 60 f. 
263 Vgl. zu den Effizienz mindernden Wirkungen des Juste-retour-Prinzips ausführlich oben, Abschnitt 
2.2, S. 35-37.  
264 Als Beleg divergierender rüstungs(industrie)politischer Interessen einzelner EU-Mitgliedstaaten 
untereinander und somit national voneinander abweichende Einstellungen gegenüber einzelner 
Rüstungsforen kann der gescheiterte deutsch-französische Versuch angeführt werden, OCCAR als 
Unterorganisation der WEU zu gründen. Vgl. oben, S. 57 (Fußnote 193). 
265 Vgl. Bauer, S./Winks, R., Framework, 2001, S. 61; auch Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 220; auch 
Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 73. 
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3 Grenzüberschreitender Vergabewettbewerb bei Rüstungsaufträgen  

An mehreren Stellen dieser Arbeit wurde bisher am Rande bemerkt, dass Senkungen der 

Kosten bzw. Preise bei der Beschaffung neuer militärischer Ausrüstung u.a. auch 

deshalb nicht erzielt werden konnten, da es auf den national abgeschotteten Märkten für 

Rüstungsgüter in Europa an Wettbewerb mangelt.266 Da es für den Begriff des 

ökonomischen Wettbewerbs, für den häufig auch das Synonym Konkurrenz gebraucht 

wird, keine allgemeingültige und widerspruchsfreie Definition gibt (bzw. geben 

kann),267 soll er hier pragmatisch und für die Zwecke dieser Arbeit ausreichend in 

Anlehnung an Schmidt durch folgende Charakteristika beschrieben werden: Die 

�Existenz von Märkten mit mindestens zwei Anbietern oder Nachfragern, die sich 

antagonistisch (Gegenteil: synagonistisch bzw. kooperativ) verhalten, d.h., durch 

Einsatz eines oder mehrerer Aktionsparameter ihren Zielerreichungsgrad zu Lasten 

anderer Wirtschaftssubjekte verbessern wollen [Hervorhebungen nicht im Original].�268

Sofern diese Merkmale vorliegen und ungehindert ihre Wirkung entfalten können, 

resultiert auf den entsprechenden Märkten vereinfacht ausgedrückt ein �Druck auf 

Kosten und Preise�269. 

Diese Arbeitsdefinition erklärt auch die oben getroffene Aussage des 

wettbewerbshemmenden Effekts internationaler bzw. innereuropäischer 

Rüstungskooperationsprogramme, die nach dem klassischen Juste-retour-Prinzip

durchgeführt wurden.270 Obwohl diese unter Beteiligung von mindestens zwei

Nachfragern (Staaten als Auftraggeber) und Anbietern (in den jeweiligen Partnerstaaten 

beheimatete, Rüstungsgüter produzierende Unternehmen als Auftragnehmer) 

durchgeführt wurden, führte dieses Finanzierungs-/Arbeitsteilungsmodell mit seiner 

Zusicherung von nationalen Arbeitspaketen zu einer weitgehenden künstlichen 

Ausschaltung des für den Wettbewerb wesentlichen antagonistischen Elements, so dass 

Anreize zu Kosteneinsparungen/Preiskämpfen der Anbieter fehlten. 

266 Vgl. oben, z.B. Abschnitt 1.1, S. 7; auch Abschnitt 2.2, S. 36.
267 Vgl. hierzu beispielsweise Busch, B., EU-Wettbewerbspolitik, 2010, S. 6 f.; auch Herdzina, K., 
Wettbewerbspolitik, 1999, S. 7-10. 
268 Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 1 f. 
269 Dichtl, E., Binnenmarkt, 1989, S. 337. 
270 Vgl. oben, Abschnitt 2.2, S. 36. 
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Trotz der zahlreichen Kooperationsbemühungen dominiert, auch dies wurde bisher an 

mehreren Stellen dieser Arbeit angesprochen und betont, in Europa nach wie vor die 

unilaterale Verfolgung von Rüstungsprogrammen auf national abgeschotteten 

Rüstungsgütermärkten.271 So bezifferte die Europäische Verteidigungsagentur (EDA) 

den Anteil unilateraler Projekte an allen Rüstungsbeschaffungen der EU-Mitgliedstaaten 

(mit Ausnahme von Dänemark) zwischen den Jahren 2006 und 2009 mit 

durchschnittlich etwa 76,5 %.272 Darüber hinaus stellte die Europäische Kommission im 

Jahre 2007 fest, dass die Mitgliedstaaten bei der Beschaffung von Rüstungsgütern 

durchschnittlich etwa 85 % der hierfür vorgesehenen Mittel im eigenen Land ausgeben. 

Dies belege klar die Bevorzugung der heimischen Verteidigungsindustrie.273

Nachdem in dem vorangegangenen Kapitel die Rüstungskooperation in Europa näher 

untersucht wurde, soll in den verbleibenden Teilen der Arbeit der 

Betrachtungsschwerpunkt auf der grenzüberschreitenden bzw. EU-weiten Vergabe 

(nationaler) Rüstungsaufträge als weitere alternative Beschaffungsvariante liegen. 

Während sich bei der klassischen Rüstungskooperation Kosten-/Preisreduzierungen 

theoretisch durch die (erhoffte) Realisierung von mengenbedingten 

Rationalisierungseffekten bei der Produktion sowie eine Aufteilung fixer Forschungs- 

und Entwicklungskosten274 begründen lassen, kann eine grenzüberschreitende Vergabe 

von Rüstungsaufträgen (wiederum theoretisch) die vorhandenen Ineffizienzen auf den 

fragmentierten nationalen Rüstungsgütermärkten275 in erster Linie durch eine Erhöhung 

der Wettbewerbsintensität mildern.276

Die Möglichkeit zur grenzüberschreitenden Vergabe nationaler Beschaffungsaufträge ist 

im Prinzip gleichbedeutend mit einer Erweiterung abgeschotteter heimischer Märkte zu 

271 Vgl. u.a. oben, Kapitel 2, S. 11 sowie Abschnitt 2.2, S. 33. 
272 Daneben entfielen im gleichen Zeitraum 20,8 % auf innereuropäische Kooperationsprojekte (mit 
mindestens zwei Partnerstaaten aus der EU); etwa 2,7 % der Rüstungsbeschaffungsvorgänge wurden 
zusammen mit Staaten außerhalb der EU verfolgt. Vgl. EDA, Data, 2010, S. 1, 15, 25. 
273 Vgl. Europäische Kommission, Strategie, 2007, S. 4. 
274 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.1, S. 14-31. 
275 Vgl. hierzu ausführlich die Ausführungen in Abschnitt 1.1. 
276 Bereits an dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auch bei der grenzüberschreitenden Vergabe von 
Rüstungsaufträgen mengenbedingte Rationalisierungseffekte (zusätzlich) zu Preisreduzierungen beitragen 
können; dies ist dann der Fall, wenn ein Anbieter (in Form eines einzelnen Unternehmens oder einer 
Bietergemeinschaft) als Gewinner einer öffentlichen Ausschreibung die (kombinierte) Nachfrage 
mehrerer nationaler Bedarfsträger gleichzeitig bedienen kann. Diese Konstellation wird im Schwerpunkt 
in Kapitel 4 betrachtet. 
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internationalen (oder gar weltweiten) Märkten. Dies wiederum ist zumeist mit einer 

Erhöhung der Wettbewerbsintensität verbunden, da auf diese Weise ausländische mit 

inländischen Anbietern um den Zuschlag277 staatlicher Aufträge kämpfen/konkurrieren

können. Sofern Anbieter, die vor der Öffnung der nationalen Märkte für den 

internationalen Vergabewettbewerb eventuell sogar alleinige oder privilegierte 

Hoflieferanten ihres Staates waren, auf den erweiterten (internationalen) Märkten 

Leistungsschwächen zeigen, werden sie mit schwindenden Marktanteilen bis hin zur 

Gefahr der vollständigen Marktverdrängung konfrontiert.278

Die (theoretische) Vorteilhaftigkeit eines grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs 

bei Rüstungsaufträgen für die staatlichen Auftraggeber und somit auch deren 

Steuerzahler kann mit den ökonomischen Effekten der Liberalisierung des öffentlichen 

Auftragswesens auf europäischen Märkten für zivile (d.h. nicht militärische) Waren und 

Dienstleistungen im Zuge der Etablierung des EU-Binnenmarktes279 beispielhaft 

illustriert werden. Die angesprochene Liberalisierung fand durch den Erlass und 

mehrfache Anpassung der sogenannten EU-Vergaberichtlinien280 statt, die bei 

öffentlichen Aufträgen, sofern sie bestimmte Schwellenwerte übersteigen, grundsätzlich 

eine EU-weite Ausschreibung im Amtsblatt der Europäischen Union vorschreiben. 

Dadurch erhalten prinzipiell281 Unternehmen aller Mitgliedstaaten die Chance, sich über 

mögliche Aufträge in europäischen Nachbarländern zu informieren und in Konkurrenz 

um den Zuschlag mit anderen europäischen Anbietern zu treten. In einem Arbeitspapier 

aus dem Jahre 2004 schätzt die Europäische Kommission, dass der gesteigerte 

277 Der Begriff des Zuschlags beschreibt im Zusammenhang mit öffentlichen Vergabeverfahren die 
Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers, den Vertrag, der dem entsprechenden Auftrag zugrunde 
liegen soll, mit einem bestimmten Anbieter abzuschließen. Während europäische Vorschriften eine 
juristische Trennung zwischen Zuschlag und Vertragsschluss vorsehen, fallen im deutschen 
Vergaberechtssystem Zuschlag und zivilrechtlicher Vertragsabschluss regelmäßig zusammen. Vgl. 
Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 314 m.w.N; auch Wiedemann, J. (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. 
(Hrsg.), VOL/A, 2011, § 18 RdNr. 13. 
278 Vgl. Berg, H./Cassel, D./Hartwig, K.-H., Wirtschaftspolitik, 2003, S. 278. 
279 Gemäß seiner Legaldefinition bildet der EU-Binnenmarkt �einen [EU-weiten] Raum ohne 
Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital ... 
gewährleistet ist.� S. Art. 26 Abs. 2 AEUV. Vgl. zu den historischen Hintergründen sowie einer 
ausführlichen ökonomischen Würdigung weiterer Aspekte des EU-Binnenmarktes neben der 
Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens u.a. Welfens, P. J. J., Wirtschaftspolitik, 2008, S. 782-
793; auch Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 671-700; auch Busch, B., EU-
Binnenmarkt, 2009; auch Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., Integration, 2006, S. 207-410. 
280 Vgl. hierzu ausführlich unten, Abschnitt 3.1.2, S. 101-103. 
281 Wie im weiteren Verlauf der Arbeit noch gezeigt wird, können öffentliche Auftraggeber ausländische 
Anbieter unter bestimmten Umständen allerdings durch die Wahl des Vergabeverfahrens diskriminieren; 
vgl. hierzu unten Abschnitt 3.2.2, S. 117-120. 
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Wettbewerb um (zivile) öffentliche Aufträge infolge der EU-Vergaberichtlinien 

kommunalen, regionalen und nationalen Behörden zu Preissenkungen von etwa 30 % 

bei Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträgen verholfen habe.282

Zur Verdeutlichung des Effizienz steigernden Potenzials eines EU-weiten 

Vergabewettbewerbs bei Beschaffungsaufträgen (auch) im Bereich der Rüstungsgüter, 

dem bereits Ende der 1980er Jahre in dem sogenannten Cecchini-Bericht über den 

�Vorteil des Binnenmarktes� ein idealer Nährboden für Wettbewerbsverzerrungen 

aufgrund symbiotischer Beziehungen zwischen (nationalen) Nachfragern und Anbietern 

bescheinigt wurde,283 soll zunächst in Abschnitt 3.1 die ökonomische und politische 

Bedeutung der öffentlichen Auftragsvergabe mit einem besonderen Bezug zu den 

strukturellen Besonderheiten von Rüstungsgütermärkten hervorgehoben werden. 

Abschnitt 3.2 widmet sich einer genaueren Betrachtung des bereits in der Einleitung 

angesprochenen Artikels 346 AEUV, der den EU-Mitgliedstaaten regelmäßig (jedoch 

nicht immer rechtmäßig) zur Verteidigung ihrer nationalen rüstungspolitischen 

Abschottung dient und somit bis heute die (vollständige) Einbeziehung von 

Rüstungsbeschaffungen in das Regelwerk des EU-Binnenmarktes bezüglich öffentlicher 

Aufträge verhinderte. In Abschnitt 3.3 erfolgt die Betrachtung und kritische Würdigung 

zweier jüngerer284 Bemühungen mit dem Ziel, ein ungehindertes, grenzüberschreitendes 

öffentliches Auftragswesen auch im Bereich der europäischen Verteidigungswirtschaft 

zu etablieren. Hierbei handelt es sich um den am 21. November 2005 verabschiedeten 

�Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen� der Europäischen 

Verteidigungsagentur (EDA-CoCoDP285; Abschnitt 3.3.1) sowie die �Richtlinie 

2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 

Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und 

282 Vgl. Europäische Kommission, Beschaffungswesen, 2004, S. 1. 
283 Vgl. Cecchini, P., Vorteil, 1988, S. 42. Bei dem Cecchini-Bericht handelt es sich um die 
Zusammenfassung eines breit gefächerten Forschungsprogramms im Auftrag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft über die �Kosten der Nichtverwirklichung Europas� bzw. des EU-
Binnenmarktes. Vgl. hierzu Emerson, M., Internal Market, 1988, S. 5; auch Baßeler, U./Heinrich, 
J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 700. 
284 Sowohl das CPD der WEU/WEAG als auch Kapitel VI des OCCAR-Übereinkommens dien(t)en 
bereits ab 1993 bzw. 2001 als Regelwerke zur grenzüberschreitenden Vergabe von Rüstungsaufträgen im 
Rahmen der jeweiligen Organisation; sie blieben jedoch aufgrund der oben genannten Umstände (bisher) 
unangewendet. Vgl. oben, Abschnitt 2.3.1, S. 53-55 und Abschnitt 2.3.2, S. 60-62. 
285 Eine Abschrift dieses Verhaltenskodexes ist in Anhang II dieser Arbeit aufgenommen. 
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Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit� (RL 

2009/81/EG; Abschnitt 3.3.2). 

3.1 Ökonomische und politische Bedeutung der öffentlichen Auftragsvergabe 

Wie bereits in der voranstehenden Überleitung angerissen, umfassen öffentliche 

Aufträge sämtliche Verträge der öffentlichen Hand, d.h. der kommunalen, regionalen 

und nationalen (Gebiets-)Körperschaften sowie sonstiger Einrichtungen und 

Unternehmen des öffentlichen Rechts, mit privaten Anbietern, welche die Beschaffung 

von Waren und Dienstleistungen sowie Baumaßnahmen zum Gegenstand haben.286 Als 

Beispiele seien staatliche Einkäufe von Dienstfahrzeugen über 

Krankenhausausstattungen bis hin zu Büromaterial oder der Abschluss von Verträgen 

zur Errichtung, Renovierung oder auch Reinigung öffentlicher Einrichtungen wie 

Schulen oder Verwaltungsgebäuden genannt. Mitunter tritt der Staat oder eine ihm 

untergeordnete Stelle auf Märkten sogar als einziger oder zumindest dominierender 

Nachfrager auf, etwa als Auftraggeber bei umfangreichen Infrastrukturvorhaben wie 

dem Bau von Autobahnen oder auf den hier betrachteten nationalen Märkten für 

Rüstungsgüter.287

Gemäß einer Schätzung der Europäischen Kommission betrug das Volumen öffentlicher 

Aufträge im Jahre 2002 etwa 16,3 % des kombinierten Bruttoinlandsproduktes (BIP) 

der sogenannten EU-15-Staaten288. Dieser Anteil sei zwar seit 1994 weitestgehend 

unverändert geblieben, habe allerdings zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 

286 Nicht von der Definition öffentlicher Aufträge erfasst sind sogenannte In-house-Geschäfte, d.h. 
Verträge zwischen staatlichen Verwaltungsstellen. Vgl. zur juristischen Definition öffentlicher Aufträge
und öffentlicher Auftraggeber ausführlich Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 313 f. Am Rande sei 
angemerkt, dass gemäß der hier nicht weiter betrachteten Sektoren-Vergaberichtlinie 2004/17/EG auch 
private Auftraggeber in den Anwendungsbereich des europäischen Vergaberechts fallen können. S. Art. 2 
Abs. 2 lit. b RL 2004/17/EG. Hier sind insbesondere private Unternehmen mit Monopolcharakter in den 
Bereichen Gas-, Wärme-, Elektrizitäts- und Wasserversorgung sowie der Post- und 
Verkehrsdienstleistungen angesprochen. 
287 Vgl. Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., Integration, 2006, S. 255. 
288 Hierzu zählen die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Irland, Luxemburg, die Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien 
sowie das Vereinigte Königreich. Mit der sogenannten Ost-Erweiterung wuchs die EU-15-Gemeinde im 
Jahr 2004 mit Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, der Slowakischen Republik, Slowenien, der 
Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern auf insgesamt 25 Staaten an. Zu diesen EU-25-Staaten
traten im Jahre 2007 noch Bulgarien und Rumänien hinzu. Die Bezeichnung EU-27 umfasst daher alle 
gegenwärtigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
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erhebliche Variationen gezeigt: von 11,9 % in Italien bis zu 21,5 % in den Niederlanden 

bezogen auf das jeweilige nationale BIP des Jahres 2002. Der Anteil öffentlicher 

Aufträge am deutschen BIP lag zur selben Zeit mit 17,03 % leicht über dem 

europäischen Durchschnitt.289 In einer weiteren, jüngeren Veröffentlichung der 

Europäischen Kommission wird der Wert aller öffentlichen Aufträge der mittlerweile 

auf 27 Mitgliedstaaten angewachsenen Europäischen Union für das Jahr 2009 mit etwa 

zwei Billionen Euro beziffert. Gegen Ende der vergangenen Dekade erreichte somit das 

Volumen öffentlicher Aufträge, die inzwischen von über 250.000 (mitglied-)staatlichen 

Vergabestellen in mehr als zwei Millionen öffentlichen Vergabeverfahren jährlich 

durchgeführt werden, sogar einen leicht gestiegenen Umfang von ca. 17 % des 

unionsweiten BIP.290

Die aufgezeigten Größenordnungen öffentlicher Aufträge in Relation zu den 

mitgliedstaatlichen und unionsweiten Bruttoinlandsprodukten lassen die Belastung 

europäischer Steuerzahler durch Einkäufe der öffentlichen Hand erkennen. Hieraus lässt 

sich zunächst die direkte Forderung nach einer möglichst sparsamen Verwendung 

öffentlicher Haushaltsmittel ableiten. Im Zusammenhang mit dieser ersten Forderung 

wird in der ökonomischen Literatur auch von dem fiskalischen Ziel oder auch 

Preispostulat des öffentlichen Auftragswesens gesprochen, d.h. dem Ziel bzw. Gebot 

einer möglichst günstigen Beschaffung derjenigen Waren und Dienstleistungen, die 

öffentliche Stellen für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.291 Europäische und 

demzufolge auch Vergabevorschriften der EU-Mitgliedstaaten beinhalten im Hinblick 

auf dieses Ziel regelmäßig Bestimmungen, nach denen der Zuschlag bei öffentlichen 

Vergabeverfahren auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen ist.292 Mit dieser 

Begriffswahl (oder sprachlichen Abwandlungen hiervon) wird ersichtlich, dass nicht 

unbedingt der Anbieter mit dem niedrigsten Preis (die billigste Offerte) zum Zuge 

289 Vgl. Europäische Kommission, Public Procurement, 2004, S. 4 f. 
290 Vgl. Europäische Kommission, Wirkung, 2011, S. 6. Das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen der 
EU-27-Staaten belief sich im Jahr 2009 auf 11.754.435 Mio. Euro (Quelle: Eurostat, 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/national_accounts/data/main_tables, 28.02.2013). 
291 Vgl. hierzu u.a. Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 451 f., 461, 469; auch Gandenberger, O., 
Auftragsvergabe, 1988, S. 406.  
292 S. z.B. Art. 53 Abs. 1 lit. a RL 2004/18/EG; auch § 97 Abs. 5 GWB; auch § 18 Abs. 1 VOL/A. 
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kommen muss.293 Vielmehr soll hiermit zum Ausdruck kommen, dass unter allen 

Angeboten dasjenige mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis auszuwählen ist, mit 

anderen Worten, diejenige Offerte mit der �günstigste[n] Relation zwischen dem 

verfolgten Zweck und de[n] einzusetzende[n] Mittel[n]�294. Die Bestimmung des 

wirtschaftlichsten Angebots ermöglicht demnach auch die Berücksichtigung 

facettenreicher qualitativer Gesichtspunkte; sie eröffnet damit allerdings gleichzeitig 

weite Ermessensspielräume bei der Auswahl von Anbietern bis hin zur Möglichkeit der 

verdeckten Diskriminierung (politisch) unerwünschter Auftragnehmer.295

Ein zentraler Unterschied zwischen öffentlichen Auftraggebern und privaten Einkäufern 

(Unternehmen des privaten Rechts, aber auch privaten Haushalten) liegt in deren 

Anreizen zur wirtschaftlichen Verwaltung ihrer Mittel. Öffentliche Auftraggeber 

unterliegen nicht dem Existenzdruck privater Einkäufer, da sie ihre Beschaffungen über 

Zwangsabgaben in der Form von Steuern und nicht direkt aus eigenen Mitteln 

finanzieren müssen. Da die Rationalität staatlicher Aktivitäten jedoch nicht vorrangig 

bzw. ausschließlich unter einzelwirtschaftlichen Gesichtspunkten im Sinne einer 

möglichst sparsamen Verwendung öffentlicher Haushaltsmittel zu bewerten ist, lässt 

sich aus diesem zentralen Anreizunterschied indirekt eine weitere Forderung nach der 

zusätzlichen Beachtung gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte bei allen 

Beschaffungen der öffentlichen Hand ableiten. Hierbei wird auch von dem sogenannten 

Effizienzpostulat des öffentlichen Auftragswesens gesprochen.296

Zu diesen gesamtwirtschaftlichen Effizienzaspekten zählen zum einen der möglichst 

wirksame Einsatz von Produktionsfaktoren (Teilaspekt der optimalen 

293 Das alternative Zuschlagskriterium in Form des niedrigsten Preises bzw. der billigsten Offerte
(sogenannte Niedrigstpreis-Regel) beinhaltet aus ökonomischer Sicht die Gefahr des Fluchs des 
Gewinners, der sich aus Bietersicht in unterschätzten Kosten und daraus resultierenden Verlusten 
darstellt. Das wirtschaftlichste Angebot als Zuschlagskriterium kann hingegen ein 
submissionskartellfreundliches Klima schaffen. Vgl. hierzu ausführlich Blankart, Ch. B., Demokratie, 
2008, S. 452-254, 257-259 m.w.N. 
294 Deutscher Bundestag, Drs. 13/9340, 1997, S. 48. Hierbei handelt es sich um eine Stellungnahme des 
Bundesrates zu einem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Änderung der Rechtsgrundlagen 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergaberechtsänderungsgesetz � VgRÄG) des Jahres 1997. 
295 Vgl. Dreher, M. (Bearb.), in: Immenga, U./Mestmäcker, E.-J. (Hrsg.), Wettbewerbsrecht, 2007, § 97 
RdNr. 214 f.; auch Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., Integration, 2006, S. 259. Auf die Problematik der 
verdeckten Diskriminierung wird im weiteren Verlauf der Arbeit u.a. im Zusammenhang mit den 
Nebenzielen staatlicher (Rüstungs-)Beschaffungspolitik eingegangen, vgl. unten Abschnitt 3.1.2 sowie 
Abschnitt 3.2.2, S. 117-120. 
296 Vgl. Europäische Kommission, Wirkung, 2011, S. 6; auch Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 451 
f. 
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Faktorallokation/Allokationseffizienz297) und zum anderen die Förderung des 

technischen Fortschritts in der Gestalt neuartiger Produkte und Ressourcen sparender 

Produktionsverfahren (Teilaspekt der dynamischen Effizienz).298

Als dritte in der Literatur häufig eigenständig angeführte Forderung bezüglich des 

öffentlichen Auftragswesens ist die Eindämmung jeglicher Ausnutzung marktmächtiger 

Stellungen zu nennen.299 Wie bereits angesprochen, treten staatliche Stellen auf 

manchen Märkten als einzige oder zumindest dominierende Nachfrager auf. Dem 

möglichen Missbrauch der öffentlichen Nachfragemacht (Monopsonmacht)300 auf 

Märkten mit Dominanz eines staatlichen Nachfragers kann mit der Schaffung 

einklagbarer Rechte im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Durchführung öffentlicher 

Vergabeverfahren begegnet werden. Auf europäischer Ebene werden zu diesem Zwecke 

die bereits erwähnten EU-Vergaberichtlinien durch Rechtsmittel-Richtlinien ergänzt.301

Marktmächtige Stellungen können jedoch nicht nur auf der Nachfrageseite, sondern 

auch auf der Angebotsseite von Märkten ausgenutzt werden. Stehen staatliche 

297 Eine optimale Faktorallokation liegt dann vor, wenn bei einem gegebenen Stand der 
Produktionstechnik die Gesamtkosten gegebener Produktionsmengen minimal sind bzw. die 
Produktionsmenge bei gegebenen Faktoreinsatzmengen maximal ist. Vgl. Kantzenbach, E., 
Funktionsfähigkeit, 1967, S. 17; auch Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 11 m.w.N. Vereinfachend 
ausgedrückt kann eine Situation im allokativen Sinne als effizient bezeichnet werden, wenn es nicht 
möglich ist, durch eine Reorganisation der Produktion jemanden besser zu stellen, ohne dass hierbei 
zugleich andere schlechter gestellt werden. Eine Situation ist demnach z.B. aus allokativer Sicht 
ineffizient, wenn sich die Versorgungsmenge (oder -qualität) der Konsumenten mit einem Gut niedriger 
darstellt als in einer anderen, durch eine Produktionsreorganisation erzielbaren, Situation. Vgl. 
Samuelson, P. A./Nordhaus, W. D., Volkswirtschaftslehre, 1998, S. 176 m.w.N.; auch Schulz, N., 
Wettbewerbspolitik, 2003, S. 269. 
298 Vgl. Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 406. 
299 Vgl. z.B. Budäus, D., Vergabewesen, 2002, S. 3.  
300 Der Missbrauch der Monopsonmacht kann sich in Form einer Situation mit erheblichem 
Verhandlungsdruck des (staatlichen) Nachfragers gegenüber mehrerer potenzieller Anbieter darstellen. 
Tritt der Nachfrager hier als Optionsfixierer auf, indem er Preis und Menge des nachgefragten Gutes 
unabänderlich festschreibt, so bleibt den Anbietern lediglich die Wahl zwischen der Annahme und der 
Ablehnung der Leistungserstellung. Vgl. hierzu weiterführend Lenz, U., Kostensteigerung, 1990, S. 5 
m.w.N.; auch Hausmann, F. L. (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 RdNr. 34 
m.w.N. 
301 Vgl. ausführlich zu diesen Rechtsmittel-Richtlinien Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 26 m.w.N.; 
auch BWB, Auftraggeber, 2010, S. 22. In Deutschland wurde der Rechtschutz von (An-)Bietern bei 
öffentlichen Vergabeverfahren über die bestehenden Vorgaben der EU-Rechtsmittel-Richtlinien hinaus 
durch die jüngere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) gestärkt, indem es ihnen erleichtert 
wurde, Schadensersatz im Falle eines juristischen Fehlers (Regelverstoßes) seitens der öffentlichen 
Auftraggeber einzuklagen. Durch diese Schaffung zusätzlicher einklagbarer Rechte erhöht sich für 
öffentliche Auftraggeber in Deutschland der Druck zur Beachtung vergaberechtlicher Vorgaben, was 
wiederum als Schmälerung öffentlicher Nachfragemacht gewertet werden kann. Vgl. hierzu ausführlich 
Mösinger, Th., Kräfteverhältnisse, 2011, S. 19; auch Behling, F., Auftragsvergabe, 2012, S. 7. 
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Nachfrager bei der Deckung ihres Bedarfs beispielsweise unter bestimmten Zwängen,302

die ihnen den Vertragsschluss mit lediglich einem Anbieter erlauben, so könnte dieser 

Anbieter seine Monopolmacht dazu nutzen, sich die staatliche Zwangssituation zum 

Vorteil zu machen und entsprechend hohe Monopolpreise zu verlangen.303 Auf der 

juristischen Ebene kann der Ausnutzung solcher oder ähnlicher Anbieterpositionen 

mithilfe klarer Vergaberegeln begegnet werden.304 Auf der ökonomischen Ebene kann 

der Monopolmacht mit der Förderung des Wettbewerbs auf den entsprechenden 

Märkten entgegengetreten werden. 

Spätestens an dieser Stelle wird ersichtlich, dass die in der Literatur häufig eigenständig 

angeführte Forderung nach der Vermeidung jeglichen Missbrauchs marktmächtiger 

Stellungen bei genauerer Betrachtung keineswegs eigenständig, sondern in einem 

unmittelbaren Zusammenhang mit den oben genannten Forderungen einer möglichst 

sparsamen Verwendung öffentlicher Haushaltsmittel sowie der Beachtung 

gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte (hierbei insbesondere der allokativen Effizienz) 

zu sehen ist. Zwischen diesen drei (ökonomischen) Forderungen des öffentlichen 

Auftragswesens besteht in gewisser Hinsicht eine Harmonie: ihnen allen ist es 

zuträglich, wenn der Wettbewerb auf den entsprechenden Märkten gefördert wird.305

Dieser unmittelbare Zusammenhang bzw. diese Harmonie wird im Rahmen der 

theoretischen Betrachtung des folgenden Abschnitts 3.1.1 verdeutlicht. 

Mit der Ausnutzung marktmächtiger Stellungen wurde bisher bereits eine mögliche 

effizienzmindernde Herausforderung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

angesprochen. Darüber hinaus beinhalten die oben genannten Anreizunterschiede 

öffentlicher und privater Einkäufer bezüglich der wirtschaftlichen Verwaltung eigener 

Mittel weitere mögliche Quellen für Ineffizienzen bei Beschaffungen der öffentlichen 

Hand. Mit Bezug zu Rüstungsgüterbeschaffungen werden diese drohenden 

Ineffizienzen in der verteidigungsökonomischen Literatur aus dem Theoriengebäude der 

302 Zu denken wäre an dieser Stelle etwa an eine politische Vorgabe, bestimmte Güter ausschließlich auf 
nationalen Märkten bei einheimischen Anbietern einzukaufen. 
303 Vgl. Kaufer, E., Waffenbeschaffung, 1972, S. 458. 
304 Vgl. Frenz, W., Europarecht, 2007, S. 526. 
305 Vgl. Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 407. 
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Neuen Politischen Ökonomie306 hergeleitet und unter dem Begriff des sogenannten 

Militär-Industrie-Politik-Komplexes307 zusammengefasst. Unter dieser Überschrift wird 

demnach das Handeln sämtlicher an Rüstungsbeschaffungsprozessen beteiligten 

Akteure unter der strikten Annahme einer Maximierung ihres individuellen

Nutzenniveaus308 betrachtet: 

Aus dem Blickwinkel der Neuen Politischen Ökonomie lässt sich so das individuelle 

Nutzenmaximierungskalkül der an Rüstungsbeschaffungen beteiligten Beamten, 

öffentlich Bediensteten sowie Soldaten mit Tätigkeitfeldern im Rüstungsbereich unter 

Rückgriff auf das Modell des budgetmaximierenden Bürokraten309 von Niskanen

analysieren. Die individuelle Besoldung bzw. das individuelle Einkommen sowie die 

Beförderungserwartungen (welche zugleich mit einer gewissen Machtausdehnung 

verbunden sind) der genannten staatlichen Entscheidungsträger (Bürokraten) hängen in 

der Regel von der Anzahl ihres untergebenen Personals sowie von der Höhe der von 

ihnen verwalteten finanziellen Mittel (Budgets) ab. Für diesen Personenkreis kann 

daraus geschlossen werden, dass sie zum Zwecke der Eigennutzmaximierung versucht 

sind, die in ihren Verantwortungsbereich fallenden Projekte finanziell möglichst 

umfangreich zu gestalten.310 Bezogen auf Rüstungsprojekte könnte sich dieses 

Bestreben in einer Vernachlässigung fiskalischer Interessen bei der Auswahl geeigneter 

Anbieter im Rahmen öffentlicher Ausschreibungsverfahren zeigen. Der 

budgetmaximierende (Rüstungs-)Bürokrat wird vielmehr demjenigen Anbieter einen 

Vorrang einräumen, dessen Offerte der eigenen Behörde, Dienststelle oder Abteilung 

(auf lange Sicht) ein höchstmögliches Budget in Erwartung stellt. 

Eine weitere mögliche Quelle für Ineffizienzen im öffentlichen Auftragswesen bildet 

der sogenannte Beschaffungsprotektionismus. Auf politischen Ebenen ist eine 

306 Vgl. zu Analyserahmen und -methoden der Neuen Politischen Ökonomie ausführlich z.B. Kirsch, G., 
Ökonomie, 2004, S. 1-17 m.w.N. 
307 Vgl. zu dem Begriff bzw. Themenkomplex des Militär-Industrie-Politik-Komplexes u.a. Rosen, St., 
Theory, 1973, S. 2 f.; auch Slater, J./Nardin, T., Concept, 1973; auch Dunne, J. P., Defense Industrial 
Base, 1995, S. 409-411; auch Lieske, J., Auftragsforschung, 2000, S. 207 m.w.N.; auch Mawdsley, J., 
Gap, 2002, S. 18-21 m.w.N.; auch Hartley, K./Sandler, T., Defence Firm, 2003, S. 375 f. 
308 Vgl. zu dieser im Rahmen der Neuen Politischen Ökonomie elementaren Annahme u.a. Müller, R., 
Funktionsfähigkeit, 2002, S. 64; auch Klingen, B., Bündnispolitik, 2011, S. 19. Die Nutzenfunktionen der 
betrachteten Akteure beinhalten dabei Elemente bzw. Variablen wie z.B. Einkommen (als Aspekt der 
individuell empfundenen Sicherheit), Macht und Reputation. Vgl. Berg, H./Cassel, D./Hartwig, K.-H., 
Wirtschaftspolitik, 2003, S. 229. 
309 Vgl. zu diesem Modell grundlegend Niskanen, W. A., Bureaucracy, 1971, S. 36-42. 
310 Vgl. Klodt, H., Technologiepolitik, 1995, S. 51-53. 
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individuelle Nutzenmaximierung zwar nicht ausschließlich, jedoch unabdingbar mit 

dem Erreichen von Machtpositionen verbunden. Über deren Besetzung wird in 

demokratischen Systemen in der Form von (regelmäßig wiederholten) Wahlen 

entschieden. Aus individueller Sicht werden Politiker ihren (Eigen-)Nutzen in der Form 

von Machterlangung/-erhaltung dadurch zu maximieren versuchen, indem sie möglichst 

viele Wählerstimmen für sich gewinnen. Im Kontext der öffentlichen Auftragsvergabe 

kann sich dieses Bemühen in der politischen Unterstützung solcher Programme oder 

Anbieter niederschlagen, die für heimische (nationale oder regionale) Wahlbezirke von 

Bedeutung sind (z.B. durch die erhoffte Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen). 

Auf diese Weise kann die bei öffentlichen Beschaffungen häufig zu beobachtende 

Tendenz der Bevorzugung inländischer gegenüber ausländischen bzw. regionaler 

gegenüber auswärtigen Anbietern beleuchtet werden. Ein Hoflieferantentum, d.h. die 

wiederkehrende Vergabe öffentlicher Aufträge an den gleichen regionalen bzw. 

nationalen Lieferanten, bildet aus dieser Perspektive betrachtet daher häufig weniger 

das Ergebnis gesamtwirtschaftlich rationalen Verhaltens als vielmehr das Resultat eines 

individuellen Nutzungsmaximierungskalküls von an Wahlterminen orientierten 

politischen Akteuren.311

Die beschriebenen Nutzenmaximierungskalküle sowohl der an Rüstungsbeschaffungen 

beteiligten Bürokraten als auch der politischen Akteure liefern wiederum Unternehmen 

bzw. deren Interessenvertretern Ansatzpunkte zur Beeinflussung von 

Vergabeentscheidungen. Derartige Beeinflussungsversuche, die unter dem Begriff des 

Beschaffungslobbyismus zusammengefasst werden können, bringen es mit sich, dass 

potenzielle Auftragnehmer (mitunter beträchtliche) Mittel für gesellschaftlich 

unproduktive Tätigkeiten aufwenden, um in den Genuss staatlicher 

Unterstützungsleistungen (z.B. in der Form von Steuervergünstigungen, Subventionen 

oder auch des Schutzes vor ausländischer Konkurrenz) zu gelangen. Das übergeordnete 

Ziel von Lobbyaktivitäten ist demnach die Sicherung von (Zusatz-)Einkommen, das 

allein durch Marktengagement nicht erzielt werden kann. In der Literatur wird ein 

solches Verhalten seitens industrieller Interessenvertreter auch mit dem Begriff des 

311 Vgl. Berg, H./Schmidt, F., Industriepolitik, 1998, S. 864-866; auch Gandenberger, O., 
Auftragsvergabe, 1988, S. 406; auch Hartley, K., Procurement, 2007, S. 1156; auch Klingen, B., 
Bündnispolitik, 2011, S. 20 f. 
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Strebens nach Renten (rent seeking312, engl.) beschrieben. Sozial unproduktive 

Aktivitäten dieser Art können sogar dazu führen, dass die allokative Ineffizienz

aufgrund bereits vorhandener marktmächtiger Stellungen313 zusätzlich erhöht wird. 

Indem Rüstungslobbyisten regelmäßig die Bedeutung ihrer vertretenen Unternehmen 

für heimische Arbeitsmärkte betonen, sprechen sie im besonderen Maße das 

Nutzenmaximierungskalkül politischer Akteure an, denn zufriedene (beschäftigte) 

Arbeitnehmer lassen zufriedene Wählergruppen erwarten.314 Das Werben mit finanziell 

umfangreichen (Folge-)Aufträgen bzw. -projekten kann darüber hinaus auch die Gunst 

der an Budgetmaximierung interessierten Rüstungsbürokraten fördern.  

Die an der strikten Eigennutzorientierung ausgerichtete Betrachtungsweise der Neuen 

Politischen Ökonomie verdeutlicht auch, dass die oben skizzierten ökonomischen 

Forderungen bezüglich des öffentlichen Auftragswesens auch um die politischen und 

rechtsstaatlichen Kriterien der Transparenz, Kontrollierbarkeit und Objektivität von 

Vergabeentscheidungen erweitert werden können. Gandenberger argumentiert 

hinsichtlich eines solchen perspektivenübergreifenden Forderungskatalogs wie folgt: 

�Der staatliche Einkauf .. ist ein Gegenstand des öffentlichen Interesses. Der 
Öffentlichkeit ist es nicht gleichgültig, wenn die [staatlichen Entscheidungsträger] 
nach freier Willkür schalten, wenn sie einzelne Anbieter bevorzugen, andere 

312 Vgl. hierzu grundlegend Tullock, G., Costs, 1967 und Krueger, A. O., Rent-Seeking, 1974; 
zusammenfassend auch Motta, M., Competition, 2004, S. 44 f. m.w.N.; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. 
L., Mikroökonomie, 2003, S. 492 f. m.w.N. 
313 Vgl. hierzu ausführlich unten, Abschnitt 3.1.1. 
314 Vgl. Berg, H./Cassel, D./Hartwig, K.-H., Wirtschaftspolitik, 2003, S. 236 f.; auch Klingen, B., 
Bündnispolitik, 2011, S. 23; auch Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 406. Ein prominentes, 
jüngeres Beispiel für das Zusammenwirken von Beschaffungsprotektionismus und -lobbyismus bildet die 
Beschaffung gepanzerter Patrouillenfahrzeuge für den Bundeswehreinsatz in Afghanistan in den Jahren 
2007 und 2008. Um einem deutschen Hersteller Zeit für die Entwicklung eines Konkurrenzproduktes zu 
verschaffen, verzögerten zwei Bundestagsabgeordnete die Abstimmung über einen dem Verteidigungs- 
und Haushaltsausschuss bereits vorliegenden Antrag bezüglich der Beschaffung von 198 Fahrzeugen 
eines ausländischen Herstellers über einen Zeitraum von fast sechs Monaten. Der deutsche Hersteller 
hatte bereits zuvor mehrfach vierstellige Spenden an die Parteien in den heimischen Wahlkreisen beider 
Bundestagsabgeordneter getätigt. In einem Nachbarwahlkreis eines Abgeordneten unterhält der Hersteller 
eines seiner größten Werke. Vgl. hierzu ausführlich Demmer, U./Goetz, J./Wassermann, A., Lobbyisten, 
2009. Als jüngeres Beispiel für die Betonung arbeitsmarktpolitischer Argumente bei 
Rüstungsbeschaffungen kann der US-amerikanische Tankflugzeug-Auftrag der US Air Force (engl., 
Luftwaffe der Vereinigten Staaten von Amerika) herangezogen werden. Ein europäische Anbieter 
verkündete im Zuge des entsprechenden Vergabeverfahrens die Absicht, im Falle des Zuschlags ein neues 
Werk mit etwa 48.000 neuen Arbeitsplätzen in dem wirtschaftlich eher schwachen Bundestaat Alabama 
bauen zu wollen. Den Auftrag erhielt letztendlich der einheimische Hoflieferant. Vgl. Lindner, R., 
Jahrhundertauftrag, 2011, S. 11; auch Lindner, R., Take-off, 2011, S. 1. 
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benachteiligen oder wenn sie gar Aufträge unter der Hand verschieben. Der 
anbietende Unternehmer erwartet, daß [!] ihm die gleiche Startchance im Wettlauf 
um staatliche Aufträge eingeräumt wird wie allen seinen Konkurrenten, und die 
Öffentlichkeit erwartet, daß [!] keine Steuergelder vergeudet werden. 
Wo immer der Staat seinen Bürgern gegenübertritt, wird von ihm verlangt, daß [!] 
er sich streng objektiv verhält; so auch, wenn er in der Funktion des Einkäufers 
auftritt. Freundschaft, Verwandtschaft, politische Sympathien, 
Religionszugehörigkeit, landsmannschaftliche Bindungen mögen die 
Geschäftsbeziehungen zwischen Privatleuten in gewissem Umfange beeinflussen. 
Im öffentlichen Einkauf dürfen derartige Momente keine Rolle spielen. 
Günstlingswirtschaft, Korruption, ein politischer oder gar ein parteipolitischer 
Kuhhandel mit öffentlichen Aufträgen sind in einem demokratischen Staatswesen 
nicht nur deshalb unerwünscht, weil sie zu einer Vergeudung von Steuergeldern 
führen können, sie sind unerträglich, weil es sich dabei um einen Mißbrauch [!] 
der exekutiven Staatsgewalt handelt.�315

Vor dem Hintergrund politischer und rechtsstaatlicher Gesichtspunkte des staatlichen 

Einkaufs gilt es, insbesondere die Bedeutung der Transparenz, d.h. der möglichst 

umfassenden Informationsversorgung sowohl der potenziellen Auftragnehmer als auch 

der Steuerzahler durch öffentliche Vergabestellen zu betonen. In gewisser Hinsicht kann 

Transparenz als Mechanismus zur Einhaltung des Rechtsstaatsprinzips betrachtet 

werden, da sie den Staatsbürgern die Mittel einräumt, die Handlungen öffentlicher 

Entscheidungsträger auf Rechtmäßigkeit sowie Objektivität zu überprüfen und diese 

gegebenenfalls zur Rechenschaft zu ziehen.316

Bereits hier sei darauf hingewiesen, dass der Grad an Transparenz und somit auch die 

Kontrollierbarkeit öffentlicher Beschaffungsvorgänge und -entscheidungen wesentlich 

von dem gewählten Vergabeverfahren beeinflusst werden.317

315 Gandenberger, O., Ausschreibung, 1961, S. 61. 
316 Vgl. Michael, E. J., Policy, 2006, S. 221. 
317 Vgl. hierzu unten, Abschnitt 3.2.2, S. 117-119. 
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3.1.1 Die ökonomischen Forderungen des öffentlichen Auftragswesens vor dem  

Hintergrund struktureller Besonderheiten nationaler Rüstungsgütermärkte  

Nachdem im voranstehenden Abschnitt 3.1 die ökonomische und politische Bedeutung 

der öffentlichen Auftragsvergabe allgemein skizziert wurde, soll in diesem Abschnitt 

vertieft der Frage nachgegangen werden, inwiefern strukturelle Besonderheiten auf 

nationalen Rüstungsgütermärkten es zulassen bzw. erschweren, den erläuterten 

ökonomischen Forderungen des öffentlichen Auftragswesens nach einer möglichst 

sparsamen Verwendung öffentlicher Haushaltsmittel, der Beachtung 

gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte sowie der Vermeidung des 

Marktmachtmissbrauchs zu entsprechen. 

Bereits bei der Betrachtung der ökonomischen Logik hinter der internationalen 

Rüstungskooperation wurde oben im Zusammenhang mit der Möglichkeit zur 

Realisierung von Größenvorteilen die außerordentliche Kapitalintensität (sowohl im 

Hinblick auf den Einsatz von Sach- als auch Humankapital) bei der Produktion 

militärischen Großgeräts (wie z.B. Kampfflugzeuge, Kriegsschiffe oder Kampfpanzer) 

erläutert.318 Vor dem Hintergrund des vergleichsweise geringen Stückzahlbedarfs 

solcher militärischer Ausrüstungen seitens der europäischen Nationalstaaten, die als 

Inhaber des Gewaltmonopols jeweils als alleinige Nachfrager auf (ihren) nationalen 

Rüstungsgütermärkten auftreten, bedingt die hohe Kapitalintensität regelmäßig, dass die 

Produktion solcher Güter auf der nationalen Ebene nur durch eine sehr begrenzte 

Anzahl von Großunternehmen erfolgt.319 Der ebenfalls oben ausführlich thematisierte 

Abwärtstrend bei den europaweiten Militärausgaben320 und die daraus resultierenden 

Truppenreduzierungen bewirkten, dass die ohnehin geringen nationalen 

Stückzahlanforderungen an solchen militärischen Systemen abermals sanken. Auf der 

Angebotsseite der entsprechenden Märkte führte diese Entwicklung seit Ende des 

318 Vgl. oben, Abschnitt 2.1.1, S. 18 f. 
319 Vgl. Glismann, H. H./Horn, E.-J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 21 m.w.N. Sofern die 
Produktion eines komplexen militärischen (Waffen-)Systems nicht durch einen einzigen Anbieter erfolgt, 
sondern einzelne Subsysteme und Komponenten (wie Triebwerke/Motoren, Waffenanlagen oder 
Trägersysteme) durch unterschiedliche Produzenten entwickelt und gefertigt werden, so sind es jedoch 
ebenfalls regelmäßig Großunternehmen, welche die Integration (Endfertigung/Zusammensetzung) 
komplexer Systeme vornehmen. Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten, 1989, S. 33 f.  
320 Vgl. oben, Abschnitt 1.1, S. 3-6. 
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Kalten Krieges u.a. zu zahlreichen Fusionen und Übernahmen zwischen europäischen 

Rüstungsgüter produzierenden Unternehmen mit der Absicht, auf diesem Wege 

Kostensenkungen durch Synergieeffekte321 zu erzielen.322

Die unternehmerischen Anpassungen an die gesunkenen Militärausgaben in Form von 

Fusionen und Übernahmen, aber auch die zwischenzeitlich erfolgten Marktaustritte 

führten dazu, dass es sich bei nationalen Rüstungsgütermärkten für militärisches 

Großgerät gegenwärtig hauptsächlich um bilaterale Monopole handelt, d.h. um Märkte 

mit nur einem Nachfrager (der Staat oder eine ihm untergeordnete Stelle, wie z.B. eine 

nationale Rüstungsagentur als Monopsonist) und nur einem nationalen Anbieter bzw. 

einem multinationalen Anbieter mit nationalen Anteilen (als Monopolist). Gelegentlich 

liegt auf der nationalen Ebene auch die Marktform des beschränkten Oligopols vor, bei 

der sich der staatliche Monopsonist lediglich wenigen alternativen Anbietern 

gegenübersieht.323

Die Implikationen, die sich aus diesen strukturellen Besonderheiten national 

(abgeschotteter) Rüstungsgütermärkte (insbesondere für militärisches Großgerät) 

hinsichtlich der ökonomischen Forderungen des öffentlichen Auftragswesens ergeben, 

lassen sich mithilfe einer theoretischen Gegenüberstellung dreier extremer Marktformen 

321 Vgl. ausführlich zu dem Themenkomplex der Synergieeffekte als angeführtes Motiv bei 
Unternehmenszusammenschlüssen z.B. Budzinski, O./Kerber, W., Globalisierung, 2003, S. 42-47; auch 
Kleinert, J./Klodt, H., Hintergründe, 2002, S. 13-16. Die durch einen Zusammenschluss erzielbaren 
Kostensenkungen bildeten auch den Argumentationskern seitens der Unternehmensführungen von BAE 
Systems und EADS, die im Spätsommer 2012 (letztlich vergeblich) über eine Fusion verhandelten. Vgl. 
hierzu weiterführend Köhn, R., Fusion, 2012; auch Schubert, Chr., Zustimmung, 2012, S; auch Schubert, 
Chr., Fusionspläne, 2012; auch Hauser, J./Schubert, Chr./Friese, U., Strohhalm, 2012; auch Leithäuser, 
J., Rüstungskonzerne, 2012. 
322 Vgl. zu einem entsprechenden Trend von vermehrten Unternehmenszusammenschlüssen als Folge 
geringerer Militärausgaben in den Vereinigten Staaten von Amerika nach Ende des Kalten Krieges 
ausführlich Oden, M., Restructuring, 1999; auch Pages, E., Mergers, 1999. 
323 Vgl. Hartley, K., Perspective, 2011, S. 153; auch Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Supply, 2010, S. 
84 m.w.N.; auch Rohde, J., Verteidigungsagentur, 2007, S. 9; auch Hartley, K., Policy, 2006, S. 476 f. Da 
es sich bei den angesprochenen Fusionen und Übernahmen nicht nur um horizontale 
Unternehmenszusammenschlüsse handelte, ergab sich auch ein wesentlicher Wandel bei Rüstungsgüter 
produzierenden Unternehmen hinsichtlich ihrer Produktpalette. In einem Vergleich zu Anbietern 
beispielsweise aus den 1950er Jahren, die regelmäßig durch einen hohen Spezialisierungsgrad (z.B. die 
Spezialisierung auf Kampfflugzeuge, Marineflugzeuge oder auch Transportflugzeuge bei 
Flugzeugherstellern) gekennzeichnet waren, stellen sich heutige Rüstungsgüter produzierende 
Unternehmen häufig als Konglomerate (Vielproduktunternehmen) dar, die eine Reihe von 
Rüstungsgütern (Luft-, Land- und/oder Seesysteme) anbieten, wie beispielsweise BAE Systems, oder 
sowohl Güter für die zivile als auch militärische Nutzung herstellen, wie Boeing oder EADS. Vgl. 
Hartley, K./Sandler, T., Defence Firm, 2003, S. 363, 375. Vgl. zur Struktur nationaler Märkte für 
militärisches Großgerät in Deutschland gegen Ende des Kalten Krieges auch Gerybadze, A., 
Verteidigung, 1988, S. 206 f.  
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herleiten. In Darstellung 10 wird (zunächst ohne direkten Rüstungsgüterbezug) 

veranschaulicht, welches Preis-Mengenverhältnis auf einem Markt für das Gut x 

resultiert oder zu erwarten ist, wenn es sich hierbei erstens um einen idealtypischen 

Wettbewerbsmarkt, zweitens um einen Markt mit nur einem Anbieter bzw. Verkäufer 

(Monopol) und drittens um einen Markt mit nur einem Nachfrager bzw. Käufer 

(Monopson) handelt. 

Quelle: In Anlehnung an Woll, A., Volkswirtschaftslehre, 2000, S. 279. 
Darst. 10: Monopol, Monopson, vollständige Konkurrenz 

Zunächst wird in Darstellung 10 von einem idealtypischen Wettbewerbsmarkt

ausgegangen, dem die Annahmen des Modells der vollständigen Konkurrenz zugrunde 

liegen.324 Die große Anzahl von Anbietern und Nachfragern auf diesem Markt sowie die 

324 Zu diesen Annahmen zählen eine atomistische Marktstruktur, d.h. eine große Anzahl von 
Marktakteuren sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite, deren angebotenen bzw. 
nachgefragten Mengen jeweils nur einen verschwindend kleinen Anteil an Gesamtangebot bzw. 
Gesamtnachfrage darstellen, homogene Güter, d.h. die Abwesenheit bzw. Ausblendung räumlicher, 
sachlicher und personenbezogener Präferenzen, sowie vollständige Markttransparenz, d.h. Anbieter und 
Nachfrager sind uneingeschränkt über zustande gekommene Preise unterrichtet (auch vollständige 
Preisinformation). Das Modell der vollständigen Konkurrenz wird vielschichtig als 
wettbewerbspolitischer Referenzstandard kritisiert. Als Hauptkritikpunkt werden hierbei die 
unrealistischen Annahmen, die quasi auf keinem realen Markt vorliegen, angeführt. Vor dem Hintergrund 
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übrigen Annahmen dieses Modells bewirken, dass kein Marktakteur über Marktmacht 

verfügt, d.h. weder Verkäufer noch Käufer können den Preis des Gutes x beeinflussen; 

der Preis bildet sozusagen ein Datum, das von beiden Marktseiten als gegeben und als 

nicht beeinflussbar hingenommen werden muss. Folglich verhalten sich die 

Marktakteure als Mengenanpasser, d.h. ihr Aktionsparameter ist ausschließlich die 

angebotene bzw. nachgefragte Menge des Gutes x. Der als gegeben zu betrachtende 

Preis (pvK) auf diesem idealtypischen Wettbewerbsmarkt ergibt sich grafisch in dem 

Schnittpunkt der Angebotskurve und Nachfragekurve. Bei diesem Preis stimmen die 

geplante Angebotsmenge und die geplante Nachfragemenge aller Anbieter bzw. 

Nachfrager überein,325 da sich alle Marktakteure nutzen- bzw. gewinnmaximierend an 

das relevante Datum Marktpreis angepasst haben und folglich ohne Anreiz sind, ihr 

Verhalten zu ändern. Die Summe der individuell optimalen Angebots- bzw. 

Nachfragemengen führt demnach zur (Gesamt- bzw. Gleichgewichts-)Menge xvK.  

Im Unterschied zu Anbietern auf dem betrachteten idealtypischen Wettbewerbsmarkt 

verfügt ein Monopolist als einziger Anbieter über Marktmacht, d.h. die Fähigkeit den 

Marktpreis des Gutes x zu beeinflussen. Zum Zwecke einer unmittelbaren 

Vergleichbarkeit der beiden Marktformen des idealtypischen Wettbewerbsmarktes und 

des Monopols sowie der Übersichtlichkeit in Darstellung 10 wird hier angenommen, 

dass für den Monopolisten und den Wettbewerbsmarkt die gleichen Kostenkurven 

gelten. Diese Annahme führt dazu, dass die Grenzkostenkurve (GK) des Monopolisten 

identisch mit der Angebotskurve des Wettbewerbsmarktes ist, die sich ihrerseits aus der 

Aggregation (in Form einer horizontalen Addition) der Grenzkostenkurven aller 

Anbieter auf dem Wettbewerbsmarkt ergibt. Sofern der Monopolist seine Marktmacht 

uneingeschränkt (aus-)nutzen kann, wird er zur Maximierung seines Gewinns dasjenige 

Produktionsniveau wählen, bei dem die Veränderung des Gesamterlöses aufgrund der 

zuletzt (infinitesimal kleinen) produzierten Einheit des Gutes x (Grenzerlös, GE) der 

dieser als unrealistisch zu betrachtenden Modellannahmen bezeichnet Demsetz diesen 
wettbewerbspolitischen Referenzstandard auch als �nirvana approach� (engl., Nirwana-Ansatz). Vgl. 
Demsetz, H., Information, 1969, S. 1; auch Klodt, H., Technologiepolitik, 1995, S. 51 m.w.N. Mit seinen 
Annahmen identifiziert das neoklassische Modell der vollständigen Konkurrenz den Wettbewerb jedoch 
mit denjenigen Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit die individuellen 
Optimierungsentscheidungen der Marktakteure hinsichtlich ihres Nutzens bzw. Gewinns zu 
Allokationseffizienz (vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.1, S. 78) führen. Aus diesem Grunde wird hier auch 
von einem idealtypischen Wettbewerbsmarkt gesprochen. Vgl. ausführlich zu dem Modell der 
vollständigen Konkurrenz als Referenzstandard zur Beurteilung wettbewerbspolitischer Probleme u.a. 
Kerber, W., Wettbewerbspolitik, 2003, S. 302-306. 
325 Der Preis pvk wird daher auch als Gleichgewichtspreis oder auch markträumender Preis bezeichnet. 
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entsprechenden Veränderung der Gesamtkosten (Grenzkosten, GK) entspricht. Diese 

Bedingung ist in Darstellung 10 bei dem Produktionsniveau xMonopol erfüllt; hier 

schneiden sich Grenzerlöskurve (GE) und Grenzkostenkurve (GK) des Monopolisten. 

Der entsprechende Monopolpreis pMonopol lässt sich ausgehend von der Monopolmenge 

xMonopol (bzw. dem Schnittpunkt zwischen Grenzerlös- und Grenzkostenkurve) auf der 

Preis-Absatz-Funktion (PAF) ablesen, welche den erzielbaren Preis des Monopolisten 

als Funktion seiner Absatzmenge ausweist. Da der Monopolist per Definition der 

einzige Anbieter auf diesem Markt ist, entspricht seine PAF der aggregierten 

Marktnachfragekurve/-funktion326. Aus der Darstellung geht hervor, dass in dem 

Monopol im Vergleich zu dem Wettbewerbsmarkt eine geringere Menge (xMonopol < xvK) 

zu einem höheren Preis (pMonopol > pvK) angeboten bzw. verkauft wird.  

Unter gesamtwirtschaftlichen Effizienzgesichtspunkten betrachtet ist jedoch 

entscheidend, dass die Marktmacht des Monopolisten zu allokativer Ineffizienz führt. 

Dies wird bei der Gegenüberstellung des sozialen Überschusses ersichtlich, der sich bei 

den Marktformen des idealtypischen Wettbewerbsmarktes und des Monopols ergibt. 

Der soziale Überschuss ist definiert als Summe von Konsumentenrente und 

Produzentenrente. Bei der Konsumentenrente (auch Käuferrente) handelt es sich, 

vereinfacht ausgedrückt, um die nicht abgeschöpfte Zahlungsbereitschaft der Käufer, 

d.h. die Differenz zwischen dem Betrag, den ein Konsument für ein Gut zu zahlen bereit 

ist und dem tatsächlich gezahlten (Markt-)Preis. Da der Verlauf seiner individuellen 

Nachfragekurve Auskunft über die Zahlungsbereitschaft des Käufers bzw. der Verlauf 

der aggregierten Marktnachfragekurve Auskunft über die Zahlungsbereitschaft aller 

Käufer gibt, entspricht die Konsumentenrente grafisch der Fläche zwischen (Markt-) 

Nachfragekurve und der Abszissenparallele in Höhe des gezahlten Preises. Quasi analog 

lässt sich die Produzentenrente (auch Verkäuferrente) beschreiben als Differenz 

zwischen der Mindesterlösforderung eines Verkäufers und dem tatsächlich erzielten 

Erlös. Dabei informiert der Verlauf der Grenzkostenkurve des einzelnen Anbieters über 

die Höhe seiner Mindesterlösforderungen; im Falle mehrerer Anbieter (wie hier auf dem 

zuerst betrachteten idealtypischen Wettbewerbsmarkt) lässt sich diese Information 

entsprechend aus dem Verlauf der aggregierten (Markt-)Angebotskurve ablesen, die 

sich aus der bereits angesprochen horizontalen Addition der Grenzkostenkurven aller 

326 Die PAF reflektiert den auf den betrachteten Anbieter entfallenden Anteil am gesamten Marktumsatz 
(auch Marktanteil); er entspricht im Falle des Monopolisten 100 %. 
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Anbieter auf dem Markt bestimmen lässt. Grafisch entspricht die Produzentenrente 

somit der Fläche zwischen Abszissenparallele in Höhe des Preises und der 

Grenzkostenkurve bzw. der aggregierten (Markt-)Angebotskurve. Konsumenten- und 

Produzentenrente geben daher den Nettovorteil aus Sicht der Käufer bzw. Verkäufer an, 

die ihnen jeweils durch ihre Interaktionen auf Märkten erwachsen, was sich in dem 

zusammenfassenden Begriff des sozialen Überschusses oder den Synonymen der 

gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt bzw. Gesamtrente widerspiegelt. 

Bei der Gegenüberstellung des sozialen Überschusses bei den Marktformen des 

idealtypischen Wettbewerbsmarktes und des Monopols in Darstellung 10 ist erkennbar, 

dass dieser im Falle des Monopols (hier entspricht die Konsumentenrente der Fläche 

ABF und die Produzentenrente der Fläche BEGF) um die schraffierte Fläche FGH 

niedriger ausfällt als im Falle des Wettbewerbsmarktes (mit der Konsumentenrente in 

Höhe der Fläche ACH und der Produzentenrente in Höhe der Fläche CEH). Diese 

schraffierte Fläche FGH, die allgemein auch als Harberger-Dreieck327 bezeichnet wird, 

stellt grafisch die allokative Ineffizienz (sogenannter dead weight loss; engl., sinngemäß 

Netto-Wohlfahrtsverlust) aufgrund der Monopolmacht dar; sie resultiert aus der 

Verzerrung des gesamtwirtschaftlichen Ressourceneinsatzes, da die im Monopol 

angebotene Menge xMonopol geringer ist als die Menge xvK auf dem idealtypischen 

Wettbewerbsmarkt. 

Mit der resultierenden allokativen Ineffizienz im Falle des Monopols zeigt sich eine 

Analogie zu der dritten extremen Marktform des Monopsons, d.h. einem Markt mit nur 

einem Nachfrager bzw. Käufer gegenüber einer großen Anzahl von Anbietern. Wie der 

Monopolist verfügt auch der Monopsonist über Marktmacht. Wiederum wird zum 

Zwecke der unmittelbaren Vergleichbarkeit und Übersichtlichkeit in Darstellung 10 

unterstellt, dass die individuelle Nachfragekurve des Monopsonisten der aggregierten 

Nachfragekurve des Wettbewerbsmarktes entspricht. Kann der Monopsonist seine 

Markt- bzw. Monopsonmacht uneingeschränkt (aus-)nutzen, wird er zum Zwecke der 

Maximierung seines Nettowertes oder auch Nutzens diejenige Kaufmenge wählen, bei 

der die Veränderung seines Gesamtnutzens bzw. Gesamtwertes aufgrund der zuletzt 

(infinitesimal kleinen) gekauften Einheit des Gutes x (Grenzwert, GW) der 

entsprechenden Veränderung seiner Gesamtausgaben (Grenzausgaben, GA) entspricht. 

327 Vgl. grundlegend zur Ressourcenallokation in einem Monopol Harberger, A. C., Allocation, 1954. 
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Da die individuelle Nachfragekurve den Grenzwert (GW bzw. Grenznutzen) als 

Funktion der gekauften Menge beschreibt, ist diese Maximierungsbedingung in 

Darstellung 10 im Schnittpunkt der individuellen Nachfragekurve bzw. Grenzwertkurve 

(GW) und Grenzausgabenkurve (GA) des Monopsonisten, d.h. bei der Menge xMonopson, 

erfüllt. Ausgehend von dieser Menge bzw. diesem Schnittpunkt lässt sich der Preis, den 

der Monopsonist bezahlt (pMonopson), auf der aggregierten (Markt-)Angebotskurve 

ablesen. Im Unterschied zu dem zuerst betrachteten Fall des idealtypischen 

Wettbewerbsmarktes wird hier eine geringere Menge (xMonopson < xvK) zu einem 

geringen Preis (pMonopson < pvK) nachgefragt bzw. gekauft. Hier zeigt sich auch die 

angesprochene Analogie des Monopsons zu dem Monopol in Form der resultierenden 

allokativen Ineffizienz. Auch die Marktmacht eines (einzigen) Käufers bzw. 

Nachfragers führt demnach zu einem gesamtwirtschaftlich verzerrten 

Ressourceneinsatz. Im Falle des Monopsons entspricht die Höhe der allokativen 

Ineffizienz aufgrund der symmetrischen Darstellungsweise wiederum der schraffierten 

Fläche FGH (mit der Fläche ADGF als Konsumentenrente und der Fläche DEG als 

Produzentenrente).  

Die Kernaussage der unmittelbar voranstehenden theoretischen Betrachtung hinsichtlich 

gesamtwirtschaftlicher Probleme im Falle des Monopols und des Monopsons lässt sich 

grundsätzlich auch auf die Marktformen des Oligopols, d.h. auf Märkte mit nur wenigen 

Anbietern gegenüber zahlreichen Nachfragern, und des Oligopsons, d.h. auf Märkte mit 

deutlich weniger Nachfragern als Anbietern, übertragen. Zwar sind die entsprechenden 

Analysen zu diesen Marktformen aufgrund der zu berücksichtigenden Interdependenzen 

zwischen den Marktakteuren von einem höheren Komplexitätsgrad gekennzeichnet, die 

Ergebnisse in Bezug auf die Allokationswirkungen sind jedoch im Wesentlichen 

identisch: Marktmacht, auf der Angebots- oder Nachfrageseite, eines oder mehrerer 

Verkäufer bzw. Käufer mit unterschiedlichen oder gleichen Marktanteilen, geht mit 

allokativer Ineffizienz einher. Lediglich das Ausmaß der Marktmacht bestimmt über 

deren Höhe.328

328 Vgl. ausführlich zu den hier in gebotener Kürze dargestellten mikroökonomischen Aspekten 
hinsichtlich Preis-/Mengenbildung und Wohlfahrtswirkungen bei vollständiger Konkurrenz, in 
Monopolen und Monopsonen sowie der angesprochenen Analogie bei Oligopolen und Oligopsonen z.B. 
Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., Mikroökonomie, 2003, S. 465-504; auch Schumann, J./Meyer, 
U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 207-304; auch Schäfer, W., Volkswirtschaftstheorie, 1997, S. 54-64; 
stark zusammenfassend auch Kerber, W., Wettbewerbspolitik, 2003, S. 302-306. 
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Die theoretische Gegenüberstellung in Darstellung 10 verdeutlicht die oben 

angesprochene Harmonie329 bezüglich der ökonomischen Forderungen des öffentlichen 

Auftragswesens. Eine Förderung bzw. Intensivierung des Wettbewerbs auf dem Markt 

für das Gut x (oder allgemein Märkten) und die damit verbundene Zurückdrängung 

marktmächtiger Stellungen ist gleichzeitig sowohl der Forderung nach einer Beachtung 

gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte (der soziale Überschuss erreicht bei 

vollkommenem Wettbewerb sein Maximum) als auch dem fiskalischen Ziel einer 

möglichst sparsamen Verwendung öffentlicher Haushaltsmittel (pvK < pMonopol) 

zuträglich.330

Sofern sowohl Anbieter als auch Nachfrager über eine gewisse Marktmacht verfügen, 

existiert keine allgemeine Regel zur Bestimmung des resultierenden/zu erwartenden 

Preis-Mengenverhältnisses. In solchen Situationen entscheidet die 

Verhandlungsposition der jeweiligen Marktseite darüber, ob die Preise näher an den 

Grenzkosten des Anbieters (bzw. der Anbieter) bzw. näher an dem Grenzwert des 

Nachfragers (bzw. der Nachfrager) liegen. Im ersten Fall dominiert die Marktmacht auf 

der Nachfrageseite, im zweiten Fall auf der Angebotsseite. Zur Illustration kann wieder 

Darstellung 10 herangezogen und um die Marktform des bilateralen Monopols erweitert 

werden. Hier stehen sich nur ein Verkäufer und ein Käufer des Gutes x gegenüber; sie 

sind insofern aufeinander angewiesen, als sich keine alternative Absatz- bzw. 

Bezugsmöglichkeiten bieten. Da der Monopolist zur Gewinnmaximierung den Preis 

pMonopol, der Monopsonist hingegen zur Maximierung seines Nettowertes den Preis 

pMonopson anstrebt, lässt sich hier nicht erwarten, dass eine voneinander unabhängig 

durchgeführte Preissetzung zu einer Übereinstimmung führen wird.331 Vielmehr werden 

beide Marktseiten in Verhandlungen miteinander treten, um sich über Preis und Menge 

zu einigen. Entscheidend für den Ausgang dieser Verhandlungen ist die relative 

Machtposition (d.h. die Verhandlungsposition) des einen Marktakteurs gegenüber der 

329 Vgl. oben, Abschnitt 3.1, S. 79. 
330 Zwar entspräche der Monopsonpreis (pMonopson) noch eher als der Wettbewerbspreis (pvK) dem 
fiskalischen Ziel; allerdings ist das Monopson mit allokativer Ineffizienz verbunden. 
331 Angemerkt werden muss an dieser Stelle, dass die Mengen im Falle des Monopols und des Monopsons 
in Darstellung 10 aufgrund des symmetrischen Verlaufs der einzelnen Kurven identisch sind, was im 
Allgemeinen nicht gegeben sein muss. Diese Symmetrie wurde hier lediglich aus Gründen der 
Übersichtlichkeit gewählt. 



92

des jeweils anderen. Diese wiederum ist abhängig von Faktoren wie 

Verhandlungsgeschick, Informationsstand über den jeweils anderen Akteur oder 

zeitlichen Zwängen hinsichtlich des Vertragsschlusses. Aus gesamtwirtschaftlicher 

Sicht wäre es optimal, wenn sowohl Monopolist als auch Monopsonist über die gleiche 

relative Machtposition verfügten und die Verhandlungen so eine Neutralisierung von 

Monopol- und Monopsonmacht bewirkten.332 Das Ergebnis wäre in diesem Falle ein 

Preis-Mengenverhältnis auf Wettbewerbsniveau (pvK/xvK), bei dem der soziale 

Überschuss sein Maximum erreicht. 

Von einer solchen neutralisierenden Wirkung marktmächtiger Positionen kann jedoch 

insbesondere dann nicht ohne Weiteres ausgegangen werden, wenn der Staat in der 

Rolle des Monopsonisten auftritt, wie etwa auf den hier betrachteten national 

abgeschotteten Rüstungsgütermärkten. Vielmehr ist gerade auf solchen Märkten, auf 

denen der Staat eine beherrschende Nachfrageposition innehat, davon auszugehen, dass 

auf ihn (bzw. seine untergeordneten Vergabestelle) ein erheblicher politischer Druck 

durch (heimische Monopol-)Anbieter in der Form verschärfter Lobbyaktivitäten333

ausgeübt wird. Dieser politische Druck kann (bzw. wird) sich mindernd auf die 

staatliche relative Machtposition im Rahmen der (bilateralen) Verhandlungen mit 

marktmächtigen Anbietern niederschlagen.334

Zahlreiche länderspezifische Fallstudien führen in der verteidigungsökonomischen 

Literatur zu der herrschenden Meinung, dass die Verhandlungspositionen der Anbieter

auf nationalen Rüstungsgütermärkten in der Regel als dominierend charakterisiert 

werden können, d.h. denen der staatlichen Nachfrager gegenüber überlegen sind. 

Begründet wird dies in erster Linie mit der skizzierten Lobby- bzw. 

Beeinflussungsmacht der nationalen Anbieter.335 Als weitere Begründung lässt sich 

332 Vgl. allgemein zu bilateralen Monopolen z.B. Schumann, J./Meyer, U./Ströbele, W., Theorie, 1999, S. 
304 f.; auch Pindyck, R. S./Rubinfeld, D. L., Mikroökonomie, 2003, S. 504 f.  
333 Vgl. in diesem Zusammenhang die Ausführungen zu dem Themenkomplex des 
Beschaffungslobbyismus oben, Abschnitt 3.1, S. 81 f. 
334 Gandenberger spricht in diesem Kontext, jedoch ohne direkten Bezug zu Rüstungsgütermärkten, von 
einem Marktmachtparadox, nach dem gerade ein hoher Marktanteil des staatlichen Nachfragers die 
Ursache für eine schwache anstatt eine starke Verhandlungsposition bei öffentlichen 
Vergabeentscheidungen sein kann. Vgl. Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 407. 
335 Vgl. hierzu u.a. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 119 sowie die dort 
angegebenen länderspezifischen Studien; auch Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 278 m.w.N. 
Erinnert sei an dieser Stelle daran, dass Rüstungslobbyisten zur Erlangung politischen Gewichts bei der 
Beeinflussung von Vergabeentscheidungen regelmäßig die Bedeutung ihrer Unternehmen für heimische 
Arbeitsmärkte betonen. Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.1, S. 82.  
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anführen, dass Rüstungsbeschaffungen häufig mit einer strategischen Not und somit 

zeitlichen Restriktionen verbunden sind, d.h., staatliche Einkaufsstellen stehen bei der 

Beschaffung von Rüstungsgütern vor dem Hintergrund laufender militärischer Einsätze 

nicht selten unter Zeitdruck, was eine Schwächung des monopsonistischen 

Gegengewichts zur Folge haben kann.336

Die voranstehende theoretische Betrachtung illustriert somit zugleich die ökonomische 

Vorteilhaftigkeit der (ausstehenden) Etablierung eines grenzüberschreitenden, 

europaweiten Vergabewettbewerbs auch im Bereich der Rüstungsgüterbeschaffung. Das 

Festhalten an einer national abgeschotteten Rüstungspolitik, welches sich in der 

Bevorzugung heimischer (Monopol-)Anbieter widerspiegelt,337 bewirkt, dass den 

ökonomischen Forderungen des öffentlichen Auftragswesens hier nicht entsprochen 

werden kann. Die strukturellen Besonderheiten (bilaterale Monopole bzw. beschränkte 

Oligopole insbesondere auf den Märkten für militärisches Großgerät) führen regelmäßig 

aufgrund dominierender Verhandlungspositionen seitens der Anbieter auf nationalen 

Rüstungsgütermärkten zu Monopolpreisen bzw. zu Preisen (deutlich) oberhalb der 

Grenzkosten und der damit verbundenen allokativen Ineffizienz infolge des verzerrten 

gesamtwirtschaftlichen Ressourceneinsatzes. Eine Verpflichtung zur europaweiten 

Ausschreibung von Rüstungsbeschaffungsaufträgen aller Mitgliedstaaten wäre hingegen 

gleichbedeutend mit einer Erweiterung/Vergrößerung vormals abgeschotteter 

heimischer Märkte zu europaweiten Märkten für Rüstungsgüter, was hier eine Erhöhung 

der Wettbewerbsintensität erwarten ließe. Indem dadurch Anbieter aller EU-

Mitgliedstaaten die Chance erhielten, bei öffentlichen Ausschreibungen einzelner 

Mitgliedstaaten in Konkurrenz um den Zuschlag mit anderen europäischen Anbietern zu 

treten und die Nationalstaaten (respektive ihre Rüstungsagenturen) die traditionelle 

Stellung des einzigen (nationalen) Nachfragers aufzugeben hätten, wäre die Effizienz 

mindernde Herausforderung hinsichtlich der Ausnutzung marktmächtiger Stellungen 

sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite dieser Märkte deutlich 

eingeschränkt. Eine solche Entwicklung wäre somit auch der Forderung nach der 

Beachtung gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte (im Hinblick auf die allokative 

336 Vgl. Kaufer, E., Waffenbeschaffung, 1972, S. 458; auch Monopolkommission, Sondergutachten, 1989, 
S. 40. 
337 Vgl. hierzu oben, S. 72 m.w.N. 
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Effizienz) bei Rüstungsgüterbeschaffungen europäischer öffentlicher Hände dienlich 

und läge in dem unmittelbaren fiskalischen Interesse aller Europäer. 

Wie im vorangehenden Abschnitt 3.1 angesprochen wurde, umfasst die Forderung nach 

der Beachtung gesamtwirtschaftlicher Effizienzaspekte bei öffentlichen Aufträgen 

neben dem Teilaspekt der Allokationseffizienz auch den der dynamischen Effizienz, 

d.h. die Förderung des technischen Fortschritts durch die Einführung neuartiger 

Produkte am Markt (Produktinnovation) oder Ressourcen sparender 

Produktionsverfahren (Prozessinnovation).338 Während die Wirkung einer gesteigerten 

Wettbewerbsintensität mit Bezug auf die Allokationseffizienz unstrittig ist, bereitet die 

Einschätzung bezüglich der dynamischen Effizienzwirkungen größere Schwierigkeiten. 

Im Rahmen empirischer Studien zur Überprüfung der sogenannten Neo-Schumpeter-

Hypothesen, welche die Behauptung eines positiven Zusammenhangs zwischen einer 

steigenden absoluten Unternehmensgröße (Neo-Schumpeter-Hypothese I) bzw. einer 

sich ausdehnenden Marktmacht von Unternehmen, d.h. einer zunehmenden 

Unternehmenskonzentration339 (Neo-Schumpeter-Hypothese II), und der Intensität an 

Innovationsaktivitäten aufstellen, konnte bislang keine eindeutige innovationsoptimale 

Unternehmensgröße bzw. Marktstruktur identifiziert werden.340

Scherer und Ross kommen bei ihren Betrachtungen des Zusammenhangs zwischen der 

Marktstruktur und Innovationsaktivitäten zu folgender abschließender Feststellung:  

�What is needed for rapid technical progress is a subtle blend of competition and 
monopoly, with more emphasis in general on the former than the latter, and with 
the role of monopolistic elements diminishing when rich technological 
opportunities exist.�341

338 Vgl. zu den Begriffen der Produkt- bzw. Prozessinnovation z.B. Brockhoff, K., Forschung, 1999, S. 37. 
339 Als Indikator für Marktmacht bzw. Marktbeherrschung lässt sich u.a. die Unternehmenskonzentration 
heranziehen, die sich sowohl auf die absolute Anzahl (absolute Unternehmenskonzentration) als auch die 
relative Größe, d.h. die Marktanteile, der Unternehmen (relative Unternehmenskonzentration) auf dem 
jeweils betrachteten Markt bezieht. Von einer steigenden Unternehmenskonzentration wird daher dann 
gesprochen, wenn sich entweder die Anzahl der Unternehmen auf einem Markt verringert oder wenn sich 
die Marktanteile einzelner Unternehmen erhöhen. Vgl. Kerber, W., Wettbewerbspolitik, 2003, S. 331, 337 
f. 
340 Vgl. Busch, B., EU-Wettbewerbspolitik, 2010, S. 16 m.w.N.; auch Motta, M., Competition, 2004, S. 
57; auch Borrmann, J./Finsinger, J., Regulierung, 1999, S. 467; auch Meyer, D., Allianz, 1994, S. 16 f. 
m.w.N.; einen Überblick zu den angesprochenen empirischen Studien liefern u.a. Schmidt, I., 
Wettbewerbspolitik, 2005, S. 108-113; auch Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 613-660.  
341 Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 660. Eigene sinngemäße Übersetzung: Ein schneller 
technischer Fortschritt setzt ein gewisses Nebeneinander sowohl wettbewerblicher als auch 
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In diesem Zitat spiegelt sich zum einen das Argument Schumpeters wider, dass eine 

zeitweilige Marktmacht (etwa in der Form von Patenten) als Anreizfunktion für 

unternehmerische Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten unerlässlich ist,342 zum 

anderen kommt hier aber auch zum Ausdruck, dass weder das Monopol noch ein 

vollkommener (Schlafmützen-)Wettbewerb343 aus dynamischen 

Effizienzgesichtspunkten erstrebenswert sind.344

Zu welchen dynamischen Effizienzwirkungen die Etablierung eines 

grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs auf den europäischen Märkten für 

Rüstungsgüter führen könnte, lässt sich anhand einer historischen Gegenüberstellung 

erläutern. In den Vereinigten Staaten von Amerika lag die Initiative bei den Forschungs- 

und Entwicklungsaktivitäten hinsichtlich militärischer (Waffen-)Systeme noch während 

des Zweiten Weltkrieges üblicherweise bei den Rüstungsgüter produzierenden 

Unternehmen. Neue Rüstungsgüter wurden hier bis zur Prototypreife zunächst aus 

eigenem Antrieb entwickelt und erst im Anschluss daran dem Verteidigungsministerium 

offeriert.345 Die heutigen europäischen Anbieter auf den national abgeschotteten (d.h. 

vor ausländischer Konkurrenz geschützten) Rüstungsgütermärkten beginnen im 

Gegensatz dazu regelmäßig erst dann mit Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen, 

wenn die nationalen Bedarfsträger entsprechende Aufträge vergeben.346

Mit der Verpflichtung zur grenzüberschreitenden Ausschreibung von 

Rüstungsgüteraufträgen würden die bislang vor ausländischer Konkurrenz geschützten 

Rüstungsgütermärkte der einzelnen EU-Mitgliedstaaten für Anbieter aus anderen 

Mitgliedstaaten bestreitbar. Die Aussicht auf in der Regel langfristige 

monopolistischer Elemente voraus, wobei die Ersteren generell überwiegen und die Letzteren mit 
zunehmenden technologischen Möglichkeiten zurückdrängen. 
342 Vgl. Schumpeter, J. A., Entwicklung, 1912, S. 290; auch Schumpeter, J. A., Capitalism, 1942, S. 88; 
auch Schumpeter, J. A., Demokratie, 1975, S. 144 f.; auch Motta, M., Competition, 2004, S. 57.
343 Von einem Schlafmützenwettbewerb wird gelegentlich im Zusammenhang mit dem Modell der 
vollständigen Konkurrenz gesprochen, dessen zugrundeliegenden Annahmen hier zur Betrachtung des 
idealtypischen Wettbewerbsmarktes herangezogen wurden. Diese Bezeichnung ist darauf 
zurückzuführen, dass das Modell der vollständigen Konkurrenz den dynamischen Charakter von 
Wettbewerbsprozessen (bestehend aus Aktion und Reaktion der Akteure) nicht erfassen kann, wozu auch 
der schöpferische Wettbewerb mit neuen Produkten und Produktionsverfahren zählt. Vgl. Nutzinger, H. 
G., Ordnungspolitik, 1993, S. 789; auch Röpke, W., Wettbewerb, 1965, S. 33; auch Kirzner, I. M., 
Unternehmertum, 1978, S. 71; auch Arndt, H., Gesellschaft, 1952, S. 53.
344 Vgl. Schmidt, I., Wettbewerbspolitik, 2005, S. 113. 
345 Vgl. Kaufer, E., Waffenbeschaffung, 1972, S. 457. 
346 Vgl. Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 147. 
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Vertragsbeziehungen mit anderen bzw. mehreren europäischen Nachfragern könnte 

hierbei eine ähnliche Anreizfunktion für die Aufnahme von Forschungs- und 

Entwicklungstätigkeit bieten wie der Patentschutz. Mit anderen Worten könnten ein 

europäischer Vergabewettbewerb im Bereich der Rüstungsgüterbeschaffung und die 

somit erweiterten Rüstungsgütermärkte die Initiative für Forschungs- und 

Entwicklungsanstrengungen auf die Seite der Unternehmen verlagern (losgelöst von 

konkreten Anfragen/Aufträgen der staatlichen Nachfrager) und so zu einer erhöhten 

Innovationstätigkeit beitragen. 

3.1.2 Vergabefremde Zwecke und deren Vereinbarkeit mit einem funktionierenden  

         Binnenmarkt 

Mit den Ausführungen zu dem Zuschlagskriterium des wirtschaftlichsten Angebots und 

dem damit verbundenen Ermessensspielraum wurde bereits in Abschnitt 3.1 angedeutet, 

dass öffentliche Auftraggeber bei der Erteilung des Zuschlags neben der konkreten 

Beschaffung ihrer benötigten Waren und Dienstleistungen grundsätzlich auch 

anderweitige wirtschafts- und gesellschaftspolitische Ziele (mit-)verfolgen können.347

Das gegenwärtige europäische Vergaberecht lässt einige solcher Ziele, die auch als 

(politische) Nebenziele des Staatseinkaufs oder vergabefremde Ziele/Zwecke bezeichnet 

werden,348 ausdrücklich zu. So gestattet beispielsweise die primärrechtliche Norm des 

Artikels 179 Absatz 2 AEUV die Förderung bzw. Begünstigung kleiner und 

mittelständischer Unternehmen im Rahmen des öffentlichen Auftragswesens. Des 

Weiteren bieten sekundärrechtliche Regelungen die Möglichkeit, zusätzliche 

Bedingungen an die Ausführung öffentlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge 

zu koppeln. Als Beispiele solcher zusätzlichen Bedingungen (bzw. erweiterten 

Zuschlagskriterien) werden insbesondere Aspekte umweltbezogener oder sozialer Art 

genannt, wie etwa die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen oder behinderten 

347 Vgl. oben, Abschnitt 3.1, S. 76 f. m.w.N. 
348 Vgl. z.B. Mestmäcker, E.-J./Schweitzer, H., Wettbewerbsrecht, 2004, § 36 RdNr. 4.; auch Hartley, K., 
Strategy, 2007, S. 27 f. 
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Menschen. Auch die Verknüpfung der Auftragsausführung mit Ausbildungsmaßnahmen 

für Jugendliche wird exemplarisch aufgeführt.349

Vor dem Hintergrund der oben betrachteten politischen und insbesondere 

rechtsstaatlichen Gesichtspunkten bzw. Forderungen des öffentlichen Einkaufs350 ist die 

Zulässigkeit solcher oder ähnlicher vergabefremder Zwecke durchaus kritisch zu 

werten. Da die Entscheidung über das zu verfolgende Nebenziel von Fall zu Fall 

getroffen werden kann, leidet die Transparenz, d.h. der Mechanismus zur Kontrolle 

öffentlicher Vergabeentscheidungen hinsichtlich ihrer Objektivität und Rechtmäßigkeit. 

Ferner bieten sie die Möglichkeit zur verdeckten Diskriminierung unerwünschter 

Vertragspartner, die zwar als Auftragnehmer des eigentlichen Beschaffungsvorhabens 

prinzipiell infrage kämen, über die formulierten Nebenziele jedoch aus dem Kreis der 

Wettbewerber ausgeschlossen werden. Deutlich wird hier, dass vergabefremde Zwecke 

nicht nur der Günstlingswirtschaft die Hintertür öffnen können. Indem sie als eine Art 

Marktzutrittsschranke die Anzahl möglicher Anbieter künstlich reduzieren, tragen sie zu 

einer verminderten Wettbewerbsintensität bei,351 deren einzel- und 

gesamtwirtschaftliche Implikationen Gegenstand des vorausgegangenen Abschnitts 

3.1.1 waren. 

Eine besondere Kategorie vergabefremder Zwecke bildet die bevorzugte Beauftragung 

einheimischer Anbieter.352 Bereits erwähnt wurde der Vorwurf der Europäischen 

Kommission gegenüber den EU-Mitgliedstaaten, dass sich diese bei der Beschaffung 

von Rüstungsgütern nicht ausschließlich von verteidigungspolitischen Gesichtspunkten 

leiten ließen; die bevorzugte Auftragsvergabe an heimische Unternehmen sei hingegen 

ein Beleg dafür, dass diese Beschaffungen unverkennbar als Instrument zur Verfolgung 

nationaler industriepolitischer Ziele dienten. Die Kommission stützt sich bei diesem im 

Jahre 2007 geäußerten Vorwurf auf die Feststellung, dass die Mitgliedstaaten bei 

349 S. Art. 26 i.V.m. Erwägungsgrund 33 RL 2004/18/EG; auch Art. 38 i.V.m. Erwägungsgrund 44 RL 
2004/17/EG; vgl. hierzu auch Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., Integration, 2006, S. 259. 
350 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.1, S. 82 f. 
351 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
Beschaffungswesen, 2007, S. 9 f.; auch Blankart, Ch. B., Demokratie, 2008, S. 461; auch Hartley, K., 
Strategy, 2007, S. 28. 
352 Vgl. Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 315. 
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Ankäufen von Rüstungsgütern durchschnittlich etwa 85 % der hierfür vorgesehenen 

finanziellen Mittel im eigenen Land ausgeben.353

Allgemein lassen sich industriepolitische Maßnahmen über ihren selektiven Charakter

definieren. Im Fokus der hierbei zum Einsatz kommenden Instrumente steht demnach 

nicht deren Auswirkung auf alle Wirtschaftszweige einer Volkswirtschaft, sondern die 

gezielte Förderung einzelner Branchen oder gar einzelner Unternehmen. Für eine 

solche selektive Förderung steht ein breites Spektrum an Instrumenten zur Verfügung; 

die gezielte Auswahl bestimmter Unternehmen im Rahmen öffentlicher 

Beschaffungsvorgänge ist nur eine davon.354

Ein regelmäßig hervorgebrachtes Argument zur (politischen) Rechtfertigung der 

Zuschlagserteilung an einen einheimischen Anbieter selbst bei der Existenz überlegener 

Preis-Leistungs-Offerten aus dem Ausland bildet (nicht nur bei Beschaffungen von 

Rüstungsgütern) die Sicherung von Arbeitsplätzen.355 Bereits bei der Betrachtung 

beschaffungsprotektionistischer und beschaffungslobbyistischer Aktivitäten wurde das 

besondere Gewicht beschäftigungspolitischer Argumente betont.356 Sofern die staatliche 

Nachfrage dazu genutzt werden soll, einzelnen von Krisen bedrohten Branchen (wie 

etwa dem Schiffbau in Deutschland) strukturelle Anpassungshilfen zu gewähren, sind 

die Grenzen zwischen industriepolitischen und sozialpolitischen Aktivitäten fließend. 

Staatliche Beschaffungsaufträge werden in solchen Fällen in der Absicht vergeben, den 

Nachfragemangel heimischer Anbieter auf internationalen Märkten (beispielsweise 

aufgrund überlegener ausländischer Substitute) zumindest vorübergehend 

auszugleichen. Auf diese Weise soll Zeit für das Erschließen neuer Märkte und/oder den 

geordneten Kapazitäts- und Beschäftigungsabbau gewonnen werden. Schließlich sollen 

353 Vgl. Europäische Kommission, Strategie, 2007, S. 4; auch oben, Kapitel 3, S. 72. Nahezu identische 
Vorwürfe werden im Zusammenhang mit der beharrlichen Anwendung des Juste-retour-Prinzips im 
Rahmen innereuropäischer Rüstungskooperationsprojekte erhoben. Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.2, S. 37 
m.w.N. 
354 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten, 1989, S. 147; einen prägnanten Überblick über weitere 
industriepolitische Instrumente liefern z.B. Berg, H./Cassel, D./Hartwig, K.-H., Wirtschaftspolitik, 2003, 
S. 278-281. 
355 Vgl. z.B. Gerybadze, A., Verteidigung, 1988, S. 205 f.; auch Berger, M. u.a., Produktion, 1991, S. 80-
88; auch Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 243; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 101. 
356 Vgl. oben, Abschnitt 3.1, S. 80-82. 



99

der abrupte Wegfall zahlreicher Arbeitsplätze vermieden und die damit einhergehenden 

sozialen Härten abgefedert werden.357

Ein weiteres Argument für die gezielte Beauftragung heimischer Unternehmen durch 

die öffentliche Hand bildet die Förderung des technischen Fortschritts (häufig unter 

dem politischen Schlagwort der Technologieförderung). Mit der Erteilung des 

Zuschlags an nationale Champions358 soll deren internationale Wettbewerbsfähigkeit 

ausgebaut werden. Die staatliche Unterstützung sogenannter Schlüssel-, Spitzen- oder 

Zukunftstechnologien359 u.a. mittels öffentlicher Aufträge wird mit der Möglichkeit zur 

Schaffung neuer Absatzpotenziale auf Weltmärkten und somit zur Steigerung der 

eigenen, nationalen Wachstumsdynamik begründet. Auch dieses Argument wird nicht 

selten mit beschäftigungspolitischen Aspekten untermauert. Allerdings steht hierbei 

nicht die Erhaltung oder der zeitlich geordnete Abbau bestehender, sondern die 

Schaffung neuer Arbeitsplätze im Vordergrund.360

Die Diskussion darüber, inwiefern die staatliche Beschaffungspolitik bei

Rüstungsgütern einen Beitrag zur Förderung des technischen Fortschritts auch 

außerhalb des militärischen Bereichs leisten kann, konzentriert sich hauptsächlich auf 

zwei Effekte, den Nachfrageeffekt und den sogenannten Spin-off-Effekt (engl., 

Abstrahleffekt). Ersterer bezieht sich auf das Potenzial der staatlichen Nachfrage, die 

Markteinführung bestimmter technologischer Entwicklungen, für die sowohl zivile als 

auch militärische Verwendungsmöglichkeiten existieren (z.B. luftfahrtelektronische 

Bauteile), zu erleichtern bzw. zu beschleunigen. Sofern es gelingt, mittels 

Rüstungsaufträgen hinreichend große Produktionsvolumina zu induzieren, welche ein 

rasches Durchlaufen von Lernprozessen hinsichtlich Produktverbesserungen oder 

Kostensenkungen361 ermöglichen, könne so auch eine schnellere und breitere zivile 

Nutzung dieser technologischen Entwicklungen erreicht werden. Rüstungsaufträge 

fungierten dieser Argumentation folgend gewissermaßen als Vehikel zur Aufzuchthilfe 

junger Technologien oder Techniken. Der Spin-off-Effekt bezieht sich hingegen auf die 

357 Da derartige staatliche Maßnahmen der zeitlichen Streckung eines notwendigen Strukturwandels 
einzelner Branchen dienen, kann auch von verzögernder Industriepolitik gesprochen werden. Vgl. hierzu 
Berg, H./Schmidt, F., Industriepolitik, 1998, S. 851-853.  
358 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.2, S. 37 m.w.N. 
359 Vgl. zur Definitionsproblematik dieser Begriffe oder sprachlichen Abwandlungen hiervon Brockhoff, 
K., Forschung, 1999, S. 28-34. 
360 Vgl. z.B. Oberender, P., Technologieförderung, 1987, S. 127; auch Mestmäcker, E.-J./Schweitzer, H., 
Wettbewerbsrecht, 2004, § 36 RdNr. 2 m.w.N. 
361 Vgl. zum Einfluss von Lernprozessen auf die Produktionskosten oben, Abschnitt 2.1.2, S. 23-28. 
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Möglichkeit des Auftretens positiver Externalitäten bei militärbezogenen Forschungs- 

und Entwicklungsaufträgen des Staates. Neuartige Produkte, die ursprünglich für 

militärische Zwecke entwickelt wurden, wie beispielsweise hochbelastbare Werkstoffe, 

könnten sich im Nachhinein auch für zivile Verwendungen als nutzbringend erweisen.  

Obwohl in der Literatur einige Beispiele für das Auftreten von Nachfrage- und Spin-off-

Effekten genannt werden (z.B. bei der Halbleitertechnik), konnte bislang jedoch kein 

eindeutiger Einfluss von Rüstungsprogrammen auf die Steigerung des technischen 

Fortschritts auch außerhalb des militärischen Bereichs festgestellt werden.362

Industriepolitisch motivierte vergabefremde Zwecke der beschriebenen Art ließen sich 

dann am besten bei öffentlichen Beschaffungen berücksichtigen, wenn der Kreis 

möglicher Anbieter durch die eigenen nationalen Grenzen beschränkt würde, d.h., wenn 

ausländische Offerten nicht berücksichtigt werden müssten. Abgesehen von den 

zahlreichen, wenn auch kontrovers diskutierten, ökonomischen Kritikpunkten 

hinsichtlich solcher direkten staatlichen Lenkungsversuche innerhalb 

marktwirtschaftlicher Ordnungsrahmen,363 von denen allen voran das 

Informationsproblem zentraler (staatlicher) Planungsinstanzen zu nennen ist,364 stellt 

sich jegliche offene oder verdeckte Bevorzugung erwünschter bzw. Diskriminierung 

unerwünschter Auftragnehmer aufgrund ihrer nationalen Herkunft als unvereinbar mit 

einem funktionierenden europäischen Binnenmarkt dar. Eine derartige 

Beschaffungspraxis verstößt gegen die den EU-Binnenmarkt konstituierenden 

Grundfreiheiten; namentlich gegen die Warenverkehrs- und Dienstleistungsfreiheit der 

Artikel 34 und 56 AEUV, nach denen sämtliche Waren und Dienstleistungen innerhalb 

362 Vgl. zur Definition und kritischen Diskussion des Nachfrage- und Spin-off-Effekts staatlicher 
Aktivitäten im Rüstungsbereich insbesondere Glismann, H. H./Horn, E.-J./Schrader, K., 
Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 56-96; auch Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Government, 2010, S. 174 f.; 
allgemeiner auch Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
Beschaffungswesen, 2007, S. 12; auch Berg, H./Schmidt, F., Industriepolitik, 1998, S. 853. 
363 Vgl. hierzu z.B. Oberender, P., Technologieförderung, 1987; auch Krugman, P. R./Obstfeld, M., 
Außenwirtschaft, 2009, S. 343-348, 359. 
364 Das angesprochene Informationsproblem besteht darin, dass eine zentrale Stelle weder über sämtliche 
relevanten Informationen zur optimalen Steuerung wirtschaftlicher Entwicklungen verfügen noch 
umfassend verarbeiten kann. Direkte staatliche Lenkungsversuche, wie die hier beschriebene Förderung 
einzelner Branchen, Unternehmen oder Technologien gleichen vor dem Hintergrund dieses 
Informationsproblems einer Anmaßung von Wissen. Vgl. hierzu grundlegend Hayek, F. A. von, Wissen, 
1975, S. 20 f.; mit einem Bezug zu forschungspolitischen Maßnahmen insbesondere Klodt, H., 
Technologiepolitik, 1995, S. 50 f., 112 f.; auch Starbatty, J./Vetterlein, U., Forschungspolitik, 1998, S. 
713-715. 
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der Europäischen Union zu gleichen Bedingungen angeboten werden sollen. Demnach 

laufen sämtliche Verfahrensweisen, die Anbieter aus anderen Mitgliedstaaten 

benachteiligen, diesen Grundfreiheiten entgegen.365

Der Verwirklichung der Grundfreiheiten �sowie der davon abgeleiteten Grundsätze wie 

z.B. des Grundsatzes der Gleichbehandlung, des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung, 

des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung � und des Grundsatzes der 

Transparenz�366 im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens dienen insbesondere 

die sekundärrechtlichen Vergaberichtlinien, deren Ursprünge sich bis in die frühen 

1970er Jahre zurückverfolgen lassen.  

Den ersten Schritt zur Angleichung der einzelnen mitgliedstaatlichen 

Vergabevorschriften unter Beachtung der genannten Grundsätze und somit zur Öffnung 

des öffentlichen Auftragswesens für den unionsweiten Vergabewettbewerb bildete die 

im Jahre 1971 erlassene Richtlinie (RL) 71/305/EWG über die Koordinierung der 

Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge. Ihr folgte 1976 eine entsprechende 

Richtlinie bezüglich der Vergabe von Lieferaufträgen (RL 77/62/EWG). Angesichts der 

inkonsequenten Umsetzung dieser Richtlinien, die sich insbesondere in der anhaltenden 

Neigung widerspiegelte, öffentliche Aufträge an inländische Anbieter zu vergeben, 

sprach die Europäische Kommission 1985 in ihrem Weißbuch zur �Vollendung des 

Binnenmarktes� einige Aspekte an, die auf dem Weg zur Liberalisierung des 

öffentlichen Auftragswesens noch vorrangig regelungsbedürftig schienen.367

Zur Überwindung der tatsächlichen und rechtlichen Hindernisse eines 

uneingeschränkten öffentlichen Vergabewettbewerbs wurden die beiden genannten 

Richtlinien grundlegend überarbeitet. An ihre Stellen traten 1993 die RL 93/36/EWG 

für öffentliche Lieferaufträge und die RL 93/37/EWG für öffentliche Bauaufträge. 

Bereits ein Jahr zuvor fand mit der RL 92/50/EWG auch die öffentliche Vergabe von 

Dienstleistungsaufträgen Einzug in das europäische Vergaberechtsregime. 

365 Vgl. Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 316; auch Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 35 
m.w.N. Ferner verstoßen solche Praktiken gegen das allgemeine Diskriminierungsverbot des Artikels 18 
AEUV (Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit), welches jedoch aufgrund 
seines allgemeineren Charakters in einem subsidiären Verhältnis zu den spezielleren Grundfreiheiten 
steht. Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 298 f.; auch Oppermann, Th., Europarecht, 2005, S. 
553. Vgl. weiterführend zu den Grundfreiheiten des EU-Binnenmarktes z.B. Baßeler, U./Heinrich, 
J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 675 f.; auch Haucap, J./Coenen, M., Binnenmarkt, 2010, S. 5. 
366 RL 2004/18/EG, Erwägungsgrund 2. S. hierzu auch RL 2004/17/EG, Erwägungsgrund 9. 
367 Vgl. Europäische Kommission, Vollendung, 1985, S. 23 f. 
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Ein Punkt, den die Kommission in ihrem Weißbuch von 1985 ansprach, betraf den 

Umstand, dass die Auftragsvergabe in den Bereichen der Energie-, Verkehrs- und 

Wasserversorgung sowie der Telekommunikation bislang nicht berücksichtigt wurde. 

Zudem bestand die Schwierigkeit, dass derartige Aufträge in manchen Mitgliedstaaten 

von Auftraggebern vergeben wurden, die nicht dem öffentlichen Recht unterlagen, 

sondern sich als privatrechtliche Einrichtungen darstellten.368 Diesen Umständen wurde 

1990 mit der Verabschiedung einer sogenannten Sektoren-Vergaberichtlinie Rechnung 

getragen (RL 90/531/EWG; drei Jahre später ersetzt durch die RL 93/38/EWG), die sich 

ausschließlich auf Aufträge in diesen Bereichen bezieht und dabei sowohl öffentliche 

als auch private Auftraggeber adressiert.369

Mit dem sogenannten Legislativpaket 2004 erfuhr das europäische Vergaberecht eine 

umfassende Reform. Die Sektoren-Vergaberichtlinie von 1993 wurde mit der RL 

2004/17/EG dahingehend geändert, dass der inzwischen einem stärkeren Wettbewerb 

ausgesetzte Telekommunikationssektor aus dem Anwendungsbereich herausgenommen 

und stattdessen der Bereich der Postdienste aufgenommen wurde. Die drei bisher 

separaten Richtlinien zur Vergabe von Bau- (RL 93/37/EWG), Liefer- (RL 93/36/EWG) 

und Dienstleistungsaufträgen (RL 92/50/EWG) wurden nach inhaltlichen Änderungen, 

insbesondere zu den Vergabeverfahren370, zu einer Vergaberichtlinie zusammengefasst 

(RL 2004/18/EG; sogenannte allgemeine Vergaberichtlinie).371

Als Grundlage für einen grenzüberschreitenden Vergabewettbewerb sehen diese noch 

heute geltenden Richtlinien des Legislativpakets 2004 eine EU-weite Ausschreibung 

sowie die Anwendung der auf den oben genannten Grundsätzen (Gleichbehandlung 

bzw. Nichtdiskriminierung, gegenseitige Anerkennung und Transparenz) beruhenden 

Verfahrensregeln vor, sofern das Volumen der entsprechenden öffentlichen Aufträge 

bestimmte Schwellenwerte übersteigt.372 Mit Inkrafttreten der für diese Arbeit 

relevanten RL 2004/18/EG betrugen diese Schwellenwerte für öffentliche Liefer- und 

368 Vgl. Europäische Kommission, Vollendung, 1985, S. 24. 
369 Vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.1, S. 75 (Fußnote 286) m.w.N. 
370 Vgl. zu den Vergabeverfahren ausführlich unten, Abschnitt 3.2.2, S. 117-120. 
371 Beide Richtlinien waren bis zum 31. Januar 2006 in nationale Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der EU-Mitgliedstaaten umzusetzen. S. Art. 71 Abs. 1 RL 2004/17/EG und Art. 80 Abs. 1 RL 
2004/18/EG. 
372 Vgl. ausführlich zur Intention und Entwicklung der EU-Vergaberichtlinien Mestmäcker, E.-
J./Schweitzer, H., Wettbewerbsrecht, 2004, § 37 RdNr. 1-10; auch Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., 
Integration, 2006, S. 257 f.; auch Frenz, W., Europarecht, 2007, S. 526 f., 587-591; auch Bultmann, P. F., 
Vergaberecht, 2008, S. 318-320. 
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Dienstleistungsaufträge, die durch zentrale Regierungsbehörden vergeben werden, 

154.000 Euro bzw. 236.00 Euro für andere öffentliche Auftraggeber und bei 

öffentlichen Bauaufträgen allgemein 5.923.000 Euro.373

Da bei der Beschaffung von Rüstungsgütern diese Schwellenwerte in den meisten 

Fällen überschritten werden, lässt sich die von der Europäischen Kommission im Jahre 

2007 beanstandete, vorrangig national orientierte Rüstungsgüterbeschaffungspraxis der 

EU-Mitgliedstaaten demnach nur aufgrund einer Ausnahmeregelung dieses Bereiches 

erklären, die den Hauptgegenstand des folgenden Abschnittes bildet. 

373 S. Art. 7 RL 2004/18/EG. S. zu den aktuellen Schwellenwerten, die seit dem 1. Januar 2012 gelten, 
Art. 2 i.V.m. Art. 4 ÄndVO (EU) 1251/2011. 
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3.2 Sonderstellung der europäischen Verteidigungswirtschaft 

Bisher wurde im Schwerpunkt über die vielschichtigen Vorzüge der 

grenzüberschreitenden öffentlichen Auftragsvergabe im Hinblick auf ökonomische 

(Abschnitt 3.1.1), politische und rechtsstaatliche (Abschnitt 3.1.2) Gesichtspunkte 

gesprochen.  

Während der europäische Binnenmarkt heute nahezu alle Aspekte des wirtschaftlichen 

Lebens erfasst,374 gibt es jedoch eine Sonderstellung des europäischen 

Verteidigungssektors, der durch Artikel 346 AEUV von den allgemeinen Regeln des 

Gemeinsamen Marktes teilweise ausgenommen ist.375 Hiernach stehen 

�(1) [d]ie Vorschriften der Verträge .. folgenden Bestimmungen nicht entgegen: 

 a) Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, deren 
Preisgabe seines Erachtens seinen wesentlichen 
Sicherheitsinteressen widerspricht; 

 b) jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahmen ergreifen, die seines 
Erachtens für die Wahrung seiner wesentlichen 
Sicherheitsinteressen erforderlich sind, soweit sie die Erzeugung 
von Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder den Handel damit 
betreffen; diese Maßnahmen dürfen auf dem Binnenmarkt die 
Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der nicht eigens für 
militärische Zwecke bestimmten Waren nicht beeinträchtigen.  

�(2) Der Rat kann die von ihm am 15. April 1958 festgelegte Liste der Waren, 
auf die Absatz 1 Buchstabe b Anwendung findet, einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission ändern.� 376

Gemäß dieser primärrechtlichen Norm können die Mitgliedstaaten dem europäischen 

Vergaberecht bestimmte Rüstungsaufträge entziehen. Nicht selten wurde dieser Artikel 

in der Vergangenheit durch eine extensive Auslegung bzw. Anwendung 

�missbraucht�377; er wurde hierdurch zu einem Haupthindernis für die Etablierung eines 

EU-Binnenmarktes (auch) für Verteidigungsgüter.378 Diese Ausnahmevorschrift soll im 

374 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 21. 
375 Vgl. Hertel, W./Schöning, F., Protektionismus, 2008, S. 617; auch Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 
2005, S. 58; auch Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 21. 
376 Art. 346 AEUV. 
377 Europäische Kommission, Auslegungsfragen, 2006, S. 10. 
378 Vgl. Khan, D.-E. (Bearb.), in: Geiger, R./Khan, D.-E./Kotzur, M., AEUV, 2010, Art. 346 RdNr. 2. 
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folgenden Abschnitt 3.2.1 in den für diese Arbeit wichtigen Grundzügen aus juristischer 

Perspektive betrachtet werden.379 Im Anschluss daran sollen in Abschnitt 3.2.2 die von 

den Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit dieser Ausnahme häufig angeführten 

Argumente der Geheimhaltung und der Versorgungssicherheit mit militärischen Gütern 

kritisch auf Standfestigkeit geprüft werden. 

3.2.1 Artikel 346 AEUV als Ausnahme von der Regel 

Wie bereits in Abschnitt 3.1.2 skizziert wurde, stellt sich das europäische 

(supranationale) Vergaberecht als Bestandteil der EU-Binnenmarktregeln abgesehen 

von wenigen primärrechtlichen Normen hauptsächlich als sogenanntes Richtlinienrecht

dar. Zur Öffnung des öffentlichen Beschaffungswesens für den gemeinschaftsweiten 

Wettbewerb wurden auf europäischer Ebene Vergaberichtlinien erlassen, welche die 

nationalen Verfahren der Mitgliedstaaten bei der öffentlichen Auftragsvergabe 

europaweit koordinieren sollen.380

Gemäß Artikel 10 der allgemeinen Vergaberichtlinie 2004/18/EG unterliegen 

grundsätzlich auch die Beschaffungstätigkeiten der öffentlichen Hand im Bereich der 

Verteidigung, d.h. auch der Bereich der Rüstungsbeschaffungen, den Bestimmungen 

des europarechtlich beeinflussten Vergaberechts.381 Hier heißt es: 

�Diese Richtlinie gilt, vorbehaltlich des Artikels [346] des Vertrags, für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge durch öffentliche Auftraggeber im 
Verteidigungsbereich.�382

Demnach ist eine Außerachtlassung dieser Richtlinie bei öffentlichen Aufträgen im 

Verteidigungsbereich und somit ein Verzicht auf eine europaweite Ausschreibung 

solcher Aufträge nur dann zulässig, wenn die Ausnahmeregelung des Artikels 346 

379 Vgl. zur ausführlichen juristischen Diskussion dieser Norm z.B. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 
2010, S. 122-240; auch Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S.43-153. 
380 Sie werden daher auch als �Vergabekoordinierungsrichtlinien� bezeichnet. Vgl. hierzu sowie 
ausführlich zur Struktur des EU-Vergaberechts z.B. Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 318-320; 
auch Budäus, D., Vergabewesen, 2002, S. 4-7; auch Frenz, W., Europarecht, 2007, S. 526 f. 
381 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 206 f. 
382 Art. 10 RL 2004/18/EG. Diese Bestimmung wird durch § 100 Abs. 6 GWB in deutsches Vergaberecht 
umgesetzt. S. § 100 GWB; dazu Dreher, M. (Bearb.), in: Immenga, U./Mestmäcker, E.-J. (Hrsg.), 
Wettbewerbsrecht, 2007, § 100 RdNr. 37. 
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AEUV durch den entsprechenden Mitgliedstaat in Anspruch genommen werden 

kann.383

In der Praxis scheint sich dieses rechtstheoretische Regel-Ausnahmeverhältnis 

zugunsten der Anwendbarkeit des europäischen Vergaberechts jedoch genau umgekehrt 

darzustellen. Obwohl Artikel 346 AEUV bei richtiger Auslegung keine automatische 

Ausnahme von den Binnenmarktregeln bei Rüstungsbeschaffungen begründet, wurde er 

in der Vergangenheit fast reflexartig auf alle Güter, die für militärische Zwecke 

beschafft wurden, angewendet. So wurden beispielsweise auch Beschaffungen von 

persönlichen Ausrüstungsgegenständen für Soldaten, wie Uniformteile oder Stiefel, 

dem europäischen Vergabewettbewerb entzogen.384 Nicht zuletzt aufgrund dieser 

routinemäßigen Vorgehensweise der Mitgliedstaaten bestehen erhebliche Unklarheiten 

bzw. Unsicherheiten über die rechtmäßige Berufung auf diese Ausnahmevorschrift; 

daneben sind auch ihre juristischen Tatbestandsvoraussetzungen nicht immer eindeutig 

bzw. unstrittig: 

Seinem Wortlaut gemäß setzt die Geltendmachung von Artikel 346 Absatz 1 Buchstabe 

b AEUV voraus, dass die Maßnahme385, die ein Mitgliedstaat ergreift, �die Erzeugung 

von Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder den Handel damit betreffen� muss. Die 

Gruppe der hier genannten Rüstungsgüter wird durch eine 1958 festgelegte Liste von 

Waren386, auf die in Absatz 2 der Norm verwiesen wird, konkretisiert. Nach 

herrschender Meinung hat diese Rüstungsgüterliste einen abschließenden Charakter387, 

d.h., dass die Ausnahmevorschrift des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe b AEUV 

lediglich auf solche Güter angewendet werden kann, die ausdrücklich in der Liste 

383 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 344. 
384 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 207; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 87 und 
150; auch Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 92; auch Dembinski, M./Schumacher, B., Schranken, 2005, 
S. 9. 
385 Im hiesigen Kontext besteht diese Maßnahme darin, das gemeinschaftliche Vergaberecht (speziell die 
RL 2004/18/EG) außer Acht zu lassen. 
386 Vgl. zum historischen Hintergrund dieser Liste z.B. Dembinski, M./Schumacher, B., Schranken, 2005, 
S. 9; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 151. 
387 Vgl. Gilsdorf, P./Brandtner, B. (Bearb.), in: Groeben, H. von der/Schwarze, J. (Hrsg.), Vertrag, 2004, 
Art. 296 RdNr. 12; auch Wegener, B. (Bearb.), in: Callies, Chr./Ruffert, M. (Hrsg.), EGV, 2007, Art. 296 
RdNr. 7. Abweichend von der herrschenden Meinung sprechen sich u.a. Prieß, H.-J., Handbuch, 2001, S. 
316 und Arrowsmith, S., Procurement, 1996, S. 858 gegen einen abschließenden Charakter dieser 
Rüstungsgüterliste aus. 



107

aufgeführt sind.388 Sofern Rüstungsgüter dort nicht genannt werden, muss bei ihrer 

öffentlichen Beschaffung demnach das EU-Vergaberecht beachtet werden. 

Der angesprochene Verweis auf die vom Europäischen Rat �am 15. April 1958 

festgelegte Liste der Waren, auf die Absatz 1 Buchstabe b Anwendung findet�389, hat 

jedoch sowohl in der wissenschaftlichen Diskussion als auch in der Vergabepraxis der 

Mitgliedstaaten zu einigen kontroversen Ansichten geführt. Zunächst sei angemerkt, 

dass die Liste seit ihrer Festlegung im Jahre 1958 weder überarbeitet noch ergänzt 

wurde und daher als technologisch weitgehend überholt betrachtet wird.390 Auch die 

Tatsache, dass sie einerseits nie amtlich veröffentlicht391, andererseits aber auch nicht 

als vertraulich392 behandelt wurde, führte zu Rechtsunsicherheit und zahlreichen 

Diskussionen bezüglich deren Inhalt und Rechtsnatur.393 Als besonders problematisch 

werden die mitunter sehr allgemeinen Formulierungen betrachtet. Neben spezifischen 

Rüstungsgütern, wie beispielsweise Bomben, Maschinengewehren, Haubitzen und U-

Bootnetzen, enthält die Liste auch eine nicht näher erläuterte Kategorie �Sonstige 

Ausrüstungen und sonstiges Material�394. Vor dem Hintergrund der herrschenden 

Meinung bezüglich ihres abschließenden Charakters und der seit Jahren bestehenden 

wissenschaftlichen Diskussion hierzu erscheint auch folgender Auszug aus 

388 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 115 m.w.N. 
389 Art. 346 Abs. 2 AEUV. 
390 Vgl. Trybus, M., Integration, 2005, S. 143 m.w.N. Derartige technologische Anpassungen bzw. 
sonstige Änderungen der Liste bedürfen gemäß Art. 346 Abs. 2 AEUV einer einstimmigen Entscheidung 
des Europäischen Rates. Offenbar bestand seitens der Mitgliedstaaten jedoch bisher kein entsprechendes 
Bedürfnis. Vgl. Wegener, B. (Bearb.), in: Callies, Chr./Ruffert, M. (Hrsg.), EGV, 2007, Art. 296 RdNr. 6. 
391 Hierzu wäre eine Veröffentlichung in der Amtsblatt-Reihe L (Rechtsvorschriften) der Europäischen 
Union bzw. Gemeinschaft notwendig. Die Rüstungsgüterliste wurde jedoch im Jahre 2001 in Form einer 
Antwort auf eine Anfrage des Europaabgeordneten Bert Staes an den Europäischen Rat bezüglich deren 
Inhalts im Amtsblatt C (Mitteilungen und Bekanntmachungen) veröffentlich und gilt daher nicht als 
amtlich. S. ABl. C-364 E/85 vom 20. Dezember 2001 (der entsprechende Auszug ist in Anhang III dieser 
Arbeit aufgeführt); vgl. hierzu auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 152-158 sowie Richter, 
Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 98. 
392 Bereits seit Beginn der 1990er Jahre steht die Liste der Öffentlichkeit zur Verfügung, da sie auf 
Anfrage einzelner Mitgliedstaaten herausgegeben wurde und damit indirekt Eingang in zahlreiche 
wissenschaftliche Publikationen fand. Vgl. Trybus, M., Procurement, 1999, S. 14; hier ist auch eine 
englischsprachige Fassung der Liste in Fußnote 41 abgedruckt; ebenso bei Allebeck, A. C., Excerpts, 
1993, S. 214-216. Eine französische Fassung findet sich bei Karpenstein, U., Exportkontrollrecht, 1998, 
S. 377-379. 
393 Die Rechtsunsicherheit wird u.a. dadurch verschärft, dass sich bedingt durch redaktionelle oder 
Übersetzungsfehler Listen mit unterschiedlichem Inhalt im Umlauf befinden. Vgl. Richter, Th., 
Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 98; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 157. 
394 ABl. C-364 E/85 vom 20. Dezember 2001, laufende Nummer 13. 
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Erwägungsgrund 10 der neuen speziellen Vergaberichtlinie für Verteidigungsgüter (RL 

2009/81/EG)395 bemerkenswert: 

�Es handelt sich .. um eine generische Liste, die unter Berücksichtigung der sich 
weiter entwickelnden Technologie, Beschaffungspolitik und militärischen 
Anforderungen ... weit auszulegen [Hervorhebung nicht im Original] ist.�396

Die hier angesprochene weite Auslegung der Rüstungsgüterliste dürfte die bestehenden 

Unsicherheiten hinsichtlich des sachlichen Anwendungsbereiches von Artikel 346 

Absatz 1 Buchstabe b AEUV (Waffen, Munition und Kriegsmaterial) eher fördern statt 

eindämmen. 

Im Zusammenhang mit der Annahme eines abschließenden Charakters der Liste wird in 

der juristischen Literatur eine weitere Frage bezüglich des sachlichen 

Anwendungsbereichs von Artikel 346 Absatz 1 Buchstabe b AEUV rege diskutiert. 

Hierbei handelt es sich um die Frage, ob bzw. inwiefern diese Ausnahmevorschrift auch 

auf sogenannte Dual-use-Güter anwendbar ist.397 Hierunter sind Güter zu verstehen, die 

sich sowohl für militärische als auch zivile Verwendungen eignen, wie beispielsweise 

Hochgeschwindigkeitszentrifugen. Diese werden zum einen in der Medizin eingesetzt, 

zum anderen können sie aber auch zur Anreicherung von Uran bei der 

Atomwaffenproduktion dienen.398

Den Ausgangspunkt für diese Diskussion bildet die weitere Voraussetzung für die 

Außerachtlassung der Gemeinschaftsregeln (hier: RL 2004/18/EG), wonach die 

ergriffenen Maßnahmen der Mitgliedstaaten �auf dem Binnenmarkt die 

Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke

[Hervorhebung nicht im Original] bestimmten Waren nicht beeinträchtigen�399 dürfen. 

395 Diese Richtlinie ist am 21. August 2009 in Kraft getreten und musste bis zum 21. August 2011 durch 
die Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden. S. Art. 72 Abs. 1 und 74 RL 2009/81/EG. Eine 
ausführliche Betrachtung der Richtlinie erfolgt an späterer Stelle in Abschnitt 3.3.2, S. 134-141. 
396 RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 10. 
397 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 209; auch Gilsdorf, P./Brandtner, B. (Bearb.), in: Groeben, H. 
von der/Schwarze, J. (Hrsg.), Vertrag, 2004, Art. 296 RdNr. 14. 
398 Vgl. zur Begriffsbestimmung und den zu beachtenden rechtlichen Bestimmungen bei einem Export 
solcher Güter einführend Lachmann, E., Dual-Use-Produkte, 2008, S. 1643.  
399 Art. 346 Abs. 1 lit. b letzter Hs. AEUV. Abgesehen von der Dual-use-Güter-Problematik wird in der 
Literatur im Zusammenhang mit dieser Tatbestandsvoraussetzung weiterhin diskutiert, ob sogenannte 
offsets, d.h. Kompensationsgeschäfte, die Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung rechtfertigen können. 
Hierunter sind im weitesten Sinne vertragliche Ausgleichsleistungen zur Förderung einheimischer 
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Auch zu dieser Tatbestandsvoraussetzung hat sich unter Juristen eine herrschende 

Meinung herausgebildet, nach der Artikel 346 Absatz 1 Buchstabe b AEUV auf den 

gesamten Bereich der Güter mit doppeltem Verwendungszweck nicht anwendbar ist.400

Da die Rüstungsgüterliste einerseits als abschließend betrachtet wird, sie andererseits 

jedoch auch Güter wie Entfernungs- und Höhenmesser, elektronische und optische 

Beobachtungsmesser oder auch Explosivstoffe401 und somit Güter mit zivilen als auch 

militärischen Verwendungsmöglichkeiten explizit aufführt, ist diese herrschende 

Meinung in der rechtswissenschaftlichen Fachliteratur jedoch umstritten.402

Abgesehen von den divergierenden juristischen Ansichten stellt sich bei manchen 

Gütern auch das generelle praktische Problem der Abgrenzung von Dual-use-Gütern zu 

Gütern mit rein militärischem Verwendungszweck. Als Beispiele seien hier 

Technologien aus den Bereichen der optischen und optronischen Industrien, der 

Satellitenübertragung oder des Digitalfunks genannt. Hier ist eine Unterscheidung nach 

ziviler oder militärischer Primärverwendung bestimmter Güter im Einzelfall schwer 

feststellbar bzw. nicht möglich.403

Unternehmen zu verstehen. Diese können Bestandteil eines bestimmten Beschaffungsvertrags (direkt) 
oder auch völlig losgelöst hiervon (indirekt), ziviler oder militärischer Natur sein. Als Beispiel kann die 
Verpflichtung eines ausländischen Rüstungslieferanten zur Vergabe von Teilaufträgen an einheimische 
Zulieferer genannt werden. Vgl. zur ausführlichen Diskussion solcher Geschäftspraktiken in Europa 
Weiner, K., Verteidigungsbereich, 2011, S. 402 f.; speziell aus ökonomischer Sicht u.a. Markowski, 
St./Hall, P./Wylie, R., Interaction, 2010, S. 139-141; auch Brauer, J./Dunne, J. P. (Hrsg.), Arms Trade, 
2004; hier finden sich auch zahlreiche internationale Fallstudien zur dieser Thematik. Aus juristischer 
Sicht ist jedoch unstrittig, dass (allgemeine) wirtschaftliche Interessen für sich allein betrachtet die 
Inanspruchnahme der Ausnahmevorschrift Art. 346 AEUV nicht rechtfertigen können. Neben den 
angesprochenen Kompensationsgeschäften gilt dies auch für staatliche Beihilfen zugunsten der 
Verteidigungswirtschaft. Die Rechtmäßigkeit solcher wirtschaftspolitischen Maßnahmen setzt voraus, 
dass sie zur Wahrung der wesentlichen Sicherheitsinteressen des entsprechenden Mitgliedstaates getätigt 
werden. Vgl. Europäische Kommission, Auslegungsfragen, 2006, S. 7-9; ; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 182 f. m.w.N.; auch Karpenstein, U. (Bearb.), in: Schwarze, J. (Hrsg.), 
EU-Kommentar, 2009, Art. 296 RdNr. 8; auch Khan, D.-E. (Bearb.), in: Geiger, R./Khan, D.-E./Kotzur, 
M., AEUV, 2010, Art. 346 RdNr. 11.  
400 Vgl. zu dieser herrschenden Meinung u.a. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 89; auch 
Arrowsmith, S., Procurement, 1996, S. 859; auch Karpenstein, U. (Bearb.), in: Schwarze, J. (Hrsg.), EU-
Kommentar, 2009, Art. 296 RdNr. 8; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 112. Dieser 
herrschenden Ansicht hat sich auch die Europäische Kommission angeschlossen; vgl. hierzu Europäische 
Kommission, Auslegungsfragen, 2006, S. 6. 
401 Vgl. ABl. C-364 E/85 vom 20. Dezember 2001, laufende Nummern 5 und 8. 
402 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 112. Abweichend von der herrschenden Meinung 
äußern sich u.a. Gilsdorf, P./Brandtner, B. (Bearb.), in: Groeben, H. von der/Schwarze, J. (Hrsg.), 
Vertrag, 2004, Art. 296 RdNr. 13; auch Kokott, J. (Bearb.), in: Streinz, R. (Hrsg.), EGV, 2003, Art. 296 
RdNr. 9; auch Khan, D.-E. (Bearb.), in: Geiger, R./Khan, D.-E./Kotzur, M., AEUV, 2010, Art. 346 RdNr. 
8. 
403 Kokott, J. (Bearb.), in: Streinz, R. (Hrsg.), EGV, 2003, Art. 296 RdNr. 9; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 163. Verdeutlicht werden kann dies durch das Beispiel einer 



110

Als letzte Voraussetzung für die rechtmäßige Berufung auf Artikel 346 Absatz 1 

Buchstabe b AEUV muss die Maßnahme des Mitgliedstaates schließlich zur Wahrung 

seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich sein.404 Hierbei handelt es sich 

um ein für die Auslegung höchst problematisches Begriffspaar.405 Die 

Auslegungsproblematik bei der Bestimmung von nationalen Sicherheitsinteressen ergibt 

sich u.a. aufgrund der Tatsache, dass sowohl deren Definition als auch deren Schutz in 

der ausschließlichen Zuständigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten liegen.406

Entsprechend breit ist das Spektrum juristischer Interpretationen bezüglich des Umfangs 

und der Grenzen einer rechtmäßigen Geltendmachung nationaler Sicherheitsinteressen 

im Sinne des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe b AEUV.407 So spricht sich Koutrakos

beispielsweise im Hinblick auf den sachlichen Anwendungsbereich der Norm dafür aus, 

dass sich die wesentlichen Sicherheitsinteressen der Mitgliedstaaten auf solche 

Gefahren und Risiken beziehen müssen, die typischerweise auch durch Waffen, 

Munition und Kriegsmaterial herbeigeführt oder verhindert werden können.408 Eine 

ähnliche Ansicht vertritt Richter, nach der wesentliche Sicherheitsinteressen lediglich 

bei unmittelbar militärischen Bedrohungen einen Rückgriff auf die Ausnahmeregelung 

gestatteten.409 Losgelöst von dem sachlichen Anwendungsbereich findet sich am 

anderen Ende des Meinungsspektrums zur Tatbestandsvoraussetzung der nationalen 

wesentlichen Sicherheitsinteressen auch die Auffassung, dass hierunter auch 

Funkfernsteuerung, die zum Zünden eines militärischen Sprengkörpers aber auch zur Steuerung eines 
Spielzeugautos genutzt werden kann; vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 95.  
404 Durch die sprachliche Wendung �seines Erachtens� in dieser Norm wird den Mitgliedstaaten ein 
Ermessensspielraum hinsichtlich der zur ergreifenden Maßnahmen eingeräumt. Vgl. zu den Grenzen 
dieses Spielraums u.a. Wegener, B. (Bearb.), in: Callies, Chr./Ruffert, M. (Hrsg.), EGV, 2007, Art. 296 
RdNr. 3.; auch Karpenstein, U. (Bearb.), in: Schwarze, J. (Hrsg.), EU-Kommentar, 2009, Art. 296 RdNr. 
4. 
405 Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 62. 
406 S. Art. 4 Abs. 2 S. 3 EUV. Hiernach fällt �insbesondere die nationale Sicherheit .. weiterhin in die 
alleinige Verantwortung der einzelnen Mitgliedstaaten.� Vgl. hierzu Khan, D.-E. (Bearb.), in: Geiger, 
R./Khan, D.-E./Kotzur, M., AEUV, 2010, Art. 346 RdNr. 9. 
407 Vgl. hierzu ausführlich Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 176-182; auch Richter, Th., 
Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 62-86. Auch aus politikwissenschaftlicher Sicht sind nationale 
Sicherheitsinteressen aufgrund eines sich ständig ändernden globalen Umfelds von einer zunehmenden 
definitorischen Unschärfe geprägt (in Europa insbesondere seit Ende des Kalten Krieges). Vgl. hierzu u.a. 
Rausch, U., Sicherheit, 2002, S. 837 f.; auch Kümmel, G., Themenfeld, 2006, S. 13-16. 
408 Vgl. Koutrakos, P., Trade, 2001, S. 188. 
409 Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 69-72. 
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industriepolitische Maßnahmen fallen können; jedoch nur, wenn durch sie der Bestand 

oder die Funktionsfähigkeit des Staates geschützt werden soll.410

Neben der Auslegung besteht bei wesentlichen Sicherheitsinteressen eines 

Mitgliedstaates auch das Problem der (gerichtlichen) Überprüfbarkeit von Maßnahmen 

zu deren Wahrung. Solche Maßnahmen setzen Prognosen über zukünftige Gefahren 

eines Staates voraus. Anders als im Bereich der Naturwissenschaften sind im Bereich 

der Sicherheitspolitik jedoch ex-ante-Beurteilungen von Gefahrenquellen eines Staates 

aufgrund der großen Ungewissheit über künftige Entwicklungen besonders schwierig, 

wenn nicht sogar unmöglich. Die Überprüfung einer rechtmäßigen Außerachtlassung 

europarechtlicher Vorschriften ist deshalb schwierig, da die Mitgliedstaaten 

Maßnahmen zum Schutz ihrer Sicherheit auf der Grundlage von 

Prognoseentscheidungen treffen, die wie auch die Definition der nationalen 

Sicherheitsinteressen selbst in ihrer eigenen Zuständigkeit liegen.411

Vor dem Hintergrund der bereits angesprochenen nahezu reflexartigen Anwendung des 

Artikels 346 AEUV durch die Mitgliedstaaten bei Beschaffungen im 

Verteidigungsbereich und der Vielzahl der juristischen Ansichten zu dessen 

Anwendungsgrenzen bemerkt Küchle, dass es sich bei der Entscheidung, ob ein 

Rüstungsvertrag wesentliche Sicherheitsinteressen des beschaffendes Staates berühre 

oder nicht, um eine politische und nicht um eine juristische Entscheidung handele.412

Zusammenfassend bleibt bis hierher festzuhalten, dass Artikel 346 AEUV den 

Mitgliedstaaten gestattet, bei der Beschaffung von Verteidigungsgütern, welche durch 

eine vom Europäischen Rat festgelegte Liste aus dem Jahre 1958 eingegrenzt werden, 

das europäische Vergaberecht als Bestandteil der Binnenmarktregeln unbeachtet zu 

lassen, sofern hierbei wesentliche nationale Sicherheitsinteressen berührt werden. 

Problematisch bei dieser Ausnahmevorschrift ist vor allem der unbestimmte 

Rechtsbegriff der wesentlichen Sicherheitsinteressen. Die Bandbreite der öffentlichen 

Beschaffungsaufträge im Verteidigungsbereich reicht von Gütern, die ausdrücklich auf 

der recht allgemein gehaltenen Rüstungsgüterliste von 1958 stehen und zweifelsfrei 

410 Vgl. mit einem besonderen Bezug zum europäischen Vergaberecht Trybus, M., Procurement, 1999, S. 
276-280. 
411 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 176; auch Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 
81-85. 
412 Vgl. Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 93. 
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wesentliche Sicherheitsinteressen der Mitgliedstaaten berühren, bis hin zu Gütern, die 

dort nicht gelistet sind und ohne Bedeutung für die wesentlichen nationalen 

Sicherheitsinteressen sind. Im ersten Fall ist die Inanspruchnahme der 

Ausnahmeregelung des Artikels 346 AEUV rechtmäßig, im zweiten Fall ist hingegen 

die Beachtung der allgemeinen Vergaberichtlinie 2004/18/EG obligatorisch. In einer 

Grauzone liegen allerdings Rüstungsbeschaffungsaufträge der Mitgliedstaaten, deren 

Gegenstände sich zwar in der Rüstungsgüterliste finden, jedoch nicht zwangsläufig eine 

Relevanz für die Wahrung ihrer wesentlichen Sicherheitsinteressen besitzen.413

Wie die Ausführungen zu seinem Tatbestand zeigen, bieten die Voraussetzungen für die 

Geltendmachung des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe b AEUV als Ausnahme von der 

Regel zur Anwendung des europäischen Vergaberechts und somit der europaweiten 

Ausschreibung auch bei militärischen Beschaffungsaufträgen den Mitgliedstaaten weite 

(und zu einem erheblichen Teil umstrittene) Auslegungsspielräume.  

Die extensive Auslegung dieser Voraussetzungen, die sich häufig nur in Form eines 

pauschalen Verweises auf die Ausnahmevorschrift Artikel 346 AEUV darstellte, sowie 

die über einen langen Zeitraum anhaltende Duldung dieser Praxis durch die Europäische 

Kommission haben diese primärrechtliche Norm zur Basis der bereits in der 

Einleitung414 geschilderten Fragmentierung (bzw. �Zersplitterung�415) der europäischen 

Verteidigungswirtschaft in nationale Märkte mit der einhergehenden Ineffizienz werden 

lassen. 416

Erstmals missbilligend zu dieser Vorgehensweise der Mitgliedstaaten äußerte sich die 

Kommission im Jahre 1996 im Rahmen einer Mitteilung zu den Herausforderungen für 

die europäische Rüstungsindustrie, die sie im Vorfeld der Verhandlungen über den 

Vertrag von Amsterdam veröffentlichte.417 Mit der Tatsache, dass im Vergleich zu 25 % 

der �zivilen� Aufträge der Zentralregierungen lediglich 10 % der vergebenen 

militärischen Aufträge durch die Verteidigungsministerien europaweit ausgeschrieben 

werden, unterstreicht die Europäische Kommission im Jahre 2005 ihre Ansicht, dass die 

413 Vgl. Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 3 f. 
414 Vgl. oben, S. 2. 
415 Europäische Kommission, Herausforderungen, 1996, S. 9. 
416 Vgl. Rohde, J., Grünbuch, 2005, S. 2; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 111-113; auch 
Dembinski, M./Schumacher, B., Schranken, 2005, S. 9. 
417 Vgl. Europäische Kommission, Herausforderungen, 1996, S. 16 f. Weiterführende Anmerkungen zu 
dieser Mitteilung finden sich u.a. bei Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 112 f. m.w.N. 
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Mitgliedstaaten die Ausnahmeregelung des Artikels 346 AEUV nahezu bei jeder 

Beschaffung von Verteidigungsgütern automatisch, d.h. ohne eine gebotene Prüfung 

dessen Einschlägigkeit im Einzelfall, anwendeten.418 Obwohl sich, wie oben erläutert, 

die allgemeine Vergaberichtlinie 2004/18/EG grundsätzlich auch auf zahlreiche 

Beschaffungen im Rüstungsbereich anwenden ließe, scheint hier die praktische 

Relevanz des supranationalen EU-Vergaberechts verschwindend gering.419

Im Zusammenhang mit der offensichtlich gängigen Außerachtlassung der allgemeinen 

Vergaberichtlinie 2004/81/EG wird in der Literatur häufig von einem Missbrauch des 

Artikels 346 AEUV gesprochen. Die hauptsächliche Ursache für das Unterlassen einer 

europaweiten Ausschreibung bei Verteidigungsgütern ließe sich demnach nicht auf 

wesentliche Sicherheitsinteressen der Mitgliedstaaten zurückführen, sondern vielmehr 

auf protektionistische Absichten bzw. die Verfolgung nationaler Industriepolitiken.420

418 Vgl. Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 4. Auf diese Mitteilung der Kommission wird 
an späterer Stelle in Abschnitt 3.3 ausführlicher eingegangen. 
419 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 348. 
420 Vgl. Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 92 f.; auch Schmitt, B., Procurement, 2005, S. 17; auch Rohde, 
J., Grünbuch, 2005, S. 1 f.; auch Kerber, M. C., Industrie, 2002, S. 101. Vgl. zu industriepolitischen 
(Neben-)Zielen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge die Ausführungen oben, Abschnitt 3.1.2, S. 97-100. 
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3.2.2 Die Argumente der Geheimhaltung und Versorgungssicherheit 

Im Zusammenhang mit der Tatbestandsvoraussetzung des Artikels 346 Absatz 1 

Buchstabe b AEUV, nach der die von einem Mitgliedstaat ergriffene (bzw. 

beabsichtigte) Maßnahme zur Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen

erforderlich sein muss, wird zur Rechtfertigung einer rein nationalen 

Rüstungsbeschaffungspraxis regelmäßig auf die nationalen Bedürfnisse nach 

Geheimhaltung und Versorgungssicherheit mit militärischen Gütern verwiesen.421 Auch 

wenn kritische Stimmen hierin ebenfalls lediglich vordergründige Argumente zur 

Verfolgung industriepolitischer Ziele auf einheimischen Märkten sehen,422 sollen sie 

hier als durchaus legitime Bestandteile der nationalen Sicherheitsbeurteilung betrachtet 

werden. Unbestreitbar ist, dass ausbleibende Lieferungen bestellter Rüstungsgüter oder 

publik werdende Informationen von strategischer bzw. taktischer Bedeutung unter 

gewissen Umständen die Handlungsfähigkeit und/oder den Schutz von Streitkräften 

gefährden und somit auch wesentliche nationale Sicherheitsinteressen berühren können. 

Kritisch zu hinterfragen ist jedoch, ob die genannten Bedürfnisse pauschal für einen 

völligen Ausschluss nationaler Rüstungsvorhaben von einem EU-weiten 

Vergabewettbewerb sprechen können. 

Hinsichtlich des Arguments der Versorgungssicherheit ließe sich hier die Frage 

aufstellen, ob mit der Beauftragung eines einheimischen anstelle eines ausländischen 

Anbieters grundsätzlich ein höheres Maß an Zuverlässigkeit bei der Ausführung von 

Lieferaufträgen erzielt werden kann. Einiges deutet darauf hin, dass hiervon zumindest 

nicht ohne Weiteres ausgegangen werden kann. Wie bereits angesprochen, wurden 

vorzugsweise Beschaffungen von Rüstungsgütern bei inländischen Anbietern in der 

Vergangenheit oft damit begründet, dass nur diese der eigenen Gesetzgebung unterlägen 

421 Vgl. z.B. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 173; auch Hartley, K., Perspective, 2011, S. 
132. 
422 Vgl. zu dieser Sichtweise beispielsweise Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Supply, 2010, S. 84 f; auch 
Kerber, M. C., Rüstungsbeschaffung, 2002, S. 28; auch Hartley, K., Collaboration, 2008, S. 304; auch 
Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 21 m.w.N. Angemerkt sei an dieser Stelle ein gewisser 
Widerspruch, der sich daraus ergibt, dass Regierungen in Rüstungsangelegenheiten einerseits nationale 
Sicherheitsinteressen zur Rechtfertigung einer vorzugsweisen inländischen Beschaffungspraxis anführen, 
andererseits jedoch nicht selten gleichzeitig Marketinganstrengungen für ihre heimischen Rüstungsgüter 
produzierenden (Export-)Anbieter im Ausland betreiben. Vgl. hierzu ausführlicher z.B. Glismann, H. 
H./Horn, E.-J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 24-31. 
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und nur so eine künftige Versorgungsabhängigkeit (etwa bei benötigten Ersatzteilen) 

gegenüber Dritten vermieden werden könne.423 Dieser Rechtfertigungsversuch erscheint 

spätestens dann zweifelhaft, wenn der einheimische Auftragnehmer seinerseits auf 

Vorleistungen aus dem Ausland angewiesen ist, wie es insbesondere bei technisch 

anspruchsvollen Gütern häufig der Fall sein dürfte.424 Auch die sicherheitspolitischen 

Beziehungen der EU-Mitgliedstaaten untereinander lassen die Befürchtung 

unzuverlässiger grenzüberschreitender Lieferbeziehungen als schwaches Argument für 

einen bevorzugten Inlandseinkauf von Rüstungsgütern erscheinen. Spätestens seit der 

Verabschiedung der Europäischen Sicherheitsstrategie425 im Dezember 2003, welche 

das erste gemeinsam vereinbarte Dokument zur Verknüpfung der strategischen 

Orientierungslinien der einzelnen Mitgliedstaaten darstellt, besitzt die Europäische 

Union ein einheitliches sicherheits- und verteidigungspolitisches Selbstverständnis und 

kann daher als geschlossener sicherheitspolitischer Akteur betrachtet werden.426 Die 

gegenseitige Unterstützung in Krisensituationen (auch in materieller Hinsicht) ist 

gerade eines der Wesensmerkmale solcher Allianzen. Es dürfte daher eher als 

unwahrscheinlich gelten, dass die Regierung eines Mitgliedstaates die Lieferung 

dringend benötigter militärischer Ausrüstung an einen anderen Mitgliedstaat (bzw. 

Verbündeten) verweigert. In einer Zeit, die durch einen dominierenden multinationalen 

Charakter militärischer Einsätze427 im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme geprägt 

ist, erscheinen nationale rüstungspolitische Abschottungsbemühungen zur 

Gewährleistung von Versorgungssicherheit anachronistisch.  

Vor dem Hintergrund des gemeinsamen sicherheits- und verteidigungspolitischen 

Selbstverständnisses der Europäischen Union wird auch das Argument der 

Geheimhaltung ganzer Beschaffungsvorhaben einzelner Mitgliedstaaten gegenüber 

anderen zur Rechtfertigung einer inländischen Auftragsvergabe fragwürdig. Selbst 

wenn befürchtet wird, dass einzelne publik werdende Auftragsdetails eine Gefahr für 

423 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.3, S. 64 m.w.N. 
424 Vgl. Europäische Kommission, Marktaspekte, 2003, S. 20. Trybus weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass in westlichen Streitkräften nahezu keine Ausrüstungsgegenstände eingesetzt werden, 
deren einzelnen Komponenten ausschließlich in einem Land produziert wurden. Vgl. Trybus, M., 
Procurement, 1999, S. 189 f. 
425 Vgl. Europäischer Rat, Sicherheitsstrategie, 2003. 
426 Vgl. Algieri, F., Sicherheitspolitik, 2010, S. 122; auch Meier, E.-Chr./Nelte, K.-M./Huhn, W., 
Sicherheitspolitik, 2008, S. 132 m.w.N. 
427 Einen Überblick über abgeschlossene und laufende multinationale militärische Einsätze mit deutscher 
Beteiligung liefert BMVg, Einsatz, 2011, S. 52-115. 
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die nationale Sicherheit darstellen könnten, scheidet die Nationalität des 

Auftragnehmers als Garantiesiegel für den vertraulichen Umgang mit 

geheimhaltungsbedürftigen Informationen aus. Zum einen werden sowohl inländische 

als auch ausländische Anbieter mit Blick auf künftige Aufträge ein Eigeninteresse daran 

haben, im Umgang mit sensiblen Informationen als zuverlässiger Vertragspartner zu 

gelten. Zum anderen stellen sich zahlreiche Rüstungsgüter produzierende Unternehmen 

heute ohnehin als multinationale Anbieter dar.428 Fragwürdig wird die Argumentation 

mit Geheimhaltungsinteressen zum Ausschluss ausländischer Anbieter schließlich, 

wenn Beschaffungsvorhaben im Verteidigungsbereich vor oder noch während ihrer 

Durchführung in der Öffentlichkeit breit diskutiert werden.429

Abgesehen von den bisher aufgeführten Kritikpunkten, die gegen den völligen 

Ausschluss nationaler Rüstungsaufträge von einem EU-weiten Vergabewettbewerb aus 

Gründen der Besorgnis um Geheimhaltung und unsicheren bzw. unzuverlässigen 

Lieferbeziehungen sprechen, lassen sich diese Aspekte grenzüberschreitend auch durch 

eine entsprechende Vertragsgestaltung berücksichtigen.430 Die Regelungsbereiche zur 

Versorgungssicherheit und zur Sicherheit geheimhaltungsbedürftiger Informationen des 

bereits betrachteten LoI-Rahmenübereinkommens431 zeigen beispielhaft, wie dies auf 

der intergouvernementalen vertraglichen Ebene geschehen kann. Aber auch auf der 

privatrechtlichen Ebene zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer lassen sich 

entsprechende Schutzvorkehrungen vereinbaren. Gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe 

a RL 2004/18/EG (allgemeine Vergaberichtlinie432) kann der öffentliche Auftraggeber 

bei der Erteilung des Zuschlags �verschiedene mit dem Auftragsgegenstand verbundene 

Kriterien, [wie] z.B. � Kundendienst und technische Hilfe, Lieferzeitpunkt und 

Lieferungs- oder Ausführungsfrist�433 anwenden. Hier werden Kriterien bezüglich einer 

428 Vgl. hierzu die Ausführungen oben, Abschnitt 3.1.1, S. 84 f. 
429 Vgl. Hall, P./Markowski, St./Wylie, R., Government, 2010, S. 164-167; auch Richter, Th., 
Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 303-309 m.w.N. Als Beispiele für noch während der Durchführungsphase 
in der Öffentlichkeit breit diskutierte Vorhaben lassen sich die Beschaffungen gepanzerter 
Patrouillenfahrzeuge für den Bundeswehreinsatz in Afghanistan in den Jahren 2007 und 2008 sowie die 
eines Führungsinformationssystems für das deutsche Heer im Jahre 2008 nennen; vgl. hierzu Demmer, 
U./Goetz, J./Wassermann, A., Lobbyisten, 2009 bzw. Szandar, A., Blamage, 2008. 
430 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 218. 
431 S. Teil 2 bzw. Teil 4 LoI-Rahmenübereinkommen. Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 2.3.3, S. 
64-67 m.w.N. 
432 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.1.2, S. 102 f.  
433 Art. 53 Abs. 1 lit. a RL 2004/18/EG. 
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aus Sicht des öffentlichen Auftraggebers zuverlässigen Erst- und Folgeversorgung mit 

dem Auftragsgegenstand explizit genannt. Abhängig von nationalen Bestimmungen 

werden diese Zuschlagskriterien unmittelbar oder mittelbar (einklagbare) 

Vertragsbestandteile.434 Da die hier vorgenommene Aufzählung beispielhaft, d.h. nicht 

abschließend, vorgenommen wurde, sind auch Kriterien in Bezug auf den Umgang mit 

geheimhaltungsbedürftigen Informationen seitens der Auftragnehmer nicht 

auszuschließen. So ließen sich beispielsweise Nachweise und/oder Zusagen, die den 

vertraulichen Umgang mit derartigen Informationen betreffen, vertraglich vereinbaren. 

Die Berücksichtigung von Versorgungssicherheits- und insbesondere von 

Geheimhaltungsaspekten kann grenzüberschreitend neben einer entsprechenden 

Vertragsgestaltung regelmäßig auch durch die Wahl eines geeigneten 

Vergabeverfahrens erfolgen, da diese Abstufungen hinsichtlich der �einzuhaltenden 

Förmlichkeiten und der Größe des Kreises der an dem [EU-weiten Vergabewettbewerb] 

zu beteiligenden Unternehmen�435 ermöglichen.436

Wie bereits in Abschnitt 3.1.1 ausführlich diskutiert wurde, ist es sowohl im Hinblick 

auf gesamtwirtschaftliche Effizienzaspekte als auch auf das fiskalische Ziel des 

öffentlichen Auftragswesens erforderlich, dass der Wettbewerb unter den potenziellen 

Auftragnehmern gefördert wird. Dies setzt voraus, dass der öffentliche Auftraggeber bei 

seinen Beschaffungen den Raum für konkurrierende Offerten möglichst offen hält bzw. 

nicht künstlich einschränkt.437 Diesem Kriterium dient auf der europäischen Ebene 

insbesondere das sogenannte offene Verfahren438, das stets mit der Veröffentlichung der 

entsprechenden Vergabebekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 

verbunden ist. Auf der Grundlage dieser Vergabebekanntmachung kann grundsätzlich 

jedes interessierte Unternehmen die Verdingungsunterlagen (bestehend aus 

Leistungsbeschreibung und Vertragsbedingungen) des öffentlichen Auftraggebers 

434 Vgl. hierzu oben, Kapitel 3, S. 73, Fußnote 277 m.w.N. 
435 Hausmann, F. L./Hoff, G. von (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 RdNr. 16. 
436 Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 309 m.w.N.; auch Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 
213; zu den Abstufungen hinsichtlich der Förmlichkeiten und des Adressatenkreises bei den 
Vergabeverfahren der EU-Vergaberichtlinien zusammenfassend auch Mestmäcker, E.-J./Schweitzer, H., 
Wettbewerbsrecht, 2004, § 37 RdNr. 11. 
437 Vgl. hierzu auch Gandenberger, O., Auftragsvergabe, 1988, S. 407. 
438 S. Art. 28 S. 2 Alt. 1 RL 2004/18/EG. 
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anfordern und ein Angebot einreichen, wodurch auch der Forderung nach 

größtmöglicher Transparenz439 Rechnung getragen wird. 

Die Anwendung dieses Verfahrens kann sich u.a. jedoch dann als unzweckmäßig 

erweisen, wenn die Natur des zugrunde liegenden Auftrags besondere Anforderungen 

an die Leistungsfähigkeit des ausführenden Unternehmens stellt, wie etwa die hier 

betrachteten Qualitätsmerkmale einer zuverlässigen Versorgung bzw. zuverlässiger 

Lieferbeziehungen oder der sorgfältigen Handhabung geheimhaltungsbedürftiger 

Informationen. In solchen Fällen bietet sich eher das sogenannte nichtoffene 

Verfahren440 an. Zur Herausfilterung potenzieller Auftragnehmer, die den geforderten 

Leistungs-/Qualitätsanforderungen des Auftraggebers gerecht werden, sieht dieses 

Verfahren im Unterschied zum offenen Verfahren einen vorangeschalteten 

Teilnahmewettbewerb vor. Der erste Schritt dieses Verfahrens besteht zwar auch hier in 

der Veröffentlichung der Vergabebekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 

Union; allerdings müssen interessierte Bieter hierauf folgend zunächst ihre Teilnahme 

am eigentlichen Vergabewettbewerb beantragen. Auf der Grundlage der eingegangenen 

Teilnahmeanträge, mit denen die interessierten Bieter aus ihrer Sicht ihre Eignung für 

den Auftrag nachweisen, wählt der öffentliche Auftraggeber die aus seiner Sicht 

geeigneten Bieter aus und fordert nur diese mit Übersendung der 

Verdingungsunterlagen zur Abgabe eines Angebots auf. Bei zu wahrenden 

Geheimhaltungsinteressen bietet dieses Verfahren den Vorteil, dass bereits während des 

vorangeschalteten Teilnahmewettbewerbs, d.h. noch vor der Bekanntgabe bzw. 

Übersendung einer detaillierten Leistungsbeschreibung, bei den in Betracht kommenden 

Anbietern Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt und eventuelle 

Vertraulichkeitserklärungen hinsichtlich des Umgangs mit sensiblen Informationen 

eingefordert werden können.441

Steht jedoch selbst die obligatorische Vergabebekanntmachung im Rahmen des 

nichtoffenen Verfahrens, mit der zur Einreichung von Teilnahmeanträgen aufgerufen 

439 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.1, S. 82 f. m.w.N. 
440 S. Art. 28 S. 2 Alt. 2 RL 2004/18/EG. Während die europäischen Vergaberichtlinien den öffentlichen 
Auftraggebern eine Wahlmöglichkeit zwischen offenem und nicht nichtoffenem Verfahren bieten, d.h. 
diese Verfahren als gleichwertig betrachten, besteht im deutschen Vergaberecht eine strikt einzuhaltende 
Hierarchie bei den Vergabeverfahren. Hier darf von dem Vorrang des offenen Verfahrens nur unter 
bestimmten Voraussetzungen abgewichen und ein anderes Verfahren angewendet werden. Vgl. z.B. 
Budäus, D., Vergabewesen, 2002, S. 12 f. 
441 Vgl. Hausmann, F. L./Hoff, G. von (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 EG 
RdNr. 41. 
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wird, nationalen Geheimhaltungsinteressen entgegen,442 bietet sich schließlich das 

Verhandlungsverfahren443 an, das grundsätzlich auch ohne die Veröffentlichung einer 

Vergabebekanntmachung durchgeführt werden kann. Sofern das 

Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung und somit auch ohne einen 

vorangeschalteten Teilnahmewettbewerb (wie bei dem nichtoffenen Verfahren) gewählt 

wird, wendet sich der öffentliche Auftraggeber hier direkt an einen oder mehrere 

Anbieter seiner Wahl, um über die konkreten Auftragsbedingungen zu verhandeln. Hier 

liegt der wesentliche Unterschied zu den beiden zuerst betrachteten Vergabeverfahren. 

Zur Gewährleistung eines Wettbewerbs unter gleichen Bedingungen sind 

Verhandlungen, d.h. auch Nachverhandlungen, sowohl bei dem offenen als auch 

nichtoffenen Verfahren unzulässig.444 Auf der Grundlage der individuell geführten 

Auftragsverhandlungen, die auch Aspekte der hier im Schwerpunkt betrachteten 

nationalen Versorgungssicherheits- und Geheimhaltungsinteressen zum Gegenstand 

haben können, wählt der Auftraggeber denjenigen Anbieter für den Zuschlag aus, der 

aus seiner Sicht die bestmögliche Leistungserbringung erwarten lässt.445

442 Dies könnte dann der Fall sein, wenn allein die Vergabebekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union Rückschlüsse auf strategisch wichtige Informationen erlaubt. Eine 
Vergabebekanntmachung zur Beschaffung von beispielsweise wüstentauglichen Zelten in einer 
bestimmten Menge kann in politischen Spannungssituationen auf Truppenstärke und Einsatzort eines 
bevorstehenden militärischen Einsatzes hindeuten. Vgl. hierzu Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 212 f.; 
auch Trybus, M., Procurement, 1999, S. 271. 
443 S. Art. 28 S. 4 RL 2004/18/EG. 
444 Vgl. zu diesem wesentlichen Unterschied z.B. Boesen, A., Vergaberecht, 2000, § 101, RdNr. 43. 
445 Als weiteres Vergabeverfahren sieht die Vergaberichtlinie 2004/18/EG schließlich den 
wettbewerblichen Dialog vor. S. Art. 28 S. 3 RL 2004/18/EG. Da die Umsetzung dieses Verfahrens in 
nationales Vergaberecht der EU-Mitgliedstaaten jedoch nicht zwingend vorgeschrieben ist, soll es an 
dieser Stelle nicht weiter betrachtet werden. Gemäß Erwägungsgrund 31 RL 2004/18/EG kann es sich 
�insbesondere bei der Durchführung bedeutender integrierter Verkehrsinfrastrukturprojekte, großer 
Computernetzwerke oder Vorhaben mit einer komplexen � Finanzierung� anbieten. Bei der Beschaffung 
von Rüstungsgütern im engeren Sinne dürfte es jedoch ohnehin von einer untergeordneten Bedeutung 
sein, da seine Anwendbarkeit u.a. voraussetzt, dass der öffentliche Auftraggeber �objektiv nicht in der 
Lage ist, die technischen Mittel � anzugeben, mit denen seine Bedürfnisse und seine Ziele erfüllt werden 
können� (Art. 1 Abs. 11 lit. c S. 2, 1. Strichaufzählung RL 2004/18/EG). In der juristischen Fachliteratur 
wird diese Voraussetzung mit dem Beispiel des Baus einer Gewässerüberquerung verdeutlicht. Ist der 
öffentliche Auftraggeber hier nicht in der Lage zu beurteilen, ob ein Tunnel oder eine Brücke die beste 
Lösungsmöglichkeit darstellt, kommt der wettbewerbliche Dialog als Vergabeverfahren in Betracht. 
Seine Anwendung scheidet jedoch aus, wenn sich der öffentliche Auftraggeber bereits für eine der 
Varianten entschieden hat. Bei der Beschaffung von Rüstungsgütern liegen derartige Entscheidungen 
regelmäßig vor; die öffentlichen Auftraggeber können beurteilen, ob ihre Bedürfnisse und Ziele 
beispielsweise eher mit einem Kampfpanzer oder einem Kampfflugzeug erfüllt werden können. Vgl. 
weiterführend zum wettbewerblichen Dialog Pünder, H. (Bearb.), in: Pünder, H./Schellenberg, M.
(Hrsg.), Vergaberecht, 2011, § 101 GWB RdNr. 47-50 m.w.N.; auch Otting, O. (Bearb.), in: Bechtold, R., 
Kartellgesetz, 2010, § 101 GWB RdNr. 7-10. Vgl. ausführlich zu den Anwendungs- bzw. 
Zulässigkeitskriterien, Abläufen, Vor- und Nachteilen der weiteren hier betrachteten Vergabeverfahren 
Hausmann, F. L./Hoff, G. von/Kulartz, H.-P. (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 
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Zu betonen ist hier, dass der Kreis konkurrierender Offerten mit dem vorangeschalteten 

Teilnahmewettbewerb des nichtoffenen Verfahrens oder des Verhandlungsverfahrens 

sowie mit dem direkten Einstieg in Auftragsverhandlungen im Rahmen des 

Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb im Unterschied zu dem offenen 

Verfahren eingeschränkt wird. Mit anderen Worten: Das nichtoffene Verfahren und 

noch mehr das Verhandlungsverfahren wirken sich gegenüber dem offenen Verfahren 

nicht nur transparenzmindernd446 aus, sie bergen darüber hinaus die Gefahr der (auch 

industriepolitisch motivierten) verdeckten Diskriminierung447, da sie die Vorauswahl 

gewünschter Auftragnehmer erheblich erleichtern.448

Zusammenfassend soll festgehalten werden, dass die Bedürfnisse nach Geheimhaltung 

und Versorgungssicherheit bei der öffentlichen Beschaffung von Rüstungsgütern 

angesichts möglicher Beeinträchtigungen sowohl des Schutzes als auch der 

Handlungsfähigkeit der eigenen Streitkräfte durchaus als legitime Bestandteile 

nationaler Sicherheitsinteressen betrachtet werden können. Nicht zuletzt aufgrund des 

einheitlichen sicherheits- und verteidigungspolitischen Selbstverständnisses der 

Europäischen Union, das mit der Europäischen Sicherheitsstrategie zum Ausdruck 

kommt, können diese Argumente jedoch keineswegs eine pauschale Berufung auf 

Artikel 346 Abs. 1 Buchstabe b AEUV und somit im hiesigen Kontext einen 

pauschalen Entzug mitgliedstaatlicher Rüstungsbeschaffungen von einem EU-weiten 

Vergabewettbewerb rechtfertigen. Diesen Teilaspekten nationaler Sicherheitsinteressen 

kann vielmehr durch eine entsprechende Vertragsgestaltung und die Wahl eines 

geeigneten Vergabeverfahrens auch über die eigenen Staatsgrenzen hinaus entsprochen 

werden, d.h. im Rahmen eines EU-weiten Vergabewettbewerbs unter Berücksichtigung 

sowohl in- als auch ausländischer Offerten.449 Zu beachten ist hierbei jedoch, dass die 

Möglichkeit zur Vorauswahl geeigneter Anbieter im Rahmen des nichtoffenen 

Verfahrens und des Verhandlungsverfahrens prinzipiell mit der Gefahr der verdeckten 

Diskriminierung (auch hinsichtlich deren Nationalität) verbunden ist. 

EG RdNr. 1-150; auch BWB, Auftraggeber, 2010, S. 22-25; auch Wagener, H.-J./Eger, Th./Fritz, H., 
Integration, 2006, S. 258 f.; auch Budäus, D., Vergabewesen, 2002, S. 11-13. 
446 Vgl. zu den Transparenzwirkungen der einzelnen Vergabeverfahren u.a. Kunert, O., Vergaberecht, 
2003, S. 93 m.w.N. 
447 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.1.2, S. 96-101. 
448 Vgl. Bultmann, P. F., Vergaberecht, 2008, S. 321.  
449 Vgl. zu dieser Einschätzung auch Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 213, 218; auch Küchle, H., 
Perspektiven, 2007, S. 94. 
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3.3 Jüngere Bemühungen zur Etablierung eines uneingeschränkten öffentlichen   

      Auftragswesens in der europäischen Verteidigungswirtschaft 

Wie die voranstehenden Ausführungen in Abschnitt 3.2 zeigen, stellt Artikel 346 

AEUV, bedingt durch seine Handhabungspraxis, eine primärrechtlich verankerte 

Marktzutrittsschranke450zu den nationalen Rüstungsgütermärkten der einzelnen EU-

Mitgliedstaaten dar. Die extensive Auslegung dieser Ausnahmevorschrift bzw. ihrer 

inhaltlich identischen Vorgängernormen (bei geringfügigen redaktionellen Änderungen) 

in Form des Artikels 223 EWGV und des Artikels 296 EGV451 ließen sie zu einer 

Pauschalbegründung für den Entzug nationaler Rüstungsbeschaffungen von einem 

gemeinschafts- bzw. unionsweiten Vergabewettbewerb werden.  

Forderungen hinsichtlich einer Abschaffung der Vorschrift blieben bis heute stets 

erfolglos.452 Die unterschiedlichen nationalen Haltungen zu ihrer Abschaffung lassen 

sich wie auch die eher enttäuschenden Wirkungen der in Abschnitt 2.3 diskutierten 

Intensivierungs- und Rationalisierungsversuche bei der europäischen 

Rüstungszusammenarbeit wohl mit divergierenden rüstungs(industrie)politischen 

Interessen453 der einzelnen EU-Mitgliedstaaten erklären.454

Vor dem Hintergrund dieser offensichtlich divergierenden nationalen Interessen kann es 

demnach auch nicht sonderbar erscheinen, dass durchaus Versuche zur Etablierung 

grenzüberschreitender Vergaberegime in der europäischen Verteidigungswirtschaft 

unternommen wurden. Zumindest erwähnt werden muss in diesem Zusammenhang das 

supranational angelegte Projekt der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) in 

den frühen 1950er Jahren zwischen den Benelux-Staaten, Frankreich, Italien und der 

Bundesrepublik Deutschland zur Aufstellung gemeinsamer Streitkräfte. Auch wenn 

dieses Projekt primär sicherheitspolitisch motiviert war, enthielt der zugrunde liegende 

450 Vgl. Hartley, K., Policy, 2006, S. 476. 
451 Vgl. hierzu oben, S. 2, Fußnote 8 m.w.N. 
452 Vgl. Khan, D.-E. (Bearb.), in: Geiger, R./Khan, D.-E./Kotzur, M., AEUV, 2010, Art. 346 RdNr. 2. 
Eine entsprechende Empfehlung unterbreitete die Europäische Kommission bereits im Zuge der 
Verhandlungen des Vertrages von Maastricht; zur gleichen Zeit beantragten die Niederlande und 
Deutschland die ersatzlose Streichung des damaligen Art. 223 EWGV. Vgl. Europäische Kommission, 
Stellungnahme, 1990, S. 5; auch Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 2005, S. 60. 
453 Vgl. hierzu auch die zusammenfassende Bewertung oben in Abschnitt 2.3.4, S. 69 f. 
454 Als eine weitere mögliche Begründung dafür, weshalb bisherige Forderungen zur Abschaffung dieser 
Norm erfolglos blieben, werden in der Literatur nationale Souveränitätsvorbehalte, d.h. der Widerwille 
weiterer Souveränitätsabtretungen an die Europäische Union, angeführt. Vgl. hierzu z.B. Dembinski, 
M./Schumacher, B., Schranken, 2005, S. 12 m.w.N.; auch Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 93 m.w.N. 
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Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG-

Vertrag) auch konkrete rüstungspolitische Bestimmungen. Dieser sah u.a. ein 

supranationales Kommissariat vor, das die Funktionen einer gemeinschaftsweiten 

Rüstungsagentur wahrnehmen sollte,455 insbesondere die Planung und Ausführung 

�gemeinsame[r] Programme für die Bewaffnung, Ausrüstung, laufende Versorgung und 

Wehrbauten (Infrastruktur) der Europäischen Verteidigungsstreitkräfte�456. Als 

Grundlage für ein gemeinschaftsumfassendes, einheitliches Vergaberegime für 

Verteidigungsgüter sah Artikel 104 EVG-Vertrag vor, dass die Auftragsvergabe �auf 

der Grundlage eines möglichst umfassenden Wettbewerbes�457 erfolgen sollte, in dem 

der Ausschluss bzw. die Diskriminierung von Anbietern �auf Grund der 

Staatsangehörigkeit .. bei Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten nicht zulässig�458 ist. 

Darüber hinaus beinhaltete diese Norm auch Bestimmungen bezüglich des 

Zuschlagskriteriums459 sowie der zulässigen Vergabeverfahren.460 Wie das 

sicherheitspolitisch motivierte Gesamtprojekt der Europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft konnte jedoch auch der damit verbundene Versuch zur 

Etablierung eines grenzüberschreitenden Vergaberegimes nicht verwirklicht werden, da 

die Ratifikation des EVG-Vertrages durch Frankreich Ende August 1954 aufgrund 

innenpolitischer Probleme ausblieb.461

Mit dem Coherent Policy Document (CPD) der WEU bzw. WEAG und den 

Beschaffungsgrundsätzen gemäß Kapitel VI des OCCAR-Übereinkommens wurden 

bereits zwei weitere Regelwerke umrissen, die als Grundlage für einen 

grenzüberschreitenden Vergabewettbewerb bei der Rüstungsgüterbeschaffung im 

Rahmen der jeweiligen Organisation aufgestellt wurden. Ersteres blieb jedoch wegen 

seines freiwilligen, juristisch unverbindlichen Charakters sowie zahlreicher 

Ausnahmetatbestände bis zur Auflösung der WEAG nahezu ohne praktische Relevanz. 

Auch die Vergaberegeln der OCCAR (die ohnehin lediglich sechs EU-Mitgliedstaaten 

455 Vgl. Trybus, M., Integration, 2005, S. 40 f.; auch Kielmansegg, S. von, Verteidigungspolitik, 2005, S. 
56. 
456 Art. 101 EVG-Vertrag. 
457 Art. 104 § 3 Abs. 1 S. 1 EVG-Vertrag. 
458 Art. 104 § 3 Abs. 1 S. 3 EVG-Vertrag. 
459 Gemäß Art. 104 § 3 Abs. 2 i.V.m. Art. 102 EVG-Vertrag sollte der Zuschlag jeweils auf das unter 
Berücksichtigung technischer und wirtschaftlicher Möglichkeiten vorteilhafteste Angebot erteilt werden. 
460 S. Art. 104 § 3 Abs. 1 S. 2 EVG-Vertrag. 
461 Vgl. weiterführend zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft z.B. Krüger, D., Europaarmee, 2002, 
S. 46-55 m.w.N; auch Meier, E.-Chr./Nelte, K.-M./Huhn, W., Sicherheitspolitik, 2008, S. 135; auch 
Blasius, R., Bestattung, 2010, S. 10. 
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umfasst) konnten, obwohl sie im Gegensatz zu dem CPD auf einer juristisch 

verbindlichen Basis fußen, bis heute zu keiner gesteigerten Wettbewerbsintensität unter 

den Rüstungsgüter produzierenden Anbietern der OCCAR-Gemeinde beitragen, da es 

der Organisation bisher an neuen Aufträgen bzw. Projekten mangelt.462 Ob und in 

welcher Intensität ihr Vergaberegelwerk künftig angewendet werden wird, ist auch 

davon abhängig, welche Wirkungen ausgehen werden von dem �Verhaltenskodex für 

das Rüstungsgüterbeschaffungswesen� der Europäischen Verteidigungsagentur (EDA-

CoCoDP) sowie der �Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter 

Bau-, Liefer- und Dienstleitungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit" 

(RL 2009/81/EG). Diese beiden jüngeren Bemühungen zur Schaffung eines 

uneingeschränkten öffentlichen Auftragswesens in der europäischen 

Verteidigungswirtschaft bilden den Schwerpunkt der beiden folgenden Abschnitte.  

Ihre Entstehungshintergründe sind jedoch nicht getrennt voneinander zu betrachten. Die 

Etablierung beider europäischer Vergaberegime für Rüstungsbeschaffungen ist 

vielmehr (mittelbares) Resultat einer Initiative der Europäischen Kommission aus dem 

Jahre 2004. Zur Eindämmung der häufig unrechtmäßigen Inanspruchnahme (d.h. des 

offensichtlichen Missbrauchs) von Artikel 346 AEUV schlug die Kommission in ihrem 

Grünbuch über die Beschaffung von Verteidigungsgütern463 die Erarbeitung einer 

speziellen Vergaberichtlinie für diesen Bereich vor, wobei diese lediglich auf solche 

Beschaffungen ausgerichtet werden sollte, die keine wesentlichen Sicherheitsinteressen 

der EU-Mitgliedstaaten berühren. Auf der Grundlage eines Fragenkatalogs wurden die 

Mitgliedstaaten aufgefordert, zu diesem Vorschlag Stellung zu nehmen und mögliche 

Empfehlungen hinsichtlich des Inhalts einer solchen speziellen Richtlinie zu 

unterbreiten.464 Während des folgenden sechsmonatigen Konsultationsprozesses nach 

462 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.1, S. 53-55 und Abschnitt 2.3.2, S. 60-62. 
463 Vgl. Europäische Kommission, Grünbuch, 2004. Die Veröffentlichung dieses Grünbuchs kündigte die 
Kommission bereits im Jahre 2003 an. Vgl. Europäische Kommission, Marktaspekte, 2003, S. 4. 
464 Vgl. Rohde, J., Grünbuch, 2005, S. 1 f.; auch Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 93; auch Europäische 
Kommission, Grünbuch, 2004, S. 11-14. Ein weiterer Vorschlag der Kommission im Rahmen ihres 
Grünbuchs bezog sich auf die Erstellung einer Mitteilung, mit der sie auf Grundlage der vom 
Europäischen Gerichtshof dargelegten Auslegungsprinzipien die rechtmäßige Berufung auf Artikel 346 
AEUV näher zu erläutern beabsichtigte. Auch hierzu forderte die Kommission die Mitgliedstaaten anhand 
eines Fragenkatalogs zur aktiven Mitarbeit auf. Vgl. Europäische Kommission, Grünbuch, 2004, S. 10. 
Die resultierende Auslegungsmitteilung, die auf die Vermeidung weiterer Fehlinterpretationen der 
Ausnahmenorm bzw. deren Missbrauch abzielt, wurde schließlich im Dezember 2006 veröffentlicht. Vgl. 



124

Veröffentlichung des Grünbuchs wurde seitens einiger Teilnehmer auch die Option in 

Betracht gezogen, den innereuropäischen Wettbewerb bei der Vergabe von 

Rüstungsaufträgen auf der Basis eines politisch, jedoch nicht rechtlich bindenden 

Verhaltenskodexes anstelle einer speziellen (supranationalen) Vergaberichtlinie zu 

fördern. In ihrem abschließenden Bericht über den Verlauf und die Ergebnisse der 

Grünbuchkonsultation würdigte die Europäische Kommission diese Option zwar als 

sinnvolle Ergänzung, machte jedoch zugleich deutlich, dass sie an ihrer ursprünglichen 

Absicht festhalten und einen entsprechenden Richtlinienvorschlag erarbeiten werde.465

Noch während die Europäische Kommission mit dessen Ausarbeitung beschäftigt war, 

wurde parallel auf intergouvernementaler Ebene mit dem �Verhaltenskodex für das 

Rüstungsgüterbeschaffungswesen� der inzwischen gegründeten Europäischen 

Verteidigungsagentur466 (European Defence Agency, engl.; EDA) die im Rahmen der 

Grünbuchkonsultation diskutierte, rechtlich unverbindliche Alternative realisiert. Der 

Verhaltenskodex wurde am 21. November 2005 durch den Lenkungsausschuss467 der 

Agentur verabschiedet und trat am 1. Juli 2006 in Kraft. Außer Dänemark, das sich 

ohnehin nicht an der Arbeit der Agentur beteiligt,468 und Rumänien haben sich bisher 

alle übrigen 25 EU-Mitgliedstaaten sowie Norwegen als erstes Nicht-EU-Mitglied zur 

Einhaltung des Verhaltenskodexes bei ihren Rüstungsbeschaffungen verpflichtet.469 Die 

Kommission veröffentlichte ihren angekündigten Richtlinienvorschlag als Bestandteil 

des sogenannten Verteidigungspakets470 (Defence Package, engl.) am 5. Dezember 

Europäische Kommission, Auslegungsfragen, 2006, S. 3; auch Europäische Kommission, 
Rüstungsbeschaffung, 2006. 
465 Vgl. Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 5, 9, 11. 
466 Vgl. zur Gründung der Europäischen Verteidigungsagentur am 12. Juli 2004 oben, Abschnitt 2.3.1, S. 
55 m.w.N. 
467 Der Lenkungsausschuss bildet das höchste Entscheidungsgremium der Europäischen 
Verteidigungsagentur; er setzt sich u.a. zusammen aus den Verteidigungsministern der beteiligten 
Mitgliedstaaten bzw. deren Vertretern. Vgl. z.B. Baddenhausen, H./Hellriegel, Chr., 
Verteidigungsagentur, 2005, S. 1. 
468 Gemäß Art. 45 Abs. 2 S. 1 EUV können die EU-Mitgliedstaaten �auf Wunsch an der Arbeit der 
Europäischen Verteidigungsagentur teilnehmen.�  
469 Vgl. EDA, Regime, 2008; auch Europäische Kommission, Verhaltenskodex, 2007. 
470 Das Verteidigungspaket der Kommission umfasste neben dem hier angesprochenen �Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit� (vgl. Europäische Kommission, Vorschlag, 2007) auch den bereits skizzierten �Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinfachung der Bedingungen für die 
innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern� (vgl. Europäische Kommission, 
Verbringung, 2007) sowie die Mitteilung �Strategie für eine stärkere und wettbewerbsfähigere 
europäische Verteidigungsindustrie� (vgl. Europäische Kommission, Strategie, 2007). Vgl. Europäische 
Kommission, Verteidigungspaket, 2011 sowie oben, Abschnitt 2.2, S. 41. 
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2007. Nach Überarbeitung des Vorschlags wurde die entsprechende �Richtlinie 

2009/81/EG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, 

Liefer- und Dienstleitungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit" 

schließlich am 13. Juli 2009 beschlossen. Sie trat am 21. August 2009 in Kraft und 

musste bis zum 21. August 2011 durch die EU-Mitgliedstaaten in nationales Recht 

umgesetzt werden.471

Mit dem sehr nahen zeitlichen Zusammenhang der Veröffentlichung des Grünbuchs 

durch die Kommission einerseits und der Gründung der zwischenstaatlichen 

Europäischen Verteidigungsagentur (beides erfolgte im Jahr 2004) sowie der 

Verabschiedung des Verhaltenskodexes für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen (im 

Jahre 2005) andererseits verbinden kritische Beobachter die Vermutung, dass die EU-

Mitgliedstaaten mit den beiden zuletzt genannten Initiativen der Absicht der 

Kommission entgegentreten wollten, die Beschaffung von Rüstungsgütern auf 

supranationaler Ebene rechtlich verbindlich zu regeln.472 Hierin ließe �sich einmal mehr 

die Tendenz der Mitgliedstaaten erkennen, im Bereich der [Rüstungsbeschaffung] vor 

supranationalen Regelungen zurückzuschrecken und alternative intergouvernementale 

Vereinbarungen � vorzuziehen�473, was prinzipiell einer Orientierung an nationalen 

rüstungs(industrie)politischen (Eigen-)Interessen mehr Gestaltungsmöglichkeiten bietet. 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der regelmäßig extrem langen 

Produktlebenszyklen474 militärischer Güter (von der Forschung und Entwicklung des 

Prototypen über Serienproduktion, Nutzung inklusive Instandhaltung/-setzung und 

technischer Nachrüstungen bis zur Entsorgung) über mehrere Jahrzehnte ist eine 

aussagekräftige Bewertung hinsichtlich der bereits erfolgten Wirkungen der beiden 

jüngsten (und nebeneinander bestehenden) europäischen Vergaberegime für 

Rüstungsbeschaffungen sieben bzw. vier Jahre nach deren Inkrafttreten unmöglich. 

Daher soll in den beiden folgenden Abschnitten primär der Frage nachgegangen 

werden, inwiefern ihre Bestimmungen langfristig die Herausbildung eines 

ungehinderten, grenzüberschreitenden öffentlichen Auftragswesens bzw. 

471 S. Art. 72 Abs. 1 und 74 RL 2009/81/EG; vgl. hierzu auch Europäische Kommission, Richtlinie, 2009. 
472 Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 279 m.w.N.; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 
2010, S. 109. 
473 Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 350. 
474 Vgl. hierzu z.B. Sandler, T./Hartley, K., Economics, 1995, S. 146 f. 
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Vergabewettbewerbs im Bereich der europäischen Verteidigungswirtschaft erwarten 

lassen. 

3.3.1 Der Verhaltenskodex der Europäischen Verteidigungsagentur 

Noch bevor auf den Inhalt bzw. den Regelungsbereich des Verhaltenskodexes für das 

Rüstungsgüterbeschaffungswesen der Europäischen Verteidigungsagentur näher 

eingegangen wird, soll dessen besonderer Charakter (noch einmal) betont werden. Im 

Unterschied zu der bereits an mehreren Stellen angesprochenen allgemeinen 

Vergaberichtlinie 2004/18/EG und der im folgenden Abschnitt (3.3.2) zu betrachtenden 

speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen 

Verteidigung und Sicherheit handelt es sich bei dem Verhaltenskodex nicht um einen 

Bestandteil des europäischen (supranationalen) Vergaberechts, sondern um eine auf 

freiwilliger Basis fußende Selbstverpflichtung der partizipierenden Staaten zur 

öffentlichen Ausschreibung bestimmter Rüstungsgüteraufträge.475 Durch seinen 

rechtlich unverbindlichen Charakter, den zu jeder Zeit möglichen unilateralen Austritt

ohne Begründung, die Zusicherung, dass die teilnehmenden Mitgliedstaaten im Falle 

einer Nichtbeachtung seiner Regelungen keine Sanktionen zu erwarten haben, und die 

Betonung der letztlich alleinigen Zuständigkeit der mitgliedstaatlichen Behörden bei 

der Zuschlagserteilung476 wird ersichtlich, dass mit dem Kodex ein Versuch 

unternommen wurde, den Wettbewerb auf den europäischen Rüstungsgütermärkten 

(lediglich) durch die Schaffung eines politischen Gruppenzwangs unter den 

Teilnehmern zu fördern.477

Mit ihrer Beitrittserklärung verpflichten sich die Mitgliedstaaten, sämtliche 

Beschaffungsvorhaben, die von der Ausnahmevorschrift des Artikels 346 AEUV erfasst 

werden und somit nicht in den Anwendungsbereich der supranationalen allgemeinen 

475 Vgl. Dreher, M. (Bearb.), in: Immenga, U./Mestmäcker, E.-J. (Hrsg.), Wettbewerbsrecht, 2007, § 100 
RdNr. 40. 
476 S. zu diesen Schlüsselprinzipien Abs. 5 EDA-CoCoDP. Eine Abschrift des Verhaltenskodexes ist in 
Anhang II dieser Arbeit aufgenommen. 
477 Vgl. Georgopoulos, A., Developments, 2008, S. NA10; auch Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 
75; auch Rohde, J., Verteidigungsagentur, 2007, S. 9. 
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Vergaberichtlinie fallen,478 d.h. Beschaffungsvorhaben, deren Gegenstände sich explizit 

auf der vom Europäischen Rat am 15. April 1958 festgelegten Rüstungsgüterliste 

wiederfinden und wesentliche nationale Sicherheitsinteressen berühren,479 ab einem 

Auftragsvolumen von einer Million Euro auch Anbietern mit Sitz in den jeweils 

anderen teilnehmenden Staaten zugänglich zu machen.480 Zu diesem Zweck hat die 

Europäische Verteidigungsagentur eine elektronische Anschlagtafel (Electronic Bulletin 

Board, engl.; EBB) eingerichtet,481 auf denen die Mitgliedstaaten bzw. deren 

zuständigen Behörden die in Frage kommenden Rüstungsaufträge in standardisierter 

Form veröffentlichen. Die hier angebotenen Informationen umfassen eine 

Kurzbeschreibung des Auftragsgegenstandes, des Vergabeverfahrens, terminlichen 

Restriktionen und der Zuschlagskriterien. Die Europäische Verteidigungsagentur bietet 

darüber hinaus weiterführende Informationen zu den mitgliedstaatlichen 

Vergabebehörden und Hinweise zu nationalen Verfahrensbesonderheiten an. Auf der 

Grundlage dieser Veröffentlichungen können interessierte Anbieter zwecks 

Auftragsdetails und gegebenenfalls zur Gebotsabgabe mit den Auftraggebern direkt, 

d.h. ohne weitere Mitwirkung der Verteidigungsagentur, in Verbindung treten.482

Der Verhaltenskodex findet grundsätzlich keine Anwendung bei Forschungs- und 

Entwicklungsaufträgen, internationalen Kooperationsprojekten und bei Beschaffungen 

von atomaren Antriebssystemen und Waffen, chemischen, bakteriologischen und 

radiologischen Waren und damit in Verbindung stehenden Dienstleistungen sowie 

kryptografischen Ausrüstungsgegenständen (Ver- bzw. Entschlüsselungstechnik).483

Darüber hinaus können die teilnehmenden Mitgliedstaaten beim Vorliegen besonderer 

operativer Dringlichkeit oder bei Folgeaufträgen zu bereits getätigten Beschaffungen484

von seiner Einhaltung absehen. Auch dann, wenn außergewöhnliche und zwingende 

Gründe der nationalen Sicherheit einer Auftragsvergabe im grenzüberschreitenden 

478 S. Art. 10 RL 2004/18/EG; vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.2.1, S. 105. 
479 Vgl. ausführlich zu den Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 346 AEUV oben, Abschnitt 3.2.1, S. 
106-111. 
480 S. Abs. 3 erster Hs. EDA-CoCoDP. 
481 Abrufbar unter http://www.eda.europa.eu/ebbweb/. 
482 S. Abs. 5 lit. a EDA-CoCoDP; vgl. zur praktischen Umsetzung Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 95 
m.w.N.  
483 S. Abs. 3 letzter Hs. EDA-CoCoDP. 
484 Unter den zuletzt genannten Ausnahmetatbestand können beispielsweise Ersatzteilbeschaffungen oder 
Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen fallen. 
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Wettbewerb entgegenstehen, ist den Mitgliedstaaten die Befolgung des Kodexes 

freigestellt. In den zuletzt genannten Fällen, in denen der Kodex den Mitgliedstaaten ein 

Wahlrecht einräumt, besteht für diese bei Nichtbefolgung jedoch eine Pflicht zur 

Unterbreitung einer Erklärung (Rechenschaftspflicht) gegenüber der Europäischen 

Verteidigungsagentur. Eine Unterrichtungspflicht gegenüber der Agentur besteht ferner 

hinsichtlich der Durchführung internationaler Kooperationsprogramme.485

Mit diesen und weiteren Informationspflichten486 der teilnehmenden Mitgliedstaaten 

wird deutlich, dass der Kodex darauf ausgerichtet ist, die Transparenz der 

rüstungspolitischen Entscheidungen seiner Mitgliedstaaten untereinander zu fördern. 

Dies ist wiederum wesentliche Voraussetzungen dafür, dass sich überhaupt ein 

politischer Gruppenzwang etablieren kann, der, wie bereits oben angesprochen, das 

wesentliche Element des Kodexes zur Steigerung der Wettbewerbsintensität auf den 

europäischen Rüstungsgütermärkten darstellt. Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, 

dass der Verteidigungsagentur selbst keinerlei Kontrollfunktion hinsichtlich der 

ordnungsgemäßen Anwendung des Kodexes zukommt. Vielmehr soll sie in ihrer 

Funktion als Informationssammelstelle und durch regelmäßige Berichterstattung an den 

Lenkungsausschuss, der sich als ihr höchstes Entscheidungsgremium aus den 

Verteidigungsministern der beteiligten Mitgliedstaaten bzw. deren Vertretern sowie 

einem nicht stimmberechtigten Vertreter der Europäischen Kommission 

zusammensetzt,487 als Instrument zur Schaffung dieser gegenseitigen Transparenz 

dienen.488

Neben den Regelungen bezüglich der grenzüberschreitenden Veröffentlichung bzw. 

Ausschreibung von Rüstungsbeschaffungsvorhaben und der Informationspflichten 

seitens der teilnehmenden Mitgliedstaaten spricht der Verhaltenskodex unter der 

485 S. Abs. 4 EDA-CoCoDP. 
486 Weitere Informationspflichten umfassen die Anzeige jeglicher Berufungen auf Art. 346 AEUV zur 
Gewährung staatlicher Beihilfen oder im Zusammenhang mit Fusions- oder Übernahmevorgängen 
gegenüber der Agentur (s. Abs. 5 lit. b S. 6 EDA-CoCoDP) sowie auf Anfrage die Begründung 
unberücksichtigter Offerten gegenüber den entsprechenden Anbietern (s. Abs. 5 lit. a EDA-CoCoDP, 
letzte Strichaufzählung).  
487 Vgl. zur Zusammensetzung und zum Aufgabenbereich des Lenkungsausschusses Baddenhausen, 
H./Hellriegel, Chr., Verteidigungsagentur, 2005, S. 1.; auch Hermann, W., Verteidigungsagentur, 2005, 
S. 23 f. 
488 S. Abs. 5 lit. b S. 3 und 4 EDA-CoCoDP; vgl. hierzu auch Europäische Kommission, Verhaltenskodex, 
2007, S. 2. 
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Überschrift �Gegenseitige Unterstützung�489 auch den Aspekt der 

Versorgungssicherheit an, der, wie bereits an mehreren Stellen angesprochen, 

regelmäßig zur (politischen) Rechtfertigung für die Wahl bzw. Bevorzugung 

einheimischer Lieferanten dient.490 Zur Schaffung gegenseitigen Vertrauens in diesem 

Punkt, welches für die Funktionsfähigkeit eines grenzüberschreitenden 

Vergabewettbewerbs bei Rüstungsaufträgen als essenziell angesehen wird, verpflichten 

sich die teilnehmenden Mitgliedstaaten dazu, auf eine zügige Abwicklung von 

Rüstungsaufträgen anderer Mitgliedstaaten sowie eine Vereinfachung des 

innergemeinschaftlichen Transfers von Rüstungsgütern und -technologien hinzuwirken. 

Seit dem 20. September 2006 werden diese Selbstverpflichtungen durch eine 

Rahmenvereinbarung zur Versorgungssicherheit konkretisiert, die auch die Einräumung 

eines Versorgungsvorranges mit Rüstungsgütern für andere Mitgliedstaaten in 

Notfällen, Krisen oder bewaffneten Konflikten bis hin zur Belieferung aus eigenen 

nationalen Reserven vorsieht.491

Wie angemerkt gestattet der relativ kurze Zeitraum, der seit Inkrafttreten des 

Verhaltenskodexes der Europäischen Verteidigungsagentur vergangen ist, keine 

abschließende Bewertung bezüglich seiner Wirkungen. In der Literatur bezieht sich der 

Hauptkritikpunkt auf seinen rechtlich unverbindlichen Charakter und fehlende 

Sanktionsmechanismen im Falle seiner Nichtbefolgung.492 Vor dem Hintergrund der 

Erfahrungen mit ähnlichen Regelungen besitzt dieser Kritikpunkt durchaus eine gewisse 

Rechtfertigung. Bei der Betrachtung seines Anwendungsbereichs und insbesondere 

seiner Ausnahmetatbestände fällt auf, dass der Verhaltenskodex keinesfalls ein Novum 

in der europäischen rüstungspolitischen Zusammenarbeit darstellt.493 Dieses im Jahr 

2005 verabschiedete Vergaberegelwerk zeigt erhebliche inhaltliche Überschneidungen 

489 S. Abs. 5 lit. c EDA-CoCoDP. 
490 Vgl. hierzu oben Abschnitt 2.3.3, S. 64 f.; auch Abschnitt 3.2.2, S. 114. 
491 S. Abs. 3 und 4 EDA-FAfSoS. Diese vom Lenkungsausschuss der Europäischen Verteidigungsagentur 
beschlossene Rahmenvereinbarung lehnt sich inhaltlich eng an die Regelungen zur Versorgungssicherheit 
des LoI-Rahmenübereinkommens an. Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.3.3, S. 64 f. m.w.N. Hier scheint die 
Europäische Verteidigungsagentur die in der Gemeinsamen Aktion des Rates über ihre Einrichtung 
vorgesehene Übernahme einschlägiger Grundsätze und Praktiken wie die der LoI-Absichtserklärung in 
die Praxis umgesetzt zu haben. S. GA 2004/551/GASP, Erwägungsgrund 8; vgl. hierzu auch oben, 
Abschnitt 2.3.2, S. 62. 
492 Vgl. zu diesem Hauptkritikpunkt z.B. Hartley, K., Perspective, 2011, S. 145; auch Küchle, H., 
Perspektiven, 2007, S. 95; auch Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 2009, S. 75 m.w.N., 231. 
493 Vgl. zu dieser Sichtweise auch Georgopoulos, A., Acquisitions, 2006, S. 57. 
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mit denen des Coherent Policy Document (CPD), das bereits ab 1990 (bzw. 1993) die 

Grundlage für eine grenzüberschreitende Auftragsvergabe bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern im Rahmen der WEU/WEAG bilden sollte. Wie bereits das CPD 

damals besitzt auch der Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der 

Europäischen Verteidigungsagentur heute einen rechtlich unverbindlichen, d.h. 

freiwilligen, Charakter. Diese Eigenschaft führte im Zusammenhang mit seinen 

weiteren (mit denen des Verhaltenskodexes nahezu identischen) Ausnahmetatbeständen 

dazu, dass das eineinhalb Jahrzehnte zuvor aufgestellte Vergaberegelwerk praktisch 

nicht angewendet wurde.494

Analog zur Kritik am CPD lässt sich demnach auch hier anführen, dass mit der 

pauschalen Ausklammerung internationaler (Rüstungs-)Kooperationsprojekte aus dem 

Anwendungsbereich des Verhaltenskodexes495 das dabei traditionell zur Anwendung 

kommende Juste-retour-Prinzip samt seiner Effizienz mindernden Wirkungen eher 

verteidigt als eingedämmt werden.496

Dennoch lässt sich die am CPD geübte Kritik nicht uneingeschränkt auf den 

Verhaltenskodex übertragen, denn im Gegensatz zum CPD konnte der Kodex recht 

zügig eine beachtliche praktische Relevanz entwickeln. Dafür spricht alleine die 

verhältnismäßig hohe Anzahl veröffentlichter Beschaffungsvorhaben auf der 

elektronischen Anschlagtafel der Europäischen Verteidigungsagentur. Bereits während 

der ersten 21 Monate nach seinem Inkrafttreten nutzten die sich am Verhaltenskodex 

beteiligenden Mitgliedstaaten dieses Forum in mehr als 260 Fällen, um Angebote auch 

von Anbietern aus anderen teilnehmenden Staaten einzuholen. Zuletzt zählte die 

elektronische Anschlagtafel im Jahre 2012 insgesamt 94 gemeinschaftsweite 

Veröffentlichungen. Auch die Relation grenzüberschreitender Vertragsschlüsse spricht 

dafür, dass der Verhaltenskodex im Unterschied zum CPD die Wettbewerbsintensität 

auf den europäischen Rüstungsgütermärkten (zumindest partiell) gefördert hat. 

Während die Auftragsvergabe unter dem Regelwerk der WEU/WEAG trotz 

organisationsweiter Veröffentlichung regelmäßig an einheimische Unternehmen 

494 Vgl. zum Anwendungsbereich und zur Kritik am CPD ausführlich oben, Abschnitt 2.3.1, S. 53-55 
m.w.N. 
495 S. Abs. 3 letzter Hs. EDA-CoCoDP. 
496 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.1, S. 54 m.w.N.; zum Juste-retour-Prinzip sowie seiner Effizienz mindernden 
Wirkungen (insbesondere in der Form vernachlässigter komparativer Vorteile und der Aufgabe 
mengenbedingter Rationalisierungseffekte) ausführlich oben, Abschnitt 2.2, S. 35-37. 
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erfolgte, fiel der Zuschlag bereits bis Ende 2007 bei etwa jedem vierten gemäß dem 

Verhaltenskodex publizierten Beschaffungsvorhaben an einen Anbieter aus einem 

anderen Mitgliedstaat.497

Bei einem genaueren Blick auf die elektronische Anschlagtafel der 

Verteidigungsagentur fällt jedoch auf, dass die hier veröffentlichten Ausschreibungen 

vorrangig Beschaffungen militärischer Mengenverbrauchsgüter (wie Munition oder 

vergleichbarer Wirkmittel), bereits entwickelter Waffen(systeme) bzw. Ersatzteile 

hierfür oder einfache Dienstleistungen (wie Wartungen, Instandsetzungen, technische 

Überholungen) zum Gegenstand haben. Beschaffungsvorhaben hinsichtlich neuartiger, 

auf neuen technologischen Entwicklungen beruhender Ausrüstungsgegenstände bilden 

hier die Ausnahme. Die teilnehmenden Mitgliedstaaten scheinen demnach die 

Anwendung des Verhaltenskodexes auf das sogenannte military-off-the-shelf-

procurement (engl.; sinngemäß Beschaffung serienmäßig produzierter oder 

gebrauchsfertiger militärischer Güter) zu beschränken, d.h. auf �Beschaffungen von 

bereits am Markt erhältlichen Rüstungsgütern ..., die zwar unter Umständen noch 

kundenspezifische Modifikationen erfahren, aber im wesentlichen [!] auf einer bereits 

entwickelten und angebotenen Technologie aufbauen.�498

Als eine mögliche Ursache für diese Handhabungspraxis wird in der Literatur die 

bereits oben angesprochene pauschale Ausklammerung internationaler 

Kooperationsprojekte aus seinem Anwendungsbereich genannt.499 Wie in Kapitel 2 

erläutert, wird der rüstungspolitischen Option der internationalen Zusammenarbeit aber 

insbesondere bei militärischen Neuentwicklungen ein (theoretischer) Vorzug gegenüber 

einer unilateralen Beschaffung eingeräumt, da sich auf diese Weise auch die 

Forschungs- und Entwicklungskosten zwischen den Kooperationspartnern aufteilen 

lassen.500

Eine weitere mögliche Ursache für die offensichtliche Beschränkung des 

Verhaltenskodexes auf Beschaffungen gebrauchsfertiger militärischer Güter könnte sich 

nach eigener Auffassung auch hinter dem weiteren Ausnahmetatbestand verbergen, 

497 Vgl. EDA, Defence, 2008, Anhang 1; auch Europäische Kommission, Assessment, 2007, S. 29. 
498 Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 280; vgl. zum Begriff des military-off-the-shelf-
procurement auch Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Demand, 2010, S. 55. 
499 Vgl. Georgopoulos, A., Acquisitions, 2006, S. 53. S. Abs. 3 letzter Hs. EDA-CoCoDP zu diesem 
Ausnahmetatbestand; vgl. hierzu auch oben, S. 127 und 130. 
500 Vgl. oben, Kapitel 2, S. 11. 
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nach dem die teilnehmenden Mitgliedstaaten auch dann von seiner Anwendung absehen 

können, wenn außergewöhnliche und zwingende Gründe der nationalen Sicherheit eine 

Auftragsvergabe im grenzüberschreitenden Wettbewerb nicht zulassen.501 Bereits 

erörtert wurde, dass der Verhaltenskodex überhaupt nur für solche 

Beschaffungsvorhaben anwendbar ist, bei denen die Tatbestandsvoraussetzungen des 

Artikels 346 AEUV vorliegen,502 da diese ansonsten in den Anwendungsbereich der 

allgemeinen Vergaberichtlinie 2004/18/EG503 fielen. Dies bedeutet, dass sich ein 

Mitgliedstaat zunächst rechtmäßig auf wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des 

Artikels 346 Abs. 1 Buchstabe b AEUV berufen muss, damit er von den Regelungen 

der allgemeinen Vergaberichtlinie abweichen und stattdessen den Verhaltenskodex als 

Vergaberegelwerk wählen kann. Es erscheint daher irritierend, dass auch der Kodex 

wiederum eine Ausnahmemöglichkeit aus Gründen der nationalen Sicherheit vorsieht. 

In der juristischen Literatur weisen die Interpretationen bezüglich dieser wiederholten 

Aufnahme einer Sicherheitsausnahme in den Verhaltenskodex eine hohe Bandbreite auf. 

So verbindet Trybus damit beispielsweise die Ansicht, dass der Kodex darauf 

ausgerichtet sei, das supranationale Vergaberecht für alle Rüstungsgüterbeschaffungen 

der EU-Mitgliedstaaten zu ersetzen.504 Anders sprechen sich Georgopoulos und auf 

dessen Argumentation aufbauend auch Eisenhut dafür aus, dass die 

Sicherheitsausnahme des Kodexes eine noch restriktivere Auslegung als die des 

Artikels 346 AEUV gebietet. Begründet wird dies mit einer teleologischen 

Betrachtungsweise, nach der außergewöhnliche und zwingende Sicherheitsinteressen im 

Sinne des Kodexes im Gegensatz zu wesentlichen Sicherheitsinteressen im Sinne des 

Artikels 346 AEUV die Existenz von Handlungsalternativen und somit eines 

Ermessensspielraumes ausschließen.505 Erinnert sei an dieser Stelle daran, dass gemäß 

Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 EUV �[i]nsbesondere die nationale Sicherheit � in die 

alleinige Verantwortung der einzelnen Mitgliedstaaten [fällt]�, was auch die Definition 

501 S. Abs. 4 EDA-CoCoDP; vgl. hierzu auch oben, S. 128. 
502 S. Abs. 3 erster Hs. EDA-CoCoDP; vgl. hierzu auch oben, S. 127. 
503 Unter gewissen Umständen fallen Rüstungsbeschaffungsvorhaben, bei denen die 
Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 346 AEUV nicht erfüllt sind, jedoch in den Anwendungsbereich der 
neuen, speziellen Vergaberichtlinie für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit (RL 2009/81/EG); vgl. hierzu ausführlich unten, Abschnitt 3.3.2. 
504 Vgl. Trybus, M., Agency, 2006, S. 688 m.w.N. 
505 Vgl. Georgopoulos, A., Acquisitions, 2006, S. 55 sowie ausführlich zur Sicherheitsausnahme des 
Verhaltenskodexes Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 359 f. 
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nationaler Sicherheitsinteressen umfasst.506 Nach der hier vertretenen Auffassung ist es 

daher zweitrangig, ob sich ein Mitgliedstaat auf wesentliche oder auf außergewöhnliche 

und zwingende nationale Sicherheitsinteressen beruft, da nur ihm und keinem Dritten 

die entsprechende Feststellung obliegt. Die eingeschränkte Handhabungspraxis des 

Verhaltenskodexes, die sich in seiner vorrangigen bzw. fast ausschließlichen 

Anwendung bei Beschaffungen gebrauchsfertiger militärischer Güter äußert, deutet 

jedoch darauf hin, dass die einzelnen Mitgliedstaaten offensichtlich bei der unilateralen 

Beschaffung von Rüstungsgütern, die auf neuen technologischen Entwicklungen 

basieren, außergewöhnliche und zwingende nationale Sicherheitsinteressen regelmäßig 

berührt sehen und daher von einer grenzüberschreitenden Ausschreibung absehen. 

Zumindest konnte der Kodex bei derartigen Beschaffungen bislang noch nicht zu einer 

gesteigerten Wettbewerbsintensität auf den europäischen Rüstungsgütermärkten 

beitragen.  

Zusammenfassend wird es den teilnehmenden Mitgliedstaaten mit der wiederholten 

Aufnahme eines Ausnahmetatbestands in Form nationaler Sicherheitsinteressen sowie 

dem pauschalen Ausschluss internationaler Rüstungskooperationsprojekte aus seinem 

Anwendungsbereich ermöglicht bzw. erleichtert, den Verhaltenskodex lediglich als 

Vergaberegelwerk für das military-off-the-shelf-procurement zu handhaben. 

506 Vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.2.1, S. 110 m.w.N. 
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3.3.2 Die Vergaberichtlinie 2009/81/EG 

Mit der (speziellen) Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den 

Bereichen Verteidigung und Sicherheit soll in diesem Abschnitt die bisher jüngste 

Initiative betrachtet werden, die in der Absicht unternommen wurde, die 

Wettbewerbsintensität und den Grad an Transparenz auf den europäischen Märkten für 

Verteidigungs- bzw. Rüstungsgüter zu erhöhen.507 Bereits ihr voller Wortlaut508 gibt zu 

erkennen, dass mit dieser Richtlinie nicht nur die Vergaberegeln hinsichtlich 

öffentlicher Beschaffungen zur Ausstattung der mitgliedstaatlichen Streitkräfte 

unionsweit koordiniert werden sollen. Geänderte sicherheitspolitische 

Rahmenbedingungen, die durch zunehmend verschwimmende �Grenzen zwischen 

äußerer und innerer, militärischer und nicht militärischer Sicherheit durch 

länderübergreifende und asymmetrische Bedrohungen wie den Terrorismus oder die 

organisierte Kriminalität�509 charakterisiert sind, haben zur Folge, dass heute auch 

nationale Sicherheitskräfte außerhalb des Militärs oftmals Ausrüstungsgegenstände 

einsetzen, die sich in Beschaffenheit und Technologie zu denen des Militärs kaum noch 

unterscheiden.510 Da auch für die Beschaffungsvorgänge solcher, für nicht-militärische 

Verwendungszwecke vorgesehener, Ausrüstungsgegenstände ähnliche 

Komplexitätsanforderungen gelten wie für militärische, werden auch diese mit der 

neuen, speziellen Vergaberichtlinie adressiert.511 Im Sinne des Schwerpunktes dieser 

Arbeit soll im Folgenden jedoch nur auf diejenigen Bestimmungen eingegangen 

werden, welche sich insbesondere auf die Beschaffungen für die mitgliedstaatlichen 

Streitkräfte beziehen. 

Der zentrale Unterschied zwischen der Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche 

Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und dem unmittelbar zuvor 

507 Vgl. Europäische Kommission, Richtlinie, 2009; auch Georgopoulos, A., Directive, 2010, S. NA 1f. 
508 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleitungsaufträge in den 
Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG. 
509 Europäische Kommission, Vorschlag, 2007, S. 4; s. hierzu auch RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 7. 
510 Zu denken wäre an dieser Stelle beispielsweise an Wärmebildgeräte, die sowohl bei militärischen 
Operationen als auch zur Überwachung sicherheitsempfindlicher Einrichtungen durch die Polizei oder 
andere nationale Sicherheitskräfte bei eingeschränkter Sicht eingesetzt werden können. Die militärische 
Variante solcher oder ähnlicher Geräte unterscheidet sich von ihrer nicht-militärischen nicht selten 
lediglich in der Farbe.  
511 Vgl. RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 11; auch Europäische Kommission, Vorschlag, 2007, S. 4. 
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betrachteten Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der 

Europäischen Verteidigungsagentur besteht neben ihrem supranationalen, d.h. juristisch 

verbindlichen, Charakter darin, dass sie bei solchen Rüstungsaufträgen Anwendung 

findet, welche die Tatbestandsvoraussetzungen des Artikels 346 AEUV nicht erfüllen 

und somit keine nationalen Sicherheitsinteressen der EU-Mitgliedstaaten berühren.512

Dieser zentrale Unterschied ergibt sich aus Artikel 2 RL 2009/81/EG, der ihren 

Anwendungsbereich festlegt. Hiernach gilt die spezielle Vergaberichtlinie vorbehaltlich

des Artikels 346 AEUV für Aufträge im Verteidigungsbereich, die Beschaffungen von 

�Militärausrüstung, einschließlich dazugehöriger Teile, Bauteile und/oder Bausätze�513

zum Gegenstand haben.  

Sofern sich ein Mitgliedstaat nicht auf seine wesentlichen Sicherheitsinteressen beruft, 

ist es nun aber weiterhin von der Natur des Beschaffungsgegenstandes abhängig, ob bei 

Rüstungsaufträgen die spezielle Richtlinie 2009/81/EG mit ihrem materiellen 

Anwendungsbereich in der Form von Militärausrüstung oder die allgemeine 

Vergaberichtlinie 2004/18/EG einschlägig ist, da auch diese vorbehaltlich des Artikels 

346 AEUV für öffentliche Aufträge im Verteidigungsbereich Gültigkeit besitzt.514

Damit ist bereits eine gewisse Abgrenzungsproblematik zwischen der allgemeinen und 

der speziellen Vergaberichtlinie angedeutet, auf die noch weiter unten in diesem 

Abschnitt eingegangen wird. 

Die Besonderheiten, welche die spezielle gegenüber der allgemeinen Vergaberichtlinie 

aufweist, spiegeln im Wesentlichen diejenigen Kritikpunkte und Empfehlungen wider, 

die im Rahmen des oben skizzierten, durch das Grünbuch der Europäischen 

Kommission angestoßenen Konsultationsprozesses515 von den EU-Mitgliedstaaten 

hervorgebracht wurden. Die Hauptkritik an dem bis dahin bestehenden europäischen 

Vergaberecht hinsichtlich seiner Eignung für Rüstungsbeschaffungen bezog sich dabei 

insbesondere auf die mangelnde Flexibilität der Auftraggeber bei der Wahl des 

Vergabeverfahrens und in diesem Zusammenhang auch die unzureichende 

Berücksichtigungsfähigkeit der Aspekte Versorgungssicherheit, Informationssicherheit 

512 Vgl. zum Anwendungsbereich des Verhaltenskodexes für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der 
Europäischen Verteidigungsagentur oben, Abschnitt 3.3.1, S. 127 f. 
513 Art. 2 lit. a RL 2009/81/EG. 
514 S. Art. 10 RL 2004/18/EG; sowie ausführlich oben, Abschnitt 3.2.1, S. 105 f. 
515 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.3, S. 123 f. 
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(Handhabung geheimhaltungsbedürftiger bzw. vertraulicher Auftragsdetails) sowie 

operative Dringlichkeit.516

Den angeführten Kritikpunkten wurde in der speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG, 

die sich im Übrigen sowohl in ihrer Struktur als auch in ihrer Philosophie an der 

allgemeinen Vergaberichtlinie 2004/18/EG anlehnt,517 in erster Linie dadurch 

entsprochen, indem öffentlichen Auftraggebern bei Rüstungsaufträgen die Möglichkeit 

eingeräumt wurde, Anforderungen hinsichtlich der Informations-518 und 

Versorgungssicherheit519 in den Auftragsunterlagen festzulegen und entsprechende 

Nachweise und/oder Zusagen/Garantien von den Anbietern zu verlangen.520 Obwohl, 

wie bereits erläutert wurde, auch die Regelungen der allgemeinen Vergaberichtlinie 

2004/18/EG derartigen Schutzvorkehrungen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 

prinzipiell nicht entgegenstehen,521 ist die ausdrückliche Aufnahme dieser 

Bestimmungen in die spezielle Vergaberichtlinie durchaus zu begrüßen, da auf diese 

Weise die Möglichkeit zur rechtmäßigen Berufung auf Art. 346 AEUV aus Gründen der 

Besorgnis um sicherheitssensible Informationen oder unsicheren bzw. unzuverlässigen 

Lieferbeziehungen deutlich eingeschränkt werden dürfte.  

Eine weitere wesentliche Neuerung der speziellen gegenüber der allgemeinen 

Vergaberichtlinie betrifft die Zulässigkeit der Vergabeverfahren. Das offene Verfahren, 

welches das Regelverfahren der allgemeinen Vergaberichtlinie bildet,522 wurde im Zuge 

des Grünbuch-Konsultationsprozesses aus zweierlei Gründen als untauglich für 

Rüstungsbeschaffungen erachtet. Zum einen biete es bei (technisch) komplexen 

Beschaffungen nicht die notwendige Flexibilität, um über ex ante nicht festlegbare 

Auftragsdetails im Nachhinein zu verhandeln,523 zum anderen seien die mit dem offenen 

Verfahren verbundenen Publikationsvorschriften524 wiederum mit nationalen 

516 Vgl. Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 5 f. 
517 Vgl. Europäische Kommission, Vorschlag, 2007, S. 8. 
518 S. Art. 22 RL 2009/81/EG. 
519 S. Art. 23 RL 2009/81/EG. 
520 Vgl. Europäische Kommission, Richtlinie, 2009. 
521 Vgl. oben, Abschnitt 3.2.2, S. 116 f. 
522 S. Art. 28 Abs. 2 S. 1 RL 2004/18/EG. 
523 Vgl. zu dieser häufigen Problematik insbesondere bei Rüstungsbeschaffungen auch die Ausführungen 
oben, Abschnitt 2.2, S. 38 f. 
524 Bei diesem Verfahren kann grundsätzlich jedes Unternehmen auf der Grundlage der obligatorischen 
Vergabebekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union die Verdingungsunterlagen des 
öffentlichen Auftraggebers anfordern. Vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.2.2, S. 117 f. 
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Geheimhaltungsauflagen unvereinbar.525 Die spezielle Vergaberichtlinie sieht aus 

diesen Gründen das Verhandlungsverfahren mit Veröffentlichung einer 

Bekanntmachung (d.h. mit vorangeschaltetem Teilnahmewettbewerb) als 

Standardverfahren vor.526 Zweifelsohne eröffnet das Verhandlungsverfahren mit der 

Möglichkeit zur Nachverhandlung mit den Anbietern gegenüber dem nichtoffenen und 

dem streng formalisierten offenen Verfahren527 den öffentlichen Auftraggebern einen 

größeren Spielraum bei der (bei Bedarf auch sukzessiven) Abstimmung aller Auftrags-

bzw. Vertragsdetails. Auch im Hinblick auf die Berücksichtigung von 

Geheimhaltungsinteressen bietet dieses Verfahren wie bereits oben diskutiert unter 

gewissen Umständen Vorteile.528 Allerdings birgt das Verhandlungsverfahren, wie 

ebenfalls bereits diskutiert wurde, im besonderen Maße auch die Gefahr der verdeckten 

Diskriminierung, da es die Vorauswahl (industrie-)politisch gewünschter 

Auftragnehmer erheblich erleichtert.529 Nach der hier vertretenen Auffassung ist es 

daher besonders kritisch zu werten, dass mit der RL 2009/81/EG das 

Verhandlungsverfahren in den Status des Standardverfahrens bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern gehoben wurde. Das offene Verfahren, dem sowohl aus einzel- und 

gesamtwirtschaftlicher Sicht als auch hinsichtlich seiner Transparenzwirkung ein klarer 

Vorzug gegenüber den anderen Verfahrensarten einzuräumen ist,530 ist in der speziellen 

Vergaberichtlinie aus den genannten Gründen gar nicht erst vorgesehen.531 Es ist jedoch 

nicht nachvollziehbar, weshalb manche Rüstungsaufträge nicht auch im offenen 

Verfahren vergeben werden könnten. Zu denken wäre beispielweise an routinemäßige 

Beschaffungen serienmäßig produzierter oder gebrauchsfertiger militärischer Güter, wie 

etwa Handwaffenmunition für den Übungsbetrieb nationaler Streitkräfte. Bei dem 

gewählten Beispiel handelt es sich zum einen um standardisierte Güter, so dass (Nach-) 

Verhandlungen bezüglich technischer Spezifikationen des Auftragsgegenstandes nicht 

525 Vgl. Europäische Kommission, Vorschlag, 2007, S. 8; auch Europäische Kommission, Konsultation, 
2005, S. 5 f. 
526 Vgl. Europäische Kommission, Richtlinie, 2009. Optional können die öffentlichen Auftraggeber 
gleichwertig auch das nichtoffene Verfahren anwenden. S. Art. 25 Abs. 2 RL 2009/81/EG. In Art. 28 RL 
2009/81/EG sind die Fälle aufgeführt, in denen die öffentlichen Auftraggeber das Verhandlungsverfahren 
auch ohne eine vorangehende Veröffentlichung einer Bekanntmachung anwenden können. 
527 Vgl. Hausmann, F. L./Hoff, G. von (Bearb.), in: Kulartz, H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 RdNr. 
18, § 3 EG RdNr. 16, 17. 
528 Vgl. oben, Abschnitt 3.2.2, S. 118 f.; auch Weiner, K., Verteidigungsbereich, 2011, S. 402. 
529 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.2.2, S. 119 f. 
530 Vgl. zur Begründung dieses Vorzugs oben, Abschnitt 3.2.2, S. 117. 
531 Vgl. Europäische Kommission, Vorschlag, 2007, S. 8. 
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notwendig sind; zum anderen dürften bei solchen Beschaffungen (ohne das Vorliegen 

einer operativen Dringlichkeit oder ähnlicher zwingender Gründe) auch weder 

Geheimhaltungs- noch Versorgungssicherheitsinteressen eine Einschränkung des 

Raumes für konkurrierende Offerten rechtfertigen. Diese Ansicht wird auch durch die 

Tatsache gestützt, dass derartige Beschaffungsvorhaben bereits in zahlreichen Fällen auf 

der elektronischen Anschlagtafel der Europäischen Verteidigungsagentur (für 

jedermann nachvollziehbar) veröffentlicht werden.532

Neben der verdeckten Diskriminierung im Zusammenhang mit dem 

Verhandlungsverfahren beinhaltet die spezielle Vergaberichtlinie noch eine weitere 

Möglichkeit zur Vorauswahl gewünschter Auftragnehmer. Von ihrem 

Anwendungsbereich sind nämlich solche Aufträge ausgenommen, �die besonderen 

Verfahrensregeln einer internationalen Organisation unterliegen�533, wobei keine 

Einschränkung hinsichtlich unilateraler oder multilateraler Aufträge vorgenommen 

wird. Bei unilateralen Rüstungsaufträgen bietet diese Bestimmung demnach einem 

Mitgliedstaat prinzipiell die Möglichkeit, seine Beschaffungsvorhaben dem 

unionsweiten Vergabewettbewerb zu entziehen, indem er eine internationale 

Organisation (wie etwa OCCAR534) mit ihrer Durchführung beauftragt. Durch einen 

taktischen Vergleich der je nach Organisation unterschiedlichen Vergaberegelwerke 

kann so auch Einfluss auf den möglichen Anbieterkreis genommen werden. Ähnlich 

können mindestens zwei Mitgliedstaaten durch die Beauftragung einer bestehenden 

oder auch die Gründung einer neuen internationalen Organisation bei 

Rüstungskooperationsprojekten europäisches Vergaberecht unbeachtet lassen und auf 

den Kreis möglicher Offerten einwirken, selbst wenn kein Kooperationspartner 

wesentliche nationale Sicherheitsinteressen berührt sieht bzw. geltend macht.535 Bei der 

532 Damit wird allerdings zugleich ersichtlich, dass die am Verhaltenskodex für das 
Rüstungsgüterbeschaffungswesen der Europäischen Verteidigungsagentur teilnehmenden Staaten auch 
bei derartigen routinemäßigen Beschaffungen offensichtlich wesentliche nationale Sicherheitsinteressen 
berührt sehen, da der Kodex nur unter dieser Voraussetzung anwendbar ist. Vgl. hierzu ausführlich oben, 
Abschnitt 3.3.1, S. 127. 
533 Art. 12 lit c. RL 2009/81/EG. 
534 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 2.3.2, S. 56-62. 
535 Vgl. Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 295 f.; auch Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, 
S. 346 f. Diese Ausführungen beziehen sich zwar auf Art. 15 lit c. RL 2004/18/EG; sie sind jedoch 
aufgrund der nahezu wortgleichen Bestimmung auf Art. 12 lit c. RL 2009/81/EG übertragbar. Angemerkt 
sei an dieser Stelle noch, dass in Erwägungsgrund 28 der speziellen Vergaberichtlinie selbst empfohlen 
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Gründung einer neuen internationalen Organisation zur Durchführung gemeinsamer 

Rüstungsprojekte bietet sich darüber hinaus die Möglichkeit, deren besonderen 

Verfahrensregeln im Hinblick auf eigene Interessen zu gestalten, was u.a. die 

Einbettung von Finanzierungs-/Arbeitsteilungsmodellen (wie das Juste-retour-

Prinzip536) beinhalten kann. 

Bereits angedeutet wurde eine bestehende Abgrenzungsproblematik zwischen der 

allgemeinen (RL 2004/18/EG) und der speziellen Vergaberichtlinie (RL 2009/81/EG), 

die sich daraus ergibt, dass beide Richtlinien für die Vergabe öffentlicher Aufträge im 

Verteidigungsbereich vorbehaltlich des Artikels 346 AEUV Gültigkeit beanspruchen.537

Für solche Aufträge, die materielle Beschaffungen für die Streitkräfte der einzelnen EU-

Mitgliedstaaten zum Gegenstand haben, wird der Anwendungsbereich der speziellen 

Vergaberichtlinie auf �Lieferung[en] von Militärausrüstung, einschließlich 

dazugehöriger Teile, Bauteile und/oder Bausätze�538 festgelegt und somit (zumindest im 

Wortlaut) gegenüber der allgemeinen Vergaberichtlinie näher bestimmt. Der materielle 

Anwendungsbereich der speziellen Richtlinie in der Form von Militärausrüstung wird 

dabei definiert als �Ausrüstung, die eigens zu militärischen Zwecken konzipiert oder für 

militärische Zwecke angepasst wird und zum Einsatz als Waffen, Munition oder 

Kriegsmaterial bestimmt ist�539. Darüber hinaus wird empfohlen, dass �unter 

Militärausrüstung insbesondere die Arten von Produkten verstanden werden, die in der 

vom Rat in der Entscheidung .. vom 15. April 1958 .. angenommenen Liste von Waffen, 

Munition und Kriegsmaterial aufgeführt sind�540, d.h. Ausrüstungsgegenstände, die in 

der Rüstungsgüterliste des Artikels 346 Absatz 2 AEUV aufgeführt sind.541 Mit Blick 

auf die Abgrenzungsproblematik zwischen der allgemeinen und der speziellen 

Vergaberichtlinie ist jedoch entscheidend, dass es den EU-Mitgliedstaaten freigestellt

wird, die Umsetzung der RL 2009/81/EG lediglich auf diese Rüstungsgüterliste zu 

wird, dass Aufträge im Zusammenhang mit Rüstungskooperationsprojekten zwischen EU-Mitgliedstaaten 
im Rahmen internationaler Organisationen generell nicht in ihren Anwendungsbereich fallen sollten. 
536 Vgl. zum Juste-retour-Prinzip und seinen ökonomischen Implikationen ausführlich oben, Abschnitt 
2.2, S. 35-37. 
537 S. Art. 10 RL 2004/18/EG und Art. 2 RL 2009/81/EG. 
538 Art. 2 lit. a RL 2009/81/EG. 
539 Art. 1 Nr. 6 RL 2009/81/EG. 
540 RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 10. 
541 Vgl. zu dieser Rüstungsgüterliste ausführlich oben, Abschnitt 3.2.1, S. 106-108. 
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beschränken.542 Mit anderen Worten wird den Mitgliedstaaten eine Wahlmöglichkeit bei 

der Umsetzung des materiellen Anwendungsbereichs der speziellen Vergaberichtlinie 

eingeräumt,543 was den Mitgliedstaaten zugleich einen Spielraum bei der Abgrenzung 

gegenüber der allgemeinen Vergaberichtlinie eröffnet. Die Wahlmöglichkeit orientiert 

sich dabei an derselben Rüstungsgüterliste, deren besonderer Charakter bereits über 

mehrere Jahrzehnte zu erheblichen Unsicherheiten in der europäischen 

Rüstungsgütervergabepraxis führte. Abgesehen hiervon bewirkt der den Mitgliedstaaten 

zugestandene Umsetzungsspielraum, dass die Vergabe von Rüstungsgüteraufträgen 

auch künftig (selbst bei einer ausbleibenden Berufung auf nationale wesentliche 

Sicherheitsinteressen) nicht nach unionsweit einheitlichen Regelungen durchgeführt 

wird und somit für (potenzielle) Auftragnehmer mit einer gewissen Intransparenz

verbunden bleibt. 

Der Hauptkritikpunkt an der hier betrachteten, bisher jüngsten Initiative mit dem Ziel, 

die Wettbewerbsintensität und die Transparenz auf den europäischen 

Rüstungsgütermärkten zu erhöhen, dürfte sich jedoch weniger auf die konkreten 

Regelungen der RL 2009/81/EG als viel mehr auf die Tatsache beziehen, dass für die 

EU-Mitgliedstaaten grundsätzlich weiterhin die Möglichkeit bestehen bleibt, sich bei 

ihren Rüstungsaufträgen auf Artikel 346 AEUV zu berufen � mit der Folge, dass diese 

weiterhin nach stark divergierenden nationalen Vorschriften vergeben und dem 

europäischen Vergabewettbewerb entzogen werden können. Zwar geht die Europäische 

Kommission davon aus, dass die nach ihrer Ansicht für Rüstungsaufträge 

maßgeschneiderte Vergaberichtlinie 2009/81/EG zu einer deutlich verringerten 

Inanspruchnahme dieser Ausnahmevorschrift führen wird;544 dennoch lässt die 

bisherige extensive Auslegungs- bzw. Anwendungspraxis dieser Norm545 berechtigte 

Zweifel hieran zu.546 Die Berufung auf wesentliche nationale Sicherheitsinteressen im 

Sinne des Artikels 346 AEUV, �deren Definition in die ausschließliche Zuständigkeit 

542 S. RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 10. Hiernach �können [Hervorhebung nicht im Original] sich 
[die Mitgliedstaaten] bei der Umsetzung dieser Richtlinie allein auf diese Liste beschränken.� 
543 Vgl. zu dieser Wahlmöglichkeit ausführlich aus juristischer Sicht Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 
2010, S. 368-370. 
544 Vgl. Europäische Kommission, Richtlinie, 2009; auch Weiner, K., Verteidigungsbereich, 2011, S. 403 
m.w.N. 
545 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.2, S. 104; auch Abschnitt 3.2.1, S. 112 f. 
546 Vgl. zu dieser Auffassung auch Georgopoulos, A., Directive, 2010, S. NA 3. 



141

der Mitgliedstaaten fällt�547, führte dazu, dass das bestehende europäische Vergaberecht 

vor der Inkraftsetzung der RL 2009/81/EG regelmäßig außer Acht gelassen wurde. 

Nationale Sicherheitsinteressen und somit auch ihre Definition durch die 

Mitgliedstaaten können und werden sich erfahrungsgemäß jedoch ändern, so dass sich 

auch die neuen �maßgeschneiderte[n] Regeln�548 für die Vergabe von 

Rüstungsaufträgen als nicht mehr kompatibel mit ihnen erweisen können. Angemerkt 

sei an dieser Stelle schließlich, dass sich auch nationale industriepolitische Interessen 

bzw. die Mittel und Wege zu ihrer Verfolgung ändern können. 

3.3.3 Zwischenfazit 

Der Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der Europäischen 

Verteidigungsagentur wie die spezielle Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche 

Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit wurden in den beiden 

unmittelbar voranstehenden Abschnitten unter der Leitfrage betrachtet, inwiefern ihre 

Bestimmungen langfristig die Herausbildung eines ungehinderten, 

grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs im Bereich der europäischen 

Verteidigungswirtschaft erwarten lassen. 

Sowohl die verhältnismäßig hohe Anzahl der veröffentlichten Beschaffungsvorhaben 

auf ihrer elektronischen Anschlagtafel als auch die Relation grenzüberschreitender 

Vertragsabschlüsse zeigen, dass mit dem auf einer freiwilligen Selbstverpflichtung 

basierenden Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der 

Europäischen Verteidigungsagentur (entgegen anderslautender Prognosen vor seinem 

Inkrafttreten) eine Steigerung der Wettbewerbsintensität auf den europäischen 

Rüstungsgütermarkten bewirkt werden konnte. Dieser Erfolg hat sich jedoch bislang nur 

partiell eingestellt. Die Inanspruchnahme dieses Vergaberegelwerks durch die 

teilnehmenden Mitgliedstaaten beschränkt sich bis heute fast ausschließlich auf 

Beschaffungen serienmäßig produzierter, bereits an den Märkten erhältlicher 

547 RL 2009/81/EG, Erwägungsgrund 16. S. auch Art. 4 Abs. 2 S. 3 EUV; vgl. hierzu auch oben, 
Abschnitt 3.2.1, S. 110 m.w.N. 
548 Europäische Kommission, Richtlinie, 2009. 
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Rüstungsgüter. Die pauschale Ausklammerung internationaler Kooperationsprojekte aus 

seinem Anwendungsbereich sowie die wiederholte Aufnahme eines 

Ausnahmetatbestands in Form nationaler Sicherheitsinteressen lassen berechtigte 

Zweifel daran zu, dass sich ein vergleichbarer Erfolg künftig auch auf Märkten für 

Rüstungsgüter, die auf neuen technologischen Entwicklungen beruhen (wie z.B. 

militärische Großwaffensysteme), erreichen lässt. 

Auf der supranationalen Ebene wurden mit der neuen, speziellen Vergaberichtlinie 

2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 

wesentliche Aspekte erfasst, deren mangelnde Berücksichtigungsfähigkeit das bis dahin 

bestehende europäische Vergaberecht nach Auffassung einiger Mitgliedstaaten nicht auf 

Rüstungsbeschaffungen anwenden ließ. Im Gegensatz zur allgemeinen 

Vergaberichtlinie 2004/18/EG �stattet die [RL 2009/81/EG] die Auftraggeber � wie 

gewünscht � mit vergleichsweise viel Flexibilität bei der Gestaltung und Abwicklung 

des Vergabeverfahrens aus. So ist .. das Verhandlungsverfahren als Regelverfahren 

vorgesehen [und] die [bei Rüstungsaufträgen bislang besonders sensiblen] Kriterien der 

Versorgungs- sowie Informationssicherheit dürfen ausdrücklich in jeder Phase des 

Verfahrens berücksichtigt werden�549. Mit der Erhebung des Verhandlungsverfahrens in 

den Status des Standardverfahrens bei Rüstungsbeschaffungen wird jedoch der Gefahr 

der verdeckten Diskriminierung unerwünschter bzw. Bevorzugung gewünschter 

Anbieter Vorschub geleistet. Die Vorauswahl von Auftragnehmern wird auch dadurch 

begünstigt, dass Aufträge, �die besonderen Verfahrensregeln einer internationalen 

Organisation unterliegen�550, aus ihrem Anwendungsbereich ausgenommen sind. Diese 

Kritikpunkte sowie die Abgrenzungsproblematik zur allgemeinen Vergaberichtlinie, die 

sich aus der Wahlmöglichkeit der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung ihres materiellen 

Anwendungsbereichs ergibt, lassen auch hier bezweifeln, ob die mit der (nach Ansicht 

der Europäischen Kommission maßgeschneiderten) speziellen Richtlinie verfolgte 

Absicht einer erhöhten Wettbewerbsintensität und Transparenz auf europäischen 

Rüstungsgütermärkten verwirklicht werden kann. 

549 Weiner, K., Verteidigungsbereich, 2011, S. 402. 
550 Art. 12 lit c. RL 2009/81/EG. 
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Festzuhalten bleibt, dass in Europa mit dem Verhaltenskodex der Europäischen 

Verteidigungsagentur, der allgemeinen (RL 2004/18/EG) und der speziellen 

Vergaberichtlinie (RL 2009/81/EG) ein intergouvernementales und zwei supranationale 

Regelwerke zur öffentlichen Vergabe von Rüstungsaufträgen nebeneinander existieren. 

Selbst unter der (vereinfachenden) Annahme einer einheitlichen Umsetzung der neuen 

RL 2009/81/EG durch die einzelnen EU-Mitgliedstaaten, welche diese drei Regelwerke 

(zumindest) auf den ersten Blick auf unterschiedliche Kategorien von 

Rüstungsaufträgen ausgerichtet erscheinen ließen, bleibt ein gewisses 

Spannungsverhältnis unter ihnen bestehen. Dieses Spannungsverhältnis ergibt sich 

aufgrund der Tatsache, dass sich alle drei Regelwerke hinsichtlich ihres 

Anwendungsbereichs auf die primärrechtliche Ausnahmevorschrift des Artikels 346 

AEUV beziehen. Dessen nicht immer eindeutigen bzw. unumstrittenen 

Tatbestandsvoraussetzungen551 lassen eine zweifelsfreie Abgrenzung der einzelnen 

Vergaberegime jedoch nicht zu. Insbesondere die Berufung auf nationale 

Sicherheitsinteressen zur Umgehung der supranationalen Vergabevorschriften erschwert 

dabei die Überprüfung seiner rechtmäßigen Inanspruchnahme, da die (Re-)Definition 

nationaler Sicherheitsinteressen ausschließlich den Mitgliedstaaten obliegt. Hinzu 

kommt, dass Artikel 346 AEUV durch die Formulierung, nach der �ein Mitgliedstaat .. 

die Maßnahmen ergreifen [kann; Hervorhebung nicht im Original], die seines Erachtens 

für die Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich sind�552, ein 

Wahlrecht hinsichtlich seines Gebrauchs einräumt. In Verbindung mit der Tatsache, 

dass ein Mitgliedstaat den Rückgriff auf die Ausnahmenorm nicht anzeigen muss, wird 

die Überprüfbarkeit der rechtmäßigen Anwendung bzw. Außerachtlassung des einen 

oder anderen Vergaberegimes zusätzlich erschwert.553

Zusammenfassend lässt sich daher feststellen, dass die Gefahr des Missbrauchs von 

Artikel 346 AEUV zur Verfolgung nationaler industriepolitischer Interessen ungeachtet 

der beiden jüngeren Bemühungen zur Etablierung eines ungehinderten öffentlichen 

Auftragswesens in der europäischen Verteidigungswirtschaft nach wie vor bestehen 

551 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.2.1, S. 106-111. 
552 Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV. 
553 Vgl. zu dieser erschwerten bis unmöglichen Überprüfbarkeit ausführlich Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 371-373.  
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bleibt. Die Ausnahmevorschrift wird sich somit auch künftig als das Haupthindernis für 

einen die Produktion und den Handel von Verteidigungsgütern umfassenden EU-

Binnenmarkt erweisen. Gestützt wird diese Ansicht durch die bisher erfolglos 

gebliebenen Forderungen nach ihrer Abschaffung554, die ihre überkommene und 

unsachgemäße Interpretation als Schlüssel- bzw. Schutznorm nationaler Industriepolitik 

nahelegen.  

554 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.3, S. 121 m.w.N. 
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4 Eine Alternative zu mehr Wettbewerb bei der Beschaffung von  

   Rüstungsgütern: Abschaffung des Artikels 346 AEUV 

Gelegentlich wird in der Literatur argumentiert, dass mit einer Abschaffung des Artikels 

346 AEUV das Problem der fragmentierten europäischen Verteidigungswirtschaft 

gänzlich beseitigt wäre.555 Bedingt durch ihre über Jahrzehnte andauernde extensive 

Handhabungspraxis wurde diese Ausnahmevorschrift (bzw. ihre Vorgängernormen) wie 

erläutert zu einer primärrechtlich verankerten Marktzutrittsschranke zu den nationalen 

Rüstungsgütermärkten der EU-Mitgliedstaaten.556 Daher wäre ihre Abschaffung 

zweifelsohne die Grundvoraussetzung für die Bildung eines ungehinderten, 

grenzüberschreitenden öffentlichen Auftragswesens in diesem Bereich. Allerdings 

wären für eine innereuropäische Bestreitbarkeit dieser Märkte darüber hinaus noch 

weitere (sekundärrechtliche) Änderungen notwendig. Diese zusätzlich notwendigen 

Änderungen sind Gegenstand des Abschnittes 4.1. Sie werden anhand einer alternativen 

Ausgestaltung des Artikels 10 RL 2004/18/EG erläutert. In seiner hier diskutierten 

Fassung soll er die Grundlage für ein Szenario bieten, das einen verpflichtenden 

unionsweiten Vergabewettbewerb bei Rüstungsaufträgen vorsieht, den Mitgliedstaaten 

dabei jedoch die Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen (insbesondere 

hinsichtlich der Bedürfnisse nach Geheimhaltung bzw. Informationssicherheit und 

Versorgungssicherheit557) weiterhin ermöglicht. Der folgende Abschnitt 4.2 zeigt 

mögliche ökonomische Implikationen des in Abschnitt 4.1 entwickelten Szenarios auf. 

Dabei wird deutlich werden, dass die hier vorgebrachten Änderungsvorschläge darauf 

ausgerichtet sind, die (theoretisch) Effizienz steigernden Potenziale der internationalen 

Rüstungskooperation in der Form mengenbedingter Rationalisierungseffekte und der 

Aufteilung (fixer) Forschungs- und Entwicklungskosten558 mit denen eines 

555 Vgl. zu dieser Ansicht u.a. Kerber, M. C., Rüstungswirtschaft, 2005, S. 61; auch Hartley, K., Policy, 
2006, S. 476; auch Küchle, H., Perspektiven, 2007, S. 92. 
556 Vgl. oben, Abschnitt 3.3, S. 121 m.w.N. 
557 Auf diese Teilaspekte nationaler Sicherheitsinteressen wird bisher regelmäßig im Zusammenhang mit 
Artikel 346 AEUV zur Rechtfertigung einer vorrangigen Beschaffung von Rüstungsgütern bei 
einheimischen Unternehmen verwiesen. Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.2.2, S. 114-120. 
558 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 2.1, S. 14-31.  
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grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs in der Form einer erhöhten 

Wettbewerbsintensität559 zu verbinden. 

4.1 Notwendige primär- und sekundärrechtliche Regelungen 

Käme es unter den EU-Mitgliedstaaten, wie hier angenommen, zu einem Konsens 

hinsichtlich der Abschaffung des Artikels 346 AEUV, so wären mit Blick auf 

Rüstungsaufträge innerhalb der Europäischen Union sowohl der Verhaltenskodex für 

das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der Europäischen Verteidigungsagentur als auch 

die spezielle Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen 

Verteidigung und Sicherheit hinfällig, da deren Anwendungsbereiche gemäß Absatz 3 

erster Halbsatz EDA-CoCoDP560 bzw. Artikel 2 RL 2009/81/EG561 jeweils mit einem 

Bezug zu Artikel 346 AEUV festgelegt werden und da sie als Reaktion auf dessen 

extensive Anwendung erarbeitet wurden. Auch Artikel 10 RL 2004/18/EG wäre in 

seiner aktuellen Fassung hinfällig, da er ebenfalls die Gültigkeit der allgemeinen 

Vergaberichtlinie vorbehaltlich des Artikels 346 AEUV vorschreibt. Folglich wäre nach 

einer Abschaffung der primärrechtlichen Ausnahmevorschrift die allgemeine 

Vergaberichtlinie 2004/18/EG bei jeder �Vergabe öffentlicher Aufträge durch 

öffentliche Auftraggeber im Verteidigungsbereich�562 das einschlägige 

Vergaberegelwerk. Allerdings beinhaltet diese Richtlinie weitere Ausnahmetatbestände, 

die den Mitgliedstaaten bei Rüstungsbeschaffungen den Verzicht auf eine 

grenzüberschreitende Ausschreibung auch ohne eine Berufung auf Artikel 346 AEUV 

erlauben könnten. 

Wie in der voranstehenden Überleitung angesprochen, soll in diesem Teil der Arbeit ein 

Szenario diskutiert werden, das einen verpflichtenden (d.h. ausnahmslosen) 

unionsweiten Vergabewettbewerb bei Rüstungsaufträgen vorsieht, dabei jedoch die 

Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen weiterhin ermöglicht und darauf 

ausgerichtet ist, die Effizienz steigernden Potenziale einer erhöhten 

Wettbewerbsintensität auf den europäischen Rüstungsgütermärkten mit denen der 

559 Vgl. hierzu oben, insbesondere Abschnitt 3.1.1, S. 84-96.  
560 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.3.1, S. 127. 
561 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.3.2, S. 135. 
562 Art. 10 RL 2004/18/EG. 
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internationalen Rüstungskooperation zu verbinden. Zur Erörterung notwendiger 

Änderungen bzw. Zusätze der allgemeinen Vergaberichtlinie im Hinblick auf dieses 

Szenario bzw. auf die genannten Ziele, erfährt der bisherige Artikel 10 RL 2004/18/EG 

als spezielle Norm für Aufträge im Verteidigungsbereich im Rahmen des bereits 

etablierten EU-Binnenmarktregelwerks bezüglich öffentlicher Aufträge eine alternative 

Ausgestaltung. In der hier diskutierten Fassung (i.d.h.d.F.) wird folgender Wortlaut 

angenommen: 

Artikel 10 RL 2004/18/EG (i.d.h.d.F.) 

Aufträge im Verteidigungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für die Vergabe öffentlicher Aufträge, deren 
Gegenstände für den Einsatz bzw. die Verwendung in den Streitkräften der 
Mitgliedstaaten vorgesehen sind. 

(2) Bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Absatzes 1 findet die Bestimmung 
des Artikels 14 keine Anwendung. 

(3) Für die Vergabe ihrer öffentlichen Aufträge im Sinne des Absatzes 1 
wenden die öffentlichen Auftraggeber unter Berücksichtigung ihrer 
nationalen Sicherheitsinteressen im Einvernehmen mit der Europäischen 
Verteidigungsagentur das offene, nichtoffene oder das 
Verhandlungsverfahren mit oder ohne Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung an. Der Europäischen Verteidigungsagentur obliegt dabei 
die Kontrolle, ob die Grundsätze für die Vergabe von Aufträgen gemäß 
Artikel 2 dieser Richtlinie von den öffentlichen Auftraggebern eingehalten 
werden. 

(4) Im Rahmen des nichtoffenen Verfahrens und des Verhandlungsverfahrens 
mit Veröffentlichung einer Bekanntmachung treffen die öffentlichen 
Auftraggeber bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Absatzes 1 die 
Vorauswahl geeigneter Auftragnehmer im Einvernehmen mit der 
Europäischen Verteidigungsagentur. Bei dem Verhandlungsverfahren ohne 
Veröffentlichung einer Bekanntmachung unterstützt die Europäische 
Verteidigungsagentur die öffentlichen Auftraggeber unter Berücksichtigung 
ihrer vorgebrachten Sicherheitsinteressen bei der Identifikation geeigneter 
Auftragnehmer. 

(5) Bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Absatzes 1 legen die öffentlichen 
Auftraggeber in den Auftragsunterlagen (Bekanntmachung, 
Verdingungsunterlagen, Beschreibung oder unterstützende Unterlagen) 
ihre Anforderungen an die Informationssicherheit und 
Versorgungssicherheit fest. Die öffentlichen Auftraggeber können 
verlangen, dass Angebote Angaben, Nachweise, Zusagen bzw. Garantien 
bezüglich dieser Aspekte enthalten. 
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(6) Bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Absatzes 1 findet die Bestimmung 
des Artikels 15 Buchstabe c keine Anwendung. Bei der gemeinsamen 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen im Sinne des Absatzes 1 durch 
mindestens zwei öffentliche Auftraggeber aus den Mitgliedstaaten finden 
die übrigen Bestimmungen dieses Artikels entsprechende Anwendung. 

Wie die Ausführungen zur Rüstungsgüterliste von 1958, auf die in Artikel 346 Absatz 2 

AEUV verwiesen wird,563 sowie zur Abgrenzungsproblematik zwischen der 

allgemeinen (RL 2004/18/EG) und der speziellen Vergaberichtlinie (RL 2009/81/EG)564

zeigen, kann die Festlegung des Anwendungsbereiches eines Vergaberegelwerks 

anhand solcher (unter Berücksichtigung sich weiterentwickelnden Technologien) 

laufend anzupassenden Listen oder anhand der physikalischen Natur des 

Beschaffungsgegenstandes mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein. Aus 

diesem Grunde soll in dem hier betrachteten Szenario die Anwendbarkeit der 

allgemeinen Vergaberichtlinie auch auf Rüstungsbeschaffungen gemäß Artikel 10 

Absatz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. an den Beschaffungszweck gekoppelt werden, 

nämlich der beabsichtigten Verwendung bzw. den beabsichtigten Einsatz des 

Beschaffungsgegenstandes in den nationalen Streitkräften. Da diese Bestimmung ohne 

jeglichen Vorbehalt formuliert ist, bildet die allgemeine Vergaberichtlinie nun 

zweifelsfrei das einschlägige Regelwerk für die öffentliche Vergabe sämtlicher

Rüstungsaufträge in der Europäischen Union.  

Auch hinsichtlich der bisher strittigen Ansichten bezüglich der anzuwendenden 

Vorschriften bei der öffentlichen Beschaffung von Dual-use-Gütern, d.h. Gütern mit 

sowohl zivilen als auch militärischen Verwendungsmöglichkeiten, wird durch die 

Bestimmung des Artikels 10 Absatz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. Klarheit geschaffen.565

Unabhängig davon, für welchen Verwendungszeck derartige Güter vorgesehen sind, 

bildet bei ihrer öffentlichen Beschaffung die allgemeine Vergaberichtlinie das 

verbindliche Regelwerk. Sind sie im Sinne des Artikels 10 Absatz 1 RL 2004/18/EG 

i.d.h.d.F. zur Verwendung bzw. den Einsatz in den mitgliedstaatlichen Streitkräften 

bestimmt, müssen jedoch die (näheren) Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 2 bis 6 

563 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.2.1, S. 106-109. 
564 Vgl. zu der angesprochen Abgrenzungsproblematik oben, Abschnitt 3.3.2, S. 139 f.  
565 Vgl. zu den divergierenden Ansichten in der rechtswissenschaftlichen Fachliteratur oben, Abschnitt 
3.2.1, S. 108 f. 
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RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. im Besonderen beachtet werden, da diese jeweils mit einem 

Bezug zu Artikel 10 Absatz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.F. spezielle Regeln für Aufträge im 

Verteidigungsbereich (d.h. Rüstungsaufträge) beinhalten, welche die allgemeineren 

Regeln der Richtlinie in ein subsidiäres Verhältnis stellen.  

Wie bereits angedeutet, böte die allgemeine Vergaberichtlinie 2004/18/EG selbst nach 

einer Abschaffung des Artikels 346 AEUV den Mitgliedstaaten weiterhin 

Möglichkeiten, ihre Rüstungsbeschaffungen dem unionsweiten Vergabewettbewerb zu 

entziehen. Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang Artikel 14 RL 

2004/18/EG zu, gemäß dem öffentliche Aufträge von ihrem Anwendungsbereich 

ausgeschlossen sind, sofern dies zum �Schutz wesentlicher Sicherheitsinteressen [eines] 

Mitgliedstaats�566 erforderlich ist. Aufgrund des Artikels 10 RL 2004/18/EG in seiner 

gültigen Fassung, nach dem die allgemeine Vergaberichtlinie für öffentliche Aufträge 

im Verteidigungsbereich vorbehaltlich des Artikels 346 AEUV gilt, kommt der 

Ausnahmeregelung des Artikels 14 RL 2004/18/EG jedoch gegenwärtig für 

Rüstungsaufträge nahezu keine praktische Relevanz zu; sie ließe sich allenfalls in Fällen 

anwenden, in denen Güter beschafft werden sollen, die sich nicht auf der 

Rüstungsgüterliste von 1958 wiederfinden.567 Sofern Artikel 346 AEUV jedoch 

abgeschafft würde, könnten die Mitgliedstaaten das europäische Vergaberecht bei der 

Durchführung ihrer Rüstungsbeschaffungen weiterhin unbeachtet lassen, indem sie sich 

dann auf der Grundlage von Artikel 14 RL 2004/18/EG (anstatt wie derzeit mit Verweis 

auf Artikel 346 AEUV) auf den Schutz ihrer nationalen Sicherheitsinteressen beriefen. 

Da dieses Szenario von einer Abschaffung des Artikels 346 AEUV ausgeht, soll daher 

die Anwendbarkeit des Artikels 14 RL 2004/18/EG gemäß Artikel 10 Absatz 2 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. bei Rüstungsaufträgen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen 

werden.  

Die Berücksichtigungsfähigkeit nationaler Sicherheitsinteressen bei der Vergabe von 

Rüstungsaufträgen soll jedoch, wie bereits erwähnt, im Rahmen des hier betrachteten 

Szenarios nicht ausgeblendet, sondern weiterhin gewährleistet bzw. ermöglicht werden. 

566 Art. 14 Alt. 3 RL 2004/18/EG. Genau genommen enthält Art. 14 RL 2004/18/EG drei 
Ausnahmetatbestände, die jedoch eng miteinander verbunden sind und im hiesigen Kontext nicht völlig 
losgelöst voneinander betrachtet werden können. Vgl. hierzu ausführlich Richter, Th., 
Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 293 f. m.w.N. 
567 Vgl. Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 345 m.w.N. 
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Wie in Abschnitt 3.2.2 aufgezeigt wurde, wird zur Rechtfertigung einer rein nationalen 

Rüstungsbeschaffungspraxis im Zusammenhang mit nationalen Sicherheitsinteressen 

regelmäßig (bzw. hauptsächlich) auf die nationalen Bedürfnisse nach Geheimhaltung 

bzw. Informationssicherheit und Versorgungssicherheit mit militärischen Gütern 

verwiesen.568 Diese legitimen Teilaspekte nationaler Sicherheitsinteressen können aber, 

wie ebenfalls ausführlich in Abschnitt 3.2.2 diskutiert, nicht als pauschale Begründung 

(Rechtfertigung) für einen völligen Ausschluss nationaler Rüstungsvorhaben von einem 

unionsweiten Vergabewettbewerb herangezogen werden. Sowohl der Umgang mit 

geheimhaltungsbedürftigen bzw. sicherheitssensiblen Informationen als auch Kriterien 

hinsichtlich sicherer und zuverlässiger Lieferbeziehungen lassen sich durch öffentliche 

Auftraggeber (wie aufgezeigt) auch über die eigenen Staatsgrenzen hinaus, d.h. unter 

Berücksichtigung sowohl in- als auch ausländischer Offerten, durch eine entsprechende

Vertragsgestaltung und die Wahl eines geeigneten Vergabeverfahrens

berücksichtigen.569 Aus diesem Grunde gestattet Artikel 10 Absatz 5 Satz 2 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. öffentlichen Auftraggebern bei Rüstungsaufträgen in wörtlicher 

Anlehnung an die Artikel 22 und 23 der speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG für 

öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit570bei der Abgabe 

von Angeboten Angaben, Nachweise, Zusagen bzw. Garantien bezüglich der Aspekte 

Informations- und Versorgungssicherheit einzufordern. Sie selbst werden gemäß Artikel 

10 Absatz 5 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. dazu verpflichtet, diesbezügliche 

Anforderungen in den entsprechenden Auftragsunterlagen festzulegen. Damit soll 

unmissverständlich zum Ausdruck kommen, dass bei Rüstungsaufträgen vertragliche 

Schutzvorkehrungen zwischen öffentlichem Auftraggeber und Auftragnehmer 

hinsichtlich der Aspekte Informationssicherheit, d.h. auch der Handhabung 

geheimhaltungsbedürftiger bzw. vertraulicher Auftragsdetails, sowie der 

Versorgungssicherheit zulässig sind.  

Die Möglichkeit zur Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen bei 

Rüstungsaufträgen durch die Wahl eines geeigneten Vergabeverfahrens ist Gegenstand 

der im Folgenden näher zu betrachtenden Absätze 3 und 4 des Artikels 10 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. 

568 Vgl. oben Abschnitt 3.2.2, S. 114 m.w.N. 
569 Vgl. oben Abschnitt 3.2.2, S. 116-120. 
570 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.3.2, S. 136. 
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Bereits skizziert wurde, dass im Rahmen des durch das Grünbuch der Europäischen 

Kommission im Jahre 2004 angestoßenen Konsultationsprozesses an dem bis dahin 

bestehenden europäischen Vergaberecht u.a. die mangelnde Flexibilität für öffentliche 

Auftraggeber im Verteidigungsbereich hinsichtlich der Wahl des Vergabeverfahrens 

kritisiert wurde.571 Das Verhandlungsverfahren wurde in diesem Zusammenhang als das 

einzig angemessene Verfahren für Rüstungsaufträge identifiziert, wobei dessen 

Anwendungsmöglichkeiten als �zu eingeschränkt und nicht hinreichend definiert� 572

gewertet wurden. Dieser angeführte Kritikpunkt war wohl auch ausschlaggebend dafür, 

weshalb das Verhandlungsverfahren zum Standardverfahren der (neuen) speziellen 

Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung 

und Sicherheit wurde.573 Die möglichen Vorteile des Verhandlungsverfahrens (auch) im 

Hinblick auf die Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen bei 

Rüstungsaufträgen liegen einerseits in der Möglichkeit, den zu berücksichtigenden 

Teilnehmerkreis am Vergabewettbewerb auf (zuvor) ausgewählte Anbieter zu 

beschränken, und andererseits in der Zulässigkeit individuell geführter (Nach-) 

Verhandlungen zwischen öffentlichen Auftraggebern und Auftragnehmern.574 Aus 

diesem Grunde soll es auch in dem hier betrachteten Szenario ein zulässiges 

Vergabeverfahren bei Rüstungsaufträgen bilden. Es soll hier jedoch im Gegensatz zur 

speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen 

Verteidigung und Sicherheit nicht in den Status des Standardverfahrens für 

Rüstungsaufträge gehoben werden. Des Weiteren soll hier im Gegensatz zur RL 

2009/81/EG die Möglichkeit zur Vergabe von Rüstungsaufträgen im offenen Verfahren

eingeführt werden, dem sowohl aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht als auch 

hinsichtlich seiner Transparenzwirkung aufgrund des größtmöglichen Kreises 

konkurrierender Offerten ein Vorzug einzuräumen ist.575

Gemäß Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. stehen den öffentlichen 

Auftraggebern im Verteidigungsbereich bei der Vergabe von Rüstungsaufträgen mit 

dem offenen und dem nichtoffenen Verfahren sowie dem Verhandlungsverfahren mit 

571 Vgl. oben, Abschnitt 3.3.2, S. 135 f. m.w.N. 
572 Europäische Kommission, Konsultation, 2005, S. 6. 
573 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 3.3.2, S. 137 m.w.N. 
574 Vgl. ausführlich hierzu oben, Abschnitt 3.2.2, 118-120. 
575 Vgl. oben, Abschnitt 3.2.2, S. 117 sowie Abschnitt 3.3.2, S. 137. 
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oder ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung (d.h. mit oder ohne einem 

vorangeschalteten Teilnahmewettbewerb) in diesem Szenario demnach insgesamt vier 

Vergabeverfahren zur Verfügung. Wie in Abschnitt 3.2.2 erläutert, unterscheiden sich 

diese Vergabeverfahren erheblich voneinander durch die zu wahrenden Förmlichkeiten 

und die Möglichkeiten zur Einschränkung des Teilnehmerkreises am 

Vergabewettbewerb. Die öffentlichen Auftraggeber haben daher grundsätzlich die 

Möglichkeit, abhängig vom jeweiligen Auftragsgegenstand das aus ihrer Sicht zur 

Wahrung nationaler Sicherheitsinteressen (insbesondere hinsichtlich der Teilaspekte 

Informations- und Versorgungssicherheit) geeignete Verfahren zu wählen. Allerdings 

muss die Wahl des Vergabeverfahrens gemäß Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. im Einvernehmen mit der Europäischen Verteidigungsagentur

erfolgen, d.h., dass sich der öffentliche Auftraggeber das beabsichtigte 

Vergabeverfahren von dieser genehmigen lassen muss. 

Hervorzuheben ist hierbei, dass die Europäische Verteidigungsagentur bei dieser 

Genehmigung die vorgebrachten Sicherheitsinteressen der öffentlichen Auftraggeber als 

Entscheidungsgrundlage zu beachten hat. Dies folgt aus dem Wortlaut, nach dem das 

Einvernehmen bezüglich der Wahl des Vergabeverfahrens unter Berücksichtigung ihrer 

nationalen Sicherheitsinteressen herzustellen ist, d.h. der Sicherheitsinteressen der im 

Auftrag des jeweiligen EU-Mitgliedstaates handelnden öffentlichen Auftraggeber (wie 

nationale Rüstungsagenturen). Auf diese Weise ist gewährleistet, dass nicht gegen den 

primärrechtlichen Grundsatz des Artikels 4 Absatz 2 Satz 3 EUV verstoßen wird, 

gemäß dem �die nationale Sicherheit [und somit auch die Definition nationaler 

Sicherheitsinteressen] � in die alleinige Verantwortung der einzelnen Mitgliedstaaten 

[fällt].�576 Damit wird jedoch gleichzeitig ersichtlich, dass mit dem gegenseitigen 

Einvernehmen bei der Wahl des Vergabeverfahrens auch eine Offenlegungspflicht

nationaler Sicherheitsinteressen gegenüber der Europäischen Verteidigungsagentur 

verbunden ist. Durch diese Offenlegungspflicht kann so (gegebenenfalls auch 

gerichtlich) überprüft werden, ob die von den öffentlichen Auftraggebern vorgebrachten 

Argumente eine (verfahrenstechnische) Einschränkung des Teilnehmerkreises am 

Vergabewettbewerb rechtfertigen. 

576 Art. 4 Abs. 2 S. 3 EUV; vgl. hierzu ausführlich auch oben, Abschnitt 3.2.1, S. 110 f. m.w.N. 
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Von zentraler Relevanz für die unter Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen 

erfolgende Wahl eines geeigneten Vergabeverfahrens durch die öffentlichen 

Auftraggeber und die entsprechende Genehmigung durch die Europäische 

Verteidigungsagentur ist dabei Artikel 10 Absatz 3 Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F., 

wonach Letzterer hierbei die Kontrolle hinsichtlich der Einhaltung der in Artikel 2 RL 

2004/18/EG genannten Grundsätze obliegt. Diese Grundsätze schreiben den 

öffentlichen Auftraggebern eine gleiche und nichtdiskriminierende Behandlung aller 

Wirtschaftsteilnehmer (d.h. aller Anbieter aus den Mitgliedstaaten) sowie eine 

transparente Vorgehensweise bei öffentlichen Aufträgen vor.577 Mit dem Verweis auf 

Artikel 2 RL 2004/18/EG wird hier gewissermaßen eine strikt zu beachtende Rangfolge 

zwischen den Vergabeverfahren bei Rüstungsaufträgen eingeführt. Sofern es die 

nationalen Sicherheitsinteressen der Mitgliedstaaten gestatten, sind Rüstungsaufträge 

demnach vorrangig im offenen Verfahren zu vergeben. Dies dürfte regelmäßig bei 

routinemäßigen Beschaffungen serienmäßig produzierter bzw. gebrauchsfertiger 

militärischer Güter der Fall sein, wie mit dem Beispiel der Beschaffung von 

Handwaffenmunition für den Übungsbetrieb nationaler Streitkräfte bereits illustriert 

wurde.578 Der prinzipiell zu beachtende Vorrang des offenen Verfahrens gegenüber den 

übrigen Vergabeverfahren auch bei Rüstungsaufträgen ergibt sich dabei daraus, dass bei 

diesem streng formalisierten, auf eine unbeschränkte Anzahl von Anbietern 

ausgerichtetem Verfahren das Wettbewerbsprinzip sowie die Grundsätze des Artikels 2 

RL 2004/18/EG, d.h. die Grundsätze der Gleichbehandlung, Nichtdiskriminierung und 

Transparenz, bedeutend stärker zum Tragen kommen als bei dem nichtoffenen 

Verfahren oder dem Verhandlungsverfahren.579 Satz 2 des Artikels 10 Absatz 3 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. betont demnach, dass eine verfahrenstechnische Einschränkung 

des konkurrierenden Offertenkreises bei Rüstungsaufträgen nur dann zulässig ist, wenn 

577 S. Art. 2 RL 2004/28/EG. 
578 Einerseits sind bei derartigen, standardisierten Gütern (Nach-)Verhandlungen hinsichtlich technischer 
Spezifikationen unnötig; andererseits können bei derartigen routinemäßigen Beschaffungen (ohne das 
Vorliegen einer operativen Dringlichkeit) auch weder Geheimhaltungs- noch 
Versorgungssicherheitsinteressen eine verfahrenstechnische Einschränkung des Anbieterkreises 
rechtfertigen. Vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.3.2, S. 137 f. 
579 Vgl. Kunert, O., Vergaberecht, 2003, S. 91; auch Hausmann, F. L./Hoff, G. von (Bearb.), in: Kulartz, 
H.-P. u.a. (Hrsg.), VOL/A, 2011, § 3 RdNr. 18. Die Ausführungen in der zuletzt genannten Quelle 
beziehen sich zwar auf nationale Vergabeverfahren nach deutschem Vergaberecht unterhalb der EU-
Schwellenwerte; sie sind jedoch aufgrund der analogen Durchführungsweise auf die europäischen 
(sekundärrechtlichen) Vergabeverfahren sinngemäß übertragbar. Vgl. hierzu Budäus, D., Vergabewesen, 
2002, S. 11. 
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die vorgebrachten, legitimen nationalen Sicherheitsinteressen der öffentlichen 

Auftraggeber eine Vergabe im offenen Verfahren ausschließen. In diesem Falle kann, 

nach erfolgter Genehmigung durch die Europäische Verteidigungsagentur, auf das 

nichtoffene Verfahren und in besonders sensiblen Fällen auf das Verhandlungsverfahren 

in seinen zwei Ausprägungen zurückgegriffen werden. Die Europäische 

Verteidigungsagentur wird durch diese Bestimmung ein vorgelagertes Kontrollorgan

der Europäischen Kommission, welche als �Hüterin der Verträge und des Wettbewerbs 

in der EU�580 letztlich die �Einhaltung des supranationalen Sekundärrechts [und somit 

auch der allgemeinen Vergaberichtlinie] durch die Mitgliedstaaten verantwortet�581. 

Sofern Rüstungsverträge im nichtoffenen Verfahren oder im Verhandlungsverfahren mit 

Veröffentlichung einer Bekanntmachung vergeben werden, müssen die öffentlichen 

Auftraggeber nach der obligatorischen Genehmigung durch die Europäische 

Verteidigungsagentur gemäß Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. des 

Weiteren die besondere Regelung des Artikels 10 Absatzes 4 Satz 1 RL 2004/18/EG 

i.d.h.d.F. zwingend beachten. Bereits erörtert wurde, dass der bei diesen beiden 

Vergabeverfahren erfolgende, dem (eigentlichen) Vergabewettbewerb vorangeschaltete 

Teilnahmewettbewerb den öffentlichen Auftraggebern insbesondere im Hinblick auf zu 

wahrende nationale Geheimhaltungsinteressen den Vorteil bietet, geeignete Anbieter 

noch vor der Übersendung bzw. Bekanntgabe detaillierter Leistungsbeschreibungen 

herauszufiltern. Der öffentliche Auftraggeber hat während dieses 

Teilnahmewettbewerbs die Möglichkeit, bei in Betracht kommenden Anbietern 

Sicherheitsüberprüfungen durchzuführen und gegebenenfalls 

Vertraulichkeitserklärungen hinsichtlich der Handhabung sicherheitssensibler 

Informationen einzufordern. Allerdings bietet der vorgeschaltete Teilnahmewettbewerb 

den öffentlichen Auftraggebern auch die Möglichkeit, Anbieter nicht nur bezüglich 

sicherheitsrelevanter Aspekte, sondern auch mit Blick auf (industrie)politische 

(und/oder eigennutzorientierte) Interessen bzw. Ziele vorauszuwählen.582 Um dieser, 

580 Busch, B., EU-Binnenmarkt, 2009, S. 43. 
581 Eisenhut, D., Rüstungskooperation, 2010, S. 342. Die hier angesprochene Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Verteidigungsagentur und der Europäischen Kommission steht im Einklang mit Art. 45 
Abs. 2 S. 5 EUV, gemäß dem die Europäische Verteidigungsagentur �ihre Aufgaben erforderlichenfalls 
in Verbindung mit der Kommission [versieht]�. 
582 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.2.2, S. 117-119. 
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bereits an mehreren Stellen erläuterten, Gefahr der verdeckten Diskriminierung 

unerwünschter Auftragnehmer583 bei Rüstungsbeschaffungen entgegenzuwirken, sieht 

Artikel 10 Absatz 4 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. vor, dass bei Rüstungsaufträgen 

die Vorauswahl geeigneter Auftragnehmer im Rahmen des dem Vergabewettbewerb 

vorgeschalteten Teilnahmewettbewerbs (ebenfalls) im Einvernehmen mit der 

Europäischen Verteidigungsagentur zu erfolgen hat. Da gemäß Artikel 10 Absatz 3 

Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. bereits bei der Wahl des Vergabeverfahrens ein 

Einvernehmen zwischen der Europäischen Verteidigungsagentur und den öffentlichen 

Auftraggebern auf der Grundlage der vorgebrachten nationalen Sicherheitsinteressen 

herzustellen ist, lautet der logische Schluss, dass auch die Vorauswahl geeigneter 

Auftragnehmer im Sinne des Artikels 10 Absatz 4 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. 

ausschließlich auf der Grundlage dieser Sicherheitsinteressen erfolgen kann. Mit 

anderen Worten, die öffentlichen Auftraggeber müssen bei der Anwendung des 

nichtoffenen Verfahrens oder des Verhandlungsverfahrens mit Veröffentlichung einer 

Bekanntmachung vor der Europäischen Verteidigungsagentur rechtfertigen, weshalb 

Anbieter, die im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs ein Auftragsinteresse bekundeten, 

(lediglich) vor dem Hintergrund ihrer nationalen Sicherheitsinteressen von dem 

anschließenden Vergabewettbewerb ausgeschlossen werden sollen.  

Bei dem Verhandlungsverfahren ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung ist die 

Gefahr der verdeckten Diskriminierung am stärksten ausgeprägt, da hierbei kein 

vorgeschalteter Teilnahmewettbewerb durchgeführt wird. Der öffentliche Auftraggeber 

wendet sich bei diesem Verfahren direkt an Anbieter seiner Wahl.584 Um auch hier das 

Einholen von mehreren Angeboten (über die eigenen Staatsgrenzen hinaus) zu 

forcieren, soll die Europäische Verteidigungsagentur in diesem Fall die öffentlichen 

Auftraggeber gemäß Artikel 10 Absatz 4 Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. bei der 

Identifikation geeigneter Auftragnehmer unterstützen, d.h. sie soll Vorschläge 

hinsichtlich der aus ihrer Sicht unter Beachtung der von den öffentlichen Auftraggebern 

angeführten Sicherheitsinteressen geeigneten Anbieter unterbreiten. Zu betonen ist hier 

erneut, dass das Verhandlungsverfahren in diesem Szenario im Gegensatz zu den 

Regelungen der speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in 

583 Vgl. zur Gefahr der verdeckten Diskriminierung bei der öffentlichen Auftragsvergabe insbesondere 
oben Abschnitt 3.1, S. 77, 80-83; auch Abschnitt 3.1.2, S. 97-101; auch Abschnitt 3.2.2, S. 119 f. 
584 Vgl. hierzu auch oben, Abschnitt 3.2.2, S. 119. 
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den Bereichen Verteidigung und Sicherheit nicht das Standardverfahren für 

Rüstungsaufträge darstellt. Wie oben erläutert, wird sich das Einvernehmen zwischen 

öffentlichen Auftraggebern und der Europäischen Verteidigungsagentur bei der Wahl 

des Verhandlungsverfahrens nur in besonders sicherheitssensiblen Fällen herstellen 

lassen. 

Mit der Berufung auf den Schutz nationaler Sicherheitsinteressen auf der Grundlage 

von Artikel 14 RL 2004/18/EG wurde oben bereits eine Möglichkeit angesprochen, die 

öffentlichen Auftraggebern (bzw. den EU-Mitgliedstaaten) auch nach der hier 

unterstellten Abschaffung des Artikels 346 AUEV die Beschaffung von Rüstungsgütern 

ohne Beachtung der allgemeinen Vergaberichtlinie gestatten könnte. Eine weitere 

Möglichkeit hierzu bietet Artikel 15 Buchstabe c RL 2004/18/EG, gemäß dem solche 

öffentlichen Aufträge von ihrem Anwendungsbereich ausgenommen werden, �die 

anderen Verfahrensregeln unterliegen und aufgrund des besonderen Verfahrens einer 

internationalen Organisation vergeben werden.�585 Diese Bestimmung ist nahezu 

wortgleich zu der des Artikels 12 Buchstabe c der speziellen Vergaberichtlinie 

2009/81/EG für öffentliche Auftrage in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit586, 

so dass sich dessen Implikationen für die Beschaffung von Rüstungsgütern im Falle der 

Abschaffung von Artikel 346 AEUV entsprechend auf Artikel 15 Buchstabe c RL 

2004/18/EG übertragen lassen: Diese Ausnahmeregelung könnte dann von öffentlichen 

Auftraggebern im Verteidigungsbereich dazu herangezogen werden, sowohl unilaterale 

Rüstungsaufträge als auch multilaterale Beschaffungsvorhaben zwischen EU-

Mitgliedstaaten, d.h. innereuropäische Rüstungskooperationsprojekte, dem 

unionsweiten Vergabewettbewerb zu entziehen, indem sie eine bereits etablierte 

internationale Organisation mit eigenen Vergaberegeln (wie z.B. OCCAR587) mit ihrer 

Durchführung beauftragen oder eine neue internationale Organisation zu diesem 

Zwecke gründen. Um auch diese Möglichkeit zur Umgehung der allgemeinen 

Vergaberichtlinie bei Rüstungsaufträgen auszuschließen, wird die Anwendbarkeit des 

Artikels 15 Buchstabe c RL 2004/18/EG gemäß Artikel 10 Absatz 6 Satz 1 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. in dem hier betrachteten Szenario ausgeschlossen. 

585 Art. 15 lit. c RL 2004/18/EG. 
586 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitt 3.3.2, S. 138 f. m.w.N.  
587 Vgl. zur OCCAR oben, Abschnitt 2.3.2, S. 56-62. 
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Artikel 10 Absatz 6 Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. unterstreicht dabei, dass bei der 

gemeinsamen Vergabe von Rüstungsaufträgen durch mindestens zwei öffentliche 

Auftraggeber aus den Mitgliedstaaten die gleichen Regelungen wie bei unilateralen 

Rüstungsaufträgen zu beachten sind; damit soll auch bei innereuropäischen 

Rüstungskooperationsprojekten die Auftragsvergabe im Wettbewerb erzwungen

werden.588 Da ein grenzüberschreitender Vergabewettbewerb die Koppelung nationaler 

industrieller Arbeitspakete an Finanzierungsanteile der Auftraggeber nicht gestattet 

bzw. dies ohne Kenntnis der letztendlichen (im Wettbewerb zu ermittelnden) 

Auftragnehmer nicht möglich ist, wird mit dieser Regelung zugleich die Anwendung 

des Juste-retour-Prinzips samt seiner Effizienz mindernden Wirkungen589 bei 

innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten unterbunden.  

Der zuletzt angesprochene Artikel 10 Absatz 6 Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. bildet 

damit zugleich eine Bestimmung des hier betrachteten Szenarios, die darauf 

ausgerichtet ist, die (theoretischen) Effizienz steigernden Potenziale eines 

grenzüberschreitenden (bzw. unionsweiten) Vergabewettbewerbs mit denen der 

internationalen Rüstungskooperation zu verbinden. Eine weitere Bestimmung hierzu 

beinhaltet bereits implizit der oben diskutierte Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F., der für die Wahl des Vergabeverfahrens bei 

Rüstungsgüterbeschaffungen durch die EU-Mitgliedstaaten ein Einvernehmen zwischen 

den entsprechenden (nationalen) öffentlichen Auftraggebern und der Europäischen 

Verteidigungsagentur vorschreibt. Die obligatorische Genehmigung, welche die 

öffentlichen Auftraggeber bei Rüstungsaufträgen hinsichtlich der Wahl ihres 

beabsichtigten Vergabeverfahrens gemäß dieser hier aufgestellten Bestimmung bei der 

Europäischen Verteidigungsagentur einzuholen haben, ist unweigerlich mit einer 

Anzeigepflicht aller Rüstungsvorhaben der EU-Mitgliedstaaten gegenüber der Agentur 

588 Die gemeinsame Vergabe öffentlicher Aufträge durch EU-Mitgliedstaaten hätte auch ohne diese 
Bestimmung nach den gleichen Regeln wie bei unilateralen öffentlichen Aufträgen zu erfolgen, da gemäß 
Art. 15 lit. a RL 2004/18/EG nur Kooperationsprojekte zwischen EU-Mitgliedstaaten und Drittstaaten, 
d.h. Nicht-EU-Mitgliedern, aus dem Anwendungsbereich der allgemeinen Vergaberichtlinie 
ausgeschlossen sind. Vgl. hierzu Richter, Th., Gemeinschaftsrecht, 2007, S. 295; auch Eisenhut, D., 
Rüstungskooperation, 2010, S. 346 f. m.w.N. Art. 10 Abs. 6 S. 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. soll daher 
lediglich hervorheben, dass in diesem Szenario unilaterale und gemeinsame Rüstungsaufträge der EU-
Mitgliedstaaten nach identischen supranationalen Vorschriften zu vergeben sind. 
589 Vgl. zum Juste-retour-Prinzip sowie seiner Effizienz mindernden Wirkungen (insbesondere in der 
Form vernachlässigter komparativer Vorteile und der Aufgabe mengenbedingter 
Rationalisierungseffekte) ausführlich oben, Abschnitt 2.2, S. 35-37. 



158

verbunden.590 Letzterer kommt gemäß Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe b EUV u.a. die 

Aufgabe zu, „auf eine Harmonisierung des operativen Bedarfs … [hinzuzuwirken]“591. 

Die hier geforderte Harmonisierung nationaler militärischer Bedarfsforderungen an 

Rüstungsgütern setzt jedoch voraus, dass die Europäische Verteidigungsagentur über 

alle Rüstungsvorhaben der EU-Mitgliedstaaten informiert wird. Bereits im Rahmen der 

rüstungspolitischen Zusammenarbeit unter Federführung der WEU wurde versucht, die 

Harmonisierung der militärischen/operativen Bedarfsforderungen ihrer Mitgliedstaaten 

durch eine Förderung gemeinsamer Rüstungskooperationsprojekte voranzutreiben. Zu 

diesem Zweck unternahm das erste Panel der WEAG einen jährlichen Vergleich der 

geplanten Neubeschaffungen von Rüstungsgütern. Ergaben sich Überschneidungen bei 

den nationalen Beschaffungsplänen, sollten darauf aufbauend Machbarkeitsstudien als 

Grundlage für eine gemeinsame Entwicklung und Produktion der entsprechenden 

Rüstungsgüter ausgearbeitet werden. Der Erfolg des ersten WEAG-Panels bei dieser 

Herangehensweise zur Harmonisierung der nationalen militärischen Bedarfsforderungen 

wurde jedoch wie beschrieben regelmäßig durch ein unzureichendes bzw. unpräzises 

Informationsangebot ihrer Mitgliedstaaten vereitelt.592

Das Problem eines unzureichenden bzw. unpräzisen Informationsangebotes seitens der 

EU-Mitgliedstaaten bestünde in dem hier betrachteten Szenario hingegen nicht. Durch 

die beschriebene (implizite) Anzeigepflicht aller Rüstungsvorhaben bei der 

Europäischen Verteidigungsagentur wird diese in die Lage versetzt, 

Rüstungsgüterbeschaffungen der EU-Mitgliedstaaten fortlaufend auf inhaltliche 

Überschneidungen zu prüfen. Werden derartige Überschneidungen identifiziert, ist die 

Agentur vor dem Hintergrund ihrer oben genannten Aufgabe gemäß Artikel 45 Absatz 1 

Buchstabe b EUV dazu verpflichtet, den Mitgliedstaaten Vorschläge zu einer 

gemeinsamen Beschaffung der entsprechenden Rüstungsgüter zu unterbreiten. Sind die 

Mitgliedstaaten hierzu bereit, muss die Auftragsvergabe im Rahmen des resultierenden 

innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekts jedoch gemäß Artikel 10 Absatz 6 

Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. wie bei unilateralen Rüstungsprojekten im 

unionsweiten (Vergabe-)Wettbewerb erfolgen.  

590 Diese Anzeigepflicht gilt mit der Einschränkung, dass bei entsprechenden öffentlichen (Rüstungs-) 
Aufträgen die Schwellenwerte gemäß Artikel 7 RL 2004/18/EG erreicht bzw. überschritten werden 
müssten. 
591 Art. 45 Abs. 1 lit. b EUV. 
592 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 2.3.1, S. 51 m.w.N. 
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4.2 Ökonomische Implikationen 

Wie erläutert, begründet Artikel 346 AEUV eine Sonderstellung der europäischen 

Verteidigungswirtschaft auf dem EU-Binnenmarkt.593 Ihre extensive 

Handhabungspraxis ließen diese primärrechtliche Schutznorm nationaler 

Sicherheitsinteressen letztlich zu einer Marktzutrittsschranke zu den nationalen 

Rüstungsgütermärkten der EU-Mitgliedstaaten werden. Auch die jüngeren Bemühungen 

in Gestalt des Verhaltenskodexes für das Rüstungsgüterbeschaffungswesen der 

Europäischen Verteidigungsagentur und der speziellen Vergaberichtlinie 2009/81/EG 

für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit lassen 

berechtigte Zweifel daran zu, dass sich uneingeschränkte, unionsweite Märkte für 

Rüstungsgüter unter Fortbestand dieser Ausnahmevorschrift etablieren werden.594 Aus 

diesem Grunde wurde in dem unmittelbar voranstehenden Abschnitt ein Szenario 

entwickelt, das ihre Streichung aus dem europäischen Primärrecht unterstellt und durch 

zusätzliche sekundärrechtliche Änderungen eine Verpflichtung zur Durchführung eines 

unionsweiten Vergabewettbewerbs bei Rüstungsaufträgen der Mitgliedstaaten herstellt. 

Eine Sonderstellung der europäischen Verteidigungswirtschaft auf dem EU-

Binnenmarkt wird somit nicht aufgegeben; auf der Grundlage der speziellen 

Bestimmungen des Artikels 10 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. für öffentliche Aufträge im 

Verteidigungsbereich stellt sich ihre hier diskutierte Sonderstellung jedoch gegenüber 

dem Status quo als prinzipiell mit dessen Grundfreiheiten595 vereinbar dar. Ein Entzug 

nationaler Rüstungsaufträge von einem unionsweiten Vergabewettbewerb durch den 

pauschalen Verweis auf eine Ausnahmevorschrift wird hier unterbunden, so dass 

grundsätzlich jeder (unter Berücksichtigung der von den öffentlichen Auftraggebern 

vorgebrachten nationalen Sicherheitsinteressen geeignete) Anbieter aus allen

Mitgliedstaaten unter gleichen Bedingungen Offerten unterbreiten kann. 

Die möglichen ökonomischen Implikationen des entwickelten Szenarios entsprechen im 

Wesentlichen den Effekten, die bereits im Zuge der EU-Binnenmarktetablierung im 

593 Vgl. hierzu ausführlich oben, Abschnitte 3.2 und insbesondere 3.2.1, S. 105-113. 
594 Vgl. hierzu oben Abschnitt 3.3, S. 121-144. 
595 Vgl. zu den Grundfreiheiten des EU-Binnenmarktes, insbesondere der hier zur Rede stehenden 
Warenverkehrs- und Dienstleistungsfreiheit, sowie deren Umsetzung im Bereich des öffentlichen 
Auftragswesens oben, Abschnitt 3.1.2, S. 100-103. 
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Hinblick auf die Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens für zivile, d.h. nicht 

militärische, öffentliche Aufträge diskutiert wurden.596 Sie lassen sich vereinfachend 

mithilfe der Darstellung 11 erläutern. Allerdings sind die Argumente aufgrund der 

speziellen Bestimmungen des Artikels 10 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. und insbesondere 

der durch sie unterstellten, zentralen Funktionen der Europäischen 

Verteidigungsagentur bei Rüstungsbeschaffungen der Mitgliedstaaten um einige 

Aspekte zu erweitern. 

Quelle: In Anlehnung an Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 156. 
Darst. 11: Wettbewerbseffekt und Größeneffekt 

Der Ausgangspunkt in Darstellung 11 wird durch eine Situation gekennzeichnet, in der 

ein EU-Mitgliedstaat die Beschaffung der Menge x1 eines repräsentativen 

Rüstungsgutes x beabsichtigt. Zunächst wird angenommen, dass die Vergabe des 

entsprechenden Rüstungsauftrages unter den Rahmenbedingungen des Status quo 

erfolgt, d.h., der Mitgliedstaat wird unter (eventuell unausgesprochener) Berufung auf 

den Schutz seiner nationalen Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels 346 AEUV 

596 Vgl. hierzu ausführlich u.a. Cecchini, P., Vorteil, 1988, S. 37-45; stark zusammenfassend auch Dichtl, 
E., Binnenmarkt, 1989, S. 336 f.; auch Baßeler, U./Heinrich, J./Utecht, B., Probleme, 2002, S. 679; auch 
Keohane, D., Armaments, 2002, S. 15. 
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von einer unionsweiten Vergabebekanntmachung (d.h. Ausschreibung) im Amtsblatt 

der Europäischen Union absehen.597 Die selbstdefinierten Sicherheitsinteressen 

gestatten es ferner, dass auch die Befolgung des Verhaltenskodexes für das 

Rüstungsgüterbeschaffungswesen der Europäischen Verteidigungsagentur unterbleiben 

kann.598 Des Weiteren wird angenommen, dass das repräsentative Rüstungsgut nur von 

einem nationalen Unternehmen angeboten wird, wie es insbesondere auf den nationalen 

Rüstungsgütermärkten für militärisches Großgerät der Fall ist. Der betrachtete 

Mitgliedstaat verfolgt hier die Regelbeschaffungsvariante599; der Rüstungsauftrag wird 

an den einheimischen (Monopol-)Anbieter vergeben. Die dominierende relative 

Machtposition des Anbieters bei den bilateralen Auftragsverhandlungen führt dazu, dass 

der Mitgliedstaat die Menge x1 zum (Monopol-)Preis p3 beschafft; der entsprechende 

Stückgewinn des Anbieters (π1) lässt sich in der Darstellung als vertikale Differenz 

zwischen p3 und seiner Stückkostenkurve DTK1 ablesen.600

Im Folgenden wird nun angenommen, dass die gleiche Rüstungsbeschaffung gemäß der 

Bestimmungen des Artikels 10 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F., d.h. gemäß der speziellen 

Regelungen des im vorangegangenen Abschnittes entwickelten Szenarios, zu erfolgen 

hat. Mit der unterstellten Abschaffung des Artikels 346 AEUV sowie den 

Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 2 und 6 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F., die 

weitere Möglichkeiten zur Umgehung des europäischen Vergaberechts bei 

Rüstungsbeschaffungen ausschließen (namentlich die ersatzweise Berufung auf den 

Schutz nationaler Sicherheitsinteressen gemäß Artikel 14 RL 2004/18/EG601 anstelle 

Artikel 346 AEUV bzw. die Flucht in internationale Organisationen mit eigenen 

Vergaberegeln gemäß Artikel 15 Buchstabe c RL 2004/18/EG602), ist die Verpflichtung 

zur Durchführung eines unionsweiten Vergabewettbewerbs bei (oberschwelligen) 

Rüstungsaufträgen verbunden. Im betrachteten Beispiel zur Beschaffung des 

597 Erinnert sei an dieser Stelle, dass sowohl die allgemeine Vergaberichtlinie 2004/18/EG als auch die 
spezielle Vergaberichtlinie 2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit vorbehaltlich des Art. 346 AEUV für Aufträge im Verteidigungsbereich gelten. S. Art. 10 RL 
2004/18/EG bzw. Art. 2 RL 2009/81/EG. 
598 Vgl. hierzu oben , Abschnitt 3.3.1, insbesondere S. 132 f. 
599 Vgl. zur Regelbeschaffungsvariante auf den nationalen Rüstungsmärkten in Europa oben, Abschnitt 
2.2, S. 33 m.w.N.; auch Kapitel 3, S. 72 m.w.N.  
600 Vgl. ausführlich zu den strukturellen Besonderheiten nationaler Rüstungsgütermärkte und den daraus 
regelmäßig resultierenden Implikationen hinsichtlich der Preispolitik der Anbieter oben, Abschnitt 3.1.1, 
S. 84-93.  
601 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 4.1, S. 149. 
602 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 4.1, S. 156. 
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Rüstungsgutes x hätte dies zur Folge, dass durch die resultierende Öffnung des 

nationalen Marktes nun auch Anbieter aus anderen EU-Mitgliedstaaten mit dem zuvor 

vor ausländischer Konkurrenz geschützten, nationalen Monopolanbieter um den 

Zuschlag des Auftrages konkurrieren können. Allgemein formuliert wird mit diesem 

Szenario eine grundsätzliche Bestreitbarkeit der nationalen Rüstungsgütermärkte für 

Anbieter aus anderen EU-Staaten ermöglicht. Der tatsächliche oder lediglich potenzielle 

Zutritt von ausländischen Anbietern mit niedrigeren Produktionskosten auf zuvor 

national abgeschottete Rüstungsgütermärkte zwingt den traditionellen einheimischen 

Anbieter ebenfalls zur Rationalisierung der Produktion (in Darstellung 11 angedeutet 

durch die im Gegensatz zur DTK1 niedriger verlaufende Stückkostenkurve DTK0) und 

wirkt sich zugleich disziplinierend auf dessen Preispolitik aus, d.h. durch den 

steigenden (bzw. hergestellten) Konkurrenzdruck nähert sich der (Markt-)Preis den 

Produktionskosten an (in Darstellung 11 angedeutet durch das Preis-Mengenverhältnis 

p2/x1 nach Marktöffnung für ausländische Konkurrenz, wobei p2 < p3 und π0 < π1).603

Hinsichtlich der Wettbewerbsintensität auf den nun erweiterten (unionsweiten) Märkten 

für Rüstungsgüter bzw. des steigenden (ausländischen) Konkurrenzdrucks auf die 

bislang „ausgetretenen Pfade des ‚Hoflieferantentums‘“604 im Bereich der 

Rüstungsbeschaffung kommt der Europäischen Verteidigungsagentur durch die 

Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 3 und 4 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. eine zentrale 

Rolle zu. Durch die bei ihr obligatorisch einzuholende Genehmigung des beabsichtigten 

Vergabeverfahrens, dem hierbei strikt zu beachtenden Vorrang des offenen Verfahrens, 

von dem ausschließlich aus Gründen (ihr gegenüber offenzulegender) nationaler 

Sicherheitsinteressen abgewichen werden kann, ihre Unterstützung bei der 

Identifikation geeigneter Auftragnehmer und ihre Funktion als der EU-Kommission 

vorgelagertes Kontrollorgan hinsichtlich einer nichtdiskriminierenden und 

transparenten Durchführung der Vergabeverfahren wird die Berücksichtigung 

grenzüberschreitender Offerten einerseits forciert und andererseits zugleich 

überwacht.605

603 Vgl. Hartley, K., Equipment, 1998, S. 156; auch Siebert, H., Perspektiven, 1989, S. 194; auch Smeets, 
H.-D., Vorteile, 1990, S. 71; auch Berg, H./Cassel, D./Hartwig, K.-H., Wirtschaftspolitik, 2003, S. 202 
m.w.N.; auch Haucap, J./Coenen, M., Binnenmarkt, 2010, S. 5; auch Cecchini, P., Vorteil, 1988, S. 102, 
105. 
604 Smeets, H.-D., Vorteile, 1990, S. 71. 
605 Vgl. hierzu ausführlich oben , Abschnitt 4.1, S. 150-156. 
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Im Rahmen eines (uneingeschränkten) unionsweiten öffentlichen Auftragswesens kann 

neben dem soeben betrachteten Wettbewerbseffekt, der in Darstellung 11 exemplarisch 

mit Änderung des Preis-Mengenverhältnisses von p3/x1 nach p2/x1 erläutert wurde, auch 

der sogenannte Größeneffekt606 zur weiteren Reduzierung der Beschaffungspreise 

beitragen. Letzterer bezieht sich auf die Realisierung mengenbedingter 

Rationalisierungseffekte, die bereits im Zusammenhang mit der ökonomischen Logik 

der internationalen Rüstungskooperation607 ausführlich betrachtet wurden; in 

Darstellung 11 wird er mit Änderung des Preis-Mengenverhältnisses von p2/x1 nach 

p1/x2 angedeutet, wobei x2 > x1 und p1 < p2. Wie erläutert sind die Kostenstrukturen bei 

der Rüstungsgüterproduktion regelmäßig durch einen hohen Fixkostenanteil geprägt, da 

sie erhebliche Investitionen sowohl in Sach- als auch Humankapital voraussetzt 

(Letzteres bezieht sich insbesondere auf die überdurchschnittlich hohe Beschäftigung 

hochqualifizierten Personals sowie auf Forschungs- und Entwicklungsarbeiten).608

Einleitend wurde als eine zentrale Folge der nationalen rüstungspolitischen Abschottung 

in Europa bereits angesprochen, dass es sich für Anbieter nahezu als unmöglich erweist, 

mit bereits für einzelne Staaten individuell entwickelten Rüstungsgütern auch die 

entsprechenden Märkte in anderen Ländern zu betreten.609 Die hier verpflichtende 

Durchführung eines unionsweiten Vergabewettbewerbs bei der Beschaffung von 

Rüstungsgütern bietet nun den Anbietern die Chance, ihre bisher begrenzten 

(nationalen) Absatzmärkte zu erweitern, indem sie ihre Produkte (gegebenenfalls nach 

geringfügigen Modifikationen) mehr als nur einem öffentlichen Auftraggeber offerieren 

können. Gelingt es ihnen, bei mehreren Ausschreibungen den Zuschlag zu erhalten, so 

bedeutet dies vor dem Hintergrund der regelmäßig hohen Fixkostenbelastung grafisch 

gesprochen, dass sie „sich durch die Ausbringung grösserer [!] Mengen entlang der 

Durchschnittskostenkurve nach unten [bewegen]; die Güterpreise sinken.“610

606 Gelegentlich auch als Anpassungseffekt bezeichnet; vgl. z.B. Cecchini, P., Vorteil, 1988, S. 38. 
607 Vgl. oben, Abschnitt 2.1, S. 14-31. 
608 Vgl. ausführlich zur Kapitalintensität der Rüstungsgüterproduktion oben, Abschnitt 2.1.1, S. 18 f. 
609 Vgl. oben, Abschnitt 1.1, S. 7 f. m.w.N. 
610 Siebert, H., Perspektiven, 1989, S. 192; vgl. hierzu auch Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 155-
157; auch Smeets, H.-D., Vorteile, 1990, S. 72 f. m.w.N. 
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Die eher enttäuschenden Wirkungen der seit Beginn der 1990er Jahren unternommenen 

Versuche zur Intensivierung und Rationalisierung der innereuropäischen 

Rüstungskooperation wurden zusammenfassend damit begründet, dass es hierbei erstens 

nicht gelungen ist, eine völlige Aufgabe des Juste-retour-Prinzips611 zu erreichen und 

zweitens eine die gesamte Europäische Union umfassende Organisationsstruktur mit 

einheitlichen Prinzipien bezüglich gemeinsamer Rüstungsaktivitäten aufzubauen.612

Auch hinsichtlich dieser Kritikpunkte beinhaltet das im vorangegangenen Abschnitt 

entwickelte Szenario Vorteile gegenüber dem Status quo. Zum einen muss gemäß 

Artikel 10 Absatz 6 Satz 2 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. auch die Auftragsvergabe im 

Zusammenhang mit innereuropäischen Rüstungskooperationsprojekten nach den 

gleichen Regelungen wie bei unilateralen Beschaffungsvorhaben erfolgen, d.h. im 

Rahmen eines unionsweiten Vergabewettbewerbs. Mit dieser Bestimmung sind nicht 

nur einheitliche, für alle EU-Mitgliedstaaten verbindliche Prinzipien aufgestellt; mit ihr 

wird zugleich die Anwendung des Juste-retour-Prinzips bei der gemeinsamen 

Beschaffung von Rüstungsgütern unterbunden.613 Die zentralen Aufgaben und 

Funktionen, die der Europäischen Verteidigungsagentur hierbei zukommen 

(Genehmigung des Vergabeverfahrens gemäß Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F., Kontrollinstanz hinsichtlich der nichtdiskriminierenden und 

transparenten Verfahrensdurchführung gemäß Artikel 10 Absatz 3 Satz 2 RL 

2004/18/EG i.d.h.d.F. und gegebenenfalls Unterstützung bei der Identifikation 

geeigneter Auftragnehmer gemäß Artikel 10 Absatz 4 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F.), sowie 

die mit Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. implizit verbundene 

Anzeigepflicht nationaler Rüstungsvorhaben614 schaffen zum anderen eine die gesamte 

Europäische Union umfassende Organisationsstruktur für die Durchführung 

innereuropäischer Rüstungskooperationsprojekte. Spätestens an dieser Stelle wird die 

bereits zu Beginn dieses Kapitels getroffene Aussage deutlich, dass das hier entwickelte 

Szenario darauf ausgerichtet ist, die (theoretischen) Effizienz steigernden Potenziale der 

internationalen Rüstungskooperation in der Form mengenbedingter 

611 Vgl. zum Juste-retour-Prinzip sowie seiner Effizienz mindernden Wirkungen (insbesondere in der 
Form vernachlässigter komparativer Vorteile und der Aufgabe mengenbedingter 
Rationalisierungseffekte) ausführlich oben, Abschnitt 2.2, S. 35-37. 
612 Vgl. oben, Abschnitt 2.3.4, S. 69 f. 
613 Vgl. oben, Abschnitt 4.1, S. 156 f. 
614 Vgl. hierzu oben, Abschnitt 4.1, S. 157 f. 
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Rationalisierungseffekte und der Aufteilung (fixer) Forschungs- und 

Entwicklungskosten mit denen eines grenzüberschreitenden Vergabewettbewerb in der 

Form einer erhöhten Wettbewerbsintensität zu verbinden.615

Wie aus Darstellung 11 hervorgeht und wie bereits in Abschnitt 2.1 ausführlich erläutert 

wurde, setzt die Realisierung mengenbedingter Rationalisierungseffekte bei einer 

gemeinsamen Rüstungsgüterbeschaffung voraus, dass die beteiligten Nationen ein 

identisches (homogenes) Gut beschaffen.616 Unter Umständen kann eine gemeinsame 

Beschaffung aber auch dann aus fiskalischer Sicht vorteilhaft sein, wenn die beteiligten 

Nationen (heterogene) Rüstungsgüter benötigen. Jeder öffentliche Beschaffungsvorgang 

ist mit von der Beschaffungsmenge unabhängigen Transaktionskosten617 verbunden. Zu 

nennen wären hier beispielsweise die Verwaltungskosten im Zusammenhang mit der 

Veröffentlichung der Vergabebekanntmachungen, der Erstellung und Verteilung der 

Verdingungsunterlagen, der Auswertung eingegangener Angebote oder, abhängig von 

der Wahl des Vergabeverfahrens, mit notwendigen (Nach-)Verhandlungen sowie die 

regelmäßig bei all diesen exemplarisch aufgeführten Schritten anfallende Kosten für 

juristische Unterstützungsleistungen. Durch die Zusammenlegung mehrerer (auch 

heterogener) Beschaffungsvorgänge lassen sich die Transaktionskosten pro Stück 

(Beschaffungseinheit) gegenüber separat durchgeführten Vergabeverfahren 

gegebenenfalls senken, was sich wiederum in einer fiskalischen Entlastung 

widerspiegelt. Zur Illustration dieser möglichen Beschaffungssynergie wird Darstellung 

12 herangezogen: 

615 Vgl. oben, S. 145. 
616 Vgl. hierzu auch Sandler, T./Hartley, K., NATO, 1999, S. 159. 
617 Vgl. zum Themenkomplex der Transaktionskosten auch oben, Abschnitt 2.2, S. 38 f. m.w.N. 
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Quelle: In Anlehnung an Scherer, F. M./Ross, D., Performance, 1990, S. 101. 
Darst. 12: Beschaffungssynergien bei kombinierter Vergabe heterogener Rüstungsaufträge 

Betrachtet wird hier eine Situation, in der eine Nation die Menge x1 eines 

Rüstungsgutes x und eine weitere Nation die Menge y1 eines anderen Rüstungsgutes y 

zu beschaffen beabsichtigen. In Darstellung 12 werden auf den horizontal verlaufenden 

Achsen die Beschaffungsmengen des jeweiligen Gutes (x und y) und auf der vertikalen 

Achse die durchschnittlichen Transaktionskosten (DTAK; auch Transaktionskosten pro 

Stück) in Abhängigkeit der Beschaffungsmengen von x und y abgetragen. Sofern das 

Rüstungsgut x im Rahmen eines separaten Vergabeverfahrens beschafft wird, lassen 

sich die entsprechenden Transaktionskosten pro beschaffter Mengeneinheit an dem 

durch die x-Achse begrenzten Rand der durch die Punkt ABC aufgespannten, schraffiert 

dargestellten Kostenoberfläche ablesen; die separate Beschaffung der Menge x1 ist hier 

mit durchschnittlichen Transaktionskosten in Höhe von DTAKx1 verbunden. Analog 
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lassen sich die durchschnittlichen Transaktionskosten bei separater Beschaffung des 

Rüstungsgutes y an dem durch die y-Achse begrenzten Rand der Kostenoberfläche 

ablesen; im hiesigen Beispiel beträgt ihre Höhe DTAKy1.  

Entscheiden sich die beiden Nationen nun, die Beschaffung beider Güter (x und y) im 

Rahmen eines kombinierten Vergabeverfahrens vorzunehmen, lassen sich die 

resultierenden durchschnittlichen Transaktionskosten im Schnittpunkt der von den 

entsprechenden Gütermengen x1 bzw. y1 parallel zur x- bzw. y-Achse ausgehenden 

Strahlen auf der Kostenoberfläche bestimmen; sie betragen hier DTAKx1y1, wobei 

DTAKx1y1 < DTAKx1, DTAKy1. In dem hier betrachteten Beispiel lassen sich demnach 

die Transaktionskosten je beschaffter Mengeneinheit durch ein kombiniertes 

Vergabeverfahren für die heterogenen Rüstungsaufträge beider Nationen gegenüber 

unabhängig voneinander durchgeführten Verfahren senken. Dieses Ergebnis stellt sich 

deshalb ein, da die Kostenoberfläche in Darstellung 12 einen fallenden, konvexen 

Verlauf aufweist. Wiese sie einen konkaven Verlauf auf, wäre hingegen die 

Durchführung separater Vergabeverfahren vorzuziehen.  

Beschaffungssynergien der beschriebenen Art sind insbesondere dann zu erwarten, 

wenn sich die entsprechenden Rüstungsgüter beispielsweise aufgrund der Existenz von 

Verbundvorteilen in der Produktion (economies of scope618, engl.) bereits in der 

Angebotspalette von Konglomeraten wiederfinden.619 Ersichtlich wird dies 

insbesondere dann, wenn angenommen wird, dass die kombinierte Vergabe im Rahmen 

des Verhandlungsverfahrens erfolgt; je Beschaffungsgegenstand und teilnehmendem 

Anbieter gesondert geführte (Nach-)Verhandlungen über allgemeine 

Auftragsbedingungen können in diesem Fall unterbleiben. 

Der Europäischen Verteidigungsagentur obläge im hiesigen Szenario vor dem 

Hintergrund ihrer Aufgabe zur „Harmonisierung des operativen Bedarfs“620 die 

Identifikation solcher nationalen, jedoch heterogenen Rüstungsaufträge, die sich für 

618 Vgl. zu economies of scope grundlegend Panzar, J. C./Willig, R. D., Multi-Output Production, 1977 
sowie Panzar, J. C./Willig, R. D., Economies of Scope, 1981. Stark vereinfacht formuliert liegen sie dann 
vor, wenn die Kosten der gemeinsamen Produktion mehrerer Güter in einem (diversifizierten) 
Unternehmen niedriger sind als die kumulierten Kosten einer separaten Produktion in jeweils auf eines 
dieser Güter spezialisierten Unternehmen. Ursächlich kann hierfür beispielsweise die Möglichkeit zur 
gemeinsamen Nutzung von Produktionsfaktoren sein. Vgl. hierzu weiterführend z.B. Pindyck, R. 
S./Rubinfeld, D. L., Mikroökonomie, 2003, S. 333-336; auch Perloff, J. M., Microeconomics, 2008, S. 
235-238. 
619 Vgl. Markowski, St./Hall, P./Wylie, R., Demand, 2010, S. 59 f. 
620 Art. 45 Abs. 1 lit. b EUV. 
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eine kombinierte Vergabe durch die jeweiligen Mitgliedstaaten anbieten. Zu denken 

wäre hierbei beispielsweise an die beabsichtigte Beschaffung von Artilleriemunition 

gleichen Kalibers durch zwei Mitgliedstaaten, wobei sich der nationale Bedarf lediglich 

in der Wirkladung der Munition unterscheidet (Sprengladung, Leuchtkörper oder 

Nebelmittel). Ein weiteres Beispiel wäre die von zwei Mitgliedstaaten geplante 

Beschaffung eines Großwaffensystems (etwa eines Spähpanzers), wobei die technischen 

und taktischen Leistungsanforderungen an das Fahrgestell (Reichweite, 

Geländeeignung, klimatische Einsatzbedingungen) identisch sind, jedoch eine 

voneinander abweichende Bewaffnung (wie Bordmaschinenkanonen oder 

Granatmaschinenwaffen) benötigt wird. 

Zusammenfassend bildet die in Abschnitt 4.1 im Zusammenhang mit Artikel 10 Absatz 

3 Satz 1 RL 2004/18/EG i.d.h.d.F. erläuterte Anzeigepflicht aller (oberschwelligen) 

Rüstungsaufträge gegenüber der Europäischen Verteidigungsagentur621 demnach die 

grundlegende Voraussetzung dafür, geeignete (homogene, aber auch heterogene) 

Beschaffungsvorhaben für eine kombinierte Auftragsvergabe zu identifizieren. 

Abschließend soll noch ein weiterer möglicher Effekt in Verbindung mit der Öffnung 

nationaler Rüstungsgütermärkte für den unionsweiten (Vergabe-)Wettbewerb 

angesprochen werden, der in der Literatur vor dem Hintergrund der typischerweise 

hohen Kapitalintensität der Rüstungsgüterproduktion diskutiert wird. Bei dieser 

Diskussion stehen die „zum Teil beträchtlichen Fixkosten“622 für Forschung und 

Entwicklung im Mittelpunkt. Die bereits in der Einleitung angesprochenen 

Beschaffungsprogramme für Kampfflugzeuge in Europa und den Vereinigten Staaten 

von Amerika zwischen 1996 und heute zeigen exemplarisch, welche Dimensionen die 

Forschungs- und Entwicklungskosten bei militärischen Großsystemen erreichen 

können.623 Die beispielhafte Nennung dieser Projekte erfolgte im Zusammenhang mit 

der in Europa höheren Anzahl an Parallelentwicklungen von Waffensystemen für 

gleiche militärische Zwecke verglichen mit den Vereinigten Staaten von Amerika.624

Zur Illustration dieses Sachverhaltes stellt die folgende Tabelle in Darstellung 13 die 

621 Vgl. oben, S. 157 f. 
622 Smeets, H.-D., Vorteile, 1990, S. 72; vgl. hierzu auch Dichtl, E., Binnenmarkt, 1989, S. 337. 
623 Vgl. oben, Abschnitt 1.1, S. 8 f. 
624 Vgl. oben, Abschnitt 1.1, S. 7. 
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eingeführten Waffensysteme bzw. die laufenden militärischen Beschaffungsprogramme 

in Europa und den Vereinigten Staaten von Amerika mit Stand des Jahres 2005 

gegenüber. 

Waffensystemkategorie Europa USA 

Landsysteme 

     Kampfpanzer 4 1 

     Schützenpanzer 16 3 

     Haubitzen (155 mm) 3 1 

Luftsysteme 

     Mehrzweckkampfflugzeuge 7 5 

     Erdkampfflugzeuge/Schulungsflugzeuge 6 1 

     (Kampf-)Hubschrauber 7 5 

     Luft-See-Raketen 9 3 

     Luft-Luft-Raketen 8 4 

Seesysteme 

     Fregatten 11 1 

     U-Boote (Dieselantrieb) 7 0 

     U-Boote (Nuklearantrieb) 2 1 

     U-Boot-Abwehrtorpedos 9 2 

Summe 89 27 

Quelle: In Anlehnung an Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 18; auch Unisys, Transfers, 2005, S. 120. 
Darst. 13: Eingeführte Waffensysteme bzw. laufende militärische Beschaffungsprogramme in Europa und 

den Vereinigten Staaten von Amerika im Jahre 2005  

Mit der Verpflichtung zur Durchführung eines unionsweiten Vergabewettbewerbs auch

bei der Beschaffung von Rüstungsgütern, so die Argumentation, ließe sich eine 

Reduktion grenzüberschreitender Duplikationen bzw. redundanter Forschungs- und 

Entwicklungstätigkeiten und somit erhebliche Ressourceneinsparungen erzielen, da die 

„Neuerfindung des Rades“625 auf national abgeschotteten Rüstungsgütermärkten 

625 Starbatty, J./Vetterlein, U., Forschungspolitik, 1998, S. 717; vgl. hierzu auch Meyer, D., Allianz, 1994, 
S. 17 f.; auch Glismann, H. H./Horn, E.-J./Schrader, K., Wohlfahrtseffekte, 1993, S. 22. 
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unterbleiben könne.626 Damit einher ginge auch eine Verringerung der Anzahl 

unterschiedlicher technischer Standards bei der Militärausrüstung, was schließlich der 

militärischen Interoperabilität und einer gegenseitigen logistischen Unterstützung der 

europäischen Streitkräfte zuträglich wäre.627 Erinnert sei hier jedoch auch auf die bereits 

in Abschnitt 3.1.1 betrachteten möglichen dynamischen Effizienzwirkungen eines 

grenzüberschreitenden Vergabewettbewerbs auf den europäischen Märkten für 

Rüstungsgüter.628

626 Vgl. zur dieser Argumentationsweise u.a. Schmitt, B., Reformen, 2004, S. 227; auch Hartley, K., 
International Trade Order, 1997, S. 173 f. 
627 Vgl. hierzu Darnis, J.-P. u.a., Programmes, 2007, S. 18, 26 f. ; auch Bertges, F., Verteidigungsmarkt, 
2009, S. 42; auch Bialos, J. P./Koehl, St. L., Transformation, 2004, S. 6-10; auch Mathiopoulos, M., 
Integration, 2002, S. 266. 
628 Vgl. oben, S. 94-96. 
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5 Fazit 

Die Handlungszwänge, die sich für die EU-Mitgliedstaaten bei der materiellen 

Ausstattung ihrer Streitkräfte aufgrund sinkender Militärausgaben einerseits und 

steigenden Ausrüstungskosten andererseits ergeben, werden sich nicht zuletzt aufgrund 

der anhaltenden Staatsschuldenkrise und den damit einhergehenden Sparzwängen629

weiterhin verschärfen. Im Zusammenhang mit den möglichen Einsparpotenzialen für 

die öffentlichen Hand bei der Beschaffung von Rüstungsgütern wird in der Literatur 

auffallend häufig auf die Ergebnisse einer Studie630 verwiesen, die zu Beginn der 

1990er Jahre im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführt wurde.631 Die 

Etablierung eines unionsweiten Vergabewettbewerbs bei der Rüstungsgüterbeschaffung 

könne danach zu Einsparungen zwischen 10 % bis annähernd 20 % führen.632

Anzumerken ist hierbei, dass diese auch in der jüngeren Literatur noch häufig 

angeführte Studie selbst nie veröffentlicht wurde; die Verweise auf ihre Ergebnisse 

erfolgen regelmäßig in Form von Sekundärzitaten. Die Vorgehensweise und 

insbesondere die angewendeten Analysemethoden können daher nicht vollständig 

nachvollzogen werden. Ebenso bleibt die Frage, welche Rüstungsgütermärkte im 

Speziellen betrachtet wurden, unbeantwortet.633 Da Rüstungsgüterbeschaffungen und 

somit auch die Entwicklungen auf (nationalen und internationalen) 

Rüstungsgütermärkten letztlich von sicherheitspolitischen Entwicklungen und 

Entscheidungen determiniert werden, sind derartige Prognosen von einer hohen 

spekulativen Komponente geprägt. Dennoch legt der durch die Europäische 

Kommission im Jahre 2004 attestierte Erfolg des liberalisierten (zivilen) öffentlichen 

Auftragswesens634 nahe, dass ein gesteigerter Wettbewerb um militärische öffentliche 

629 Vgl. hierzu Nonnenmacher, G., Nato-Generalsekretär, 2012; auch Theurer, M., Staatsschuldenkrise, 
2012. 
630 Hartley, Keith/Cox, Andrews: The Costs of Non-Europe in Defence Procurement, Brussels: 
Commission of the European Communities, 1992 (unpublished). 
631 Verweise auf diese Studie finden sich zum Beispiel bei Mawdsley, J., Gap, 2002, S. 12; auch Rohde, 
J., Europa, 2004, S. 7; auch Markowski, St./Wylie, R., Emergence, 2007, S. 32; auch Küchle, H., 
Perspektiven, 2007, S. 92.
632 Vgl. z.B. Hartley, K., Industries, 2003, S. 112 m.w.N. 
633 Eine grobe Schilderung der Vorgehensweise erfolgt beispielsweise bei Hartley, K., Equipment, 1998, 
S. 155-158. Die durchgeführten Schätzungen beruhen aufgrund des Mangels öffentlich verfügbarer Daten 
zum Teil auf Unternehmensbefragungen und wurden u.a. unter der Annahme ermittelt, dass nationale 
Beschaffungsbehörden durch eine zentrale europäische Rüstungsagentur ersetzt würden. 
634 Vgl. hierzu oben, Kapitel 3, S. 73 f. m.w.N. 
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Aufträge ähnliche haushaltsentlastende Wirkungen entfalten könnte. Der rigorosen 

Umsetzung eines ungehinderten öffentlichen Auftragswesens in der europäischen 

Verteidigungswirtschaft stehen jedoch divergierende rüstungs(industrie)politische 

(Eigen-)Interessen der Mitgliedstaaten entgegen, was sich am Festhalten an Artikel 346 

AEUV als primärrechtlich verankerte Marktzutrittsschranke zu den nationalen 

Rüstungsgütermärkten widerspiegelt. 

Vor diesen Hintergründen umfassen die Kernaussagen dieser Arbeit folgende Elemente: 

Die Berufung auf den Schutz nationaler Sicherheitsinteressen darf nicht (mehr) zu 

einem pauschalen Ausschluss von Rüstungsaufträgen von einem unionsweiten 

Vergabewettbewerb führen. Den in diesem Zusammenhang hauptsächlich 

vorgebrachten legitimen Teilaspekten nationaler Sicherheit in Form der Bedürfnisse 

nach Geheimhaltung bzw. Informationssicherheit und Versorgungssicherheit mit 

militärischen Gütern kann regelmäßig durch eine entsprechende Vertragsgestaltung und 

die Wahl eines geeigneten Vergabeverfahrens auch über die eigenen Staatsgrenzen 

hinaus entsprochen werden. Nicht nur im Hinblick auf das fiskalische Ziel des 

öffentlichen Auftragswesens, sondern auch hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen und 

rechtsstaatlichen Forderungen des Staatseinkaufs muss auch bei Rüstungsaufträgen der 

Kreis konkurrierender Anbieter möglichst offen gehalten werden; dem offenen 

Verfahren muss deshalb auch hier ein Vorrang eingeräumt werden. Das 

Verhandlungsverfahren darf nicht, wie derzeit in der speziellen Vergaberichtlinie 

2009/81/EG für öffentliche Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 

vorgesehen, das Standardverfahren darstellen. 

Die Beauftragung internationaler Organisationen zur Durchführung multilateraler 

Rüstungsvorhaben kann durchaus von Vorteil sein, um etwa einer Überbürokratisierung 

im Sinne administrativer Mehrfachstrukturen und komplexer Entscheidungsprozesse 

entgegenzuwirken. Allerdings darf eine solche Beauftragung nicht dazu genutzt 

(missbraucht) werden, Rüstungsaufträge dem europäischen Vergaberecht, das abgeleitet 

von den Grundfreiheiten des EU-Binnenmarktes auf den Grundsätzen der Transparenz 

und Gleichbehandlung aller (europäischen) Wirtschaftsteilnehmer aufbaut, zu 

entziehen. Durch die Vergabe auch multilateraler Rüstungsaufträge zur Verwirklichung 
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innereuropäischer Rüstungskooperationsprojekte im Rahmen eines unionsweiten 

Vergabewettbewerbs wird ferner die Anwendung des Juste-retour-Prinzips unterbunden, 

das durch die Kopplung nationaler industrieller Arbeitspakete an den jeweiligen 

nationalen Finanzierungsanteil zu einer Vernachlässigung komparativer Vorteile und 

einer Aufgabe mengenbedingter Rationalisierungseffekte führt. 

Eine die gesamte europäische Union umfassende Organisationsstruktur (mit 

einheitlichen Regeln und Prinzipien) zur Koordinierung der mitgliedstaatlichen 

Rüstungsaktivitäten scheint für eine effiziente materielle Ausstattung der europäischen 

Streitkräfte unumgänglich. Mit einer Anzeigepflicht nationaler Rüstungsvorhaben bei 

einer zentralen europäischen Stelle (z.B. der Europäischen Verteidigungsagentur) würde 

die Grundvoraussetzung geschaffen, mögliche Überschneidungen bei nationalen 

Beschaffungsvorhaben zu identifizieren und durch kombinierte Ausschreibungen 

geeigneter (sowohl homogener als auch heterogener) Rüstungsaufträge zu fiskalischen 

Entlastungen beizutragen. Sofern eine zentrale europäische Koordinierungsstelle mit 

Kontrollbefugnissen hinsichtlich der transparenten und diskriminierungsfreien 

Durchführung von Rüstungsaufträgen der Mitgliedstaaten ausgestattet würde, könnte sie 

darüber hinaus dazu beitragen, die Gefahr der verdeckten Diskriminierung 

unerwünschter Auftragnehmer einzudämmen und die Berücksichtigung 

grenzüberschreitender Offerten zu forcieren. 

Ökonomische Aspekte der Rüstungspolitik wurden in dieser Arbeit lediglich aus der 

europäischen Perspektive betrachtet. Vor dem Hintergrund sich überschneidender 

Mitgliedschaften wird in der politikwissenschaftlichen Literatur seit geraumer Zeit 

diskutiert, ob die sicherheits- und verteidigungspolitischen Ambitionen der 

Europäischen Union als Substitut zur NATO gesehen werden können, oder ob hier eher 

eine komplementäre Beziehung vorliegt.635 Da sich angesichts der wachsenden US-

amerikanischen Staatsverschuldung auch das Pentagon zunehmenden Sparzwängen 

gegenübersieht,636 könnte eine weiterführende Arbeit, abgesehen von der 

angesprochenen politikwissenschaftlichen Diskussion, den europäischen 

Betrachtungswinkel dieser Arbeit erweitern und sich beispielweise einem 

635 Vgl. hierzu weiterführend z.B. Dini, L., Partnership, 2002; auch Robertson, G., Rivalen, 2002; auch 
Varwick, J., Sicherheitsbeziehungen, 2004; auch Algieri, F., Sicherheitspolitik, 2010, S. 142-155. 
636 Vgl. Rüb, M., Sparzwang, 2010, S. 1 f. 
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grenzüberschreitenden Vergabewettbewerb von Rüstungsaufträgen im transatlantischen 

Kontext widmen. 
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Anhang I 

Entwicklung der Militärausgaben der sechs größten Waffen 
produzierenden EU-Mitgliedstaaten von 1988 bis 2009 

Die nachstehende Tabelle bezieht sich auf Darstellung 1 sowie die entsprechenden 
Erläuterungen im Haupttext (S. 3-6). 

Militärausgaben in Prozent des nationalen BIP der EU-Mitgliedstaaten 

Deutschland Frankreich Italiena Schweden Spanien Vereinigtes 
Königreich

Ja
hr

 

1988 2,9 3,6 2,3 2,6 2 4,1 
1989 2,8 3,5 2,3 2,5b 2 4 
1990 2,8 3,4 2,1 2,6b 1,8 3,9 
1991 2,2 3,4 2,1 2,5b 1,7 4,1 
1992 2 3,3 2 2,4 1,5 3,8 
1993 1,9 3,3 2 2,5 1,7 3,5 
1994 1,7 3,3 1,9 2,4 1,5 3,3 
1995 1,6 3 1,7 2,3 1,4 3 
1996 1,6 2,9 1,9 2,2 1,4 2,8 
1997 1,5 2,9 1,9 2,1 1,3 2,6 
1998 1,5 2,7 1,9 2 1,3 2,5 
1999 1,5 2,7 2 2 1,2 2,4 
2000 1,5 2,5 2 2 1,2 2,4 
2001 1,4 2,5 2 1,8 1,2 2,4 
2002 1,5 2,5 2 1,7 1,2 2,5 
2003 1,4 2,5 2 1,7 1,1 2,5 
2004 1,4 2,6 2 1,5 1,1 2,5 
2005 1,4 2,5 1,9 1,5 1 2,4 
2006 1,3 2,4 1,8 1,4 1,2 2,4 
2007 1,3 2,3 1,7b 1,4 1,2 2,3 
2008 1,3 2,3 1,8b 1,2 1,2 2,5 
2009 1,4 2,5 1,8b 1,2 1,1 2,7 

a Die Werte für Italien beinhalten Ausgaben für den Zivil-/Bevölkerungsschutz, die etwa 4,5 % der 
jährlichen Militärausgaben ausmachen. 

b Werte beruhen auf Schätzungen des Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI). 

Quelle: SIPRI Military Expenditure Database (http://milexdata.sipri.org, 13.04.2011). 
Darst. A1: Tabellarische Übersicht zur Entwicklung der Militärausgaben in Prozent des jeweiligen BIP    

               der sechs größten Waffen produzierenden EU-Mitgliedstaaten von 1988 bis 2009 
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Anhang II 

The Code of Conduct on Defence Procurement  
of the EU Member States Participating in the  

European Defence Agency1

(Adopted by the Steering Board, on 21 November 2005) 

The European Defence Agency�s participating Member States (pMS) have agreed on 
the need for decisive progress towards creation of an internationally competitive 
European Defence Equipment Market, as a key means to strengthen the European 
Defence Technological and Industrial Base. 

A significant proportion of their defence procurement takes place outside EU internal 
market rules, on the basis of Article 296 of the Treaty establishing the European 
Community. The pMS have therefore decided, without prejudice to their rights and 
obligations under the Treaties, to establish a voluntary, non-binding intergovernmental 
regime aimed at encouraging application of competition in this segment of Defence 
procurement, on a reciprocal basis between those subscribing to the regime. 

Member States who choose to subscribe to the Regime (�subscribing Member States�, 
or sMS) will undertake to open up to suppliers having a technological and/or industrial 
base in each others� territories, all defence procurement opportunities of � 1 m or more 
where the conditions for application of Art. 296 are met, except for procurement of 
research and technology; collaborative procurements; and procurements of nuclear 
weapons and nuclear propulsion systems, chemical, bacteriological and radiological 
goods and services, and cryptographic equipment. 

Within the scope of the regime thus defined, it is recognised that sMS may 
exceptionally need to proceed with specific procurements without competition, in cases 
of pressing operational urgency; for follow-on work or supplementary goods and 
services; or for extraordinary and compelling reasons of national security. In such 
exceptional cases sMS will, once the procurement route has been confirmed, provide 
an explanation to the EDA, in its capacity as monitor of the regime on behalf of sMS. 
Data will also be provided to the Agency on collaborative procurements. 

The key principles of this regime will be as follows: 

A voluntary, non-binding approach. No legal commitment is involved or implied. The 
regime will operate on the basis of sovereign Member States voluntarily choosing to 
align their policies and practices, on a reciprocal basis, in this area. Those who elect to 
join the regime, and follow this Code, will be free to cancel their participation in the 
regime at any time. No sanction is envisaged for any non-observance of this Code by 
any sMS, beyond the requirement to account to the other members of the regime. In all 
cases, the final authority for contract award remains with sMS national authorities. 

1 Abschrift ohne Erläuterungen und weitere Stellungnahmen; abrufbar unter http://www.eda.europa.eu/ 
otheractivities/intergovernmentalregimedefenceprocurement/coc (17.04.2012). 
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a) Fair and equal treatment of suppliers. We wish to maximise opportunities for all 
suppliers based on each others� territories to compete in our competitions. This 
will require transparency and equality of information; arrangements will be made 
for all relevant new defence procurement opportunities offered by sMS to be 
notified on one single portal, which will provide advance notification of 
Invitations To Tender to be issued under the regime, and links to national 
websites or other directions to where full documentation can be obtained. A brief 
�vade mecum� will also familiarise suppliers with national defence procurement 
authorities and procedures. The notification will briefly describe the requirement, 
the procedures and timescales for the competition and the award criteria. A 
standard-format announcement will also be posted on contract award. In the 
conduct of the competition itself, fair and equal treatment will be assured in: 

- selection criteria. All companies will be evaluated on the basis of 
transparent and objective standards, such as possession of security 
clearance, required know-how and previous experience; 

- specifications and statements of requirements. These will be formulated as 
far as possible in terms of function and performance. International standards 
will, wherever possible, be included in the technical specifications rather 
than national ones or detailed and specific company-linked requirements; 

- award criteria. These will be made clear from the outset. The fundamental 
criterion for the selection of the contractor will be the most economically 
advantageous solution for the particular requirement, taking into account 
inter alia considerations of costs (both acquisition and life cycle), 
compliance, quality and security of supply and offsets; 

- debriefing. All unsuccessful bidders who so request will be given feed-back 
after the contract is awarded. 

b) Mutual transparency and accountability. Each sMS will wish regularly to review 
comprehensive data which demonstrates how the regime is in practice impacting 
on defence procurement practices and outcomes. The regime will embody certain 
classes of exception; when exceptions are invoked or when other irregular events 
occur, sMS will wish to have an explanation - and the opportunity, if need be, to 
debate the circumstances in the Agency Steering Board. The EDA will be the 
instrument to achieve this mutual transparency and accountability. Whilst no sMS 
will wish the EDA to assume the role of independent investigator of its affairs, 
we recognise that mutual visibility and reassurance about how each sMS is 
operating the Code will require an effective EDA monitoring and reporting 
system with regular reports to the Steering Board. We will therefore ensure that 
the Agency receives the necessary cooperation from national staffs to provide the 
insight into the operation of the regime that we will require. sMS will also inform 
the Agency of any use of Art. 296 in relation to the award of state aid or in 
mergers and acquisitions issues. 
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c) Mutual support. The privilege of improved opportunity to sell into each other�s 
defence markets implies a reciprocal obligation to do everything possible to 
ensure supply. In defence procurement, this is not merely a commercial matter � 
it involves the role of governments as well as industries. 
We recognise that fully-effective operation of the regime will depend on strong 
mutual confidence and interdependence. sMS intending to place contracts on 
suppliers elsewhere in Europe are entitled to expect that the latter are and remain 
dependable and competitive sources of supply. Uncertainty on this point may 
count against them in competition. Each sMS government will therefore do 
everything possible, consistent with national legislation and international 
obligations, to assist and expedite each others� contracted defence requirements, 
particularly in urgent operational circumstances, and will work to increase the 
level of mutual confidence amongst the sMS, in particular by improving the 
predictability and dependability of its regulations and policies. All sMS will 
support efforts to simplify amongst them intra-community transfers and transits 
of defence goods and technologies. 

d) Mutual benefit. We recognise, too, that this regime will not prosper unless all 
sMS find benefit in subscribing to it. An important part of this is the expansion of 
opportunities for small- and medium-sized companies from across Europe to sell 
into a continental-scale market. In defence procurement, the customers for such 
companies may be a prime contractor rather than the end-user. We will therefore 
seek to ensure that fair competition and the benefits of the regime are driven 
down the supply-chain. We accordingly see a Code of Best Practice in the Supply 
Chain, to be agreed with industry, as an integral part of the regime. Its principal 
tenets will be to promote transparency and fair competition at the sub-contract 
level. Prime contractors will be expected to evaluate and select suppliers on a fair 
and equitable basis. Implementation will be supported by arrangements for 
bench-marking, reporting and monitoring. 

We are confident that mutual transparency and accountability will support over time 
the growth of confidence and ever-more effective operation of the regime. Experience 
will also enable us to identify improvements to these initial arrangements, and to 
consider adaptation and possible expansion of the regime. We will therefore keep its 
operations under continuous review, based on the EDA-led monitoring and reporting 
arrangements, and pursue progressively closer alignment of our policies and practices 
over time. 
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Anhang III 

ABl. C-364 E/85 vom 20. Dezember 20012

(2001/C 364 E/091)   SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1324/01 
von Bart Staes (Verts/ALE) an den Rat 

(4. Mai 2001) 

Betrifft: Artikel 296 Absatz 1 Buchstabe b) des EG-Vertrags 

Gemäß Artikel 296 Absatz 1 Buchstabe b) des EG-Vertrags ist es den Mitgliedstaaten 
gestattet, beim Kauf von Rüstungsgütern von dem allgemein geltenden Wettbewerbs-
prinzip (Titel VI des EG-Vertrags) abzuweichen. Der Rat hat die Liste dieser Produkte 
am 15. April 1958 festgelegt. 

Welche Produkte stehen auf der Liste vom 15. April 1958, auf die in Artikel 296 Absatz 
1 Buchstabe b) verwiesen wird? 

Antwort 

(27. September 2001) 

Artikel 296 Absatz 1 Buchstabe b des EG-Vertrags findet auf die nachstehend 
aufgeführten Arten von Waffen, Munition und Kriegsmaterial, einschließlich 
Kernwaffen, Anwendung: 

1. Handfeuerwaffen, auch automatisch, wie Gewehre, Karabiner, Revolver, Pistolen, 
Maschinenpistolen und Maschinengewehre, mit Ausnahme von Jagdwaffen, 
Kleinkaliberpistolen und anderen Kleinkaliberwaffen mit einem Kaliber unter 7 
mm. 

2. Artilleristische Waffen, Nebel-, Gas- und Flammenwerfer, wie: 

a) Kanonen, Haubitzen, Mörser, Geschütze, Panzerabwehrwaffen, Raketenwerfer, 
Flammenwerfer, rückstossfreie Kanonen; 

b) Kriegsgeräte wie Nebel- und Gaswerfer. 

3. Munition für die unter 1 und 2 genannten Waffen. 

4. Bomben, Torpedos, Raketen und ferngesteuertes Kriegsgerät: 

2 Auszug ohne Erläuterungen und weitere Stellungnahmen; abrufbar unter http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2001:364E:0085:0086:de:PDF (17.04.2012). 
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a) Bomben, Torpedos, Granaten, einschließlich Nebelgranaten, Rauchtöpfe, 
Raketen, Minen, ferngesteuertes Kriegsgerät, Wasserbomben, Brandbomben; 

b) Apparate und Vorrichtungen für militärische Zwecke, eigens konstruiert für die 
Handhabung, das Scharfmachen, die Entschärfung, die Detonation und den 
Nachweis der unter a) aufgeführten Geräte. 

5. Feuerleitungsmaterial für militärische Zwecke: 

a) Flugbahnprüfungsgeräte, Infrarot-Zielgeräte und anderes Nachtzielmaterial; 

b) Entfernungsmesser, Ortungsgeräte, Höhenmesser; 

c) elektronische, gyroskopische, optische und akustische Beobachtungs-
vorrichtungen; 

d) Visiergeräte für Bombenabwurf und Höhenrichtwerke für Kanonen, Periskope 
für die in dieser Liste aufgeführten Geräte. 

6. Panzerwagen und eigens für militärische Zwecke konstruierte Fahrzeuge: 

a) Panzerwagen; 

b) Militärfahrzeuge, bewaffnet oder gepanzert, einschließlich Amphibienfahrzeuge; 

c) Panzerzüge; 

d) Militärfahrzeuge (Halbkettenfahrzeuge); 

e) Militärfahrzeuge zur Reparatur von Panzerwagen; 

f) besonders für den Transport der unter 3 und 4 aufgeführten Munition 
konstruierte Anhänger. 

7. Toxische oder radioaktive Wirkstoffe: 

a) biologische oder chemische toxische Wirkstoffe und radioaktive Wirkstoffe zur 
Vernichtung von Mensche3, Tieren oder Ernten im Kriegsfall; 

b) militärische Geräte zur Verbreitung, Feststellung und Identifizierung der unter a) 
aufgeführten Stoffe; 

c) Material zum Schutz gegen die unter a) aufgeführten Stoffe. 

8. Pulver, Explosivstoffe und flüssige oder feste Treibmittel: 

3 Eigene Anmerkung: Hier liegt offensichtlich ein redaktioneller Fehler vor; richtig sollte es heißen: 
Menschen. 
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a) Pulver und flüssige oder feste Treibmittel, besonders für die unter 3, 4 und 7 
aufgeführten Geräte entwickelt oder hergestellt; 

b) Explosivstoffe für militärische Zwecke; 

c) Brandsätze und Geliermittel für militärische Zwecke; 

9. Kriegsschiffe und deren Sonderausrüstungen: 

a) Kriegsschiffe aller Art; 

b) Sonderausrüstungen zum Minenlegen, Minensuchen und Minenräumen; 

c) U-Bootnetze. 

10. Luftfahrzeuge und ihre Ausrüstungen zu militärischen Zwecken. 

11. Elektronenmaterial für militärische Zwecke. 

12. Eigens für militärische Zwecke konstruierte Aufnahmeapparate. 

13. Sonstige Ausrüstungen und sonstiges Material. 

14. Teile und Einzelteile des in dieser Liste aufgeführten Materials, soweit sie einen 
militärischen Charakter haben. 

15. Ausschließlich für die Entwicklung, Herstellung, Prüfung und Kontrolle der in 
dieser Liste aufgeführten Waffen, Munition und rein militärischen Geräte 
entwickelte Maschinen, Ausrüstungen und Werkzeuge. 
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